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Jagdordnung. 
p. 13. April 1786 (Pil. S. Nr. XVII. S. 188). 


§. 1. Die Inhaber einer Wildbahn ſind berechtigt, in ihren 
Jagdbezirken alle Gattungen von Wild zu hetzen, oder zu füttern; 
auch in was immer für einem Alter zu allen Jahreszeiten, wenn 
es ihnen gefällig, zu fangen, zu ſchießen, zum eigenen Genuſſe 
zu verwenden, oder zu verkaufen. 

§. 2. Jeder Beſitzer einer großen oder kleinen Jagd hat wei⸗ 
ters die Freiheit, in Wäldern, Auen oder Gebüſchen Faſane 
einzuſetzen, Haſen und anderes Wild in ſeinem Bezirke mit Hun⸗ 
den zu jagen oder zu hetzen, in ſo ferne dieſes ohne Beſchädigung 
was immer für eines Grundeigenthümers geſchieht. 

$. 3. Schwarzwild darf nur in geſchloſſenen, und gegen 
allen Ausbruch gut geſicherten Thiergärten gehalten werden, an⸗ 
ſonſt es außerhalb denſelben jedermann zu allen Jahreszeiten er⸗ 
laubt wäre, dasfelbe wie Wölfe, Füchſe und ein anderes ſchäd— 
liches Raubthier zu ſchießen, oder ſonſt auf eine Art zu erlegen. 
Sollten ſich Jagdinhaber oder Jäger widerſetzen, ſo würden ſie 
25 Dukaten Strafe zu erlegen, und allen durch das ausgebrochene 
Stück verurſachten Schaden zu erſetzen haben. 

§. 4. Jeder Jagdinhaber iſt befugt, das Wild, welches 
ſeinen Bezirk betritt, auf alle mögliche, ihm ſelbſt gefällige Art 
zu fangen oder ſonſt zu erlegen. 

$. 5. Ein in der eigenen Wildbahn angeſchoſſenes und ver- 
wundetes Wild, das in eine fremde Wildbahn überſetzt, darf 
daher nicht verfolgt werden, ſondern ſteht dem Beſitzer derjenigen, 
in die es ſich gezogen, frei, mit demſelben wie mit ſeinem Eigen⸗ 
thume zu ſchalten. 

$. 6. Fangeiſen, Schlingen und Wolfsgruben zu legen 
wird zwar jedem in ſeiner Wildbahn geſtattet; zu Verhütung 
alles Unglücks aber ſollen dabei ſolche Zeichen aufgeſteckt wer⸗ 
den, die von jedermann leicht erkannt und wahrgenommen wer⸗ 
den können. 

§. 7. Wo in einem Walde die hohe Wildbahn und das Ge 
jagd verſchiedenen Parteien gehören, wird es immer zuträglicher 
ſein, wenn zwiſchen beiden ein Abkommen getroffen, und das 
Reißgejagd von dem Inhaber der hohen Bahn entweder ganz ab» 
gelöſt, oder in Pacht genommen werde. Wofern aber der Inhaber 
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der kleinen Jagd ſolche ſelbſt benützen wollte, iſt er verpflichtet, 
ſich jederzeit mit dem Eigenthümer der hohen Bahn oder deſſen 
Jägern einzuverſtehen, um fein Jagdrecht von Fall zu Fall ger 
meinſchaftlich mit denſelben auszuüben, und auf dieſe Art den 
Schaden in der hohen Wildbahn zu verhüten. 

§. 8. Die hohe Wildbahn und das Reißgejagd können nach 
Belieben verkauft oder verpachtet werden. Jedoch mit Ausſchluß 
des Bürger- oder Bauernſtandes, daher auch Jagdbarkeiten, 
welche Städte oder Märkte als obrigkeitliches Recht beſitzen, 
durch Verſteigerung an den Meiſtbietenden zu verkaufen, oder 
von Zeit zu Zeit zu verpachten ſind, wobei wider die Licitanten 
kein Einſtandrecht Platz greifen könne. 

§. 9. Jedermann iſt berechtigt, ſeinen Wald und Wieſen 
nach der beſtehenden Waldordnung zu benutzen, und keinem Jager 
geſtattet, in kaiſerlichen Revieren zu graſen, Vieh zu weiden, 
oder ſich das ſogenannte Proßholz zuzueignen. 

9. 10. Auch in Anſehung des Viehtriebes in die Wälder und 
Auen verbleibt es bei dem, was hierüber in der Waldordnung 
bereits vorgeſchrieben iſt. Zum Holzklauben aber haben die För- 
ſter den armen Unterthanen die Waldbezirke auszuzeichnen, und 
in der Woche eigene Tage dazu zu beſtimmen, außer denen es 
weder zu geſtatten, noch unter dieſem Vorwande jemand im 
Walde zu dulden iſt. 

§. 11. Die Kreisämter haben darauf zu ſehen, daß die Jagd⸗ 
inhaber das Wild zum Nachtheile der Kultur nicht übermäßig 
hegen; widrigen Falls find fie ohne Nachſicht zur verhaͤltnißmä⸗ 
ßigen Verminderung desſelben anzuhalten. 

§. 12. Jeder Grundeigenthümer iſt befugt, ſeine Gründe, 
ſie mögen in oder außer den Waldungen und Auen ſein, wie auch 
dieſe Waldungen ſelbſt mit Planken oder Zäunen von was immer 
für einer Höhe, oder mit aufgeworfenen Gräben gegen das Ein- 
dringen des Wildes und den daraus folgenden Schaden zu ver: 
wahren. Doch ſollen ſolche Planken, Zäune und Gräben nicht 
etwa zum Fangen des Wildes gerichtet fein. Auch find bei Ge 
genden an Wäſſern alle 500 Schritte in den Planken oder Zäunen 
Thöre zu machen, damit bei großer Anſchwellung des Waſſers 
ſich das Wild durch dieſelben retten könne. 

§. 13. Jedermann iſt befugt, von ſeinen Feldern, Wieſen 
und Weingärten das Wild auf was immer für eine Art abzutrei⸗ 
ben. Sollte bei einer ſolchen Gelegenheit ein Wildſtück ſich durch 
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das Sprengen verletzen oder zu Grunde gehen, ſo iſt der Jagd— 
inhaber nicht befugt, dafür einen Erſatz zu fordern. 

§. 14. Auf Saaten, angebauten Grundſtücken von was immer 
für einer Art, und vor geendigter Weinleſe in Weingärten iſt 
weder den Jagdinhabern noch den Jägern erlaubt zu jagen, zu 
treiben, oder nur mit einem Vorſtehhunde darauf zu ſuchen, ſelbſt 
nicht unter dem Vorwande den Eiern und Neſtern von Faſanen 
und Repphühnern nachzuſehen. Wenn ein Jagdinhaber dieſes 
Verbot übertritt, ſo iſt er mit 25 Dukaten zu beſtrafen, welche 
das Kreisamt einzutreiben, und demjenigen, auf deſſen Grund 
die Uebertretung geſchehen, zuzuſtellen hat. Die gemeinen Jager 
aber ſind mit einem dreitägigen Arreſte bei dem Richter der Ge— 
meinde zu beſtrafen. 

$. 15. Alle Wildſchäden, fie mögen in landesfürſtlichen oder 
Privat⸗Jagdbarkeiten, an Feldfrüchten, Weingarten oder Obſt⸗ 
bäumen geſchehen, müſſen den Unterthanen, nach Maß des er- 
littenen Schadens, ſogleich in Natura oder in Geld vergütet 
werden. Daher alle derlei Beſchädigungen zur Zeit, da ſie noch 
ſichtbar find und beurtheilt werden können, der Obrigkeit anzu⸗ 
zeigen, welche alsdann durch unparteiiſche Männer der nämlichen 
oder der nächſten Gemeinde den Schaden ſchätzen zu laſſen, und 
um deſſen Beſichtigung beim Kreisamte anzulangen hat. Zu 
dieſer Beſichtigung hat das Kreisamt bei landesfürſtlichen Jagd— 
barkeiten den nächſten kaiſerlichen, bei Privaten aber den Jäger 
der Herrſchaft dieſes Bezirkes beizuziehen, den Betrag des Scha— 
dens zu beſtimmen, und denjenigen, welcher die Vergütung zu 
machen hat, zur Bezahlung anzuhalten. 

$. 16. Ueberhaupt ſoll die Jagdbarkeit nicht verhindern, daß 
zur Beförderung der Landeskultur jedermann, der in einem lan— 
desfürſtlichen oder Privatwalde Gründe beſitzt, dieſelben unbe: 
ſchraͤnkt genießen, folglich darauf Wohnungen und Wirthſchafts⸗ 
gebäude erbauen, Wieſen von Unkraut reinigen, ohne alles 
Hinderniß abmähen, und ſein Vieh zur beſtimmten Zeit darauf 
weiden könne. Nur dürfen bei dieſer Grundbenützung weder die 
Waldordnungs⸗ noch Polizei- und Sicherheitsgeſetze übertreten 
werden. Daher muß jederzeit, wenn einzelne Hütten, Häuſer 
oder andere Gebäude in Auen, Waldungen oder andern von 
Dörfern entfernten Ortſchaften errichtet werden ſollen, der ohne— 
hin beſtehenden Verordnung gemäß die Bewilligung durch das 
Kreisamt eingeholt werden. 
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§. 17. Hingegen ſollen auch die Eigenthümer der Jagdbarkeit 
gegen alle Beeinträchtigungen ihrer Rechte geſchützt, und da die 
Walddieberei und das Raubſchießen in ſo mancher Beziehung 
ſelbſt der öffentlichen Sicherheit gefährlich iſt, derſelben auf alle 
Art vorgebaut werden. In dieſer Abſicht konnen Hunde, welche 
in einem Walde oder Felde jagen, von den Jägern des Jagdinha⸗ 
bers erſchoſſen werden. Nur ſind darunter diejenigen Hunde nicht 
verſtanden, welche die Hüter zur Abtreibung des Wildes zu halten 
berechtiget ſind. k 

$. 18. Niemand darf in einer fremden Wildbahn, außer auf 
der Straße oder dem Fußſteige bei der Durchreiſe ſich mit einem 
Gewehre, Fang- oder Hetzhunde betreten laſſen. Die Uebertreter 
dieſes Verbotes werden eingezogen und beſtraft werden. 

$. 19. Wer ein zu Grunde gegangenes Wild findet, kann 
ſich dasſelbe keineswegs zueignen, ſondern hat dem Jagdinhaber 
davon die Anzeige zu machen. 

$. 20. Ueberhaupt iſt fremdes Wild, von was immer für 
einer Gattung, zu fangen oder zu ſchießen einem Diebſtahle gleich. 
Daher die Wildſchützen wie andere Diebe betrachtet, von den 
vorgeſetzten Gerichten nach den Criminalgeſetzen behandelt, und 
je nachdem das geſtohlene Wild an Werth beträgt, oder das Ver⸗ 
brechen wiederholt, oder dabei Gewaltthätigkeiten ausgeübt und 
Schaden verurſacht worden iſt, beſtraft werden ſollen. 

§. 21. Wer überführt wird, einen ihm bekannten Raub- oder 
Wildſchützen verhehlt zu haben, ſoll wie ein Wilddieb eingezogen 
und dem Gerichte überliefert werden. 

$. 22. Ebenfalls wird derjenige, der wiſſentlich von einem 
Wildſchützen Wildpret gekauft zu haben, überzeugt würde, geſtraft 
werden. 

$. 23. Wer hingegen einen Wildſchuͤtzen entdeckt, erhält 
12 fl. zur Belohnung, welche der Jagdinhaber zu zahlen hat. 
| $. 24. Der Einbringer eines Wildſchützen erhält 25 fl., wel⸗ 
che Taglia ebenfalls der Jagdinhaber zu bezahlen hat; welchem 
hingegen auch die Geldſtrafe, welche dem Uebertreter der Jagd— 
geſetze in ihrem Bezirke zuerkannt wird, anheimfällt. Bei dem 
Bauernſtande hat jedoch keine Geld-, ſondern nur körperliche 
Strafe Statt. 

$. 25. Wenn in einer Wildbahn ein bewaffneter Wildſchütz 
auf Zurufen dem Jäger ſich nicht ergibt, ſondern zur Wehre ſtellt, fo 
iſt ihnen erlaubt, ihrer Selbſterhaltung wegen, auf ihn zu ſchießen. 


| 
1 
| 


Monate November, oder wenigſtens zeitlich genug im Dezember 


Jagdordnung. 437 


§. 26. Uebrigens wird allen Obrigkeiten zur Pflicht gemacht, 
diejenigen, welche einem Wilde unbefugt nachſtellen, ſolches fan— 
gen oder ſchießen, auszuforſchen, als Diebe einzuziehen und dem 
Gerichte zu übergeben. 

$. 27. Bei gegründetem Argwohne, daß ein Wild unerlaub— 
ter Weiſe gefällt worden, werden die Jagdinhaber angewieſen, 
ſich an die Ortsobrigkeiten oder Richter zu wenden, damit ſie die 
zur Auffindung des corporis delieti allenfalls nöthige Unterſu— 
chung in den Häufern vornehmen, welche aber den Jagdinhabern 
ſelbſt oder ihren Jägern unterſagt iſt. 

$. 28. Die Jagdinhaber ſtehen in dieſer Eigenſchaft, und in 
Fällen, die in dieſes Geſetz einſchlagen, unter den Kreisämtern, 
in Juſtizfällen aber unter ihrer ordentlichen Rechtsbehörde. 

§. 29. Im Allgemeinen aber haben über die Beobachtung 
dieſes Geſetzes die Landesſtellen, Kreisämter, Obrigkeiten und 
Dorfrichter zu wachen, und die Uebertreter zu beſtrafen. 

§. 30. Daher auch das k. k. Oberſt-Jägermeiſteramt künftig 
keine Jurisdiction über Privatjagden auszuüben hat. 


C. 30. Maͤrz 1804. Ged. (Pill. S. Nr. XVIII. S. 24.) 

Den ungelernten Jaͤgern wird das Tragen der Jägerlivree 
unter Geldſtrafe des Dienſtherrn von 100 bis 200 fl., des Die— 
ners mit einem drei» bis achttägigen Polizeihausarreſte u. ſ. w. 
verboten. 

G. 20. Nov. 1806, 3. 47688, 

Es wird dem Kreisamte zur Vermeidung aller Irrungen 
bedeutet, daß es bei der zweimaligen Abhaltung der Treibjagden 
im Jahre, und zwar der erſten im April, ſein Verbleiben habe, 
daß aber die zweite Treibjagd nach Umſtänden allenfalls auch im 


abhalten zu laſſen ſei, damit jedenfalls längſtens bis 24. Dezem- 
ber eines jeden Jahrs die Anzeige über deren Ausſchlag unfehlbar 
anher gelangen, und von hier die Anzeige über den Ausſchlag 
mit Ende Dezember der höchſten Behörde gemacht werden konne. 
H. 27. Aug. 1812; G. 2. Okt. 1812, 3. 38383. 

$. 1. Se. Majeſtät haben vernommen, daß Beſitzer von 
Herrſchaften, Pachter und auch Beamte ſich erlauben, an Sonn- 
und Feiertagen Bor: und Nachmittags Jagden, ja ſelbſt Treib⸗ 
jagden zu halten. Da hierdurch von vielen der Gottesdienſt, 
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wenn nicht ganz, doch zum Theile vernachläſſiget, en aber 
die Jugend vom Beſuche der Predigt und der Sonntagsſchule 
abgehalten wird, fo wird nach der ausdrücklich bezogenen h. Vdg. 
dem Kreisamte aufgetragen, ſtreng darüber zu wachen, daß derlei 
Jagden abgeſtellt werden. 

§. 2. Da ferner beobachtet wird, daß Sr. Majeſtät h. An⸗ 
ordnung, welche dem Kreisamt unterm 11. Aug. 1808, 3.35387, 
kund gemacht worden iſt, und wornach ſowohl landesfürſtliche 
Beamte, als auch die Magiſtrats- und andere obrigkeitliche Per⸗ 
ſonen beim öffentlichen Gottesdienſte in ihren Pfarreien an Sonn⸗ 
und Feiertagen zu erſcheinen haben — außer Acht gelaſſen und 
nicht befolgt werde, ſo wird ſelbe mit dem Beiſatze in Erinnerung 
gebracht, daß wegen der genauen Befolgung ſowohl an fämmt- 
liche landesfürſtliche Beamte, als auch an die Magiſtrate und 
Ortsobrigkeiten eine nachdrückliche Ermahnung zu erlaſſen ſei. 

F. 3. Da endlich durch die Abhaltung der Jahrmärkte an 
Sonn: und Feiertagen, und durch Zuführung des Holzes und 
anderer Feilſchaften an dieſen Tagen, mit Ausnahme einiger 
Eßwaaren, deren Veräußerung bis zur neunten Vormittagsſtunde 
bewilliget iſt, vorzüglich das Landvolk zur Entheiligung der Sonn⸗ 
und Feiertage verleitet, und von der Beiwohnung des öffentlichen 
Gottesdienſtes abgehalten wird, ſo wird den Kreisämtern aufge— 
tragen, die hierortige Circular-Vdg. vom 5. Okt. 1804, 3. 35451, 
republiciren zu laſſen, die dießfalls wahrgenommenen Mißbräuche 
abzuſtellen, und über die genaue Befolgung der höchſten Anord— 
nungen zu wachen. (Republicirt am 16. Sept. 1826, G. Z. 54127; 
Pr. G. S. 156. S.) 


Jahrmarkts-Polizei. 
G. 29. Juni 1801, Z. 24959. 

Das Kreisamt hat allgemein kund zu machen: daß es hier— 
mit ſtrenge verboten werde, rotzige oder kratzige Pferde auf Jahr: 
märkte zu bringen. Der Eigenthümer eines ſolchen Pferdes, 
welcher damit auf einem Markte betreten werden ſollte, wird, 
nebſt Vertilgung des Pferdes, mit einer Geldſtrafe von 20 fl. 
geahndet werden, wovon die eine Hälfte dem Anzeiger, die an- 
dere dem Kreispolizeifonde zuzukommen hat. Die Obrigkeiten 
haben über jeden Uebertretungsfall nach vorläufiger ordentlicher 
Erhebung zur Beſtrafung des Schuldtragenden mit Freilaſſung 
der Berufung an das Kreisamt ihr Amt zu handeln. 


g- > 


| 


Sefuiten. 489 

G. 17. Aug. 1821, 3. 40232 (P. G. S. III. 122). f 
Die Abhaltung der Jahrmaͤrkte an Sonn: und Feiertagen 

wird ſtrengſtens verboten. 

G. 2. Mai 1828, 3. 25567 (p. G. S. X. 134). 

Aus Anlaß des erhobenen Zweifels, welche Gattungen Feil— 
ſchaften auf Wochen- und welche auf Jahrmärkten veräußert 
werden dürfen, und der ſich erbetenen Belehrung, iſt mit hohem 
Hofkanzleidekret vom 3. April l. J., 3. 7355, hierher bedeutet 
worden, daß zwar der Regel nach die Wochenmaͤrkte vorzüglich 
für den Verkauf der Viktualien und der nothwendigſten Lebens— 
bedürfniſſe — die Jahrmärkte hingegen zum Verkehr mit allen im 
Handel erlaubten Artikeln und Gewerbs-Erzeugniſſen beſtimmt 
ſeien, daß aber dieſe Regel nach der Natur der Sache, einer zwei— 
fachen Ausnahme unterliege: 

1. Weil ſchon mit der, allen Länderſtellen am 27. Dezember 
1786 eröffneten a. h. Entſchließung vorgeſchrieben iſt, daß auf 
Jahr- und Wochenmärkten Jedermann das gleiche Recht einge— 
ſtanden werden ſoll — Viktualien, rohe Materialien — halb und 
ganz fertige Waaren, nach jedes Orts Markt-Befugniß 
zu kaufen, und zu verkaufen; und 

2. weil es Fälle geben kann, wo ſchon das Gebot der Noth- 
wendigkeit eine Ausnahme rechtfertiget, wenn nämlich eine Waare 
in dem Marktorte gar nicht, oder nicht von derſelben Art, oder 
auch nicht in zureichender Menge verfertigt wird. 

Dieſe hohe Entſchließung wird den k. k. Kreisämtern zur Wif: 
ſenſchaft und Beobachtung in vorkommenden Fällen bekannt ge— 
geben. 


Jeſuiten. 
G. 5. Dez. 1827, 3. 81296 (P. G. S. IX. 464.) 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Kabinetſchreiben vom 
18. v. M. laut H. vom 22. Nov. d. J. folgendes wörtlich anzu⸗ 
ordnen geruhet: i 

»In der Hoffnung, daß die in Meinem Königreiche Galizien 
aufgenommenen Jeſuiten bei dem Unterrichte und bei der Erziehung 
der Jugend, fo wie auch bei der zeitweiſen Aushilfe in der Seel⸗ 
ſorge nützliche Dienſte leiſten, dem Unglauben und der Sittenloſig⸗ 
keit heilſame Schranken ſetzen, ihre Schüler und Zöglinge zu guten 
Chriſten und treuen Unterthanen bilden, und eben dadurch zur 


wahren Kultur und zum Glücke Meiner Unterthanen beitragen 
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werden, will Ich auf ihre allerunterthänigfte Bitte geſtatten, daß 
ſie in Meinem Königreiche Galizien ihren Ordensſtatuten und 
ihren darauf abgelegten Gelübden gemaͤß leben können.“ 

»Ich erlaube daher, 

1. daß fie mit ihrem Ordensgenerale, in fo fern es die innere 
Leitung des Ordens nach den von der Kirche gut geheißenen Statu⸗ 
ten betrifft, zur Aufrechthaltung der Disciplin in ungeſtörter Ver⸗ 
bindung bleiben dürfen. 

Was jedoch 

2. die prieſterlichen eee die Abhaltung des Got⸗ 
tesdienſtes, das Predigen, Beichthören, die zeitweiſe Aushilfe in 
der Seelſorge betrifft, ſo ſollen die Jeſuiten den Biſchöfen unter⸗ 
worfen ſein, ſo daß nur die innere Leitung des Ordens und die 
Handhabung der Disciplin nach den Ordensſtatuten den Ordens⸗ 
oberen obliegen ſoll.“ 

A. h. E. 27. Sept. 1833; H. 3. Okt. 1833, 3. 245935 G. 27. Okt. 1838, 
3. 63488 (P. G. S. XV. 292). 

Se. Majeftät geftatten für dermalen, daß in Galizien durch 
Prieſter der Geſellſchaft Jeſu Miſſionen abgehalten werden, wenn 
die Ordinarien dieſelben heilſam finden, und die zu dieſen Ge⸗ 
ſchäften geeigneten Prieſter vom P. Provinzial verlangen. Die 
Zeit und den Ort dieſer Miſſionen haben die Ordinariate zu be- 
ſtimmen, unter deren Aufſicht und Leitung dieſe Miſſionen auch 
Statt zu finden haben. 

Die Abhaltung der Miſſionen haben die Ordinarien vorhinein 
dem Gubernium anzuzeigen, welches, wenn nicht beſondere Be⸗ 
denken obwalten, welche der allerhöchſten Schlußfaſſung zu un⸗ 
terziehen wären, dieſe Abhaltung nicht zu verweigern, wohl aber 
die politiſchen Behörden, die es betrifft, zur Aufrechthaltung 
polizeilicher Ordnung davon in Kenntniß zu ſetzen hat. 

Ueber den Erfolg dieſer Miſſionen hat der Ordinarius, in 
deſſen Diözeſe ſie Statt gefunden haben, an deren Schluſſe in 
jedem Jahre die Anzeige an das Landes- Präfidium zu machen, 
von welchem Sie mit den eigenen Wahrnehmungen Sr. Majeſtät 
im Wege der vereinigten Hofkanzlei vorzulegen iſt. 

St. H. C. 16. April 1836, 3. 1974; G. 14. Okt. 1837, 3. 67801 (P. G. 
S. XIX. 688). 

Se. k. k. Maj. haben den Jeſuiten in Bezug auf die denſel⸗ 

ben anvertrauten Lehranſtalten zugeſtandenen Begünſtigungen auch 


% 


Induſtrieprivilegium. 441 


zu geftatten geruhet, daß fie ihre theologiſchen Ordensſtudien, fo wie 
die von ihnen beſorgten philoſophiſchen und Gymnaſialſchulen nach 
ihrer ratio studiorum, jedoch unter der Bedingung einrichten, 
daß ſie ſich, was den Umfang und die Ordnung der in dieſen 
Lehranſtalten vorzutragenden Lehrgegenftände betrifft, an die hier: 
über für die öffentlichen Schulen beſtehenden, oder noch zu er— 
laſſenden landesfürſtlichen Vorſchriften in der Art halten, daß 
nicht bloß die aus ihren Schulen Austretenden dasſelbe gelernt 
haben, was in den übrigen Schulen gelehrt wird, ſondern daß 
auch der Uebertritt von einer dieſer Anſtalten ohne Nachtheil des 
Uebertretenden Statt finden könne. 

Ferner haben Se. Majeftät geſtattet, daß in dieſen Schulen 
in der Regel nur nach der Jahresprüfung den Schülern Zeugniſſe 
ausgeſtellt werden, mit dem Vorbehalte nämlich, diejenigen, wel- 
che etwa nach dem erſten Semeſter zu einer andern Lehranſtalt 
übertreten, beſonders zu klaſſificiren, und mit Zeugniſſen zu ver⸗ 


ſehen. 
Jetton. 
C. 21. Aug. 1807, 3. 84409. Ged. (Pill, S. Nr. XLV. S. 143.) 

Es wird die beſtehende h. Vorſchrift: daß die Jettons oder 
ſogenannten Spielmarken weder das Bildniß eines regierenden 
oder abgelebten Fürſten, noch ein Zeichen einer öffentlichen Macht 
enthalten dürfen, mit dem Beiſatze wiederholt bekannt gemacht, 
daß im Uebertretungsfalle die Confiscationsſtrafe der vorfindigen 


Spielmarken erfolgen werde. ' 


IJInduſtrialvereine. 
H. 14. Febr. 1838, 3. 3256; Gub. 3. 17199 aus dem J. 1838. 
Inſtruktion über die Errichtung von Induſtrialvereinen. 


In duſtrieprivilegium. 
P. 31. März 1832 (p. G. S. XIV. 282). 

(NB. Dieſes weitlaͤufige Patent handelt: 1) Von dem Ge: 
genſtande der ausſchließenden Privilegien; 2) von den mit den 
ausſchließenden Privilegien verbundenen Vortheilen und Befug⸗ 
niſſen; 3) von den Privilegientaxen ); 4) von dem Anfange, der 
Dauer, dem Umfange, der Kundmachungsart und Erlöſchung der 
ausſchließenden Privilegien; 5) von der Einregiſtrirung der Privi⸗ 


legien; 6) von dem Verfahren bei entſtehenden Streitigkeiten, und 


2) ſ. P. 27. Jan. 1840, $. 206 u. ſ. w. und C. 1. Sept. 1840, 3.46244, 6. 4. 
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von der Straffanction.) _ Da in Galizien äußerft ſelten oder nie 


um die Verleihung ſolcher Privilegien ſich beworben wird, fo dürfte 
es zum Behufe des praktiſchen Gebrauches in höchſt ſeltenem Falle 
— genügen, bloß das Formular eines Geſuches um eine ſolche 
Verleihung beizufügen. 
Formular A. 

Löbliches (hier iſt das Kreisamt, an das man ſich zu wen⸗ 
den hat, zu nennen). 

N. N. (Tauf⸗, Zuname, Charakter, Wohnort des oder der 
Privilegienwerber) zeigt (zeigen) hiermit geziemend an, eine neue 


Entdeckung (Erfindung, Verbeſſerung) gemacht zu haben, welche 


in der Weſenheit darin beſteht, daß: 

(Hier hat die Darſtellung derſelben zu folgen.) 

Die genaue Beſchreibung davon nach der Vorſchrift des §. 3 
des P. v. 31. März 1832 entworfen liegt bei. 

(Wenn der Privilegiumswerber die Geheimhaltung der verſie— 
gelten Beſchreibung wünſcht, ſo bat er dieß beizuſetzen, und wenn 
Zeichnungen, Modelle, Mufter ꝛc. ꝛc. zugleich beigebracht werden, 
iſt dieſes mit genauer Angabe der Anzahl der Stücke anzuſetzen.) 

Auf dieſe angezeigte und vorfchriftmäßig beſchriebene Ent⸗ 
deckung (Erfindung, Verbeſſerung), welche der (die) obgedachte (n) 
und unterzeichnete en) Privilegiumswerber nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen für privilegirbar und neu nach den Beſtimmungen der 
$$. 2 und 25 des gedachten P. und folglich auf feine (ihre) Gefahr 
und Verantwortung zur Erlangung eines ausſchließenden Privi« 
legiums geſetzmaͤßig geeignet hält (halten), ſucht derſelbe (ſuchen 
dieſelben) hiermit um ein ſolches Privilegium auf die angezeigte 
Entdeckung (Erfindung, Verbeſſerung) in der Art, wie ſie in der 
angeſchloſſenen verſiegelten Beſchreibung dargeſtellt iſt, unter den 
geſetzmäßigen Klauſeln und Bedingungen auf .... Jahre an, zu 
welchem Ende die entfallende Privilegientare mit .... Gulden 
C. M. entrichtet, und um die Ausfertigung des ämtlichen Certi⸗ 
ficatö zur Sicherſtellung meiner Cunferer) Prioritätsanſprüche an⸗ 
gelangt wird. 

(Ort, Jahr und Tag der Ausfertigung dieſer Anzeige.) 

. Unterſchrift (en). 
H. 30. März 1840, 3. 13084; G. 20. Mai 1840, 3. 26248. 

Die Streitigkeiten zwiſchen zwei ausſchließenden Privilegia- 
ten über die Identität des Jedem aus ihnen zugeſtandenen Erfin⸗ 
dungsprivilegiums gehören vor den Civilrichter zur Entſcheidung. 


. * 
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Hfkmrd. 18. Mai 1840, 3. 17791; G. 15. Juni 1840, 3. 37009. 

Der oberſte Gerichtshof iſt erſucht worden, die Juſtiz⸗ 
behörden anzuweiſen, daß in jedem ſpeziellen Falle, wo die An- 
nullirung eines beſtehenden ausſchließenden Privilegiums wegen 
Identität mit einem früher ertheilten Privilegium gerichtlich aus⸗ 
geſprochen worden und das dießfällige richterliche Erkenntniß zur 
Rechtskraft erwachſen iſt, die betreffende politiſche Behörde hievon 
in Kenntniß geſetzt werde, damit von der letzteren ſodann die 
weiteren Amtshandlungen getroffen werden können. 

H. 5. Juni 1840, 3. 22624; G. 27. Juni 1840, 3. 41874 (zum 6. 26 des P.) 

Friſt zum Recurſe an die höheren politiſchen Behörden 


gleichwie in Gewerbsſachen — ſechs Wochen. 


Inſtallation. 
H. 23. Jan. 1812; G. 14. Aug. 1812, 3. 5890. 

Bei Seelſorgerſtationen, wo die Dotation in bloßen Geld— 
einkünften beſteht, iſt keine Inſtallation in die Temporalien nöthig. 
Bei Seelſorgerſtationen, wo zugleich eine Real⸗Dotation, es ſei von 
Grundſtücken, Zehenten oder Unterthanen, beſteht, iſt eine Tem— 
poralien » Inftallation für den Seelſorger, der die Pfarre antritt, 
und für die Erhaltung des fundi nöthig. Dieſe Temporalien⸗ 
Inſtallation iſt nach der bisherigen Obſervanz auch ferner, jedoch 
ſogleich beim Antritte der Pfarrer, und mit genauer Durchſehung 
oder Errichtung des Inventariums vorzunehmen. 

G. 13. Dez. 1819, 3. 60898 (p. G. S. I. 448). 

Den Conſiſtorien wird aufgetragen, den unterfiehenden De— 
chanten zur Pflicht zu machen, bei Unterfertigung der über die 
Inſtallation ad Spiritualia von Pfarrern und Localcaplanen aus⸗ 
gefertigt werdenden Reverſe immer den Inſtallationstag deutlich 
und beſtimmt der Beſtatigungsklauſel beizuſetzen. 

G. 21. Sept. 1835, 3. 51344 (p. G. S. XVII. 631.) 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Anſtandes wird zur Norm 
feſtgeſetzt: daß für den Fall, wenn die geiſtliche Inſtallation eines 
neuen Curaten gleichzeitig mit der Intromiſſion desſelben ad tem- 
poralia vorgenommen wird, den vorgeſchriebenen Inſtallationsrevers 
der Dechant oder der zur Inſtallation delegirte geiſtliche Commiſſaͤr 
von dem neuen Curator abzufordern, ſolchen vorfchriftmäßig zu 
clauſuliren, und ſogleich dem zur Uebergabe delegirten politiſchen 
Commiſſaͤr, gegen Beſcheinigung und Vorlegung an das Kreis: 


N 
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amt, zu übergeben habe; wenn jedoch, was meiſtens der Fall iſt, 
die geiſtliche Inſtallation nicht gleichzeitig mit der Temporalien⸗ 
Uebergabe geſchieht, ſondern die geiſtliche Inſtallation vorangeht, 


der Inſtallations-Commiſſär dieſen Revers vorfchriftsmäßig clau⸗ 


ſulirt an das betreffende Kreisamt abzuſenden habe. 

Uebrigens iſt dießfalls alldasjenige genau zu beobachten, was 
mit der Normal- Vorſchrift vom 13. Dez. 1819, 3. 60898, be: 
ſtimmt worden iſt. 


Irrenanſtalt. 
A. h. E. 28. Juni 1821; H. 8. Juli 1824, 3. 19778; G. 30. Juli 1823, 

Z. 43095 (P. G. S. VI. 138). 

Gemeinden werden von Entrichtung der Verpflegsgebühren 
für die in öffentlichen Irren anſtalten unterbrachten armen, wahn— 
ſinnigen Gemeindeglieder gänzlich enthoben. 

G. 24. Sept. 1824, 3. 45783 (P. G. S. VI. 172). 

Inſtruction über die Behandlung der in das Lemberger all⸗ 
gemeine Krankenhaus aufzunehmenden Irren und Gemüthskran⸗— 
ken (Erneuert am 12. Juni 1827, 3. 34441, Pr. G. S. IX. B. 
264 S.). r 
G. 19. Juli 1828, 3. 46632 (P. G. S. X. 254). f 

Inſtruction über die Behandlung der hierlandes erkrankten 
Ungarn im Allgemeinen, und der mit Wahnſinn behafteten ins— 
beſondere. Erſtere ſollen, wenn fie mittellos find, in die Spitä- 
ler unentgeltlich aufgenommen werden. 


Judenordnung. 
P. 7. Mai 1789. Ged. (Pill. S. Nr. XLIV. S. 90.) 

Im allgemeinen ſoll die galiziſche Judenſchaft von nun an 
in Rechten ſowohl als Pflichten vollkommen, wie andere Unter— 
thanen, angeſehen, insbeſondere aber von den Verordnungen, 
welche in Anſehung der Religionsübung, des Unterrichts, der 
Gemeindeverfaſſung, des Bevölkerungsſtandes, der Nahrungs⸗ 


wege, der politiſchen und Rechtsbehörden, und det Pflichten 


gegen den Staat beſtehen, die Anwendung auf folgende Art ges 
macht werden. . 
Religion. 

§. 1. Die geſammte Judenſchaft fol in Ausübung ihrer vä⸗ 
terlichen Religion und angeerbten Gebräuche, ſo weit ſolche 
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mit dem gegenwärtigen Geſetze und den allgemeinen Landesge⸗ 
ſetzen nicht im Widerſpruche ſtehen, durchaus frei und ungehin⸗ 
dert ſein. 

§. 2. Statt der bei mehreren Gemeinden beſtandenen Orts⸗ 
rabbiner ſoll von nun an in jedem Kreiſe nur ein ordentlicher Rab⸗ 
biner bei der in der Kreisſtadt beſtehenden Judengemeinde, oder 
wenn in der Kreisſtadt keine Gemeinde wäre, bei einer anderen 


zahlreicheren Judengemeinde des nämlichen Kreises beſtellt werden. 


Den übrigen Judengemeinden aber find allein ſogenannte Reli⸗ 
gionsweiſer oder Schulſinger geſtattet. 

8. 3. Der Kreisrabbiner hat die Aufſicht über die Religions⸗ 
weiſer oder Schulſinger des ganzen Kreiſes, und fertiget den 
Amtswerbern nach vorhergegangener Prüfung das gewöhnliche 
Zeugniß ) aus. 

§. 4. Dem Kreisrabbiner bei ſeiner Gemeinde, wie dem Re⸗ 
ligionsweiſer und Schulſinger bei der ſeinigen, liegt ob: 

1. die Geburts⸗, Trauungs⸗ und Sterberegiſter der Juden⸗ 
gemeinde zu führen 2), und 
2. über die Schächter der Gemeinde die Aufſicht zu tragen. 
$. 5. Die Walt der Kreisrabbiner geſchieht an dem nämli⸗ 
) Die Prüfung und das Zeugniß iſt unentgeltlich (Therefian. Judenordnung 

vom 16. Juli 1776, II. Abſch. 2. Art. Hh. 4 und 5, und 5 Art. H. 1 und 2). 

Der Kreisrabbiner darf nur eine mäßige Schreibgebühr und den 
Stämpelbetrag für das Zeugniß nehmen (Generale zur Einführung der 
joſ. Juden⸗O.). 

2) Fernere Pflichten des Kreisrabbiners in Betreff des ganzen Kreiſes find: 

Die Entwerfung und Kundmachung derjenigen Bannflüche (Chairam) 
welche vorläufig die Regierung für giltig anerkannt hat, und die An⸗ 
zeige an das Kreisamt über heimlich verbreitete Bannflüche (Thereſ. 
Juden⸗O. II. Abſchnitt, 13. Artikel). 

Die Abnahme der Eide, welche in politiſchen Geſchäften in den Sy⸗ 
nagogen abgelegt werden müͤſſen (Lichterzundung- Patent vom 13. Sept. 
1810, $. 19, lit. b und c). 

Die Trauungen vorzunehmen, wozu ſie kein Religions-, ſondern nur 
das Staatsgeſetz verpflichtet (Allg. bürgerl. Gef. B. $. 127). 

Die geſetzlichen Vorſtellungen an jüdiſche Eheleute, die ſich ſcheiden 
oder trennen wollen, und die Ausſtellung des Zeugniſſes über die 
Fruchtloſigkeit derſelben (Allg. bürgerl. Gef. B., 65. 132—134). 

Welcher Rabbiner gar keine Geburts, Trauungs⸗ und Sterberegiſter 
führt, iſt mit einer Strafe von 10 Dukaten, wer ſie nur in hebräifcher 
Sprache führt, mit 5 Dukaten zu beſtrafen (P. v. 28. Aug. 1787, f. 4, 
Pill. S. 168 S.; — G. 90. Jänner 1807, 3. 1442). 
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chen Tage, auf eben dieſe Art, und für eben ſo lange Zeit, welche 
für die Wahl der Gemeindevorſteher in dem §. 18 vorgeſchrieben 
iſt, mit dem Unterſchiede, daß nur ein Rabbiner gewählt wird, 
daß derſelbe eben nicht aus der wählenden Gemeinde felbft ge- 
nommen werden muß, und daß, um vorher verſichert zu ſein, ob 
der gewählte die Stelle annehme, den Ausſchlag der Wahl erſt 
nach vier Wochen dem Kreisamte anzuzeigen nothwendig iſt. Nach 
Verlauf von ſechs Jahren, von der erſten Wahl an zu rechnen, 
welche nach Vorſchrift dieſer Patente geſchehen wird, iſt die 
Kenntniß des deutſchen Schulunterrichts, um zu dem Amte eines 
Rabbiners zu gelangen, als eine unumgänglich nöthige Eigen- 
ſchaft erforderlich ). 


) Die Candidaten für Rabbiner und Religionsweiſerſtellen Galiziens 
müſſen ſich über den Schulunterricht der drei Elementarclaſſen, und 
über die Preisämtlihe Prüfung aus dem Religionsbuche Bue Zion aus⸗ 
weiſen (H. 16. Dez. 1826, 3. 37724; G. 31. Dez. 1831, 3. 59711, 
P. G. S. XIII. 456). 

Sämmtlichen Judengemeinden des Kreiſes und jenen Ortsobrigkei⸗ 
ten, in deren Bezirke ſich Judengemeinden befinden, iſt zur genaueſten 
Darnachachtung bekannt zu machen, daß, gemäß eines im Jahre 1830 
erlaſſenen a. h. Befehls, vom 1. Sept. 1846 an, kein Rabbiner, Reli⸗ 
gionsweiſer oder Schulſinger mehr aufgenommen, und vom Kreisamte 
beſtätigt werden darf, welcher nicht die philoſophiſchen Studien, wor⸗ 
unter insbeſondere auch die Pädagogik, mit genügenden Fortgang an 
einer inländiſchen Lehranſtalt zurückgelegt hat. 

Dem Kreisamte wird zur Pflicht gemacht, die pünktliche Befolgung 
dieſer a. h. Anordnung ſeinerſeits auf das Genaueſte zu überwachen. 

Sollte beim Eintritt dieſes Termines bei einem mit den nun vorge⸗ 
ſchriebenen Kenntniſſen ausgeſtatteten Candidaten der Fall eintreten, 
daß ſeiner Wahlfähigkeit bloß etwa der Mangel des in dem Lichtauf⸗ 
ſchlagspatente vom 13. Sept. 1810, $. 16, lit. e vorgeſchriebenen Er⸗ 
forderniſſes der Zündung und Verſteuerung der daſelbſt feſtgeſetzten 
Anzahl Lichter entgegenſtehen würde, ſo hat das Kreisamt hierüber 
den wohlbegründeten Antrag zur weiteren Verananlaſſung anher zu 
erſtatten. 1 

Uebrigens fand die h. k. k. Hofkanzlei im Eingangs bezogenen De⸗ 
krete zu bemerken, daß hinſichtlich der Religionsweiſer, da über deren 
Aufnahme keine Anzeige erſtattet wird, eine Evidenzeinleitung noth⸗ 
wendig werde. Dem Kreisamte wird daher aufgetragen, den unterſte⸗ 
henden Judengemeinden mit Bezug auf dieſe Verordnung zu bedeuten, 
daß gleich von nun an, jede Aufnahme und jeder Austritt eines 
Religionsweiſers oder Schulſingers immer ſogleich dem Kreisamte zum 
Behufe der Ueberſicht angezeigt werden, vom 1. September 1846 an 
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§. 6. Wenn ein Kreisrabbiner während feiner Amtsführung 
ſtirbt, und bis zur allgemeinen Wahl noch mehr als vier Monate 
ſind, ſoll deſſen Platz inzwiſchen wieder beſetzt, und davon 
längſtens binnen ſechs Wochen dem Kreisamte die Anzeige ge: 
macht werden. 

§. 7. Die Religionsweiſer oder Schulſinger, der ſogenannte 
Schames und andere untere Diener der Gemeinde können von derfel- 
ben nach Gutbefinden beſtellt, müſſen aber immer aus derſelben 
gewählt, und nach Verhältniß der Stärke und Vermögensum⸗ 
ftände entweder ordentlich beſoldet, oder durch andere Vortheile 
jährlich belohnt, dieſe Belohnung aber muß genau beſtimmt, und 
von dem Kreisamte ſelbſt beftätigt werden. Auf gleiche Weife iſt 
die Beſoldung der Kreisrabbiner ) zu beſtimmen, und von dem 
Kreisamte zu beſtätigen; zu dieſer Beſoldung haben alle Ge 


aber jede derlei Ernennung vor deren Vollziehung dem Kreisamte zur 
Beſtätigung vorgelegt werden müſſe. 

Das Kreisamt hat ſeinerſeits ſogleich eine genaue Evidenz über ſaͤmmt⸗ 
liche bei allen Gemeinden des Kreiſes beſtehende Religionsweiſer und 
Schulſinger einzuführen, und ſelbe fortan zu erhalten (G. 7. Juli 1886, 
3. 17710; G. 10. Februar 1837, 3. 45422, P. G. S. XIX 36). 

) Nebſtbei beziehen die Rabbiner und Schulſinger Einſchreibetaxen für 
die Eintragung der Trauungen und Beerdigungen in die Matrikeln 
(H. 23. Sept. 1789, Z. 893). 

Dagegen iſt es ihnen auf das Ernſtlichſte verboten, jährlich beſtimmte 5 
Beiträge von den Familien unter dem Namen von Geſchenken, beſon⸗ 
dere Gebühren von Hochzeiten und Scheidungen, oder von den gottes⸗ 
dienſtlichen Schulverſammlungen für die hohen Feſte jährliche Taren abs 
zufordern (G. 1. März 1816, 3. 9551). 

Die thereſianiſche Juden⸗ 8. ließ rückſichtlich der Aufnahme des 
Schächters die in jedem Orte beſtehende Gewohnheit fortdauern * Ab⸗ 
ſchnitt, 5. Art.). 

Die Synagogen: und Schuldiener beziehen nebſt der re Beloh⸗ 

nung oder Beſoldung noch beſondere Genüſſe. So ward ihnen für je⸗ 
desmaliges Erſcheinen vor den Civilgerichten mit der Thora, zur Beeidi⸗ 
gung der Juden, eine Vergütung von 30 Kreuzern zugeſprochen, welche 
aber nicht die Gemeinde, ſondern nur jene Partei zu entrichten hat, 
auf deren Einſchreiten die Eidesabnahme verordnet worden (Zuſtizhof⸗ 
dekret vom 9. Sept. 1818, 3. 7193 und H. 28. Sept. 1818, 3. 20505). 

Zum Behufe der Matrifeln ward den Beſchneidern das Beſchneiden 
ohne Vorwiſſen des Rabbiners oder Schulſingers bei Geldſtrafe von 
einem Dukaten oder dreitägigem Arreſte verboten (Generale zur Ein⸗ 
führung der joſ. Juden⸗O.). 
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meinden des Kreiſes nach Verhältniß ihrer Vermögensumſtände 
beizutragen. N 

§. 8. Fremde im Lande herumziehende Prediger und Schul⸗ 
ſinger ſind bei keiner Gemeinde zuzulaſſen, ſondern als Landſtrei⸗ 
cher anzuſehen und zu behandeln. - 

§. 9. Gemeinden, welche zu ihren Religionsübungen eine 
Synagoge, oder ein zur Verrichtung des öffentlichen Gottesdien— 
ſtes beſtimmtes Privathaus haben, behalten dieſelbe, und wird 
ihnen geſtattet, fie auszubeſſern oder wieder neu zu erbauen. 

Auch wird das Kreisamt, wenn eine Gemeinde zahlreich 
genug, und die nöthigen Koſten zu tragen vermögend iſt, die 
Erbauung einer Synagoge erlauben. 

$. 10. Jeder Gemeinde iſt erlaubt, eine eigene Begräbniß⸗ 
ftätte oder ſogenannten Gottesacker zu haben, und dazu von ber 
Herrſchaft den Grund zu erkaufen ). 


1) Concentrirte Ortſchaften die keine eigenen Grabſtätten haben, müffen 
bei ſchwerer Strafe ihre Todten ohne Aufſchub auf die nächſte Grabſtätte 
ihrer Gemeinde bringen (Thereſ. Juden⸗O. II. Abſch. 9. Art. $. 2). 

Die Todtenbruderſchaften wurden aufgehoben, die Beerdigung der 
todten Juden unter die Aufſicht des Gemeindevorſtandes geſtellt, und der⸗ 
ſelbe dafür verantwortlich erklart, daß kein Jude für die Beerdigung irgend 
etwas zahle, die Bezahlung der Todtendiener und Todtengräber u. ſ. w. 
iſt in das Präliminare der Gemeindeauslagen aufzunehmen. — Alle 
Beträge, welche künftighin unter dem Titel der jüdiſchen Todtenbru⸗ 

derſchaften, oder wenn irgend ſonſt berichtigt werden dürften, können 
zurückgefordert werden; u. ſ. w. (H. 22. Okt. 1789; G. 6. Nov. 1789, 
3. 26085, — und G. 18. Sept. 1827, 3. 47846, P. G. ©. IX. 382). 

Die Juden haben volle Freiheit ihre Kinder in der eigenen Religion 
zu erziehen (die Fälle, worin die Taufe der Judenkinder geſtattet iſt, 
werden durch das P. 11. Nov. 17755 31. März 1782, 3. 3165; 
28. April 1787, 3. 9524; €. 18. Nov. 1789; 10. März 17905 12. Nov. 
1761, 3. 26456; G. 18. Aug. 1808, 3. 36174; und 4. Jan. 1811, 
3. 46414 beftimmt). 

Die Juden dürfen an ihren Feſttagen nicht vor die Civilgerichte ge: 
rufen werden (G. 20. April 1818, 3. 22673). 

Jüdiſche Arreſtanten ſind an Sabaten und Feiertagen von der öffent⸗ 
lichen Arbeit ausgenommen, und dürfen an ſolchen Tagen und in 
Krankheitsfällen nach ihren Religionsbegriffen bereitete Speiſen ſich 
bringen laſſen (G. 12. Auguſt 1790, 3. 18641; und H. 30. Okt. 4790, 
Pol. G. S. Leopolds II. 1. Bd. 76 S.). 

Die Chaſiden (frommen Juden) müſſen — in der Regel — gleich 
den übrigen geduldet werden (G. 18. Aug. 17885 19. Aug. 47885 
3. 19306; G. 26. April 1826, 3. 28819, P. G. S. VI. 67). 
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2. unterricht. 

(NB. Die $$. 11, 12 und 14 handeln von der ausnahm— 
loſen Verbindlichkeit zum deutſchen, in der Regel öffentlichen 
Schulunterrichte, an deren Stelle zufolge H. 26. Juni 1806 den 
Familienvätern gänzliche Freiheit in der Wahl der Unterrichts— 
mittel gelaſſen wurde.) 

$. 13. Auch ſoll kein Jude getraut werden, wenn er ſich 
nicht über den in einer öffentlichen Schule oder zu Hauſe in der 
deutſchen Sprache empfangenen Unterricht mit dem im §. 12 
vorgeſchriebenen Zeugniſſe ausweiſen kann Y. 


Chriſtliche Dienſtbothen zu halten iſt den Juden bei ſcharfer Ahn— 
dung verbothen, ausgenommen zur unentbehrlichen Aushilfe an Sabat- 
und Feiertagen (C. 18. Nov. 1803, 3.4228; 23. Mai 1823, 3.135975 
p. G. S. V. 129; und Voͤg. 19. Febr. 1780). 

Bei Herftellungen im Innern bereits ausgeweih'ter Kirchen follen 
keine Juden zugelaſſen werden (G. 1. Sept. 1826, 3. 49920). 

Bei ihren eigenen Feſten und Religionshandlungen ſind ihnen ins⸗ 
beſondere Störungen der polizeilichen Ordnung verbothen, z. B. das 
Schießen und ſonſtiges unanſtändiges Betragen bei der Feierung ihres 
jüngften Tages (Vdg. 30. Okt. 1773); — an ihren Feiertagen und 
Hochzeitfeſten ſollen fie bei 10 Dukaten Strafe oder körperlicher Züchti⸗ 
gung öffentlich nicht mit Fackeln und offenen Lichtern erſcheinen (Bau⸗ 
und Feuerlöſch⸗O. für Lemberg v. 31. Mai 1782, I. Tit. g. 24; und 
Sammlung der Geſetze für die Ordnung der Stadt Lemberg), auch 
ihre Synagogen nicht übermäßig beleuchten (G. 7. Juli 1782); — die 
Abhaltung jüdiſcher Faſchingbäͤlle während der chriſtlichen Faſtenzeit 
ward unterſagt (G. 31. Jän. 1824, 3. 2446, p. G. S. VI. 15); — 
das Ziehen der Sabatſchnüre iſt erlaubt, wo es ohne Beirrung der 
Gehenden und Fahrenden geſchehen kann (H. 15. Aug. 1790, G. 11. 
Sept. 1790, 3 20603; — H. 22. Febr. 1791, 3. 208; G. 14. März 
1791, 3, 6233). — »Jene jüdifhe Hausväter, welche eine verbothene 
Privatandacht halten, und die Theilnehmer an einer ſolchen, werden 
mit einer den Umſtänden angemeſſenen Geld- oder Arreſtſtrafe belegt 

werden, (C. 11. Sept. 1840, 3. 53081, P. G. S. XXII). 

) Mit jedem jüdiſchen Brautpaar wird beim Kreisamte ſelbſt in Gegens 
wart des Kreisvorſtehers und noch eines Kreiscommiſſärs oder des 
Kreisſekretärs von den im Standorte des Kreisamtes befindlichen Vor⸗ 
ſtehern der chriſtlichen ſowohl als der jüdiſchen deutſchen Schule die 
ſtrengſte Prüfung durch alle Fächer des vorgeſchriebenen Unterrichts 
abzuhalten und nur nach dem Reſultat derſelben die Heirath zu bewilli⸗ 
gen oder ohne weiters abzuſchlagen fein (H. 13. Juni 1805; G. 16. Aug. 
1805, 3. 28443). — Von dieſer Prüfung find nur Witwen und Wit⸗ 
wer ausgenommen, die ſich wieder vereheligen (H. 18. Dez. 1806; 
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Diejenigen, welche dieſer auf die Bildung der Juden ab⸗ 
zielenden Anordnung zuwider ſich trauen laſſen, werden nach der 
$. 48 des IV. Capitels des b. G. B. von politiſchen Verbrechen 
behandelt ), diejenigen aber, welche die Trauung verrichtet 
haben, werden ihres Amtes entſetzt, und für unfähig, jemals 
ein Amt zu bekleiden, erklärt. 


3: Gemeindeverfaffung. 

$. 15. Dermalen ift die galiziſche Judenſchaft in 141, mit 
Einſchluß der Bukowina in 143 Gemeinden getheilt, welche Ein- 
theilung auch ferner beſtehen ſoll. 

$. 16. Die Vereinigung der Juden in Gemeinden hat bloß 
die beſondern, auf die Eigenſchaft der Juden ſich beziehenden 
Angelegenheiten zum Zwecke. Sie find alfo eigentlich nur wie 
Innungen zu betrachten, bei deren Mitgliedern in allem, ſo den 
oben bezeichneten Zweck ihrer Vereinigung nicht betrifft, keine 
Unterſcheidung von andern Unterthanen Statt findet. Es gehört 


G. 16. Jän. 1807, 3. 1011). Sr. Majeftät haben für die Juden ein 
religiöbs⸗moraliſches Lehrbuch zu verfaſſen geruht. Ueber den Inhalt 
desſelben find die Brautpaare vom Kreisamte zu prüfen, und ihnen 
nur dann die Bewilligung zum Heirathen zu ertheilen, wenn ſie bei 
dieſer Prüfung wohl beſtanden ſind 0. 14. Dez. 1810; G. 15. Febr. 
1811, 3. 2890). 
2 Zu Tarnopol wurde eine iſraelitiſche Hauptſchule errichtet (A. h. E. 
16. Nov. 1820; G. 9. Jänner 1821, 3. 662, P. G. S. III. 7). 
/ Zu Brody wurde eine Realſchule errichtet (St. H. C. 10. Juli 1815, 
3.1575, G. 11. Aug. 1815; St. H. C. 24. April 1819; G. 12. Juni 
1819, 2. 24416). 
Den Juden iſt geſtattet, die Gymnaſial- und höheren Schulen zu be⸗ 
2 W ſuchen, die theologifchen Studien ausgenommen (C. 28. Juni 1782; 
St. H. C. 29. Juli 1821, 3.4895, G. . 25 Aug. 1821, 3. > 
p. G. S. III. 131). — Ifraelitiſche Gymnaſalſchüler dürfen mit pra- 8 
mien betheilt werden (St. H. C. 13. Jänner 1835, 3. 8108; G. 20, | 
Febr. 1835, 3. 6003, P. G. S. XVII. 140). 
Von den höheren Studien ſind ihnen die philoſophiſchen Studien, 
die Pharmacie (H. 9. Jaͤn. 1824; G. 17. Febr. 1824, 3. 8974, P. G. 
S. VI. 22) — Chirurgie, Medizin und die Rechtsſtudien zugänglich, | 
es ift ihnen geftattet, das Kirchenrecht zu hören, nicht aber eine 
öffentliche Prüfung daraus zu machen (A. h. E. 21. Aug. 1820, St. 
H. C. 21. April 18293 G. 15. Mai 1829, 3. 291305 G. 27. April 
1838, 3. 21087, P. G. S. XV. 124) — oder Doktoren desſelben zu 
werden (Bog. 27. Mai 1785). h 
2) Siehe den h. 430 des II. Thls. des allg. Gtrafgefehet. g 


— 
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demnach jeder jüdiſche Einwohner als Unterthan zu derjenigen 
Gemeinde, zu welcher die übrigen Ortseinwohner, ſie mögen 
Chriſten oder Juden ſein, gehören, und er kann eben ſo gut 
zum Vorſteher feiner Ortsgemeinde gewählt werden, als er das 


Befugniß hat, bei dieſer Wahl mitzuſtimmen, obwohl er als 


Jude derjenigen aus den 143 Gemeinden zugeſchrieben bleibt, zu 
welcher er nach der vorerwähnten Eintheilung gehört. 

$. 17. In jeder Gemeinde ſollen zur Leitung der Geſchaͤfte 
Gemeindevorſteher erwählt werden. Die Zahl derſelben iſt bei 
allen Gemeinden auf drei feſtgeſetzt, mit Ausnahme von Lem⸗ 
berg und Brody, in welchen Städten wegen Größe der Gemein⸗ 
den die Zahl auf ſieben beſtimmt wird. 

§. 18. Die Wahl der Gemeindevorſteher geſchieht nach fol⸗ 
genden Regeln: 

1. Wird ſie alle drei Jahre am 15. September gehalten, und 

wenn an dieſem Tage ein jüdiſcher Feiertag einfällt, am nächſt⸗ 
folgenden vorgenommen. Die erſte Wahl wird im Jahre 1789 
gehalten. | * 
2. Zur Wahl find ſämmtliche Hauseigenthümer der Gemeinde 
zu erſcheinen berechtigt. Wo aber ein Haus mehrere Eigenthümer 
hat, ſoll nur einer aus ihnen die Stimme haben, und zwar der 
Eigenthümer des größern Antheils ). 


1) Aus dem Patente vom 13. Sept. 1810; 
9. 16, a) Stimmfähig, d. i. zu den Wahlen der Rabbiner, Re⸗ 
ligionsweiſer, Gemeinde- oder Bruderſchaftsvorſteher, Schul: oder 
Spitalsväter, und zu allen übrigen Gemeindeangelegenheiten ſoll jedes 

217 wenn es gleich kein unbewegliches Eigenthum hat, in 

inkunft ſeine Stimme zu geben berechtiget ſein, welches wenigſtens 
in einer Gemeinde von 100 bis 150 Familien 3 Lichter 

A 151 » 300 » 4 » 

301 „ 400 » 5 
U \ 

Ain den HauptgemeindenBrody, Lemberg, Tarnow, Rzeszom, Pryemysl, 
Stry, Zolkiew, Zloczow, Brzezan und Stanislawow (auch Tarnopol 
und Zaleſzezyk, C. 16. Okt. 1816, ged.), aber ſieben Lichter durch ein 

ganzes Jahr vorhinein aufgezündet hat, und fortan verſteuertrt. 
d) Jedes Familienhaupt, welches in einer Gemeinde ſtimmfähig iſt, 
iſt auch in 7 Gemeinde zum Bruderſchaftsvorſteher, Schul⸗ und 
Spitals vater wahlfaͤhig, wenn es alle übrigen nothwendigen und ver⸗ 
faſſungs mäßigen Sähigfeiten und Eigenschaften beſizt, und feit wenig⸗ 
ſtens Fahre um ein Licht mehr zündet, als es, um bloß ſtimm⸗ 
fähig zu fein, zu zünden hatte. g 
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3. Die Vorſteher müſſen aus dem Mittel der Gemeinde ge⸗ 
wählt werden. 
4. Sie find der Wahl nicht faͤhig, wenn ſie nicht ein eigenes 
/ Haus befigen. Nach der im $. 5 für die Rabbiner beſtimmten Zeit 
müſſen fie ſich auch über die Kenntniß des deutſchen Schulunter⸗ 
richts ausweiſen können ). 
5. Jede Gemeinde wählt ſechs, die von Lemberg und Brody 
aber vierzehn Männer. 


e) Wahlfähig zu dem Amte eines Gemeindevorſtehers oder Rab⸗ 
biners iſt jenes Familienhaupt, welches außer dem Kenntniſſe der deutſchen 
Sprache, dann den übrigen vorſchriftmäßigen Eigenſchaften und Fähigfei- 
ten wenigſtens bei einer Gemeinde von 100 bis 150 Familien 5 Lichter 

151 » 300 „ 6 

301 „ 40 „ 7 » 

z 401 » 500 » 8 

in den Hauptgemeinden Brody, Lemberg, Tarnow, Rzeszow, przemvsl, 
Stry, Zolkiew, Zloczow, Brzezan und Stanislawow (auch Tarnopol 
und Zaleſzezyk, C. 16. Okt. 1816, ged.), aber zehn Lichter durch ein 
ganzes Jahr vor der Wahl angezündet hat, und fortan verſteuert. 
d) Sind nur jene für ſtimm⸗ und wahlfähig zu erklaͤren, welche im⸗ 
merfort von der gegenwärtigen Verpachtung an zu rechnen, die in den 
vorhergenannten Abſatzen beſtimmten Lichter wirklich angezunden und 
verſteuert haben. 

e) Das Familienhaupt, welches nach der Hand aufhört, die vorſte⸗ 
hend beſtimmte Anzahl Lichter zu perſteuern, verliert in dieſem Ver⸗ 
hältniſſe feine Stimm: oder Wahlfaͤhigkeitsrechte auf jo lange, als 
es nicht wieder wenigſtens durch ein ganzes Jahr dieſe Anzahl Lich⸗ 
ter verſteuert hat. 

) Sämmtliche Ortsobrigkeiten haben bei den von ihnen vorzunehmenden 
Judengemeindevorſteher-, Rabbiner: und Schulvaterwahlen beſonders 
darauf zu ſehen, daß keine derlei Juden zu einer Wahl zugelaſſen wer⸗ 
den, welche in Criminalangelegenheiten nur ab instantia abſolvirt wor⸗ 
den (G. 1. Febr. 1805, 3. 2821). a 

Eben ſo wenig Zuden, welche ſolche Vergehen begingen, denen ins⸗ 
beſondere die Unfähigkeit zu Gemeindeämtern angedroht iſt; z. B. 
wenn ein Gemeindevorſteher wiederholt in ſeiner Gemeinde Anſiedlun⸗ 
gen ohne die vorgeſchriebene Mitwirkung des Pachters des Lichtgefälls 
geſtattet (P. 13. Sept. 1810, f. 27, 3. 2). 

Die Verſteuerung der oben angedeuteten Lichteranzahl muß wirklich 
nach dem Steuertariff mit der geſetzlich entfallenden Gebühr geſchehen / 
(G. 26. Juli 1824, 3. 42706, P. G. S. VI. 182). — Zum Beweiſe 
darüber muß die Ueberzeugung aus den Büchern ſelbſt, die der Päch⸗ 
ter geſetzlich zu führen hat, hergeſtellt werden (9. 9. Juni 1819, 
3. 17843; G. 30. Juli 1819, 3. 328085 P. G. S. 1. 992). 


Judenordnung. 458 


6. Zu der Wahl wird allezeit ein von der Obrigkeit hierzu 
ernannter Stellvertreter, bei den zwei zahlreichen Gemeinden zu 
Lemberg und Brody aber ein Kreisfommiffär erſcheinen, welcher 
mit den wirklichen Gemeindevorſtehern die Stimmenſammlung 
gemeinſchaftlich vornimmt. 

7. Die letzteren machen von dem Namen derjenigen, welche 
ſie zur Wahl fähig halten, ein Verzeichniß, dem ſie ihre eigenen 
Namen beizuſetzen befugt ſind. 

Die Mehrheit der Stimmen entſcheidet (G. 6. Aug. 1789, 


3. 16653). 


8. Von den durch die Mehrheit der Stimmen gewählten 
ſechs oder vierzehn Candidaten muß längſtens vor Verlauf von 
vierzehn Tagen dem Kreisamte die Anzeige gemacht werden, welche 


von dem obrigkeitlichen Stellvertreter, zu Lemberg und Brody 


von dem Kreisfommiffär, und dem größern Theile der Stimm 
führer unterſchrieben ſein ſoll. u 

9. Aus den vorgefchlagenen Canditaten ernennt das Kreis: 
amt ohne Verzug drei, und für Lemberg und Brody fieben wirk⸗ 
liche Gemeindevorſteher, zeigt ſie der Landesſtelle an, und läßt 
fie der verſammelten Judengemeinde jedesmal durch die Orts- 
obrigkeit bekannt machen. 

10. Sollten bei der Wahl Mißhelligkeiten entſtehen, ſo 
wird das Kreisamt die Gemeindevorſteher aus eigener Macht 
ernennen. 

11. Die von dem Kreisamte ernannten Gemeindevorfteher . 
treten jedesmal mit 1. November ihr Amt an. 

12. Eine gleiche Wahl und Vorſtellung der Candidaten 
muß immer, auch noch dann geſchehen, wenn die Gemeinde mit 
ihren gegenwärtigen Vorſtehern zufrieden iſt, und ſolche daher 
in ihrem Amte auf das neue beſtätigen will. In dieſem Falle hat 
ſie ihren einhellig, oder durch die Mehrheit der Stimmen unter⸗ 
fertigten Wunſch dem Kreisamte ſchriftlich anzuzeigen, welches, 
wenn nicht wichtige Urſachen entgegen ſtehen, immer darauf 
Rückſicht nehmen wird. f 4 

18. Wenn einer von den Vorſtehern in den erſten zwei 
Jahren ſeines Amtes ſtirbt, oder auf eine andere Art vom 
Amte kommt, ſo kann die Gemeinde, um ihn zu erſetzen, auf 
die vorige Weiſe ſogleich zwei Candidaten wählen und vor⸗ 


ſchlagen. Im dritten Jahre bleibt feine Stelle bis zur allge 


meinen Wahl unbeſetzt. 
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$. 19. Die Pflichten dieſer Vorſteher find: daß fie ihre Ge⸗ 


(ae, wo es nöthig iſt, vertreten), in ihrem Namen ſpre⸗ 


1) Daher müſſen 

a) Alle Gemeindeſchriften von denſelben unterfertigt und mit dem 
Gemeindeſiegel verſehen werden, zu deſſen Anſchaffung jede Gemeinde 
berechtiget und verpflichtet iſt, und welches ſtets in Verwahrung der 
Gemeindevorſteher bleiben muß (G. 26. Juli 1790, 3. 17520). — 
Das Inſiegel muß kenntlich fein, und in einem runden Felde die Ins 
ſchrift: »N. Gemeindeſiegel' jn. deutſcher Sprache enthalten 
(Generale zur Einführung der joſ. Juden⸗O. $. 45, Z. 2). 

b) Daher darf auch ohne Vorwiſſen der Gemeindevorſteher von Seite 
der Gemeinde ſelbſt nichts vorgenommen oder veranlaßt werden. Fin⸗ 
den einzelne Gemeindeglieder eine Einleitung nöthig oder erſprießlich, 
wozu die Einwilligung der Gemeinde erfordert wird, fo müſſen fie die⸗ 
ſelbe den Vorſtehern, und dieſe dem Kreisamte vorlegen, und von 
dieſem die Bewilligung zur Erlaſſung eines Circulars vorläufig veran⸗ 


laſſen. Nur Klagen gegen die Vorſteher ſelbſt find von dieſem Gange 


— 


— 


| ausgenommen (G. 26. Juli 1793, 3. 18994). 


c) Vertrage insbeſondere, im Namen der Gemeinde abgeſchloſſen, 
bedürfen die Bewilligung des Guberniums (G. 19. April 1792, 3. 11807, 
Pill. S. 36). 

d) Die Einſchreibung der Steuern war durch die Inſtruction für die 
Gemeindeälteften — ebendenſelben überlaſſen. Gegenwärtig find die 
Steuern und ihre Einhebung in der Regel keineswegs mehr ein Ge⸗ 
meinde⸗Geſchäft, dennoch iſt es zuweilen der Fall, wenn eine Judenge⸗ 
meinde die auf fie entfallenden jüdifhen Steuern (Koſcherfleiſch⸗ und 
Lichtgefall) pachtet (Gub. Acten vom Jahre 1811, 3. 353185 — H. 
26. Aug. 1819, 3. 26909; — H. 25. Febr. 1822, 3. 5186, lit. b); 
G. 13. März 1822, 3. 12340; — H. 10. Juli 1824, 3. 16969; 
G. 25. Juni 1824, 3. 364615 — G. 26. März 1829, 3. 12171, 
Pp. G. S. XI. — H. 19. Aug. 1829, 3. 3010; G. 15. Sept. 1829, 
3. 529143 — G. 22. Sept. 1830, 3. 5128, Abſatz 11). 

e) Die Beſorgung des unbeweglichen Eigenthums der Gemeinden, 
als der Synagogen, Bethäufer, Armenhäuſer, Spitäler, Todten⸗ 
äcker, der Fleiſchbaͤnke ſammt den dazu gehörigen Gewichten u. ſ. w. 
Die Staatsverwaltung geſtattet den Bau der Synagogen und anderer 
jüdiſcher Gemeindegebaͤude, nimmt aber weiter keinen Einfluß darauf, 
daher dürfen auch die Kreisingenieure weder mit Riſſen noch Ueberſchlä⸗ 
gen, noch ſonſt im Baue beſchaͤftigt werden (G. 6. Febr. 1807, 3.4828). 

N) Die Beſorgung der für alle Gemeindebedürfniſſe nöthigen Aus la⸗ 
gen. Extraausgaben ſollen überhaupt fo viel möglich beſchränkt wer⸗ 
den (H. 1. Juni 1792, G. 16. Juni 1792; — H. 2. Okt. 1806; 
G. 81. Okt. 1806, 3. 45148). 

g) Die Gemeindeeinkünfte. Die Erforderniſſe werden entweder im 
ordentlichen Wege durch Beiträge der Haus vater in jeder Gemeinde, 


— — 
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chen, ihre Gerechtſame vertheidigen, für die Verpflegung der 
armen Juden forgen, die zu den Gemeindeauslagen beſtimmten 
Beiträge einheben, wenn es in unvorhergeſehenen Fällen um 
eine neue Gemeindeauslage zu thun iſt, ſich an das Kreisamt 
verwenden, und überhaupt alles dasjenige beſorgen und hand— 
haben, was zum Wohl der Gemeinde abzielt. 

Bei dieſen und allen Gemeindegefchäften und Rechnungen 
ſoll nur die deutſche Sprache gebraucht werden. 

Zum genaueren Unterricht über ihre Amtsverrichtungen aber 
werden ſie auch noch mit einer beſonderen Anweiſung verſehen. 
— Bon den Gemeindevorftehern jeder Gemeinde haben in Amts— 
angelegenheiten einer für alle, und alle für einen zu haften, ſie 
können daher auch ihre Amtsgeſchäfte nach Wohlgefallen unter ſich 
vertheilen, oder in Beſorgung derſelben unter ſich abwechſeln. 

§. 20. Die Gemeindevorſteher ſollen von Seite der Gemeinde 
in Ehren gehalten, und in ihrem Amte durch Gehorfam und 
Folgſamkeit erleichtert werden, wie dann die Magiſtrate und 
Kreisämter ſelbſt ihnen mit Unterscheidung zu begegnen ange⸗ 
wieſen ſind. 

Jede Gemeinde nach Verhältniß ihrer Stärke — Ver⸗ 


oder auf außerordentliche Weiſe durch Anleihen, Sammlungen u. dgl. 
gedeckt; die auf ſolche Art hereingebrachten Fonde bilden das Domeſti⸗ 
cum der Gemeinde, und begründen eine eigene Gemeindecaſſe (F. 22 
der joſ. Juden⸗O.). — Die Beſtimmung der Gemeindeerforderniſſe 
und der dazu nothwendigen Geldbedeckung blieb den Gemeindealteſten 
überlaſſen (Thereſ. Juden⸗O. III. Abſchnitt, 2. Art., F. 1, und 3. Art. 
9. 1). — Die Einhebung der Gemeindebeiträge beſorgen die Vorſteher. 
h) Die Verwaltung der Gemeindegelder. Dieſe Gelder bleiben in 
der Gemeindecaſſe und Sperre und Gegenſperre der Gemeindevorſteher 
aufbewahrt (H. 29. Mai 1 ce en G. 22. Juni 1804, 3.24812); 
dieſe müſſen daher für die Anſchaffung einer eigenen Caſſetruhe mit 
wenigſtens zwei verſchiedenen Schlüffeln ſorgen, fie an einem gegen 
Feuer geſicherten Ort verwahren, und einer ſoll ohne die andern we⸗ 
der etwas empfangen, noch herausnehmen, noch ausgeben (Inſtruction 
für die Gemeindealteſten vom Jahre 1785). — Im Uebertretungsfalle 
ſoll derjenige, in deſſen Händen ſich mit ſeinem Wiſſen ſolche Gelder 
befinden, der vorgehabten Veruntreuung ſchuldig erkannt werden (Obiges 
H. v. 29. Mai 1804). f 
n den zugetheilten Ortſchaften werden für die gemeinſchaftlichen 
Sefehäfte 10 bare wohnenden Sfraeliten zwei Gemeindeältefte aus 
ihrer Mitte gewählt. Sie haben alle den Gemeinde vorſtehern obliegen⸗ 
den pflichten unter deren Aufſicht zu vollziehen. 
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mögensumftänden wird den Gemeindevorſtehern eine jährliche 
Belohnung an Geld oder anderen Vortheilen beſtimmen, die 
durch das Kreisamt zu beſtätigen iſt ). Die Wahltaxen aber 
werden ihnen gänzlich nachgeſehen. 

§. 21. Dagegen werden ſich die Gemeindevorſteher befleißen, 
ihre Pflichten genau, getreu und eiftig zu erfüllen, und ſich aller 
mittelbarer und unmittelbarer Gelderpreſſungen, und jedes Miß— 
brauchs ihres Amtes enthalten, widrigens ihre Vergehungen mit 
doppelter Strenge geahndet, und außer einer angemeſſenen Lei— 
besſtrafe auch die Amtentſetzung und bſchaffung aus dem Lande 
darüber verhängt werden ſoll 2). . 


1) Doch dürfen diefe Belohnungen bei allen Gemeindeämtern durchaus 
in keiner Auflage auf das Koſcherfleiſch oder in Befreiungen von dem 
Koſcherflei ch- oder Lichtgefäll beſtehen; die Kreis aͤmter müffen ſich die 
Contracte der Gemeindevorſteher in duplo vorlegen laſſen, ſie in dieſer 
Hinſicht wohl unterſuchen, und ſowohl das zurückbehaltene, als das 
der Gemeinde hinausgegebene Exemplar muß vom Kreisvorſteher ge⸗ 
fertigt fein (H. 21. Juli 1825, 3. 215875 G. 13. Aug. 1825, Z. 47042, 
P. G. S. VII. 160). 

2) Dieſe Abſchaffung kann gegenwärtig nicht mehr Statt haben (H. 3. Juli 

1788, 3. 666; G. 11. Sept. 1788, 3. 16738, lit. a). 

Nebſt den Gemeindevorſtehern gibt es noch — untergeordnete 
Gemeindeämter, worunter die wichtigſten find: Bruderſchaftsvor⸗ 
ſteher, 2. Schulväter, 3 Spitalväter, 4. Solbnena, 5. Aus⸗ 
ſchußmänner und Rechnungsrevidenlen. 

Die Vorſteher der Bruderſchaften, welche in den Gemeinden zur 
Verpflegung der Armen und Beſorgung der Kranken beſtanden, wur⸗ 
den von der öſterreichiſchen Regierung anerkannt (Thereſ. Juden⸗O. 
II. Abſch. 8. Art., g. 7 und 8, Pill. S. Jahrgang 1776, S. 97). 

Die Schulväter find zur Sorge über die Einkünfte der Judenſchule 
beſtimmt (Ebenda h. 6). 


Die Spitalväter haben die Obſorge über die armen Kranken und 


Spitäler (Ebenda §5. 68; und H. 12. Aug. 1818, 3. 14605; G. 
3. Sept. 1818, 3. 45418). 

Die Schägmänner find 3 bis 5 Mitglieder der Gemeinde, mit wel 
chen die Obrigkeit die Umlegung der Dominicalbeiträge zu bewirken 
hat. Seit dem Jahre 1807 werden ſie, wie die Vorſteher gewählt, 
und zu dem Acte mit einer Vollmacht von der Gemeinde verſehen 
(H. 27. Aug. 1807, 3. 163685 G. 2. Okt. 1807, 3. 40640). 

Die Ausſchußmänner und Rechnungsrevidenten, zur Prüfung der 
Rechnungen beſtimmt, werden ebenfalls in einer Zahl von 3 bis 5 von 


3.1785, . 12; Bog. 80, April 1810, 3. 17492; — 1. Marz 1816, 


iger Gemeinde gewählt (Inſtruction für die Gemeindevorſteher vom N 


DV 
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$. 22. Zur Beſtreitung der bei jeder Gemeinde vorfallenden 
Unkoſten und Bedürfniſſe endlich hat jeder Hausvater nach feiner 
Gewerbsklaſſe einen Beitrag zu leiſten. 


N 3. 9563; — H. 30. Nov. 1820, 3. 13396; G. 25. Jän. 1821, 
3. 66420). — Rekurſe gegen derlei Wahlen — in der Abſicht ergriffen, 
um die Repartition aufzuſchieben, — haben keinen effectum suspensi- 
vum (©. 19. Oft. 1818, 3. 51992). 

Um in Bezug auf die Repartition der der Domeſticalauslagen bei den 
Judengemeinden und Verwendung derſelben ein gleichförmiges Verfah⸗ 
ren bei allen Kreisämtern zu erzielen wird Folgendes feſtgeſetzt: 

1. Die Vorſteher einer jeden Judengemeinde ſind verpflichtet, 14 
Tage vor Abgang eines jeden Militärjahres den Voranſchlag der ſpecifi⸗ 
ſchen Domeſticalauslagen für das nächſte Militärjahr in Gemeinſchaft 
mit den Ausſchußmännern in triplo zu entwerfen, und ſolche mittelft 
der Ortsobrigkeit dem vorgeſetzten Kreisamte zur Prüfung und Beftä- 
tigung vorzulegen. 

Hiebei wird jedoch bemerkt, daß unter den Domeſticalauslagen nur 
jene verſtanden werden, welche zu gemeinnützigen Zwecken beſtimmt 
find, daher Recrutirungsauslagen, welche ſehr oft ungebührlich in Vor: 
ſchlag gebracht wurden, in Hinkunft wegzulaſſen ſind, weil ſolche nach 
dem Kreisſchreiben vom 20. Sept. 1793, 3. 29510, welches durch 
jenes vom 18. April 1826, 3. 20733 erneuert worden ift, von den 
Obrigkeiten beſtritten werden müſſen. 

Die k. Kreisämter haben mit Rückſicht auf die hierortige Verfügung 
vom 16. November 1792, 3. 38038 die unumſchränkte Bedarfsnoth⸗ 
wendigkeit der im Entwurfe aufgeführten und voranſchlagten Erforder⸗ 
nißauslagen ſowohl nach ihrer Quantität als nach der Qualität zu be⸗ 
urtheilen, hiernach zweckmäßig zu rectificiren, und die bereits rectifi⸗ 
cirten, mit der kreisaͤmtlichen Beſtätigungsklauſel zu verſehen. 


die übrigen zwei Parien ſind dem Judengemeindvorſtande mittelſt der 
Ortsobrigkeit hinauszugeben. 
2. Die Gemeindevorſteher haben mit Zuziehung der Ausſchußmänner 
auf der Grundanlage des Voranſchlags die Repartition des Domeſtical⸗ 
beitrages auf die einzelnen Familien, mit Berückſichtigung ihrer Ver⸗ 


mögensverhaältniſſe vorzunehmen, und die auf ſo eine Art verfaßte und 
gefertigte Repartition, in welcher in einer beſondern Rubrique auch 
4 zugleich dis Erwerbsart und der Wohnort des benannten Familianten 
angedeutet werden muß, in triplo der Ortsobrigkeit unter Anſchluß 


des Voranſchlages zur Beſtätigung zu überreichen. Die Ortsobrigkeiten 


haben dieſen Vertheilungsausweis mit den vom Kreis amte beſtaͤtigten 
5 Voranſchlägen zuſammenzuhalten, und bei Prüfung der Repartition 
zu würdigen, ob hiebei nach der Vorſchrift des Patentes vom 7. Mai 

1789, 9.22, fürgegangen, und nicht etwa die eine oder die andere 


Hievon iſt ein Pare für die kreisämtliche Regiſtratur zu behalten, 
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Die eres affen ind drei: 
In die erſte Klaſſe gehören diejenigen, welche entweder eigene 
oder gepachtete Felder bauen, die ſich mit Handarbeit oder durch 


Partei überbürdet worden ſei, und Falls kein Anſtand obwalten ſollte, 
die Repartition zu beſtätigen, ein Pare hat die Obrigkeit zurückzube⸗ 
halten, die zwei übrigen aber dem Gemeindevorſtande mit der Beſtä⸗ 
tigungsklauſel verſehen, auszufolgen. 

3. Nach Rückerhalt des Voranſchlages und der beſtätigten Repar⸗ 
titionen haben die Gemeindevorſteher beides öffentlich in den Syna⸗ 
gogen dreimal zu verſchiedenen Zeiten vorleſen und bekannt geben, und 
ein Pare des Voranſchlages und der Repartion in der Synagoge zu 
Jedermanns Wiſſenſchaft und Einſicht aushängen, das andere Pare 
aber, von dem Rabbiner oder Religionsweiſer über die richtig vollzo⸗ 
gene Publizirung und Aushängung in der Synagoge beftätigen zu laſſen, 
und als Beleg bei der Rechnung zu gebrauchen. 

4. Gegen dieſe Repartitionen ſteht es einem jeden, ſich mit dem auf 
das ſelbe anreparirten Beitrage gekränkt fühlenden Gemeindgliede frei, 
in Gemäßheit der hierortigen Verordnung vom 20. März 1829, 
3. 12171, binnen 14 Tagen nach der Bekanntmachung die dießfaͤllige 
Beſchwerde bei der Ortsobrigkeit ordnungsmäßig anzubringen, welche 
hierüber im Grunde des Kreisſchreibens vom 21. März 1806, 3. 9028, 
in erſter Inſtanz zu entſcheiden, den weiteren Rekursweg jedoch ſtets 
frei zu laſſen hat. 

5. Auf der Grundlage der Repartition hat der Gemeindvorſtand die 
Domefticalbeiträge von jedem Einzelnen vierteljährig anticipative eins 
zuheben, gehörig zu quittiren, und den eingezahlten Betrag zugleich 
im Repartitionsausweiſe unter Anſetzung des Datums der Einzahlung 
zu löſchen. 


Die Rückſtändler hat der Gemeindvorſtand nach Verlauf eines jeden 


Vierteljahres mittelſt Verzeichniſſes der Ortsobrigkeit zu überreichen, 
welche zur Eintreibung der Rückſtände beim Kreisamte um Militär⸗ 
Execution einzuſchreiten, und Letzteres ſolche nach Befund zu bewilligen 
haben wird. 

Der Gemeindvorſtand wird ſich nur ſelbſt zuzuſchreiben haben, wenn 
durch deſſen Fahrläſſigkeit derlei Beträge uneinbringlich gemacht wer⸗ 
den würden. 

6. Die eingehobenen Domeſticalbeiträge haben die Gemeindvorſteher 
zur Deckung der voranſchlagten Domeſticalauslagen zu verwenden, und 
über die dießfällige Verwendung die Rechnungen mit Schluß des Mi⸗ 
litärjahres zu legen. Dieſe Rechnungen müſſen über jede vorgekom⸗ 
mene und im Voranſchlage enthaltene Auslage unter Anſchluß der 
Empfangsquittungen und ſonſtiger Behelfe zum Beweiſe der Beausga⸗ 
bung verfaßt, von den Ausſchußmännern und aufgeſtellten Gemeind⸗ 
Rechnungsrevidenten eingeſehen, mitgefertigt und der Ortsobrigkeit 
mit Schluß des Militärsjahres zur Zenſurirung übergeben werden. 


— 
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Dienſte, die ſie anderen für Lohn leiſten, ernähren, ingleichen 
die Handwerker, Factoren, Tandler, Fuhrleute und Schänfer. 

In die zweite Klaſſe die in öffentlichen oder Gemeindedien⸗ 
ſten ſtehenden Perſonen, als Aerzte, Chirurgen, Rabbiner, Schul⸗ 
ſinger, deßgleichen diejenigen, welche bildende Künſte treiben. 

In die dritte Klaſſe endlich diejenigen, die ſich durch ordent⸗ 
liche Wirthſchaft und Handel ernähren, als Pächter, Fabrikan⸗ 
ten, Handelsleute, Wechsler und Capitaliſten ), 


2 Bevölkerungsſtand. 


$. 23. Um die dem Staate ebenfalls nöthige Kenntniß der 
jüdiſchen Volksmenge mit den ſich dabei ereignenden Veränderun⸗ 
gen zu erhalten, wird bei der Judenſchaft die Seelenbeſchreibung 
durch das Militär auf eben die Art * 185 und fortgeſetzt 
werden, wie bei den chriſtlichen Unterthanen üblich iſt. 

$. 24. Alle Beſchränkung der Judenfamilien auf eine be: 


ſtimmte Anzahl derſelben in einem Dae -in auf Es 
ſteht daher den Juden frei, in allen Fallen, wo es chriſtlichen 


Die Obrigkeiten haben die Ausgaben mit den Einnahmen zu verglei⸗ 
chen, beide genau zu prüfen, und hierüber nach Befund entweder die 
Mängel zu rügen und ergänzen zu laſſen, und Falls dieſelben ergänzt 

oder anſtandslos befunden würden, dem Gemeindvorſtand das Abso- 
lutorlum auszufolgen. Endlich 

7. Sollte durch eine geringere Beausgabung der eingefloſſenen Ein⸗ 
nahme ſich ein Ueberſchuß zeigen, ſo iſt ſolcher in der gelegten Rech⸗ 
nung als Kaſſareſt erſichtlich zu machen, in dem Voranſchlage für das 
nächſte Jahr aufzuführen, und von der ausgewieſenen Erforderniß in 
Abſchlag zu bringen. 

Die k. k. Kreisämter haben ſich nach dieſer Weiſung genau zu beneh⸗ 
men, hievon die unterſtehenden Judengemeinden und Ortsobrigkeiten 
zu verſtändigen, und zur pünktlichen Darnachachtung anzuweiſen und 
anzuhalten (G. 22. Juli 1833, 3.2648, P. G. S. XV. 201). 

1) Zu den außerordentlichen Mitteln, die Gemeindeauslagen zu decken, 
gehören 1. die Aufnahme von Capitalien, und 2. Sammlungen. 

Das Verboth neuer Schulden wurde unter Androhung ſtrenger 
Strafe wiederholt, und nur von dringender Noth die Bewilligung des 
Guberniums abhängig gemacht, wenn zugleich die Mittel zur Abtra⸗ 
gung nachgewieſen werden konnten (Thereſ. Juden⸗O. III. Abſch. 4. Art. 
9. 1 und 53 Joſ. J.⸗O. $. 19). 

Auch Sammlungen geſchehen für außerordentliche Ausgaben zuweilen 
und werden bei ſolchen Gelegenheiten durch die Gemeindevorſteher 
veranlaßt. (Siehe die Randanmerkungen zum $. 21.) 
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Unterthanen durch die Geſetze geſtattet iſt, und in fo ferne das 


gegenwärtige Patent für die Juden keine Einſchränkung enthält, 
ſich ohne Entrichtung einer Ehebewilligungstaxe zu verehelichen, 
und haben ſie in Anſehung des Ehevertrages ſich bloß nach dem 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, und den für Galizien im 
Allgemeinen erlaſſenen Vorſchriften zu verhalten '). 
8. 25. Nach Verlauf des Jahres 1790 wird in den Dorf: 
ſchaften der Aufenthalt nur denjenigen Juden, die ſich mit der 
Jeldwirthſchaft oder mit einem Handwerke nähren, geſtattet. 
Sollten nach dieſer Zeit Juden, die andere, als dieſe beiden 
Nahrungswege einſchlagen, auf dem platten Lande angetroffen 
werden, ſo ſollen ſowohl ſie, als die Herrſchaft, welche ſie auf— 
genommen oder geduldet hat, empfindlich beſtraft werden 2). 
$. 26. Fremden Juden wird die Einwanderung und An⸗ 
ſiedlung in Galizien in der Regel nur dann erlaubt, wenn ſie 
ſich erklären, ſich dem Ackerbaue zu widmen, und wenn ſie ihre 


) In den Gemeinden erhält jedes Jamilienhaupt feine eigene Nummer 
(Inſtruction für die Gemeindeälteften vom Jahre 1785, und H. 10. 
Jän. 1821; G. 23. Jän. 1821, 3. 4396, p. G. S. III. 16). 

Ueber die Frage: wie die durch das Geſetz im Allgemeinen erklärte 
Ungiltigkeit einer ohne Freisämtliche Bewilligung geſchloſſenen Judenehe 
in den vorkommenden einzelnen Fällen zur Wirkſamkeit gebracht werden 
ſoll, haben Se. k. k. Majeſtät mit a. h. E. vom 5. v. M. in Erwä⸗ 
gung: daß 8 8 

1. Im h. 124 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches die Einho⸗ 
lung der kreisämtlichen Bewilligung, als ein Erforderniß zur Schließung 
einer giltigen Judenehe vorgeſchrieben; 

2. Im h. 129 eine Judenehe, die ohne Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften geſchloſſen wird, für ungiltig erklärt; und 

3. Im h. 130 die Beſtrafung der Dawiderhandelnden nach dem Straf⸗ 
geſetze über ſchwere Polizeisllebertretungen angeordnet worden iſt, zu 
erklären befunden, daß eine ohne Beobachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften geſchloſſene Judenehe ispo facto ungiltig ſei, weil fie eigent⸗ 
lich gar nicht zu Stande gekommen iſt, und daß es demnach bei ſolchen 

Ehen des Verfahrens, welches im Allgemeinen bei mit einem Hinder⸗ 
niſſe behafteten Ehen vorgeſchrieben iſt, nicht bedarf, mithin dieſe 
Vorſchriften und namentlich die Hh. 94 und 97 des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches auf Judenehen nicht anwendbar ſind (G. 16. Jan. 
1827, 3. 950, P. G. S. IX. 11). 

) H. 6. Juli 1792, 3. 988; Gubernial⸗Vdg. 3. 21961; und G.9. März 

1825, 3. 13108, P. G. S. VII. 64). 1 
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Anſiedlung aus eigenem Vermögen beſtreiten können ). Im Falle 
ſich aber ein nützlicher Handels- oder Gewerbsmann in Galizien 


) Alle fremden Juden find bei ihrem Eintritte in Galizien unter eine be , 
ſondere Aufſicht zu ſetzen. 

Fremde Juden, die ſich nur vorübergehend im Land aufhalten wollen, 
fie mögen Ausländer oder aus andern öfterreihiihen Provinzen fein, 
müſſen ſich bei den Obrigkeiten und Gemeinden an den Landesgränzen 
mit giltigen Geleitſcheinen der Behörde des Landes, woher ſie kommen, 
oder mit einem Valle ihres Kreisamtes, wenn fie Inländer find, über 
die Nothwendigkeit ihrer Reiſe ausweiſen, ſonſt würden ſie gerade 
über die Gränze zurückgewieſen. — Der Uebertritt aus einem Kreiſe in 
den andern bedarf eines beſondern kreisämtlichen Geleitſcheines. — 
Ein längerer Aufenthalt als geſtattet wird, und der Uebergang in einen 
andern Kreis ohne kreisämtlichen Geleitſchein, find dem ganz unbes 
willigten Aufenthalt durch die angedrohte Abſchiebung gleichgeſtellt 
(G. 23. Okt. 18015 pol. Gef. Franz II. S. 166; — C. 8. Nov. 1815, 
chron. Auszüge Nr. 120; — u. H. 21. Jän. 1819, 3. 1733; G. 11. 
Febr. 1819, 3.5981, P. G. S. I. 26). 

Es iſt die Anzeige vorgekommen, daß bei der Ausfertigung der 
obrigkeitlichen Geleitſcheine und auch der Freisämtlihen Reiſepäſſe an 
Juden, Verzögerungen, Gelderpreſſungen und ſonſtige Unfüge Statt 
finden. * 

Da zufolge der Gubernial⸗Verordnung vom 12. Juli 1793, 3. 16771, 
die früher den Judengemeindvorſtänden überlaſſenen, im Jahre 1819 
aber an die Obrigkeiten übertragenen Geleitſcheine unentgeltlich ausge⸗ 
fertigt werden ſollen, und auch die kreisamtlichen Reiſepaͤſſe außer der 
Stempelgebühr unter Beobachtung der angeordneten Vorſichten gleich⸗ 
falls unentgeltlich auszufertigen find, fo wird den k. Kreisaͤmtern mit 
Rückſicht auf die bezogene hierortige Vorſchrift vom 12. Juli 4798 
und jene vom 23. Juni 1819, 3. 16271 und 29089 verordnet, derlei 
Unfüge, falls ſie dortkreiſes vorkommen ſollten, mit allem Nachdrucke 
abzuſtellen, und gegen die Schuldigen ſtrenge das Amt zu handeln 
(G. 28. Hornung 1833, 3 7911, P. G. S. XV. 64). 3 

Den Juden aus dem Königreiche Polen iſt der Eintritt nur über ein 
Gränzzollamt, und ein Aufenthalt von vier Wochen gegen vorläufige 
Erlegung eines Geleitzolles geſtattet, welcher als Reciprocität einge⸗ 
führt iſt (H. 18. Juli 1811; C. 9. Aug. 1811, 3. 32902, Ged. — 
G. 25. Okt. 1811, 3. 43895; — Hfkmrd. 9. Den 1812, 3. 9557 
Gubernial⸗Vdg., 3. 26251; — H. 26. Febr. 1817, 3. 181583 9. 
11. Nov. 1817, 3. 20946). 

Den judiſchen Gemeinden und Familien, dann den Grundobrigkei⸗ \ 
ten wird eine Strafe von 20 Dukaten angedroht, wenn fie einem frem⸗ 
den, paßloſen, alſo einge au e Juden Unterſtand gewähren, oder 
ihn für einen einheimischen ausgeben, anftatt ihn anzuzeigen, und zu 
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niederlaſſen wollte, ſo hat er ſich an die Landesſtelle zu wenden, 
welcher das Befugniß eingeräumt iſt, die Erlaubniß nach Umſtaͤn⸗ 
den zu ertheilen. 


§. 27. Das Ueberſiedeln von einem Orte zum andern iſt auf 


die nämliche Art geſtattet, als es den übrigen Unterthanen frei 


ſteht, zur Verbeſſerung ihres Nahrungsſtandes von einer Herr⸗ 
ſchaft zur andern überzuziehen ). 


feiner Abſchaffung thätig beizutragen. Von dieſer Strafe fallt ein Drit⸗ 
tel dem Anzeiger zu (G. 23. Okt. 1801, f. 83 — H. 4. April 1808, 
3. 6474; G. 20. Juni 1808, 3. 16626; — und H. 2. April 1807, 
3.5832; G. 1. Mai 1807, 3. 16450). 

Würde jenſeits der Gränze die Aufnahme eines zurückgewieſenen 
Juden verweigert, ſo muß er einſtweilen auf Koſten der Gemeinde 
oder Obrigkeit, welche ihm den unbefugten Aufenthalt geſtattete, in 
Verhaft bleiben, die jenſeitige Regierung aber ſogleich um Uebernahme 
ihres Auswanderers begrüßt werden. Im Weigerungsfalle muß die 
Anzeige zur Abhilfe im miniſteriellen Wege geſchehen (H. 30. Okt. 1804, 
3. 19151; G. 30. Nov. 180%, 3. 47408). 

Die bleibende Niederlaſſung iſt auch jenen Juden zu geſtatten, welche 
ein nützliches Gewerbe, oder eine nützliche Handlung betreiben wollen, 
und dazu ein Vermögen in Conv. Münze, oder in einer derſelben 
an Werth gleich kommenden Währung ausweiſen (G. 23. Okt. 1804, 
9. 93 — H. 26. Okt. 1796, und H. 9. Aug. 1810, 3. 11067; G. 81. 
Aug. 1810, 3. 28438). — Uebrigens müſſen fie die Einwanderungs⸗ 
taxen entrichten, ehe ihnen der Aufenthalt geſtattet werden kann (C. 5. 
Sept. 1794, 3. 22888. Chronologiſcher Auszug Nr. 37). — Fremden 
3 — darf aber von den Gemeinden kein Aufenthalt gegeben, ſon⸗ 
dern fie müſſen ſogleich über die Graͤnze geſchafft werden (G. 16. Juni 

1 1780, Chron. A.). 

) Die Provinz kann man a) durch die Auswanderung in fremde Staaten, 
oder b) durch Ueberſiedlung in eine fremde Provinz verlaſſen. Die 
Auswanderung der Juden unterliegt den allgemeinen Geſetzen. 

Die Ueberſiedlung in andere Provinzen iſt durch die daſelbſt beſte⸗ 

henden Judengeſetze rückſichtlich der Aufnahme verbothen, oder doch 

meiſtens beſchraͤnkt; was die Entlaſſung von ihren bisherigen Orts⸗ 
obrigkeiten nach Galizien betrifft, ſo ſteht ſie unter den allgemeinen 

Geſetzen. 

Die Bedingungen zur Aufnahme der Juden in Ungarn wurden durch 
die G. Bog. 17. Febr. 1824, 3. 6334 (P. G. S. VI. 21) und 

26. Juli 1823, 3. 41147 (P. G. S. V. 140) kund gemacht. 


f 5 Die Ueberſiedlung im Innern der Provinz ſteht in der Regel den 


Juden frei. 
Ausnahmen hievon beziehen ſich auf die Hauptſtadt Lemberg 
durch 1. Beſtimmung der Stadtbezirke, wo der Lemberger Judenſchaft 
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§. 28. Die Auswanderung einzelner Juden oder ganzer Fa⸗ 
milien iſt gegen Entrichtung des geſetzmaßigen Abfahrtsgeldes ge: 
ſtattet. Doch hat derjenige, welcher auszuwandern Willens iſt, 
vorher mit ſeiner Grundobrigkeit, mit ſeiner Gemeinde, und falls 
er Gläubiger hat, auch mit dieſen ſich auszugleichen, und dar⸗ 
über ſowohl, als über den Betrag des Vermögens, welches er 
mit ſich nimmt, glaubwürdige Zeugniſſe bei dem Kreisamte ein⸗ 
zubringen, welches die Auswanderungsgeſuche zur Ertheilung 
der Einwilligung der Landesſtelle zuſenden wird. Diejenigen, 
welche ohne von der Landesſtelle erhaltene Bewilligung in Geheim 
auswandern, ſollen im Betretungsfalle nach der Vorſchrift des 
Emigrationspatentes hehandelt werden. 

$. 29. Zur Erhaltung der Ordnung, ſowohl in den Con⸗ 
ſcriptionsbüchern als andern bürgerlichen Geſchäften, iſt bereits 
die Vorſehung getroffen, daß jeder jüdiſche Hausvater einen be⸗ 
ſtimmten Namen führe. 

Denſelben hat er ſtets unverändert beizubehalten, und ſind 
ſeine Kinder und Nachkömmlinge, ſo lange ſie in den Erblanden 
wohnen, darnach immer auf gleiche Weiſe zu benennen. Derjenige 
welcher irgend eine öffentliche Schrift ohne dem angenommenen 
Zunamen ausſtellte, oder bei irgend einer Behörde überreichte, 
ſoll durch einen Verhaft von vierzehn Tagen beſtraft werden. 

$. 30. Damit die Bevölkerungsliſten der Judenſchaft ſtets 
mit Genauheit und Zuverlä äßigkeit geführet werden, iſt jeder 
Hausvater verpflichtet, die in ſeiner Familie ſich ereignenden 


Hauseigenthum und Wohnung erlaubt blieb, und 2. Verboth der Ver⸗ 
mehrung der Lemberger Gemeinde durch fremde Juden (H. 29. Mai 
1804, b. 4 und 19. Mai 1808, 3. 10063; G. 24. Juli 1808, 3.282105 
— H. 11. Aug. 1808, 3. 15736, G. 2. Sept. 1808, 3. 39040; — 
H. 9. Mai 1805, 3. 8459, C. 14. Juni 1805, 3. 235185 — 4. April 
1805, 3. 6343; G. 26. April 1805, 3. 164855 — H. 30. Sept. 1805, 
3. 18785; G. 25. Okt. 1805, 3. 44321; — G. 81. Dez 1819, 3. 623505 
— H. 17. Juni 1819, 3. 18799; G. 9. Juli 1819, 3.325405 — 
H. 7. Okt. 1830, 3. 22808; G. 49, Nov. 1880, 3. 65714) — auf 
die Bukowina, wo jeder galiziſche Jude als ein fremder betrachtet 
wird und alles das zu beobachten hat, was fremden nach Galizien ein⸗ 
tretenden Juden vorgeſchrieben war (G. 25. Nov. 18083 — G. 14. April 


69405, P. G. S. XIV. 114) und auf einige Landſtädte 


1832, 3. 
Galiziens, in welchen ſie entweder auf nur einzelne Gaſſen und Wohn⸗ 
bezirke beſchränkt ſi ſind, oder ſich zufolge ſtädtiſcher Privilegien gar 
nicht aufhalten dürfen. 
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Veränderungen den Gemeindevorſtehern anzuzeigen, welchen ob- 
liegt, gemeinſchaftlich mit dem Rabbiner, oder wo kein ſolcher 
iſt, mit dem Schulvorſteher oder Schulfänger ein richtiges Vers 
zeichniß über Geburten, Trauungen und Sterbefälle in deutſcher 
Sprache auf eben die Art bei der Gemeinde zu halten, wie dieſe 
Verzeichniſſe von den Pfarrern der chriſtlichen Gemeinde gehal- 
ten werden. 
Nahrungs wege. 

$. 31. Der Judenſchaft wird erlaubt, alle Gewerbe zu trei- 
ben und alle Nahrungswege zu ergreifen, welche den übrigen 
Landeseinwohnern angewieſen und durch die Geſetze geftattet find 9. 


9 Erſte Abtheilung. 
Unmittelbar productive Veſchäftigungen. 


1. Von der Urproduction. 

A. Landwirthſchaftliche Verhältniſſe. Die landwirthſchaftlichen Ber: 
hältniffe Galiziens find an dreierlei Gründe gebunden: 1. an die lands 
taͤflichen Realitäten; 2. an die Bauerngründe, und 3. an die freien 
Gründe. £ \ 

1. Den Juden iſt der Ankauf landwirthſchaftlicher Realitäten und Gilten 
gänzlich eingeſtellt (H. 9. März 1793; C. 29. März 1793, 3. 5927). 
Auch die Pachtung der im F. 34 dieſer joſ. Juden⸗O. genannten Gefälle. 

2. Kein Jude darf ſich mehr in der Benützung anderer als ſolcher 
obrigkeitlichen Gründe befinden, die er ſelbſt beurbaren darf (P. 8. März 
1805, Pill. S. 75). — Siehe den weiter unten folgenden F. 34, Z. 1, 
dieſer joſ. Juden⸗O. 

3. Die Juden ſind von Pachtverſteigerung ſtädtiſcher Landgüter, 


Vorwerke oder Grundſtücke ausgeſchloſſen (Siehe den Artikel »Stadt? 


G. 13. März 1813, III. Abſch. $. 8). — Von dieſem Verbothe find 
jedoch die Karaiten ausgenommen, und ſie dürfen zur Pachtung der 
Haliczer Stadtgründe zugelaſſen werden (H. 10. Febr. 1820, 3. 3284; 
G. 11. März 1820, 3. 9528). — Bei der Pachtung anderer ftädtifcher 
Realitäten und Gefaͤlle iſt ſich nach der in Anſehung der Juden beſte⸗ 
henden beſondern Vorſchriften, und nach den Privilegien und Gewohn⸗ 
heiten der Städte zu richten (Obige Vorſchr.). 

Von der Pachtung und Afterpachtung der Pfarr- und geiſtlichen 


Gründe ſind ſie bei Verluſt des Pachtſchillings ausgeſchloſſen (G. 18. Aug. 


1806, 3. 30905). 
{ B. Hauseigenthum der Juden in den galiziſchen Städten und Märk⸗ 
ten. — Die Juden find von Beſitzerwerbung ſolcher Häufer und Häufer: 
plätze in den galiziſchen Landſtädten, welche bisher noch nicht im Be⸗ 
ſitze von Juden ſich befanden, und eben ſo von der emphiteutiſchen 


Verpachtung derſelben ausgeſchloſſen (H. 28. März 1805; C. 19. April 
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Daher alle hierin bisher beſtandenen Beſchränkungen, in fofern 
ſolche die Judenſchaft allein betreffen, gänzlich aufhören. 


1805, 3. 15445); — ſelbſt dann, wenn ſie in der Vorzeit im Mischen 
Beſige waren (H. 17. Jan. 1811, G. 22. Febr. 1811, 3. 5736 — 
G. 16. Febr. 1828, 3. 11028, P. G. S X. 50). — Auch. Brody iſt 
von dieſem Verboth nicht ausgenommen (H. 22. Sept. 1808, 3. 181105 
G. 14. Okt. 1808, 3. 45966). — Inſtruktion, wie die zum Beſitze 
chriſtlicher Realitäten ausnahmsweiſe befähigten Faden zu dem bürger⸗ 
lichen eigenthümlichen Beſitze ſolcher Realitäten gelangen konnen 
H. 23. Dez. 1835, 3. 38945; G. 16. Febr. 1836, 3. 3513, P. G. 
S. XVIII.). 

C. Bergbau. Die Juden find vom Bergbau und von den dahin ge 
W Arbeiten des Waſchens und Schmelzens ausgeſchloſſen 
(P. 28. Dez. 1804, Pill. S. 148). — Auch iſt zu verhüthen, daß nicht 
unter dieſem Deckmantel noch der Holz⸗ und Steinkohlenhandel mit 

_Schwärjungen aller Art betrieben werde (H. 11. Aug. 1808, 3. 13963; 
G. 14. Okt. 1808, 3.53547). — Zur Handhabung der Zwecke dieſes Ver: 
bothes iſt ihnen auch der Beſuch in den Bergſtadten verbothen (H. 6. Febr. 
1798). — Doch dürfte ihnen für Entdeckung des Graphits — ohne 
Bau — die verſprochene Belohnung zu Theil werden (P. 25. Sept. 
1811, f. 5). — 

II. Von den Manufacturgewerben, und 
III. Von den Handelsgewerben 
wird weiter unten in der Randanmerkung zum $. 35 dieſer joſ. Juden⸗O. 
gehandelt werden. 


Zweite Abtheilung. 
Beſchaftigungen der Juden in Galizien, die zunächſt nicht productiv find, 
I. Die öffentlichen Bedienſtungen. f 

Die Juden ſind von landesfürſtlichen, ſtändiſchen und ftädtifchen 
Bedienſtungen ausgeſchloſſen. 

Doch ſind Juden Beiſi er. des Wechſel⸗ und Merkantilgerichtes zu 
Lemberg und zu Brody, Stadtarzte, Reviſoren bei der Polizeidirection, 
Briefträger. 5 

II. Privatdienſtleiſtungen. 

Als Wirthſchaftsbeamter darf kein Jude angeſtellt werden (P. 8. 
März 1805). 

Das Agenciren für Parteien überhaupt iſt ihnen verbothen (C. 8. Aug. 

1788, g. 9697). 
ATEM Dagegen konnen fie Doktoren des Civilrechts und zugleich Advokaten 
werden (H. 25. Okt. 1790; C. 39. Dez. 1790, 3. 57, Pill. S. 92). 

Die Factoren ſollen von den Kreisämtern beſtimmt werden (9.16. Marz 

1798, 3. 490; C. 12. April 1793, 3. 9204, Pill, S. 17). 
30 
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§. 32. Nur allein ſolche Pachtungen, die mehr den Müßig⸗ 
gang befördern, als zu nützlicher Emſigkeit, zu welcher der Staat 


— — 


die Judenſchaft einzuleiten zur Abſicht hat, aneifern, ſollen ihr 


ſo lange unterſagt ſein, bis Betriebſamkeit und Fleiß in andern 
Gewerben bei derſelben allgemein wird. Daher bleibt es rn 
tungen der Schankhaͤuſer ſowohl auf dem offenen Lande als in 
Städten gänzlich ausgeſchloſſen find. Die Kreisämter haben dar- 
üder auf das ſorgfaltigſte zu wachen, und in Uebertretungsfällen 
den Juden, welcher eine Schankpachtung hat, mit einer ange: 
meſſenen Leibesſtraſe zu belegen und von der Pachtung ſelbſt ab⸗ 
zuſchaffen; die Herrſchaft aber, welche ihm dieſelbe überläßt, das 
erſte Mal zu der auf den halbjährigen Pachtbetrag feſtgeſetzten 
Geldſtrafe, das zweite Mal zur Erlegung des ganzen jahrlichen 
Pachtbetrages anzuhalten, das dritte Mal aber dieſelbe der Ver: 
waltung ihrer Güter zu entſetzen. 

. 38. Erlaubte Schankgewerbe find alſo für gegenwärtig 
nur ſolche, die in Städten von Juden in n eigenen 3 Häufern und 
auf eigene Rechnung getrieben werden. Es wird demnach die un⸗ 
ter dem 5. November des Jahres 1784 ergangene Verordnung, 
welche denjenigen Juden, die bis dahin auf ſolche Art ſich genäh- 
ret haben, auch ferner dabei zu verbleiben erlaubt, hiermit er- 
neuert. Mit dem Tode oder Austritte des Gewerbsmannes aber, 
oder mit dem Verkaufe des Hauſes erliſcht dieſes Recht, und 


Das Studium der Arzneiwiſſenſchaft und der Wundarzneikunde iſt 
den Juden geſtattet (H. 4. Febr. 1782); — auch dürfen fie zu gerichtlichen 
Leichenunterſuchungen zugelaſſen werden G. 28. Jänner 1829, 3.239; 
p. G. S. XI. 44). 

Die Juden werden zur Pachtung verſchiedener Staatsgefäͤlle zuge: 
laſſen (H. 29. Juli 1822; G. 24. Aug. 1822, P. G. S. IV. 4123 — 
Hfkmrd. 8. Juni 1825, 3. 22808; G. 7. Juli 1825, 3. 37606 — 
Hikmrd. 3. April 1830, 3. 10175; G. 5. Mai 1830, 3. 269175 — 
Ofkmrd. 15. Juli 1835, 3. 29798; G. 80. Auguſt 1838, 3. 47202 
(P. G. S. XVII. 596). 

Siehe die Randanmerkung zum $. 33, d. i. G. 28. September 1825, 
Z. 75008. 


Die pachtung der herrſchaftlichen Melkkühe und Maſtochſen iſt ihnen 


durch poſitive Geſetze nicht verbothen (G. 6. Nov. 1812, 3. 35276). 
Pachtungen von Glashütten durch Juden ſind zuläffig (H. 11. April 
1839, 3. 9708; G. 3. Mai 1839, 3. 28049), 
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kann auf des Eigenthümers Erben oder Nachfolger nicht über: 


tragen werden ). ” 1 


) Der Ausſchank der Getränke unterliegt im eigentlichen Galizien, dann 
in der Bukowina eigenthümlichen Vorſchriften. 


A) Im eigentlichen Galizien (oder in den 18 ältern Kreiſen). 


Der, Ausſchank muß als ein von del Erzeugung abgeſondertes Ge⸗ 
werbe betrachtet werden, welches aber wie jene zu dem gruntherrlihen 
Propinations rechte gehört. Dieſes muß in Städten verpachtet werden 
(9. 8. Juli 1785). — Die ueberlaſſung obrigkeitlicher Schankhauſer 
ward zugleich mit der Verpachtung des Bier- und Methbrauens an 
Juden in Städten und auf dem Lande abgeſtellt (P. 9. Febr. 1784). — 
Eine Ausnahme hievon machten nur jene Schankgewerbe, welche von 
den Juden in Städten, auf ihren eigenen Häuſern, und auf eigene 


Rechnung am 5. Nov. 178 sereits betrieben wurden; denn dieſe wur: 2 
den ihren Beſitzern bis zum Tode gelaſſen (H. 14. Okt 1781; C. 5. Nov. 


1784, Pill. S. 308; — H. 5. Juni 1800; G. 4. Juli 1800, 3 1874 
— auch deren Witwen (C. 16. Nov. 1786, 3. 29105, lit. a). — Jene 
Juden, die den Schank unter dem Vorwande fortſetzen wollen, daß 
ſie ein Haus, worin er ſonſt betrieben ward, ſchon vor dem urſprüng⸗ 
lichen Verbothe gekauft, oder ſonſt aus irgend einem andern Titel An⸗ 
ſpruch darauf haben, ſind ſchlechterdings abzuweiſen (C. 16. Nov. 1786, 
Z. 29405, lit. b). — Um fo weniger darf das Schanfrecht auf Juden⸗ 


häufer mehr radicirt werden, ſelbſt wenn fie gemauert wären (H. 21. Feb. 


1804, 3 2589; C. 23. März 180%, 3. 11066, Pill. S. 22). — Auch 
der Verkauf von verſüßtem Branntwein im Kleinen ward einzelnen 
Befugnißwerbern nicht geſtattet, da er nichts als ein Schank, und mit⸗ 
hin den Juden nicht geſtattet iſt (H. 18. Juni 1806, 3. 91503 G. 9. 
Juli 1806, 3. 27276). — Den jüdifhen Trankſteuerpächtern durfte die 
Erlaubniß, auf Dörfern zu wohnen, nur unter der Bedingung gegeben 
werden, daß ſie daſelbſt kein ihnen verbothenes Gewerbe, insbeſondere 


aber keinen Ausſchank betrieben (G. 4. Sept. 1788). — Dieß iſt gegen 


wärtig auf die jüdiihen Pächter der Verzehrungsſteuer und der Aera⸗ 
rialmauthe angewendet. 

In Städten dürfen die Juden wohl das Bierpropinationsgefall 
vachten, müſſen aber dort, wo die Stadt eine eigene Brauerei beſitzt, 
einen gelernten chriſtlichen Brauer zur Biererzeugung halten (H 12. April 
1810, 3. 4634). — Dem Juden als Juden darf die Bierbrauerei nicht ver⸗ 
bohten werden (H. 5. Okt. 1820, 3. 29904; G. 31. Okt. 1820, 3.54154). 

Die Pflicht der Kreiskommiſſäre iſt es, auf ihren Kommiſſionsreiſen 
dem Beſtande geſetzwidriger Pachtungen durch Juden nachzuforſchen, 
und in einem ſolchen Falle das vorihriftmäßige Verfahren ſogleich ein⸗ 
zuleiten. Den Kreisamtsindividuen ſollen Termine zur Unterſuchung 
und Vorle gung der gemachten Erhebungen feſtgeſetzt, von den Kreis⸗ 
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$. 84. Eben dieſelben Urſachen, die es für das Wohl der 


galiziſchen Unterthanen nothwendig machen, die Juden von den 


amtsvorſtehern aber eigene Vormerkungen darüber geführt werden 
(H. 11. Mai 18245 G. 25. Mai 1824, 3. 31150; P. G. S. VI. 84). 

Unter der im $. 32 der jof. Juden-O. den unbefugten Schank⸗ und 
Mühlenpächtern angedrohten Leibesſtrafe werden eben nicht Stockſtreiche, 
ſondern auch Arreſtſtrafen verſtanden, die nach Beſchaffenheit der Um— 


- ftände mit Faſten oder öffentlicher Arbeit verſchärft werden können (H. 9. 


Dez. 1825, 3.86688; G. 23, Dez. 1825, 3. 75008; P. G. S. VII. 258). 

Ein unbefugter Schankjude muß ſogleich nach ordnungsmäßig gepflo⸗ 
gener Erhebung entfernt, und an feine Gemeinde abgeſchoben werden, 
ohne Abwartung oder aufhaltende Wirkung eines Recurſes (G. 26. Sept. 
1828, 3. 66829). 

Die Fallfriſt für Recurſe gegen ſolche Erkenntniſſe, welche ſich auf 
das Schänkerregulativ gründen, wurde auf 4 Wochen beſtimmt (H. 24. 
Febr. 1805; G. 15. März 1805; Pill. S. 78). 

Die Schänker der Hauptſtadt Lemberg erhielten ein beſonderes Regula⸗ 
tiv, worin ebenfalls einige Vorſichtsmaßregeln wegen der Judenſchänker 
aufgenommen find (Schankregulativ vom 11. Sept. 1795, und G. 20. 
März 1827, 3. 13161, genehmigt durch H. 15. Febr. 1827, 3. 43919). 

Der Weinhandel! im Großen iſt den Kauf⸗ und Handelsleuten übers 
haupt, daher auch den jüdiſchen geftattet, da dieſen kein beſonderes 


Verboth im Wege ſteht (H. 2. Sept. 1813). 


Auch der Weinſchank ift den Juden nicht verbothen (H. 31. Jan. 1827, 
3.2785; G. 20. März 1827, 3. 9628; P. G. S. IX. 110). 


B) Der Handel und Ausſchank der Getränke in der Bukowina. 

Die Juden dürfen daſelbſt: 

1 Auf dem offenen Lande gar keinen Schank üben. (Bericht des 
czernowitzer Kreisamtes vom 15. März 1787, Gub. 3. 18713 vom 
J. 1788, und H. vom 19. Aug. 1804; G. 21. Sept. 1801, Z. 37646). 

2. In den 4 Städten Czernowitz, Sereth, Suczawa und Sadagura 
haben ſie das Schankrecht nur ausnahmsweiſe, wenn ſie ein von der 
Militäradminiſtration beſtätigtes Schankrecht bereits beſitzen (welche 
mithin hier die Claſſe der alten befugten Schänfer aus machen). 

3. Außer dieſen kann kein Jude den Kleinverſchleiß von Branntwein 
oder Roſoglio erlangen, oder ſich erlauben; und überhaupt ſoll die 
Zahl der jüdiſchen Schankhaͤuſer in jenen Städten nicht vermehrt wer: 
den (H. 22. April 1802, 3. 942; G. 4. Mai 1802, 3. 18808; — 
H. 18. Juni 1807, 3. 114433 G. 17. Juli 1807, 3. 28911; H. 12. Mai 
1808, 3. 9621 5 6. 17. Juni 1808, 3. 24737). 

4. Der Ausſchank inländiſcher Weine iſt · nicht nur der czernowitzer 
Schänkerinnung, ſondern allen dortigen, und daher auch den judiſchen 
Soezereihändlern erlaubt; übrigens mit ausdrücklicher Hinweiſung auf 
die eben auseinandergeſetzten Beſchränkungen (H. 7. April 1825; G. 30. 
April 1825, 3. 21610; P. G. S. VII. 102). 
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Schankpachtungen zu entfernen, ſchließen fie auch von den Pach⸗ 
tungen aus: 

1. die einzelnen Gründe, welche unterthänigen Contribuenten 
gehören; 

2. die Mahlmühlen; 

3. den Zehent einer Herrſchaft oder Geiſtlichkeit; 

4. die Markt: oder Standgeld, Weid⸗, Weg: oder Pflaſter⸗ 
geld zum. Gegenſtande haben. Ein 2: der ſich in eine der 
vorerwähnten, durch die Geſetze unterſagten Pachtungen einläßt, 
eben ſowohl als der Berpachter ſoll mit der oben 8 32 feſtgeſetzten 
Strafe belegt werden. 

§. 35. Nebſt Handwerken, Gewerben 90 und erlaubten 


) Von den Manufacturgewerben. 
Allgemeines. 

Den Juden iſt geſtattet, alle von den Geſetzen überhaupt erlaubten 
Gewerbe mit wenigen Ausnahmen unter Juden und Chriſten zu treiben, 
und ihre Arbeiten ſowohl in ihren Häuſern als auf Märkten zu ver⸗ 
kaufen. Nur haben die jüdiſchen Handwerker ein Gleiches, wie die 
chriſtlichen, zu den Zünften zu bezahlen, und eben ſo der gewöhnlichen 
Polizei⸗ und Zunftaufſicht zu unterliegen (H. 16. Sept. 1781; G. 4. Okt. 
1784, 3. 23068, und P. 27. Mai 1785). 

t Die Erlernung. a) Bei freien Beſchäftigungsrechten, von welcher 
Art alle Gewerbe auf dem offenen Lande Galiziens ſind, handelt es ſich 
ohnehin um keine Nachweiſung der erforderlichen Geſchicklichkeit; b) bei 
beſchränkten unzünftigen kann ſich der Befugnißwerber dieſelbe wie 
immer verſchafft haben; e) bei zünftigen endlich darf kein Jude von 
einem chriſtlichen Meiſter in die Lehre aufgenommen werden. (Siehe die 
Zunftordnung: Art. I.). — Hienach müſſen auch judiſche Lehrjun⸗ 
gen bei jüdiſchen Meiſtern wenigſtens vor dem Freiſprechen einen durch 
2 Jahre genoſſenen Schulunterricht durch Zeugniſſe nachweiſen, aus⸗ 
genommen ſind nur jene, die aus Orten kommen, wo keine deutſche 
Schule beſteht (H. 5. Marz 1790). 

Die Geſellendienſte. Fur die Handwerkegeſellel jüdiſcher Na⸗ 
tion gibt es keine beſondern Beſtimmungen. 

Erlangung der Gewerbsrechte und der Zünftigfeit. - 
Auch in die chriſtlichen Zünfte können die Juden gegen vorläufige Mei⸗ 
ſterprobe eintreten (P. 27. Mai 1785, $. 4). i 

Ausübung der Gewerbsrechte. Jene Iſraeliten, welche 
durch Verleihung oder fpätern Erwerb in den ganzen oder theilweiſen 
Beſitz eines Privilegiums gelangen, oder welche bei der Ausübung des 
Privilegiums eines Dritten wie immer beſchäftigt werden wollen, er⸗ 
langen dadurch allein keinen geſetzlichen Anſpruch auf einen zeitlichen 


W 0 
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Pachtungen ) wird den galiziſchen Juden auch aller Han⸗ 


Aufenthalt außer ihrem beſtimmten Wohnorte gegen die beſtehende 
Judenverfaſſung (H. 29. April 1825; G. 29. Mai 1825, 3. 29186; 
P. G. S. VII 113) — Juden dürfen chriſtliche Geſellen und Lehrjungen 
nicht im Hauſe halten, aber ſtückweiſe dürfen ſie die Arbeit allerdings 
an chriſtliche Geſellen ausgeben (H. 14. Sept. 1826, 3. 25586; G. 30, 
Sept. 1826, 3. 60647; P. G. S. VII. 164). 
Beſondere Beſtimmungen für einzelne Manufacturgewerbe. 
1. Getränkerzeugung, und zwar Branntweinbrennerei, 
Bier- und Methbrauerei. 

Die Juden find von allem directen und indirecten Einfluffe auf die 
Propination, mithin auch auf die Branntweinerzeugung auf den Dör⸗ 
fern entfernt zu halten, und zwar ſo, daß die Obrigkeiten ſich auf 
Dörfern chriſtlicher Branntweinbrenner bedienen ſollen. — In Städten 
dagegen ward ihnen die Getränferzeugung, und vornehmlich jene von 
Branntwein nie verbothen. Aber auch dort können ſie dieß Gewerbe nur 
betreiben, wenn es ihnen die Grundherrſchaft durch beſondere Con⸗ 
ceſſionen auf ſonſt giltige Art überließ, — oder wenn fie durch pacta 
conventa mit den Städten dazu gelangten (G. 25. April 1792, 3. 12549; 
— H. 5. Juni 1800, 3.1825; G. 4. Juli 1800, 3. 18714, lit. b); 
— G. 11. April 1800, 3. 53253 — 9.10. April 1800, 3. 819; G. 9. Mai 
1800, 3. 12968; — G. 3. Febr. 1801, 3. 3390; — H. 16. Nov. 
1802, Z. 4332; G. 10. Dez. 1802, 3. 35074). 

„Zu einer Verſteigerung der ſtaͤdtiſchen Propination dürfen Juden 
nur, wenn kein Ausſchank damit verbunden iſt, zugelaſſen werden 
(9. 12. Zän. 1790; G. 28. Jan. 1790, chron. Ausz. Nr. 66). — Der 
Ausſchank aber ward den jüdiſchen Branntweindrennern durchaus unter⸗ 


ſagt, und ihnen nur der Verkauf unter Reifen geftattet (C. 16. Nov. 


1785, 3. 29405, lit. e). — Die Roſoglio- und Liqueurerzeugung hin⸗ 
gegen iſt den Juden nicht verwehrt (Commerz. H. C. 13. Mai 1818). 

Das frühere Verboth der Bier- und Metherzeugung wurde durch den 
$. 31 der Juden⸗O. aufgehoben (H. 12. Jan. 17903 G. 28. Jän. 1790, 
3. 1861). — Da aber dadurch der Aufenthalt auf Dörfern keineswegs 
geſtattet iſt, fo ſollen Juden in den herrſchaftlichen Brauhäufern nicht 
einmal wohnen (H. 25. März 1792; G. 25. April 1792, 3. 12549).— 
In der Bukowina find die Juden von der Propination ganz ausgeſchloſ⸗ 
fen (H. 12. Mai 1808, 3. 9621; G. 17. Juni 1808, 3. 21787). 


2. Fruchtmüllerei. 

Die Juden ſind von dem Ankaufe der Mahlmühlen (Dir. Def. 25, März 
1791, 3. 369; G. 25. April 1794, 3. 10321) — und von der Pachtung 
des Mahlnutens ausgeſchloſſen (H. 29. Dez. 1808, 3. 24670; G. 3. 
Febr. 1809, 3. 3529), — ja der Aufenthalt in einer Mühle unter dem 


1) Siehe die Randanmerkung zum $. 31, zweite Abtheilung, Nr. II. 
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del ) mit jeder Gattung Waaren in ſo weit geſtattet, als ſie dabei 
die allgemeinen Handlungsgeſetze beobachten, auch ihre Bücher 


Namen eines Aufſehers, Mühlmaſſeleinnehmers u. dgl. iſt ihnen ver— 
bothen (H. 10. April 1800, 3. 819; G. 9. Mai 1800, 3. 12968). — 
Selbſt zur Verſchrotung des zum Branntweinbrennen beſtimmten Ge: 
treides kann einem Juden keine Pferdemühle geſtattet werden (H. 28. 
Aug. 1806, 3. 14612). — Der Handel mit Mehl bleibt ihnen unver⸗ 
wehrt (H. 10. April 1810, $. 4). 

3. Die Fleiſcherei. 

Die jüdiſchen Fleiſcher und Pächter, welche die Fleiſchausſchrotung 
wirklich ausüben, dürfen das Treffleiſch auf dem Lande verkaufen, ohne 
jedoch ſich ſtets auf dem offenen Lande aufzuhalten (G. 19. Nov. 1802, 
3. 32664). 

4. Die Bäcker in Lemberg. 

Nur in Lemberg befteht für die jüdiſchen Bäcker ein Regulativ 
(G. 20. Dez. 1798, 3. 32117, u. 8. Mai 1827, 3. 23741). 

5. Pottaſchen⸗, Pulver: und Salnitererzeugung ıc. 

Die Pottaſchenerzeugung iſt den Juden ausdrücklich geſtattet (P. 27. 
Mai 1788, $. 4). 

Von der Salniter⸗ und pulvererzeugung aber ſind fie von jeher, fo wie 
vom Handel mit dieſen Artikeln ausgeſchloſſen (P. 21. Dez. 1807, F. 4). 

Die Apothekerei wurde ihnez verbothen (H. 16. Mai 1829, 3. 11804; 
G. 26. Juni 1829, 3. 96218; P. G. S. XI. 188). 

Die Juden dürfen am Profeſſionsbetriebe der Gold- und Silberarbei⸗ 
ter Theil nehmen (H. 31. Aug. 1786; C. 25. Juli 1775 und 14. Febr. 
1788, chron. Ausz. Nr. 66). 

1) Von den Handelsgewerben. 

Ausnahmen von dieſer Regel ſind: 

Der Eintauſch der Landesprodukte von Bauern gegen Getränke oder 
unechte Waaren, oder gegen Vorauszahlung. Uebrigens blieb ihnen 
der Ankauf der Landesprodukte auf dem Lande allerweg erlaubt (P. 29. 
Mai 1785, $. 6). 

Es hat bei dem Verbothe, daß die Juden von der Pachtung obrigkeit⸗ 
licher Schanfhäufer entfernt gehalten werden ſollen, fein Verbleiben, 
doch kann aber eine gewiſſe Anzahl in den Dörfern geduldet werden, es 
iſt aber denſelben unter ſonſtiger Außerlandesſchaffung verbothen, dem 
Bauer ſeine Ernte abzukaufen, das nichtgeborne Vieh, oder die auf 
demſelben noch ſtehende Wolle, oder ſonſt etwas an ſich zu bringen, 
was noch nicht wirklich erzeugt iſt; ſo wie auch denſelben nicht geſtattet 
iſt, dem Bauer Geld ohne obrigkeitliche Bewilligung zu leihen, ſobald 
deſſen Betrag eine zu beſtimmende ganz kleine Summe überſteigt, oder 
aber dieſelben eine Hypothek auf eine zukünftige Erzeugung forderten 
(H. 9. Dez. 1791; G. 3. Jan. 1792, 3. 933). 

Feen ward den Juden unterfagt , mit Kirchengefäßen, ar, 
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vorſchriftmaͤßig und in landesüblicher Sprache führen. Die naͤm⸗ 
liche Erlaubniß bezieht ſich auch auf fremde Juden, und auf die 


menten, Erucifiren, Bildern der Heiligen ohne Ausnahme, und über: 
haupt mit allen Gegenſtänden, welche in ihrer Form zum Gebrauche 
beim chriſtlichen Gottesdienſt dienen, Handel in Gewölben, in ihren 
Häufern, mittelſt Hauſirens, auf Markten, in Trödelbuden, oder auf 
was immer für eine Art zu treiben, oder dergleichen Gegenftände- in 
öffentlichen Verſteigerungen an ſich zu bringen (H. 20. März und 22. 
Mai 1828; G. 9. Juni 1828, 3.38930). — Dadurch iſt aber den Juden 
0 keineswegs der Handel mit den Stoffen, woraus die Mefgewänder 
verfertigt werden, noch den jüdiſchen Schneidern, Goldſchmieden, 
Schmücklern oder Gürtlern die Verfertigung der Kirchenapparate und 
Geräthſchaften unterſagt (H. 10. Dez. 18075 G. 2. Jan. 1808, 3.55662). 
Die Hofkanzlei hat die Strafen für die Uebertreter des mit dem hier⸗ 
ortigen C. vom 9. Juni 1828, 3. 28930, bekannt gemachten Ver boths, 
0 wornach die Juden in Galizien mit Bildern der Heiligen, Kirchenge⸗ 
fäßen und dergleichen nicht handeln dürfen, in der Art zu beſtimmen 
1 befunden, daß über den Zuwiderhandelnden bei der erſten Betretung 
1 eine Geldſtrafe, welche der Hälfte des Werthes des Gegenſtandes 
gleich kommt, oder eine ihr entſprechende Arreſtſtrafe, bei der zweiten 
Betretung die Confiscation des Gegenſtandes, und bei den folgenden 
Betretungsfällen nebſt der Conſis cation noch eine Geld» oder Arreſt⸗ 
ſtrafe nach Beſchaffenheit der Umſtande verhängt werde. Zugleich hat 
die Hofkanzlei erklärt, daß mit dem bezogenen Kreisſchreiben den Ju⸗ 
den der Handel mit Bildern der Heiligen ohne Ausnahme verbothen 
0 7 ſei, und der beſtimmende Zwiſchenſatz: „welche in ihrer Form nur zum 
N Gebrauche beim chriſtlichen Gottesdienſte dienen,“ ſich bloß auf das 
10 zunächſt ſtehende Hauptwort „Gegenſtände“ beziehe (G. 14. Jän. 1831, 
3. 1017; P. G. S. XIII. 20). 

Den jüdiſchen Pächtern und Afterpächtern der Aerarialmäuthe ward 
ausdrücklich verbothen, an den Orten der Pachtung, wenn ſie ſonſt 
daſelbſt nicht tolerirt ſind (wie dieß gerade auf dem offenen Lande Gali⸗ 
Ziens mit den Handelsleuten der Fall it, G. 9. März 1825, 3. 13108; 

P. G. VII. 64) Handel zu treiben (H. 29. Juli 1822; G. 24. Auguſt 
1822, 3.44705; P. G. S. IV. 412). 
L Es wurde befohlen, gegen den Ankauf der Juden in Anſehung der 


Der Getränkhandel, als Handel im Großen, muß von dem Aus⸗ 
ſchank, als dem eigentlichen Kleinhandel an ſitzende Gaſte und über die 
Gaſſe unterſchieden werden. Die allgemeinen Geſetze über den eigent⸗ 
lichen Handel gelten auch für die Juden, und ausdrücklich iſt den jüdi- 
ſchen Branntweinbrennern der Verkauf im Großen (C. 16. Nov. 1786, 
3. 29105, lit. e), und den jüdischen berechtigten Schänfern der Bein? 
handel (G. 17. Zän. 1787, g. 5) geſtattet worden. Was hingegen den 


Victualien und des Viehes Sorge zu tragen (G. 29. März 1788, 3.6079). . 
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jüdiſchen Einwohner von Brody, ſoweit nämlich fremden chriſt⸗ 
lichen Handelsleuten der Handel in Galizien geſtattet iſt. 

S8. 36. Das Herumtragen der Waaren von Haus zu Haus, 
oder das ſogenannte Hauſteren iſt den Juden ebenfalls ſowohl in 
Städten und Märkten, als in Dörfern, nach den darüber im 
Allgemeinen beſtehenden Verordnungen, erlaubt. 

§. 37. Damit die Juden zum Ackerbau eingeleitet, und zu⸗ 
gleich dürftigen Judenfamilien Gelegenheit verſchafft werde, bei 
dem Feldbaue ihre Nahrung zu finden, ſo ſoll jede Judengemeinde 
auf ihre Koſten eine gewiſſe Anzahl Familien anſiedeln, und dazu 
nach den Gewerbsklaſſen beitragen. Die Zahl der Familien, die 
angeſiedelt werden müſſen, und die Art der Anſiedlung wird den 
Gemeinden durch die Kreisämter bekannt gemacht werden. 

§. 38. Bei ſo vielen der Judenſchaft nunmehr eröffneten 
ehrbaren Nahrungs wegen iſt es um fo billiger, daß die im Allge⸗ 
meinen wegen Müſſiggaͤnger, Landſtreicher und muthwilliger 
Bettler ſowohl, als wegen wahrer Armen getroffenen Vorkehrun⸗ 
gen auch in Anſehung der Juden ſtrenge gehandhabt werden ). 
a §. 39. Jede jüdiſche Gemeinde hat daher für die Verpflegung 
ihrer Armen eben fo zu ſorgen, wie es bei den chriſtlichen Gemein⸗ 
den üblich iſt. In jenen Gemeinden aber, wo die Juden mit den 
Chriſten vermiſcht leben, haben auch die Erſteren mit den Letzteren 
zur Unterſtützung der Local-Armen zu concurriren, dagegen aber 


Ausſchank betrifft, jo iſt die obige Randanmerkung zum $. 33 dieſer 
jof. Juden-O. einzuſetzen. 
Durch das mit der hierortigen Verordnung vom 31. Mai 1831, 
Z. 32575, bekannt gemachte Hfkmrd. vom 17. Mai 1831, 3. 15105, 
wurde den Iſraeliten in den Ländern, in welchen fie durch die beſtehen⸗ 
den Geſetze von dem Handel mit Pulver und Salniter ausgeſchloſſen 
ſind, nicht die Befugniß eingeräumt, mit dem aus den lombardiſchen 
Aerarial⸗Niederlagen erkauften Salpeter Handel oder Kleinverſchleiß 
zu treiben. Die Geſetze, welche die den Iſraeliten zuſtehenden Gewerbs⸗ 
befugniſſe beſtimmen, daher in Abſicht auf den Handel mit Pulver und 
Salniter der 19. Abſatz des Patentes vom 21. Dez. 1807 ſind durch die 
obgedachte hohe Hofkammer- Verordnung ungeändert in Wirkſamkeit 
gelaſſen worden (G. 4. März 1833, 3. 1205; P. G. S. XV. 80). 


h Den Kreisämtern ward angetragen, das Armeninſtitut auch bei Juden 
einzuführen, und wo es thunlich iſt, mit dem chriſtlichen zu vereinigen 
(Generale zur Einführung der Joſ. Juden⸗O., vom 6. Aug. 1789, 
3. 16653, $. 19), 
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daſelbſt auch die Juden mit den Chriſten an den Local-Verſor⸗ 
gungsanſtalten gleichen Antheil zu nehmen ). 

§. 40. Wenn ein jüdiſcher Hausvater, oder mehrere, ohne 
ihr Verſchulden durch Feuer verunglücken, kann ihnen, wie chriſt⸗ 
lichen Unterthanen, von dem Kreisamte erlaubt Wee eine 
8 zu veranſtalten. 


6. Politiſche und Rechtsbehörden. 
$. 41. In politiſchen Angelegenheiten iſt die Judenſchaft der 
ordentlichen Landesobrigkeit nach der vorgeſchriebenen Ordnung 


1) Aus der Gemeindekaſſe können Armenportionen nur in den jüdiſchen 
Gemeindeverſammlungen regulirt, und ohne eine von den Aelteſten zu 
veranlaſſende Anweiſung an die Gemeindekaſſe nicht ausgefolgt werden 
(Thereſ. Juden⸗O. II. Abſchn. 8. Art. $5. 3 und 4). 

Es beſtehen bei den Gemeinden zur Verpflegung der Armen und 
Kranken eigene Bruderſchaften, welche auch durch die theref. Juden⸗O. 
ausdrücklich in der Verwaltung und Aufficht dieſer Gelder beftätigt wurden. 

Beſondere Veranlaſſungen zur Unterſtützung der Armen find vorzüg⸗ 
lich folgende: 

1. Es werden Unterftügungsbeiträge für das Oſtermehl der Armen 
entweder durch Sammlung freiwilliger Beiträge, oder durch Aufnahme 
in den Erfordernißausweis gedeckt, und die Armen ſodann entweder 
mit Geld zum Ankaufe des Oſtermehls, oder mit dieſem ſelbſt betheilt 
(H. 16. Juni 1825; G. 28. Juni 1825, 3. 37208, P. G. S. VII. 133). 

2. Bei dem Lichtgefäll ſind beſondere Mittel zur Erleichterung der 
aͤrmeren Gemeindeglieder eingeführt: a) durch gänzliche Befreiung von 
der Steuer; b) durch theilweiſe Verringerung der Steuerquote; o) durch 
die Vertheilung von Armenzetteln., 

3. Sammlungen (Thereſ. Juden-O. II. Abſchn. 10. Art. — Sof. 
Juden⸗O. g. 40). 

4. Unterftügungen durch Vor 'orſchüſſe und Darlehen aus Gemeinde⸗ 
geldern (Thereſ. Juden-O. II. Abſchn. 10. Art. F. 4). 

3. Darlehen aus ſtädtiſchen Ueberſchußgeldern (H. 1. Mai 1828, 
Z. 10118; C. 22. Mai 1828, 3. 34066). 

6. Aus chriſtlichen Stiftungsgeldern find vielmehr chriſtliche als jüdi⸗ 
ſche Inſaſſen zu unterſtützen (H. 13. Juni 1805, 3. 11237; G. 12. Juli 
1805, 3. 28144). 

In Lemberg wurde ein Judenſpital regulirt (G. 30. Dez. 1836, 
3. 38786); — wegen Einhebung der Kurkoſten durch die Kreiskaſſen, 
Abfuhr an das Zahlamt, und Uebergabe an das Judenſpital das Erfor⸗ 
derliche eingeleitet (G. 20. Sept. 1838, 3. 55261). 

Spitalslegate von jüdiſchen Verlaſſenſchaften, deren Erblaſſer nach 
dem 2. Nov. 1837 verſtorben — ſind dem lemberger Judenſpitale zuzu⸗ 

wenden (H. 2. Nov. 1837, 3. 268813 — H. 15. Febr. 1888, 3. 30125 

G. 22. Märzi1838, 3. 19087; P. G. S. XX. 128). 


mme 
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unterworfen. Daher ein Jude gleich den übrigen Landeseinwoh⸗ 
nern eine Beſchwerde, oder ein Geſuch in politiſcher Angelegenheit 
zuerſt bei ſeiner Grundobrigkeit, dann bei dem Kreisamte, und 
endlich bei der Landesſtelle, und bei beiden letzteren immer in 


deutſcher Sprache abgefaßt anzubringen. 


§. 42. Streitigkeiten der Gemeinde unter ſich hat die Orts⸗ 
obrigkeit allein zu ſchlichten, und ſind die Kreisaͤmter damit nicht 
zu beiäftigen. ; 

$. 43. Wenn Juden mit ihrer Grundobrigkeit über die Ver⸗ 
hältniſſe des Unterthans zur Obrigkeit in einen Streit gerathen, 
ſo iſt mit ihnen, wie mit den übrigen Unterthanen nach der unter 
dem 1. September des Jahres 1781 in Unterthans ſachen ergan⸗ 
genen Verordnung zu verfahren 99. f 

$. 44. Wie die galiziſche Judenſchaft in politiſchen Angele- 
genheiten den Landesſtellen unterworfen iſt, ſo ſoll ſie in Rechts⸗ 
ſachen von den beſtehenden ordentlichen Gerichten abhaͤngen.— 


Daher wird den Rabbinern, da ihre Gerichtsbarkeit ohnehin AN 


ſchon gänzlich aufgehoben iſt, noch bei Strafe von fünfzig Duka⸗ 
ten verbothen, jemanden in den ſogenannten großen oder kleinen 
Bann zu thun 2), das Halseiſen anzuſchlagen, irgend eine öffent⸗ 
liche Buße aufzulegen, oder was ſonſt immer für eine Gerichts 
barkeitshandlung auszuüben. 

FS. 45. Um den häufigen im Namen der Judengemeinden 
nur von einzelnen, oder einer Partei ohne Vollmacht der Ge⸗ 
meinde bei den Kreisämtern ſowohl als der Landesſtelle ange: - 
brachten Bittwerbungen und Beſchwerdeführungen Einhalt zu 
thun, iſt den politiſchen ſowohl als Gerichtsſtellen verhothen, eine 
Schrift von irgend einer Judengemeinde anzunehmen, wenn bie: 


Y) Der Fiskus hat ſich den gemäß Judenordnung vom 7. Mai 1789, $. 48, 
beſtehenden Grundſatz gegenwärtig zu halten, daß die Juden in Anſe⸗ 
hung der zu entrichtenden Abgaben an die Grundobrigkeit oder Geiſt⸗ 
lichkeit den in gleichem Falle befindlichen chriſtlichen Einwohnern gleich 
zu achten ſind, das Gubernium hat ſonach die Unſchlitt⸗ und Wachs⸗ 
abgabe, die der Pfarrer N. von der Judengemeinde in Uszieszko gemäß 
einer Synodal⸗Conſtitution und Faſſion fordert, abzuſtellen (H. 10. Aug. 
17923; G. 24. Aug. 1792, 3. 25348). 


) Bannſlüche ſind ungiltig, ſo lang die Regierung deren Giltigkeit nicht 
anerkennt. Religionsweiſer, Rabbiner und Judengemeindvorſteher, die 
derlei Bannflüche nicht anzeigen, ſollen beſtraft werden u. ſ. w. (C. 29. 
Juli 1828, 3. 42077; P. G. S. v. 141). N 8 


— * 
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ſelbe nicht von den Gemeindevorſtehern, als den eigentlichen 
Vertretern der Gemeinde, eigenhändig unterzeichnet, und das 
Gemeinde-Inſiegel, welches ſtets in ihrer Verwahrung zu ver⸗ 
bleiben hat, beigedruckt iſt. 8 

§. 46. Alle Rechtsſtreitigkeiten der Juden ſowohl mit Chriſten, 
oder unter ſich, über was immer für einen Gegenſtand, ſollen von 
dem obrigkeitlichen Richter der erſten Behörde, nämlich der Orts: 


\ obrigfeit, dem Magiſtrate, oder wohin die Sache ſonſt gehört, 


den allgemeinen Landesgeſetzen und der Gerichtsordnung gemäß 
abgehandelt und entſchieden werden. Die weitere Berufung geht 
an das Appellationsgericht. 

§. 47. Wie demnach die Judenſchaft in allem nach den be= 
ſtehenden allgemeinen Geſetzen von dem Staate den übrigen Un» 
terthanen gleich gehalten wird, ſo ſollen auch alle ſowohl ehemals 
anbefohlenen, als durch die Gewohnheit eingeführten äußerlichen 
Unterſcheidungszeichen in Tracht und Kleidung vom Jahre 1791 


\ angefangen, ganz aufhören, und die bisher übliche Kleidung nur 


den Rabbinern allein beizubehalten erlaubt fein. 
Pflichten gegen den Staat. 

§. 48. Der gleiche Vortheil, welchen die Judenſchaft mit 
den chriſtlichen Unterthanen von dem öffentlichen Schutze genießt, 
legt ihr auch mit dieſem gemeinſchaftliche Pflichten gegen denſelben 
auf. Dieſe Pflichten beſtehen in öffentlichen Dienſtleiſtungen und 
Entrichtungen. 

Daher ſie Bothengaͤnge, Gemeinde Wegausbeſſerungen, die— 
jenigen, welche Zugvieh halten, Militärvorſpann gleich den 
chriſtlichen Ortsbewohnern zu leiſten haben. 

Da, wo ſie von einer Herrſchaft Unterthansgründe erhalten, 
haben ſie nach jenem zu achten, was das neue Urbarial-Patent 
dießfalls beſtimmt. 

§. 49. Ingleichen find die jüdiſchen Unterthanen wie die 
chriſtlichen zur Militärſtellung geeignet, und daher auf dieſelben 


alle wegen der Recrutirung beſtehenden Vorſchriften auch auf die 


Juden anzuwenden ). 


) In Gemäßheit des H. vom 19. v. M., Z. 8062, haben laut herabge⸗ 
langter a. h. E. vom 1. April d. J. die im Jahre 1827 bekannt gegebe: 
nen Rekrutirungsporſchriften über die Befreiungen vom Militär auch 
in Abſicht auf die Juden allein zur Richtſchnur zu dienen (G. 9. Mai 
1833, 3. 26943; P. G. S. XV. 188). 


— 


— nn? 
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Kälber.- s 
Juſtitiär. Nur 


G. 13, März 1812, 3.4913; Gen 253 und 254. L 

Um alle Irrungen, welche bisher durch die Amtshandlungen 
der Juſtitiäre, wenn fie zugleich die Geſchaͤfte eines Mandatars 
beſorgen, zu befeitigen, hat das Kreisamt fämmtlihen Dominien 
aufzutragen, daß in jenen Dominien, wo der Juſtitiar die poli« 
tiſchen Geſchaͤfte zugleich beſorgt, er ſeinen Amts handlungen, je 
nachdem er fie als Civilrichter oder als Vertreter der politiſchen 
Ortsobrigkeit vornimmt, bei ſeiner Fertigung immer den Zuſatz: 
»Juſtitiar“ oder „Mandatar” in Hinkunft beizufügen habe. 

G. 29. Nov. 1816, 3. 52651; Gen. 1245, 

Das Appellationsgericht hat unterm 4. November 1816 an⸗ 
her eröffnet, daß mehrere Dominien weder mit einem eigenen 
Suftitiär verſehen, noch mit der Gerichtspflege einer andern bes 
nachbarten Gerichtsbarkeit zugetheilt ſind. Um dieſer in jeder 
Hinſicht fo ſchadlichen Unzukömmlichkeit ſobald als möglich zu 
begegnen, wird dem Kreisamte aufgetragen, alle jene Dominien, 
bei welchen dieſer Fall eintritt, und ganz beſonders die, in deren 
Bezirke ſich Städte befinden, zur Anſtellung eigener Juſtitiäre, 
die mindern aber zur Uebertragung der Gerichtspflege an eine 
andere benachbarte Orts-Jurisdiction oder Magiſtrat, und zur 
Erſtattung der Anzeige hierüber an das k. Appellationsgericht, 
binnen einer den Localverhaͤltniſſen und ſonſtigen rückſichtswürdi⸗ 
gen Umſtaͤnden angemeſſenen, jedoch kurzen Friſt mit der Bedro⸗ 
hung zu verhalten, daß ſonſt die Beſorgung der Gerichtspflege 
auf Koſten der ſaumſeligen Dominien von Amtswegen durch 
Aufſtellung eigener Juſtitiaͤre und reſpective durch Delegationen 
ſicher geſtellt werden würde, welche Drohung auch im Falle einer 
ſträflichen Nachlaſſigkeit von Seite dieſes oder jenen Dominiums 
das Kreisamt ohne weiters zu realiſiren hat. 5 

Damit jedoch auch das Kreisamt ſich in der fortwährenden 
Ueberſicht und Kenntniß der im Kreiſe beſtehenden Juſtitiaͤre und 
Mandatars erhalte, hat ſelbes über dieſe und jene im Amte einen 
Ausweis zu führen. 


Kälber. 
C. 12. Dez. 1806, 3. 52663, Ged. (Pill. S. Nr. LIX. S. 18%). 
Es hat hier Landes bisher die nachtheilige Gewohnheit ge: 
herrſcht, daß oft die Kälber, bevor fie noch das zur Erzielung 
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eines guten, ſchmackhaften Fleiſches und einer dauerhaften Haut 
erforderliche Alter erreicht haben, den Fleiſchern zum Verkaufe 
gebracht und geſchlachtet worden ſind. 

Die Magerkeit eines ſolchen Kalbes reizte nicht ſelten gewinn 
füchtige Metzger, das Fleiſch aufzublaſen, um deſſen Anſehen für 
die Käufer anziehender zu machen. 

Um nun dieſen ſowohl dem Fleiſchbedarfe und der Geſundheit 
des Publikums, als auch denjenigen Gewerben, denen an guten 
Kalbfellen und Kalbleder gelegen iſt, höchſt ſchädlichen Mißbrauch 
abzuſtellen, wird hiermit zur allgemeinen Richtſchnur verordnet: 
daß vom Tage der Kundmachung des gegenwärtigen Circulars 
angefangen kein Kalb mehr geſchlachtet werden ſoll, welches nicht 
wenigſtens 40 Pfund Pohlniſch an Gewicht hat. 

Die Uebertreter werden mit Confiscirung des Fleiſches, und 
die Fleiſcher, welche von einem leichteren Kalb das Fleiſch ver- 
kaufen, nebſt jedesmaliger Confiscirung des Fleiſches mit jenen 
Strafen geahndet werden, welche auf die Uebertretung der fuͤr 
die mit den erſten Lebensbedürfniſſen handelnden Gewerbsleute 
beſtehenden Vorſchriften vorgeſehen ſind. 

Unter eben dieſen Strafen wird auch das betrügeriſche und 
der Geſundheit des Publikums nachtheilige Aufblaſen des Kalb— 
fleiſches und aller andern Fleiſchgattungen verbothen. 

Von den eingehenden Strafbeträgen wird der dritte Theil 
dem Angeber hiermit zugeſichert, der Ueberreſt aber in den Städ— 
ten und auf dem Lande dem Orts- Armen ⸗Fond anheim fallen. 

Die Polizei⸗, Magiſtrats⸗ und Markt⸗Aufſeher in den Städ- 
ten und Märkten, fo wie die obrigkeitlichen Wirthſchaftsämter 
auf dem Lande haben unter ihrer eigenen Dafürhaftung auf die 
genaueſte Befolgung dieſer Vorſchrift zu wachen. (Republicirt am 
30. Juli 1818, G. 3. 27184.) 


Kammerherrnſchlüſſel. 
H. 18. Mai 1828, 3. 14310; G. 30. Mai 1825, 3. 29881 (p. G. S. 
VII. 114). 
Die Verfertigung und der Verkauf der Kammerherrnſchlüſſel 
werden verbothen. 


Kanzleidiener. 
G. 1. Okt. 1885, 3. 55486 (P. G. S. XVII. 690). 
Se. Majeſtät haben mit a. h. E. vom 29. Mai Ihre Willens: 
meinung dahin zu eröffnen geruhet, daß zu Kanzleidienern und 


Kanzleidiener. > 479 


derlei Aushelfersſtellen in der Regel Realinvaliden, welche in 
ärariſcher Verſorgung ſtehen, und nur ausnahmsweiſe, fo weit 
es unvermeidlich iſt, Halbinvaliden, die dafür vorſchriftmäßig 
erkannt ſind, verwendet werden ſollen. . 

Diefe a. h. E. gibt dem Hofkriegsrathe zuvörderſt die Ver⸗ 
anlaſſung zu der allgemeinen Erinnerung, daß die Superarbitri⸗ 
rungs⸗ oder Rearbitrirungs-Commiſſionen bei der Unterſuchung 
und Beurtheilung von Realinvaliden, welche ſich um Anſtellung 
als Kanzlei- oder Bureau: Diener, oder als derlei Aushelfer mel— 
den, mit der gehörigen Umſicht zu Werke gehen ſollen, um hiezu 
nicht Individuen in Antrag zu bringen, welche mit Defecten be— 
haftet ſind, die ſie zu einem ſolchen, eine gute Geſundheit und 
verhältnißmäßige körperliche Kraft erfordernden beftändigen Dien⸗ 
ſte, nachmals als unbrauchbar könnten befinden laſſen. 

Halbinvaliden oder der Invalidität ſich nähernde Leute kön⸗ 
nen obiger a. h. E. zu Folge zwar auch fernerhin auf ihr Anſuchen, 
wenn ſie nach ihren intellectuellen Eigenſchaften und guter Con⸗ 
duite dafür geeignet ſind, nach vorgängiger Superarbitrirung 
und dabei erkannter Halbinvalidität und relativen Brauchbarkeit 


für derlei Stellen in Vorſchlag gebracht werden; da jedoch nach 


den neuerlich als Norm in Antrag gekommenen, von Sr. Maje⸗ 
ſtät in dieſer Beziehung genehmigten Directiven ihre Civilʒ-Penſions⸗ 
oder Proviſions⸗Fähigkeit erſt nach zehn im Civildienſte zugebrach⸗ 
ten Jahren eintreten ſoll, ſo ſind dergleichen Leute, welche zu 
einem Civildienſte in der Cathegorie der Dienerſchaft angeſtellt 
werden, von nun an ohne Ausnahme und ohne weitere Rückfrage 
bei ihren Regimentern, Corps oder Branchen blos als beurlaubt 
bis zur Einberufung fortan im Stande zu führen, und zwar ſo 
lange, bis ſie bei einer Civilbehörde eine ſolche Bedienſtung er⸗ 
halten, mit welcher die Ausfertigung eines Dekretes und förmliche 
Beeidigung verbunden iſt, oder bis fie im Civildienſte ununter⸗ 
brochen zehn Jahre zurückgelegt haben. 

Dieſe zehn Jahre werden dem betreffenden Manne jedenfalls 
von dem Tage zu Guten gerechnet, an welchem er, es ſei als 
wirklicher Diener, oder als aufgenommener Aushelfer den Civil⸗ 
dienſt angetreten hat, und bei ſeinem Corps außer Gebühr gebracht 
worden iſt. 

Ob dergleichen auf einen Civildienſt beurlaubte Leute über 
den jeweil vorgeſchriebenen Stand geführt werden dürfen, wird 
von Zeit und Umfländen abhängen, worüber der Hofkriegsrath die 
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Entſcheidung ſich vorbehält. So ferne ein ſolcher als beurlaubt in 
einem Civildienſte ſtehender Mann wegen überkommener Gebre— 
chen, oder aus ſonſtigen erheblichen Urſachen vor Verlauf von 
zehn Jahren vom Civildienſte entfernt werden ſollte, wird er zur 
Dispoſition der oberſten Militärbehörde der Provinz, nämlich 
des General-Commando, geſtellt werden, welches ſofort deſſen 
Rearbitrirung verfügen, und nach deren Reſultat entweder zur 
activen Militär⸗Dienſtleiſtung, oder als Realinvalid nach dem 
dießfalls beſtehenden allgemeinen Syſteme claſſificiren wird. 


Kanzlei-⸗ Praktikant. 


G. 17. Mai 1805, 3. 19798 (Gen. 629). 

Es liegt in der Macht des Kreisvorſtehers, Praktikanten, 
die bloß zur Aushilfe in der Kanzlei verwendet werden, und von 
denen die Beibringung der Studienzeugniſſe nicht gefordert wird, 
ohne Rückfrage anzuſtellen, in Eidespflicht zu n und wieder 
zu entlaſſen. 

H. 25. Febr. 1808; G. 25. März 1808, Z. 12204 (Gen. 403). 

Derjenige Amtsvorſteher, welcher der a. h. Willensmeinung 
zuwider einem Praktikanten ein Taggeld verleiht, wird unnach⸗ 
ſichtlich zum Erſatz verhalten werden. 

G. 28. Jän. 1813, 3. 2600 (Gen. 71). 

Die Kreisämter haben in Zukunft bei jeder Aufnahme eines 
Kanzlei: Praktikanten von deren Exiſtenz, Namen, Anzahl und 
Veranderung von Zeit zu Zeit dem Landes⸗Gubernium die gehö- 
rige Anzeige zu machen. 

G. 21. Juni 1888, 3. 37926 (P. G. S. XV. 180). 

Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. E. vom 6. Mai d. J. 
in Beziehung auf die Aufnahme der Kanzlei-Praktikanten bei den 
Länderſtellen und Kreisämtern folgende Beſtimmungen als Richt: 
ſchnur vorzuzeichnen geruhet: 

Für die Zukunft find bei den Kreisämtern, Delegationen 
und bei den Länderſtellen keine Individuen als Kanzlei-Praktikan⸗ 
ten aufzunehmen, welche ſich nebſt den übrigen Exforderniſſen 
nicht ausweiſen, auch die vier Grammatikalklaſſen zurückgelegt, 
oder in einer Realſchule, in der techniſchen Abtheilung des poly: 
techniſchen Inſtituts, in der Ingenieur: Akademie, oder in der 
Neuſtädter Militär- Akademie Unterricht mit u Been 
erhalten zu haben. Außerdem ſind: 
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1. bei den eben genannten Behörden keine Individuen, wel- 
che nicht ſchon dermal als beeidete Kanzlei-Praktikanten beſtehen, 
in eine wirkliche Anſtellung bei den Manipulations-Faͤchern zu 
bringen, wenn ſie ſich nebſt den übrigen Erforderniſſen nicht auch 
über die Eingangs bemerkte Studien-Vorbereitung aus weiſen, 
es ſei denn, daß es ſich um ſolche Individuen handelt, wegen 
deren Unterbringung in derlei Bedienſtungen beſondere Vorſchrif— 
ten beſtehen, die fortan in Wirkſamkeit erhalten werden. 

2. Nebſt dieſen Beſtimmungen bleiben auch die ſchon dermal 
beſtehenden beſonderen, in Abſicht auf die Regiſtratursbeamten 
in Anwendung. 

Dieſe mit H. vom 18. Mai d. J., 3. 11848, anher intimi⸗ 
tirte a. h. E. wird den k. k. Kreisämtern zur genaueſten Darnach⸗ 
achtung bei Beſetzung erledigter Kreiskanzliſten- Stellen fo wie 
bei Aufnahme beeideter Kanzlei-Praktikanten bekannt gegeben. 
G. 30. Juli 1833, 3. 45285 (P. G. S. Xv. 214). 

Nachträglich zur hierortigen Verordnung vom 24. Juni l. J., 
3. 37926, wird den k. k. Kreisaͤmtern in Folge H. vom 4. Juli 
d. J., 3. 15765, zur Richtſchnur bedeutet, daß nach Maßgabe 
einer a. h. E. vom 25. Auguſt 1824 in Zukunft weder bei den 
Kreisämtern noch bei den Länderſtellen andere Individuen zur 
Praxis in der Regiſtratur zuzulaſſen ſind, als ſolche, welche die 
philoſophiſchen Studien zurückgelegt haben. 

G. 21. Juni 1834, 3. 35541 (P. G. S. XVI. 3286). 

Mit hierortiger Verordnung vom 24. Juni 1838, 3. 37926, 
wurde dem k. Kreisamte bekannt gegeben, über welche Studien⸗ 
Vorbereitung ſich einer a. h. E. zufolge jene Individuen auszu⸗ 
weiſen haben, die als beeidete Kanzlei-Praktikanten daſelbſt 
aufgenommen zu werden wünſchen. Die der wirklichen Aufnahme 
als ſolche vorzugehen habende praktiſche Prüfung würde ihren 
Zweck verfehlen, wenn ſie mit Individuen vorgenommen würde, 
die, indem fie die von Sr. Majeſtät vorgeſchriebene wiſſenſchaft⸗ 
liche Vorbereitung ſich nicht eigen gemacht haben, ſchon deßwegen 
in keinem Fall als beeidete Kanzlei Praktikanten aufgenommen 
werden dürfen. — Da es jedoch bereits geſchehen iſt, daß ſchon 
nach Bekanntmachung jener a. h. E. Individuen in Abſicht ihrer 
einſtigen Aufnahme als beeidete Kanzlei: Praktikanten zur vor⸗ 
läufigen Dienſtleiſtung zugelaffen wurden, fo wird in Folge Hof 
kanzleidekrets vom 23. Mai d. J., 3. 12883, dem k. Kreisamte 
31 
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jede einſtweilige Zulaſſung der Verwendung von Individuen, 
welche als beeidete Kanzlei-Praktikanten aufgenommen zu werden 
wünſchen, jedoch ſich über die in der Eingangs bezogenen Ver— 
ordnung vorgeſchriebenen Erforderniſſe nicht auszuweiſen vermö⸗ 
gen, und überhaupt die Erregung der Hoffnung einer Dispens 
von ſelben hiemit ſtrengſtens unterſagt. 

G. 4. März 1836, 3. 12601 (p. G. S. XV nl. 208). 

Seine k. k. Majeſtaͤt haben aus Anlaß einiger vorgekommenen 
Anfragen mit a. h. E. vom 9. Febr. d. J., wegen der Eigenfchaf- 
ten der als Kanzlei-Praktikanten bei den Kreisaͤmtern, Delega- 
tionen und Länderſtellen aufzunehmenden Individuen neuerdings 
folgende a. h. Beſtimmung zu erlaſſen geruhet: 

Da mit der Entſchließung vom 6. Mai 1833 der mit gutem 
Erfolge zurückgelegte Unterricht in der Realſchule für die Fähigkeit 
zur Aufnahme in die Kanzleipraxis für genügend erflärt worden 
iſt, und die Vorrückung in die techniſche Abtheilung des polytech- 
niſchen Inſtituts nur nach der Vollendung des Kurſes der Real 
ſchule Statt finden kann, ſo ſind Schüler von was immer für 
einem Zweige der Technik im polytechniſchen Inſtitute zur Auf⸗ 
nahme in die Kanzleipraxis ebenfalls fähig, ſobald ſie nachweiſen, 
die Realſchulen mit gutem Fortgange zurückgelegt zu haben. Die 
Realſchule zu Trieſt, auch ohne dem höheren nautiſchen, commer— 
ziellen und architektoniſchen Kurſe iſt jener zu Wien gleich zu 
achten. Zöglinge der Ingenieur- und Neuſtaͤdter⸗Militär⸗Akademie 
müſſen ſich mit der gehörigen Vollendung des dritten Kurſes in 
jeder dieſer Akademien ausweiſen, um zur Aufnahme in die 
Kanzleipraxis fähig zu fein. i 

Diefe mit H. vom 16. Hornung d. J., 3. 4278, anher inti- 
mirte a. h. E. wird den k. k. Kreisämtern mit Beziehung auf das 
unterm 24. Juni 1833, 3. 37926, bekannt gemachte H. vom 
28. Mai 1833, 3. 11848, zur genaueſten Darnachachtung bei 
Aufnahme beeideter Kanzlei-Praktikanten bekannt gegeben. 

Kinder. 
G. 28. Juli 1826, 3. 42478 (P. G. S. XVIII. 118). 

Frühzeitig oder todtgeborne Kinder ſollen am Kirchhof auf 
einem abgeſonderten Orte begraben werden. 

Kindermord. 
P. v. 27. Febr. 1776. Ged. (Pill. S. Nr. IX. S. 21). 
$. 1. Alle Herrſchaften, Obrigfeiten und Gerichtsſtellen 
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follen, um den Kindermord zu verhüthen, Obſorge tragen, ob 
die Aeltern, in dem Falle einer Schwängerung, mit ihren Töch⸗ 
tern ſcharf verfahren. 

§. 2. Sollen ſie ihnen dieſes heimlich unterſagen, und ſie 
vielmehr ermahnen, ihnen unter ſonſtiger ſchwerer Strafe die 
nöthigen Hülfsmittel zu leiſten. 

$. 3. Ihnen das Gebähren mit möglichſter Geheimhaltung 
vielmehr zu erleichtern. 

§. 4. Zu der Unterhaltung der Gefhwängerten und ihres 
Kindes fei der Schwängerer zu verhalten, wäre er aber mittellos, 
ſo ſeien deſſen Aeltern zur Verſchaffung derſelben zu nöthigen, 
und wenn dieſes wegen der nahen Geburt nicht mehr abgewartet 
werden könnte, ſo ſollen indeſſen die Aeltern der Geſchwaͤngerten 
salvo regressu wider den Schwaͤngerer und feine Aeltern die 
Unkoſten beſtreiten, zu welchen ihnen das betreffende Gericht durch 
den kürzeſten Weg behilflich zu ſein hat. 

$. 5. In dem Falle, daß dieſes allenthalben nicht fein könnte, 
und die Geſchwängerte im Lande zu dulden oder wegen naher 
Geburt nicht zu verſchieben wäre, fo fol alsdann die Ortsge⸗ 
meinde felbe ſowohl mit Wohnung als auch mit andern Bedürf⸗ 
niſſen, dann ihrer Unterhaltung ſammt dem Kinde während der 
Geburtszeit, und ſo lange es die Obrigkeit für nöthig finden 
würde, wie andere Ortsarme verſehen. 

$. 6. Herrſchaften, Obrigkeiten und Gerichte dürfen dieſen 
Perſonen keine öffentliche mit Proſtituirung verknüpfte Strafe 
auflegen, weder die Geiſtlichkeit ſtrafen, vielweniger aber Geld⸗ 
ſtrafen ihnen auferlegen. 


Kirchen und Kirchweihfeſte. 
Vorſchrift vom 7. Juni 1782. (Löwenwolde I. 538.) 

Der Kirchenaufputz und die übermäßige Beleuchtung ſowohl 
in Kirchen, Kapellen, als Privathäuſern, dann an den Sabba- 
then und Feſttagen der Juden in ihren Häufern iſt abgeſchafft. 
P. 5. Okt. 1782. Ged. (Pill. S. Nr. XLIV. S. 178.) 

Der Kirchengüter⸗, als auch der Grundſtücke⸗, Realitäten, 
Capitalien-, Kirchen-, Klöſter⸗ und Hauskoſtbarkeiten⸗, Prätios 
fen: ꝛc. Verkauf, ohne vorgängiger Anſuchung bei der Landesſtelle 
um deren Bewilligung, iſt verboten, und ſollen dem Denuncian⸗ 
ten nebſt Verſchweigung feines Namens die 4 pCt. Intereſſen des 
Schätzungspreiſes, außer er wäre der Beſitzer oder geiftliche Vor: 
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ſteher ſelbſt, der es ex officio anzuzeigen ſchuldig iſt, zu Theil 
werden. 

C. 7. März 1783 (Löwenwolde I. 398). 

An den Kirchen dürfen keine Bruderſchaft- oder Ablaßzettel 
ohne Imprimatur der Cenſur angeheftet werden. 
Dog. 1. März 1784 (Löwenwolde I. 408). 

In den Kirchen iſt das wichicſche Putzwerk und Opfer ohne 
Aufſehen hinweg zu ſchaffen. 

H. 23. März 1786 (Löwenwolde I. 426). 

Penſionirungs-Vorſchrift der Kloſterbeamten. 
C. 14. Dez. 1786 (Pill. S. Nr. XCIX. S. 399). 

Klöſter, Stifte, oder Kirchen, gleichwie ſolche mit Rechts— 
beſtand nichts von ihrem Activ-Vermögen eigenmächtig veräußern 
oder Capitalien aufkünden können, alſo darf auch laut h. Decret 
vom 16. Nov. 1786, unter Strafe der gänzlichen Ungiltigkeit, 
keinem Kloſter⸗, Kirchen- oder Stiftungsvorſteher oder Admini⸗ 
ſtrator auf Rechnung des Stiftes, Kloſters oder der Kirche oder 
Stiftung, ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Landesſtelle, 
etwas geliehen oder creditirt werden. 

C. 20. Dez. 1786 (Pill. S. Nr. CIII. S. 408). 

Die Kirchweihfeſte ſollen, vermöge h. Dekrete vom 12. Okt. 
1786, alle auf den dritten Sonntag im Monate Oktober jeden 
Jahres dergeſtalt verſetzt werden, daß auch für den griechiſch⸗ 
katholiſchen Ritus eben dieſer dritte Sonntag des Oktobermonats, 
ſo wie er nämlich für den lateiniſchen Ritus einfällt, für dieſe 
Feſte beſtimmt werde. 

H. 9. Aug. 1787 (Löwenwolde I. 430). 

Einſtellung der vormaligen, an Werktagen gehaltenen Kirch: 
weihfeſte, Spiele und Tänze auf dem Lande und in Städten. 
G. 17. Nov. 1826, 3. 75884. 

Inſtruction wegen Geldverrechnung auf Kirchendienerſchaft. 
G. 2. Juli 1880, 3, 22517 (P. G. S. XII. 288). 

Verfügung über unbrauchbar gewordene Kirchenapparamente. 

(NB. Hinſichtlich der Kirchengelder oder des Kirchen: 
vermögens, ſiehe Waiſen vermögen.) 


Kirchen: und Pfarrbau. 485 


Kirchen⸗ und Pfarrbau. 


G. 11. April 1806, 3. 6919 (Gen. 285). 

Bei der durch mehrere Jahre gemachten Erfahrung, daß 
durch den weitwendigen und langſamen Geſchaͤftsgang im Bau— 
weſen bei Kirchen und Pfarrhäuſern, beſonders wenn es bloß um 
Reparationen zu thun iſt, nicht ſelten die Auslagen vermehrt 
werden, iſt es nöthig, eine anderweite Einleitung zu treffen, 
welche den Geſchäftsgang verkürzt und die Auslagen fo viel mög— 
lich vermindert. 

Zuvor kommt es darauf an, daß das k. Kreisamt mit ge» 
ſammten in dem angeſchloſſenen Verzeichniſſe enthaltenen Mufter- 
plänen von Kirchen: und Pfarrgebäuden aller Art, die zu ver: 
ſchiedenen Zeiten zugeſendet worden, verſehen ſei, auf deren 
ſorgfältige Erhaltung (um die Copirungskoſten zu erſparen) und 
Aufbewahrung dasſelbe beſondere Aufmerkſamkeit zu tragen hat. 
Zu dieſem Ende wird demſelben geſtattet, die vorhandenen Mu⸗ 
ſterpläne auf Leinwand aufſpannen zu laſſen, um ſelbe durch den 
öfteren Gebrauch vor der ſchleunigern Abnutzung und Zerreißung 
zu verwahren, und die dießfaͤlligen Koſten in Aufrechnung zu 
bringen. 

Sollte nun ein oder anderer Muſterplan nach dem Verzeich⸗ 
niß abgängig ſein, ſo iſt die Anzeige ſogleich anher zu erſtatten, 
und ſolche bei der Ober⸗Baudirection verfertigen und dem Kreis⸗ 
amte zukommen zu laſſen. 

Anbei iſt auch dem Kreisingenieur verfchärft einzubinden, 
ſteis eine Copie der Mufterpläne von jeder Gattung bereit zu 
halten, damit er bei einem vorkommenden Baue nicht aufgehalten 
werde. 

Um nun dieſes Kirchen- und Pfarrei⸗Baugeſchäft vorzüglich 
bei jenen Curatpfründen, wo der Privat: Patron und Grundherr 
eine Kirche, Pfarre und Schulhaus auf eigene Koſten ohne Con⸗ 
currenz des höchſten Aerariums oder irgend eines Fonds herzu— 
ſtellen hat, ſo viel als möglich zu vereinfachen und in Gang zu 
ſetzen, ſind die beſtehenden höchſten Directivregeln zum Grunde 
zu nehmen. 

Wenn nun ein Bau dieſer Art bei dem Kreisamte vorkommt, 
fo hat dasſelbe dem Dominium und Patrone lediglich zu bedeu⸗ 
ten, ſich nach der mitzutheilenden Copie des betreffenden Plans, 
die der Patron zu beſorgen hat, zu benehmen, dann die beſtehen⸗ 
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den Directivregeln zu beobachten, und dieſes ganze Gefchäft nicht 
wie bisher zur Verhandlung der Landesſtelle einzuſenden, weil 
dadurch nur ein zweckwidriger Umtrieb und Zeitverluſt erzielt wird. 

Ergibt ſich aber der Fall, daß von dem Dominium und 
Patron der Gemeinde oder den miteingepfarrten Dominien und 
Gemeinden in der Concurrenz etwas über ihre Schuldigkeit auf— 
gebürdet werden wollte, ſo hat das Kreisamt die Ausmittlung zu 
treffen, und überhaupt darauf zu ſehen, daß bei dieſen Bau- 
führungen den allgemeinen Bauvorſchriften nicht entgegengehan— 
delt werde. 

An das Gubernium iſt ein derlei geiſtliches Baugefchäft auf 
Privatpfründen nur in dem Falle zu leiten, wenn die Parteien 
durch das kreisämtliche Erkenntniß nicht zufrieden geſtellt worden, 
oder wenn es ſich darum handelt, daß zu den Baukoſten auch ein 
Beitrag aus dem Kirchenvermögen zu Hilfe genommen werden 
ſollte. 

Bei Baulichkeiten hingegen, wo das höchſte Aerarium oder 
der Religionsfond als Dominium und Patron ins Mittel tritt 
und von demſelben nach den beſtehenden Directivregeln die Bei: 
träge ſo wie von jedem Privatbeſitzer geleiſtet werden müſſen, 
oder wo wegen des beträchtlichen Beitrags die höchſte Genehmi— 
gung einzuholen iſt, endlich auch in jenen Fallen, wo ein Cameral⸗ 
oder Fondsgut, das zu einer Privatpfründe einverleibt iſt, einen 
nach der Seelenzahl verhaͤltnißmäßigen Beitrag zu leiſten hat, 
iſt wie bisher der Bauact, beſtehend im Riß, Vorausmaß und 
Koſtenüberſchlag, dann den Materialpreiſen einzuſenden. 

Um nun aber auch hierin dem Kreisingenieur eine Erleichte— 
rung in der Bearbeitung zu verſchaffen, geſchieht unter Einem 
die Einleitung, die Vorausmaße und Ueberfchläge für jeden 
Muſterplan in Druck befördern zu laſſen, wovon demſelben ſeiner 
Zeit eine angemeſſene Anzahl zum nöthigen Amtsgebrauche mit⸗ 
getheilt werden wird. 


G. 5. Okt. 1810, 3. 34361 (Gen. 1085). 

Von nun an ſind alle Geſuche um Reparirung oder neue 
Herſtellung der Vicariatswohnungen abzuweiſen, und die Vicarien 
in den Pfarrhäuſern unterzubringen. 

G. 10. Mai 1811, 3. 15499. 

Dem Kreisamte wird verordnet, daß dasſelbe ſowohl zum 

Nutzen des Camerals als der Privat: Dominien und Gemeinden 
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ſich weder durch Vorſtellungen noch Berufungen der Beitrags: 
pflichtigen bei Bauführungen der Pfarrkirchen, Pfarrwohn- und 
Wirthſchaftsgebäude keinerdings irre führen laſſe, die Baubeiträge 
ohne weiters und ohne Nachſicht ſelbſt mit Zwangsmitteln bei- 
treibe, und jeden ſolchen Bau auch bei angebrachten und anher 
beförderten Vorſtellungen und Berufungen ungehindert fortſetzen 
laſſe, welches auch bei dringenden ice auf Privatgütern 
zu beobachten ſein wird. 

A. h. E. 19. Dez. 1811; C. 17. Jän. 1812, 3. 704. Ged. (Pill. S. Nr. VII. 

S. 41.) 

1. Von nun an hat bei allen vorfallenden Kirchen-, Pfarre 
und Schulbaulichkeiten im Allgemeinen der Pfarrpatron die Koſten 
des Arbeitslohns der Profeſſioniſten und der ſonſt vorfallenden 
baren Geldauslagen, die Grundobrigkeit, oder wenn deren mehrere 
zu einer Kirche eingepfarrt wären, verhaͤltnißmäßig die Materia— 
lien, und die zur Pfarre gehörigen Gemeinden die Hand- und 
Zugarbeiten zu beſtreiten. 

Jedoch ſind nur jene Kirchenpatrone, die zugleich das Domi— 
nium vorſtellen, verbunden, die bei einem Kirchenbau oder bei 
Herſtellung der Pfarrwohnungen und Wirthſchafts gebäude, wo 
die Einkünfte des Curaten die Congrua nicht erreichen, eintreten— 
den baren Profeſſioniſten- und ſonſtige Geldauslagen im Ganzen 
zu verabfolgen; iſt aber das Dominium und das Patronatsrecht 
in verſchiedenen Händen, und erreicht das Einkommen des Pfarr- 

e die Congrua nicht, fo hat bei einem Kirchenbau der Patron 
jederzeit die eine, und das Dominium die zweite Hälfte der 
baren Auslagen zu beſtreiten. 

Von dieſem Betrage wird aber das Dominium bei dem 
Baue der Pfarrwohnungen und Wirthſchaftsgebäude ſogleich be- 
freit, ſobald einmal bei einem die Congrua überſteigenden Bene⸗ 
ſicium der Pfarrer nach der weiter unten ad 3 vorkommenden 
Untertheilung zu den baren Geldaus lagen concurriren muß. Auch 
wird feſtgeſetzt, daß an jenen Orten, wo mehrere Dominien zu 
einer Kirche eingepfarrt find, und wo mehrere Patrone das Prä- 
ſentationsrecht beſitzen, die Untertheilung der beizuſchaffenden 
Materialien und die baren Geldauslagen, und zwar bei jenen 
Ortſchaften, wo die Einwohner durchaus von einem Ritus ſind, 
nach Maß der Contributions-Zahlung, wo fie aber zu verſchiede⸗ 
nem Ritus gehören, nach der Seelenanzahl des betreffenden 
Ritus zu geſchehen habe. 
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2. Wenn die Kirche, Pfarre oder Schule ein eigenes Ver: 
mögen beſitzt, oder in der Zukunft dazu gelangt, fo wird bewilli— 
get, davon einen Theil zur Erbauung und Herſtellung oder 
Reparirung des Gebäudes jedoch nur in ſo weit zu verwenden, 
daß die gewöhnlichen jährlichen Auslagen der Kirche, oder die— 
jenigen Ausgaben, für welche ein ſolches Vermögen geftiftet oder 
beſtimmt worden iſt, hinlänglich bedeckt bleiben, und daß zu einer 
ſolchen Verwendung immer vorlaͤufig die Bewilligung dieſer 
Landesſtelle eingeholt werde. 

3. Um der Befchädigung der Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude 
und ihrer Zugrunderichtung vorzubeugen, dann um ſelbe ſtets in 
gutem Stande zu erhalten, müſſen von nun an die Pfarrer und 
ſonſtigen Beneficiaten alle kleine, den Betrag von 25 fl. Rhn. W. W. 
nicht überſteigende Reparationen ſogleich aus Eigenem vornehmen, 
und bei Erbauung oder Reparirung der Pfarrwohnungen und 
Wirthſchaftsgebäude, das iſt: zur Beſtreitung der baren Geld: 
auslagen in folgender Abſtufung concurriren, als: von einem reinen 
jährlichen Einkommen pr. 300 fl. bis 500 fl. Rh. W. W. mit einem 
Viertel, von 500 bis 1000 fl. Rhn. W. W. mit einem Drittel, 
von 1000 bis 1500 fl. Rhn. W. W. und darüber mit der Hälfte. 

Jener Pfarrer und Beneficiat hingegen, welcher überwieſen 
wird, durch Vernachläſſigung der kleinen Reparationen die Zu— 
grundegehung feiner Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude verurſacht 
zu haben, worauf ſowohl die Kreisämter als die Decane bei ihren 
gewöhnlichen Viſitationen ſtets wachſam ſein ſollen, wird ohne 
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poralien zur Beſtreitung aller bei dem neuen Baue vorfallenden 
baren Geldauslagen ohne weiters verhalten werden. 

4. Da es geſchehen könnte, daß Kirchen- oder Pfarrpatrone 
zur Vermeidung der mit dem Patronatsrecht verbundenen Laſten 
ſich dieſes Rechts begeben, und ſolches an das Aerarium übertra— 
gen wollten, ſo wird hiermit angeordnet, daß derlei Patrone in 
ſolchen Fällen demungeachtet zur Erfüllung der Patronats⸗Oblie— 
genheiten verhalten werden ſollen. 

5. Wenn ein Gut, deſſen Beſitze das Patronatsrecht anklebt, 
einem oder mehreren Gläubigern in Anſehung ihrer Forderungen, 
fo fie hierauf haben, zum Genuß eingeräumt wird, fo können ſich 
derlei Gläubiger der Patronatslaſten nicht entſchlagen, ſondern 
ſie ſind gleich wie der eigenthümliche Beſitzer, in deſſen Rechte ſie 
getreten ſind, ſelbe zu tragen verpflichtet, indem ihnen von den 
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Einkünften eines ſolchen Guts nur fo viel gebühren kann, als 
nach Abſchlag der darauf haftenden Laſten übrig bleibt. 

6. Wegen Beſichtigung der baufälligen Kirchen und befchädig- 
ten Gebäude, wegen Herſtellung derſelben, Verfaſſung der Riſſe, 
Ueberſchlage und Subrepartition der Beiträge hat ſich der Pfarrer 
an das Kreisamt zu wenden, welches mittelſt des Kreis-Ingenieurs 
die erforderliche Unterſuchung zu pflegen, die Pläne, Koſtenüber— 
ſchläge und Subrepartitionen der Baukoſten zu verfaſſen, dann 
aber, nach den beſtehenden Normalvorſchriften vom 11. April 
1806, 3. 6919, entweder ſelbſt das Amt zu handeln, oder die 
Entſcheidung dieſer Landesſtelle einzuholen hat. 

C. 6. Mai 1814, 3. 15581. Ged. (pill. S. Nr. XV. S. 62). 

Se. k. k. Majeſtät haben mittelſt h. Hofkanzleidekretes vom 
14. April in Hinſicht auf die Beſtimmung der Dominicalbeiträge 
zu den Kirchen, Pfarr- und Schulbaulichkeiten zu entſchließen 
befunden, daß info lange, bis nicht die Dominicalſteuer für jeden 
Theilhaber an einem Gute insbeſondere ausgemittelt und vorge 
ſchrieben ſein wird, der bis zur Erſcheinung des Kreisſchreibens 
vom 17. Jänner 1812, 3. 704, für Galizien nach der Seelenzahl 
angenommene Bemeſſungsmaßſtab dieſer Beiträge noch beibehal⸗ 
ten werden ſoll. 

Welche höchſte Entſchließung im Nachhange des gedachten 
Kreis ſchreibens vom 17. Jaͤnner 1812, 3.704, als Modificirung 
jenes Punktes, wo §. 1 im 3. Abſatze beſtimmt worden iſt, daß 
die Untertheilung der oben erwähnten Dominicalbeiträge bei jenen 
Ortſchaften, wo die Einwohner durchaus von einem Ritus ſind, 
nach Maß der Contributionszahlung zu geſchehen habe, welche 
Beſtimmung jedoch hiermit eine Abänderung erhält, zur allgemei⸗ 
nen Kenntniß gebracht wird. 

H. 28. Juli 1814, 3. 8113, G. 15. Sept. 1814, 3. 30384. 

In Zukunft iſt bei Fondsbaulichkeiten in den Berichten oder 
in den Vertheilungsausweiſen immer beſtimmt anzumerken, wer 
die Patronats- und wer die Dominical⸗Jurisdiction ausübt, oder 
ob beide Rechte in einer moraliſchen Perſon vereiniget ſind. 


G. 17. Mai 1815, 3. 10263. 

Bei Bauführungen auf Staatsgütern iſt über die Nothwen⸗ 
digkeit derſelben die Staatsgüteradminiſtration einzuvernehmen. 
G. 29. Juni 1815, 3. 24077. 

$. 1. Bei jeder ſich ergebenden geiſtlichen Baulichkeit ift ſo⸗ 
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wohl der Patron als auch alle concurrenzpflichtigen Dominien 
vorzuladen, und ſelbe über die Anerkennung der Nothwendigkeit 
der angetragenen Baulichkeit ad Protocollum zu vernehmen 
(H. 14. Juli 1808; G. 12. Aug. 1808, 3. 35453). 

H. 2. Iſt von ſelben auf gleiche Weiſe die Aeußerung abzuver- 
langen, ob fie die ausfallenden Dominicalbeiträge in Materialien 
zu entrichten, oder ſtatt ſelben den dießfälligen Betrag nach den 
vom Kreisingenieur anzugebenden Localpreiſen im Baren erlegen 
wollen, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß es den Dominien 
frei ſtehe, dießfalls unter ſich ein gütliches Uebereinkommen zu 
treffen. 

$. 3. Iſt vom Pfarrer das Verzeichniß der zu dieſer Pfarre 
gehörigen Ortſchaften und in ſelben befindlichen Seelen ſeines 
Ritus abzuverlangen, dem Protokoll beizuſchließen und hierbei zur 
Richtſchnur zu nehmen, daß in dieſes Verzeichniß nur jene Ort— 
ſchaften aufzunehmen find, welche vom Pfarrer gegenwärtig pa— 
ſtorirt werden (G. 11. Juli 1806, 3. 26340; Gen. 567. S.). 

$. 4. Bei derlei geiſtlichen Baulichkeiten auf Cameral- oder 
öffentlichen Fondsgütern muß der betreffende Verwalter oder deſſen 
Stellvertreter, da ſelber das Dominium und den Patron reprä— 
ſentirt, beigezogen, und es muß von ſelbem die Aeußerung wie 
ad $. 1 abverlangt werden. Derſelbe hat gleichfalls anzugeben, 
welche Bauſtoffe in dem Bezirke der Verwaltung oder einer an⸗ 
grenzenden vorhanden find, und welche im Baren angekauft wer: 
den müſſen. 8 

$. 5. Iſt durch Einvernehmung des Pfarrers und des Kir— 
chenpatrons ſtets erſichtlich zu machen, ob die Kirche ein und 
welches Vermögen beſitze, um hiernach entſcheiden zu können, ob 
und welcher Theil zur angetragenen Baulichkeit verwendet werden 
könne (H. 21. Jänner 1808; G. 6. Mai 1808, 3. 15851. Gen. 
349. 351. S. — Siehe weiter unten G. 13. Aug. 1820). 

G. 8. Sept. 1815, 3. 35920, 
A) Rückſichtlich der Dominien. 

Da vor jeder Baulichkeit nach der hierortigen Verordnung 
vom 23. Juni 1815, 3. 24077, fämmtliche concurrenzpflichtige 
Dominien einvernommen werden, ſo iſt ſelben zur Abfuhr der 
von ihnen übernommenen Materialien oder des ſtatt ſelben abzu⸗ 
führenden Geldbetrags ein angemeſſener Termin zu beſtimmen. 
Wird ſelber nicht zugehalten, ſo ſind ſelbe mit Beſtimmung eines 
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kürzeren Termins zu ermahnen, hat aber auch felbes keinen Er: 
folg, fo find fie mit ergiebigen Militär - Erecutionen zu belegen. 
Wenn nach vierzehn Tagen die vorgeſchriebene Abſtattung nicht 
erfolgt, und die Verdopplung derſelben fruchtlos ablief, ſo iſt ein 
dem zu leiſtenden Betrage entſprechender Proventantheil oder ein 
diſponibler Naturalienvorrath mit Beſchlag zu belegen, und es 
iſt ſodann in dieſem Wege der geforderte Betrag einbringlich zu 
machen. Hierbei verſteht es ſich jedoch von ſelbſt, daß die zu 
beſtimmenden Betreibungstermine nicht erſt dann, wenn der Bau 
ſchon wirklich beginnen ſoll, anfangen ſollen, ſondern dieſe Vor— 
bereitungen dergeſtalt zu treffen feien, damit zu dem zu bewerkſtel⸗ 
ligenden Baue die benöthigten Bauſtoffe und Geldbeträge bereits 
vorhanden ſeien, hiernach die Werkmeiſter mit Sicherheit bedun- 
gen werden können, und bei dem wirklichen Baue wegen Mangel 
an Bauſtoffen oder Geldbeträgen keine Unterbrechung eintrete. 
Hiernach iſt den bei derlei Baulichkeiten aufzuſtellenden Bau⸗ 
rechnungsführern, welche von den von Seiten des Kreisamtes zu 
beſtimmenden Terminen in Kenntniß zu ſetzen find, zur Pflicht 
zu machen, den dießfälligen Erfolg nach dem Verlaufe desſelben 
unter deſſen Verantwortung anzuzeigen, damit hiernach Freisämt: 
licherſeits das Vorgeſchriebene eingeleitet werden könne. Wenn 
zu einer Pfarre in mehreren Kreiſen gelegene Dominien gehören, 
ſo ſind die requirirten Kreisämter auf Anſuchen desjenigen, wo 
der Bau geführt wird, verpflichtet, nach eben dieſen Directiven 
vorzugehen. E 
B) Rückſichtlich der Gemeinden. 


Da den eingepfarrten Gemeinden die Zuſtellung der Bau: 
ſtoffe und Handlangerarbeiten obliegt, ſo muß jede Gemeinde von 
der dießfälligen Präſtation in Kenntniß geſetzt und ſelber rüdficht« 
lich der Stellung der Fuhren ſowohl, als auch der Handtage von 
Seiten des Baurechnungsführers der Termin beſtimmt werden. 
Bei Dominien, welche ihren Beitrag in natura abſtellen zu 
wollen ſich erklärt haben, werden ſelbe ohnedieß auf die Abfuhr 
derſelben ihre Gemeinden verhalten. Wenn aber dieſelben nach 
einem gütlichen Uebereinkommen deren Lieferung einem andern 
Dominium überlaſſen; oder ſtatt ſelben den ausgewieſenen Be— 
trag im Baren zu entrichten vorziehen, ſo bleiben dennoch die 
Gemeinden zur Stellung der benöthigten Fuhren verpflichtet. Da 
der Bauführer ſowohl Fuhren als Handtage nur nach einem billi⸗ 
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gen Verhältniſſe auszuſchreiben, und ſelbes ſtets acht Tage in 
vorhinein zu geſchehen hat, ſo ſind derlei Gemeinden, welche 
ihrer Obliegenheit nicht nachkommen, durch geſetzliche Zwangs— 
mittel hierzu zu verhalten. 

Sollte es ſich zeigen und erweiſen, daß die dem Dominium 
zugekommene jedesmalige Ausſchreibung des Baurechnungsführers 
nicht kund gemacht oder demſelben dießfalls Hinderniſſe in den 
Weg gelegt worden ſeien, ſo iſt der Bauführer berechtiget, auf 
Koſten derlei Dominien gedungene Fuhren und Handlanger auf: 
zunehmen, weil ohne dieſer Maßregel der im Werke begriffene 
Bau zum öffentlichen Nachtheile der Concurrenzpflichtigen unter: 
brochen werden müßte. 

Um endlich der bei ſo vielen Baulichkeiten wahrgenommenen 
Unzukömmlichkeit, daß nämlich die Handlanger zu fpät auf dem 
Bauplatze erſcheinen, daher die nach Taglohn gedungenen Hand— 
werker in ihrer Arbeit gehindert werden, vorzubeugen, iſt ſämmt⸗ 
lichen Gemeinden zu bedeuten, daß ſelbe unnachſichtlich zu jenen 
Stunden, welche für die Handwerker zur Beginnung des Tag⸗ 
werkes patentmäßig beſtimmt find, auf dem Bauplatze bereits 
gegenwärtig zu ſein verpflichtet ſind, widrigenfalls denſelben der 
Tag nicht werde zugerechnet werden. 

Hfemrd. 24. Aug. 1815, 3. 27655; G. 15. Sept. 1815, 3. 36749. 

Der vom Gubernium aufgeſtellte Grundſatz: daß bei öffent: 
lichen in Städten vorfallenden Baulichkeiten als Kirchen, Schul— 
und Pfarrwohnungen, wo der höchſte Landesfürſt nur allein den 
Patron, nicht aber zugleich das Dominium vorſtellt, derlei dem 
höchſten Landesfürſten ſtricte obliegenden Laſten aus den betreffen- 
den Fonds der Provinz zu beſtreiten ſeien, iſt im gedruckten 
Kreisſchreiben v. 17. Jaͤnner 1812 begründet. 

G. 31. Okt. 1817, 3. 57789. 

Es wird zum Nachverhalt für die Zukunft verordnet, die 
unterthänigen Baubeiträge nur auf jene Familien umzulegen, 
deren Väter der zu bauenden Kirche oder Pfarrei angehören. 

G. 10. Mär; 1818, 3. 8154. 

In jenen Fällen, wo Städte zwar ihren eigenen Magiftrat 
haben, und die Jurisdiction ausüben, ſich aber nicht im aus— 
ſchließenden Beſitze aller nutzbringenden Dominical-Gerechtſame 
befinden, ſondern ein Theil derſelben in den Händen eines Do— 
miniums iſt, ſollen dieſe Dominien nach dem Maßſtabe der 
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Proventen, welche ſie als Zinſen oder durch Ausübung gewiſſer 
Regalien beziehen, zu den bei Schul: und geiſtlichen Baulichkei⸗ 
ten reparirt werdenden Dominicalbeiträgen gleichfalls concurriren. 
G. 16. Okt. 1818, 3. 50843. 

a) In Fällen, wo das Orts⸗Dominium, in welchem ſich 
die Pfarre befindet, zugleich Patron iſt, hat ſelbes auch allein den 
ganzen Patronatsbeitrag zu leiſten, und iſt auf die übrigen zu 
ſelber gehörigen Dominien kein Patronatsbeitrag zu repartiren; 

b) wenn jedoch das Patronatsrecht und das Dominium in 
verſchiedenen Händen ſich befindet, in derlei Faͤllen entrichtet, 
nach dem Kreisſchreiben v. 17. Jänner 1812, 3. 704, der Pa⸗ 
tron die eine Hälfte der Patronatsauslagen, die zweite Hälfte 
aber iſt nicht bloß auf das Orts-, ſondern auf ſämmtliche zur 
Pfarre gehörige Dominien nach dem Verhältniffe der Seelenzahl 
zu vertheilen, und von ſelben einzuheben. NB. (Dieſe Vorſchrift 
bezieht ſich bloß auf Kirchen: und Pfarrbaulichkeiten, laut G. 
6. Nov. 1823, 3. 56875, dagegen in Schulbaulichkeiten ſich 
nach dem Wortlaute des $. 1 des gedachten Kreisſchreibens genau 
zu benehmen iſt.) 

G. 28. Jan. 1819, 3. 334 (P. G. S. N. B. 5). 


Das C. vom 17. Jänner 1812 nimmt für Pfarrbaukoſten 
Patrone, Dominien und Gemeinden, jeden mit dem in Anſpruch, 
was er am leichteſten leiſten kann, den Patron mit den Pro⸗ 
feſſioniſtenarbeiten, den Grundherrn mit den Materialien, die 
Gemeinde mit Hand- und Zugrobot. Der Fall eines Bauplatz⸗ 
oder auch eines Hausankaufes iſt wörtlich nicht entſchieden. Er 
muß aber analogiſch entſchieden werden. Die Analogie liegt aber 
nicht darin, daß man die Gemeinde ganz freilaſſe, ſondern darin, 
daß man ſie mit einem Drittel der Ankaufskoſten in das Mit⸗ 
leiden ziehe. 

H. 22. Mai 1819, 3. 174365 G. 18. Juni 1819, 3. 32207 (P. G. S. 

N.⸗B. 35). 

Ueber die Frage: ob in Fällen, wo an der Stelle einer alten 
unbraucharen Kirche eine neue gebaut werden muß, der Betrag, 
welcher für den Verkauf der alten Kirche eingeht, zu der neuen 
verwendet, oder für den Religionsfond eingezogen werden ſoll, 
wurde, ſo weit es Pfarrkirchen betrifft, der Grundſatz genehmigt, 
daß der Werth ſolcher keiner Reparatur fähigen Kirchen dem Bau⸗ 
ſonde der an ihrer Stelle zu erbauenden neuen Kirche zugewieſen, 
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und allen konkurrenzpflichtigen Parteien nach dem Verhältniſſe 
des von einer jeden zu leiſtenden Betrages zu guten gerechnet 
werde. 

Wenn Filialkirchen aufgehoben werden, fo gehört ihr Ver— 
mögen nach der allgemeinen Regel dem Religionsfonde. 

G. 13. Aug. 1820, 3. 33558 (P. G. S. I. B. 212 S.). 

a) Die am 23. Juni 1815, 3. 24077, angeordnete Erhe⸗ 
bung kann der Kreisingenieur ohne Dazwiſchenkunft eines Kreis⸗ 
kommiſſärs in jenes Protokoll aufnehmen, welches derſelbe zur 
Erhebung und Darſtellung der nothwendigen Reparaturen auf: 
nimmt — ein Geſchäft, welches nach gehöriger Voraus beſtim⸗ 
mung der Tagſatzung durch das Kreisamt ſehr leicht in einem 
Tage abgethan werden kann; erſt dann, wenn ſich die Meinun⸗ 
gen der konkurrenzpflichtigen Parteien mit jener des Kreisingenieurs 
nicht vereinigen ſollten, wird es die Sache des Kreisamtes ſein 
zu beſtimmen: ob eine nähere Erörterung durch einen Kreiskom⸗ 
miſſaͤr auf Koſten der Schuldtragenden nothwendig ſei, oder ob 
auch ohne dieſe über die vorgekommenen Widerſprüche abgefpro- 
chen werden kann. 

b) Hat der Kreisingenieur die nöthigen Baulichkeiten erho- 
ben, fo muß er auch gleich zu beſtimmen wiſſen; welche Bau⸗ 
ſtoffe zu derſelben Herſtellung erforderlich ſein werden, ohne daß 
es nothwendig wäre, Plan, Vorausmaß und Ueberſchlag im 
Commiſſionsorte zu verfaſſen. 

e) Die Kreisingenieurs ſollen die Nachſicht bei minder be⸗ 
trächtlichen Baulichkeiten immer gelegenheitlich ihrer andern 
Dienſtreiſen beſorgen. 

G. 24. Horn. 1821, 3. 4779 (P. G. S. III. B. 41 S.). 


§. 1. Das Kreisamt hat von nun an jedesmal bei der Be⸗ 
kanntmachung der Konkurrenzleiſtung für Kirchen⸗, Pfarr- und 
Schulbaulichkeiten die von den unterthänigen Gemeinden zu lei⸗ 
ſtende Robot jeder Gemeinde unmittelbar durch eigenes, in der 
Landesſprache abgefaßtes, an die Gemeinde ſtyliſirtes Dekret 
nebſt der Verſtändigung des Dominiums mit Angabe des ganzen 
Roboterfordernißquantums bekannt zu machen. 

§. 2. Zugleich ſoll der ſtatt der Robot entfallende Geldbetrag 
für die Bug: und Handrobot beſtimmt der Gemeinde bekannt ge⸗ 
macht und derſelben die Erklärung abgefordert werden, ob ſie 
die Robot in Natura abarbeiten, oder den ausgemeſſenen Geld⸗ 
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betrag zu bezahlen bereit fei, wornach ſodann der Bauführer in 
die Kenntniß zu ſetzen iſt. 
S. 3. Dem Bauführer ift, im Falle ſich die Gemeinde für 
die Naturalleiſtung erklärt hat, keineswegs geſtattet, bezahlte 
Arbeiter ſtatt der Verpflichteten aufzunehmen, ſondern er hat die 
Nachlaͤſſigen und ausbleibenden Konkurrenzpflichtigen dem Kreid- 
amte anzuzeigen, welches ſodann gegen dieſelben mit Zwangs⸗ 
mitteln vorzugehen haben wird. 

$. 4. Die eintretende Leiſtung fol durch den Bauführer mite 
telſt des Dominiums den Gemeinden 14 Tage im voraus bekannt 
gemacht werden. 

H. 8. März 1821, G. 27. März 1821, 3. 15475 (P. G. S. III. 56). 

Reichlich dotirte Pfründen müſſen die Herſtellungskoſten 
der pfarrlichen Wirthſchaftsgebäude aus Eigenem tragen. 

A. h. E. 21. Nov. 1821; H. 20. Dez. 1821, 3. 33929; G. 8. Horn. 1822 

3. 66908 (P. G. S. IV. 88). 

Orgeln, Beicht⸗ und Bethſtühle, Kanzeln, Altäre, Glocken 
u. dgl. Kircheneinrichtungen ſind unter die Kirchenbaulichkeiten 
zu rechnen, und mit denſelben gleicher Konkurrenzpflicht zu un— 
terziehen. Die Anſchaffung der zum Gottesdienſt erforderlichen 
Kirchenapparamente jedoch wird der betreffende Kirchenpatron 
allein zu tragen haben. 

G. 27. Dez. 1822, 3. 67361 und 3. März 1825, 3. 10743. 

Inſtruktion wegen Verfaſſung der Bauoperate. 

G. 31. Aug. 1824, 3. 50058, 

Inſtruktion wegen Geldanweiſungen bei Cameralbauten. 
G. 14. Dez. 1824, 3. 69030 (P. G. S. VI. 374). 

Wenn die Bauſtoffe ſich im Pfarrbezirke befinden, und die 
konkurrenzpflichtigen Dominien für die Abgabe derſelben in Na⸗ 
tura ſich erklaren, fo unterliegt es keinem Zweifel, daß zu deren 
Zuſtellung auf den Bauplatz die conkurrenzpflichtigen Pfarr. 
kinder ohne Rückſicht der Entfernung verpflichtet ſeien. Wenn 
aber im Pfarrbezirke das erforderliche Baumateriale nicht vorhan⸗ 
den iſt, oder wenn die Dominien ſich für die Reluirung im 
Baren erklären, und daher der Einkauf derſelben an Untertha⸗ 
nen der Baulichkeit überlaſſen werden muß, ſo hat die Kommiſſion 
bloß die Entfernung des naͤchſten Ortes, wo die benöthigten Ma⸗ 
terialien zu haben ſind, zu berückſichtigen, hienach die Zahl der 
nöthigen Fuhren nach dem im Robots⸗P. enthaltenen Stunden⸗ 


4 


496 Kirchen: und Pfarrbau. 


und Meilenmaße zu berechnen, und die fich hiernach ergebende 
Zahl der Zugtage auf die Gemeinden zu repartiren. 
G. 15. Horn. 1825, 3. 1690 (P. G. S. VII. 56). 

Reparaturen, und kleinere Baulichkeiten, zu welchen die 
Verfaſſung von eigenen Plänen nicht erforderlich iſt, ſind von 
den betreffenden Dominien und Patronen auch ohne beſondere 
Einwirkung des Kreisingenieurs vorzunehmen, wenn vom Pa— 
tronats⸗Dominium mit den konkurrenzpflichtigen Parteien über 
die Herſtellungsart ein gütliches Uebereinkommen getroffen wird. 
Hierüber iſt jedoch ſtets dem k. Kreisamte die vorläufige Anzeige 
zu erſtatten, welches nach Befund das Erforderliche einleiten 
wird. Findet jedoch dieſes gütliche Uebereinkommen nicht Statt, 
oder wird gegen den gemachten Entwurf von den Konkurrenz: 
pflichtigen beim k. Kreisamte Beſchwerde geführt, ſo muß nach 
den Vorſchriften, und insbeſondere nach jener vom 23. Juni 
1815, 3. 24077, das Amt gehandelt werden. 

H. 18. Juni 1813, 3. 10052; G. 11. Juli 1825, 3. 40061 (P. G. S. 

VII. 144). 

Die den Gemeinden anrepartirten Beiträge zur Erbauung 
einer Pfarrkirche ſollen — in ſo fern unter der Seelenanzahl der 
Gemeinden landesfürftliche, Salinen- und Privat⸗Beamte, oder 
die Dienerſchaft derſelben begriffen fei — den Dominikalbeiträgen 
und zwar nicht nach den Inventarial: ſondern nach den Localprei⸗ 
ſen zugeſchlagen werden. 

G. 29. Juni 1826, 3. 35981. , 

Auf eine Quadratklafter ſollen nur neun Perſonen, und diefer 
Raum nur in jenem Theile, wo Menſchen ſtehen können, ge— 
rechnet werden. 

H. 8. März 1827, 3. 6119; G. 31. März 1827, 3. 19246 (p. G. S. 

IX. 146). 

Jeder Beſitzer eines Gutsantheils, mithin auch ein über die 
Congrua dotirter Pfarrer, wenn er zugleich Antheilsbeſitzer iſt, 
hat den Dominikalbeitrag zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbaulich⸗ 
keiten nach Verhältniß der Seelenanzahl zu leiſten. 

G. 2. Jänner 1828, Z. 75789. 
Inſtruktion über die Remuneration der Baurechnungsführer. 


G. 7. Juni 1829, 3. 33446. 
Der Stallbau iſt bei Pfründen auf das Inventarialvieh zu 


beſchränken. 
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G. 18. März 1884, 3. 5762 (P. G. S. XVI. 124). 

Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles iſt die Frage entſtanden, 
ob der in dem Kreisſchreiben vom 17. Jänner 1812, 3. 704, 
feſtgeſetzte Baubetrag eines Pfarrers zu der Erbauung und Re— 
paratur der Pfarrwohn: und Wirthſchaftsgebäude in einem /, 1% 
oder der Hälfte des einjährigen, inventarmäßigen Pfarreinkom⸗ 
mens, oder nach der bisherigen Uebung in einem /, Ys oder der 
Hälfte der zum Baue erforderlichen baren Auslagen (Patronats⸗ 
beitrags) zu beſtehen, und wer und in welchem Verhältniſſe die— 
ſen Baubetrag zu leiſten habe, wenn während der Einleitung 
und Ausführung des Baues in der Perſon des Beneficiaten eine 
Veränderung eingetreten iſt. 

Hierüber findet man zu beſtimmen: 

a) daß dieſer Quotetheil, nämlich J., ½ oder die Hälfte, 
nicht auf das Pfarreinkommen, fondern auf die Bauſumme, und 
zwar auf die Summe der Patronatsauslagen, Bezug nehme, wie 
dieſes bisher ſtets beobachtet worden iſt; 

b) daß der Patron für jeden Fall den ganzen Patronatsbei— 
trag zu leiſten und hierin auch den Pfarrer vorſchußweiſe zu ver— 
treten habe, wenn der Beitrag des Beneficiaten den inventar— 
mäßigen jährlichen Ueberſchuß des Einkommens nach Bedeckung 
aller Pfarr-Auslagen überſchreitet, weil dieſe Auslagen und die 
Congrua des Pfarrers unangetaſtet bleiben müſſen, und nur der 
reine Ueberſchuß zur Berichtigung des Baubeitrags in Anſpruch 
genommen werden darf; endlich 

c) daß, damit der Patron zu feinem dießfälligen Erſatze ge— 
lange, der Baubetrag, der auf den Beneficiaten oder eigentlich 
die Pfarre entfällt, auf ſo viele nach einander folgende Jahre, 
vom Baujahre angefangen, zu vertheilen ſei, als im Verhält— 
niſſe des reinen Ueberſchuſſes des Pfarreinkommens nothwendig 
wird, um den Baubeitrag der Pfarre zu tilgen. 

Wer nun in der Zeitperiode dieſer Zahlungsfriſten das Ein— 
kommen der Pfarre bezieht, ſei es der Intercalarfond, ſei es ein 
Pfarrer, der hat pro rata temporis den entfallenden Beitrag an 
den Patron, der den Vorſchuß beſtritten hat, zu leiſten. 

Dieſe Weiſung haben die k. Kreisämter allen Dominien und 
Kirchenpatronen zur genauen Befolgung in vorkommenden Fällen 
bekannt zu geben, und den Kreisingenieurs aufzutragen, bei 
Verfaſſung der allenfälligen Koſtenvertheilungsausweiſe hiernach 
ſich zu benehmen. 
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G. 12. Dez. 1834, 3. 54648 (P. G. S. XVI. 528). 


Um die Patronatsbaulichkeiten auf Staats- und Fondsgii- 
tern zu beſchleunigen, und den Geſchaͤftsgang in dieſer Beziehung 
zu vereinfachen, wird feſtgeſetzt, daß die Staats- und Fonds⸗ 
herrſchaften hierin ganz den Privatdominien gleich zu behandeln 
feien, daß fie ſomit alle auf Staats- und Fondsgütern vorkom⸗ 
menden Patronatsbaulichkeiten ohne alle Beſchränkung in jenen 
Fällen ſelbſt, und ohne techniſche Intervenirung von Seite der 
Kreisämter vornehmen dürfen, wenn ſich dieſe Baulichkeiten blos 
auf die Herſtellung und Erhaltung des Beſtehenden beſchränken, 
und wenn ſie in der Lage ſind, dieß ohne Zuthun der Kreisaͤmter 
und Kreisingenieure ſelbſt bewirken zu können. 

Es wird daher die Curatgeiſtlichkeit in Fällen, wo derlei 
Baulichkeiten nothwendig werden, welche den Betrag überſtei⸗ 
gen, welchen ſie vermög beſtehenden Vorſchriften ſelbſt darauf 
zu wenden hat, ſich vorerſt ſtets an die betreffenden Staatsgü⸗ 
ter- oder Fondsherrſchaften, denen das Patronatsrecht zukömmt, 
und nur dann erſt an das betreffende k. Kreisamt zu wenden 
haben, wenn von der Patronatsherrſchaft über ihr Anſuchen 
in angemeſſener Friſt keine, oder nicht gehörige Abhilfe erfol⸗ 
gen ſollte. 

Hiervon wird der Curatelerus mittelſt der Conſiſtorien in 
die Kenntniß geſetzt. 


G. 20. Dez. 1836, 3. 54744 (P. G. S. XVI. 744). 
Das Verfahren bezüglich der Einleitung und Ausführung 


der Baulichkeit wird bezüglich der Cameral- dann Fondsgüter 


von nun an in der Art feſtgeſetzt, daß ſowohl die vorkommenden 
Reparaturen der beſtehenden Pfarr-, Kirchen- und Schulgebäude, 
als auch ganz neue derlei Bauten, eben ſo behandelt werden, 
wie auf Privatgütern, da hiefür dieſelben Gründe gelten, welche 
die Normal⸗-Vorſchriften vom 11. April 1806, 3. 6916, dann 
vom 15. Hornung 1825, 3. 1690, veranlaßt haben. 


G. 17. Okt. 1837, 3. 47801 (P. G. S. XIX. 694). 

Obige Vorſchrift wird dahin erläutert, daß jene Baulich⸗ 
keiten der ausſchließenden Einleitung, dann Durch- und Aus: 
führung den betreffenden Staats- und Fondsherrſchaften zu über⸗ 
laſſen ſind, bei welchen keine Concurrenzverpflichtung anderer 
Privatdominien, Gemeinden, der Magiſtrats- und Nettokaſſen 
eintritt. 
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Kirchenmuſik. 
A. h. Befehl. G. 9. Sinner 1807, 3. 443. 


Um zu verhindern, daß die Muſiken in den Kirchen mehr- 
zur Zerſtreuung und zur Unterhaltung als zur Beförderung der 
Andacht dienen, iſt auf a. h. Befehl Sr. Majeftät der gefammten 
Diöceſan⸗Geiſtlichkeit zur Pflicht zu machen, daß zu Kirchenmu⸗ 
ſiken nirgends Frauenzimmer genommen oder zugelaſſen werden, 
mit alleiniger Ausnahme jener, die vermöge ihres Standes dazu 
verbunden ſind, als die Frauen, Töchter und Schweſtern von 
Chorregenten, Schulmeiſtern u. ſ. w., und daß auch keine ſolchen 
Stücke geſpielt werden, die mehr für ein Theater als für die 
Kirche componirt ſind. - 


Kirchenſänger. 
G. 11. März 1808, Z. 6272. 

Es hat in der Regel bei der, bei der einen und der andern Pfarre 
beſtandenen Gewohnheit, es mag nämlich den Kirchenſänger der 
Pfarrer allein, oder die Gemeinde, oder beide gemeinſchaftlich 
wie immer erhalten haben, unabänderlich ohne alle Neuerung 
zu verbleiben, und nur in dem Falle, wenn wider Vermuthen 
bei einer Pfarre ein ſolcher Kirchenſänger noch nie beſtanden hätte, 
und dermalen unumgänglich erforderlich wäre, hat das Einver- 
ſtändniß des Pfarrers mit der Gemeinde dann einzutreten, wenn 
dem Pfarrer die Aufbringung eines derlei nothwendigen Sän- 
gers unthunlich wäre, wo zugleich der Patron die Hilfe hierzu 
zu leiſten hat. 

Da übrigens die Unterhaltung eines derlei neuen, noch nie 
beſtandenen Sängers bloß dem Pfarrer einverſtändlich mit der Ge⸗ 
meinde obliegt, fo verſteht es ſich von felbft, daß jeder zwangs⸗ 
weiſe Beitrag des Kirchenpatrons, und ſelbſt der der Gemeinde 
nicht eintreten könne, indem die Pfarreien, welche noch vor der 
Regulirung der griechiſchen Cleriſei die Sänger ſtets aus eigenem 
unterhielten, nunmehr bei den durch die Concentrirung mehrerer 
Pfarreien und die ihnen bewilligten Congrua⸗Zuſchüſſe erhaltenen 
namhaften Zuflüſſen dieſes um fo leichter zu bewerkſtelligen im 
Stande ſind, als es ohnehin notoriſch iſt, daß derlei Sänger 
ihren Unterhalt in den bloßen Accidentien der Gemeinde hinläng— 
lich finden, und der Pfarrer, welcher gewöhnlich nichts hierzu 
beiträgt, noch den Vortheil ſeiner Privatbedienung hat. 
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Kirchenſilberobligationen. 


G. 23. Nov. 1822, 3. 64085 (P. G. S. IV. 479). 


Man hat ſämmtlichen Kreisämtern bereits unterm 31. Dez. 
1817, 3. 69325, bedeutet, daß man denſelben die Reſultate 
der Liquidation von den Interimsſcheinen über das abgelieferte 
Kirchenſilber nach Maß deren Fortſchreitens bekannt machen werde, 
um die intereſſirten Parteien zur Erhebung der Obligationen 
und baren Vergütungen ſammt den verfallenen Intereſſen anzu⸗ 
weiſen. 

Nachdem dieſes Geſchaͤft nunmehr ſchon fo weit gediehen iſt, 
daß dieſe Erhebung demnächſt werde vor ſich gehen koͤnnen; ſo 
werden die hiebei zu beobachtenden Modalitäten folgender Maßen 
vorgezeichnet. 

1. Die Aushändigung der Obligationen, und die Bezahlung 
der Silbervergütungs- und Capitalienausgleichungs betrage, welche 
keine 50 fl. erreichen, dann die Puncirungstaxvergütungen, und 
der Intereſſen ſowohl von den Obligationen als auch von den 
Silbervergütungs- und Capitalienausgleichungsbeträgen unter 
50 fl. haben die Kreiskaſſen in den reſpektiven Kreiſen zu bewerf- 
ſtelligen. Zu dieſem Ende werden denſelben von hieraus 

2. die Kirchenſilberobligationen nebſt einem darüber verfaß⸗ 
ten buchhalteriſchen Ausweiſe zur Intereſſenzahlungsvormerkung 
und ſohinniger Ausfolgung an die Pfarrer oder Pfarrverweſer 
und Kloſtervorſteher gegen legale, mit dem Kirchenſiegel verſehene, 
und vom Kreisamte koramiſirte, aber ungeſtämpelte Empfangs⸗ 
beſtätigungen nicht auf einmal, ſondern parthienweiſe demnächſt 
zugeſtellt, und zugleich in dem obberührten Ausweiſe die unter 
50 Gulden entfallenen Silbervergütungs⸗ dann Capitalienaus⸗ 
gleichungsbeträge ſammt dem Tage und der Zahl des ausgeſtell⸗ 
ten Interimslieferſcheines, endlich die Puncirungstaxvergütungen 
bekannt gegeben werden. 

3. Von den Obligationen ſind die dreipercentigen Intereſſen 
à dato, jedoch ohne Ausgleichung nach dem Sonnen- oder Mi⸗ 
litärjahr für die vergangene Zeit, dann aber nach Verlauf eines 
jeden halben Jahres, gegen legale, mit dem Kirchenſiegel ver— 
ſehene vom Kreisamte ko ramiſirte und klaſſenmäßig geftämpelte 
Quittungen der Pfarrer oder Pfarrverweſer und ee 
zu bezahlen, 

4. die unter 50 Gul den entfallenen Kirchenſilbervergütungs⸗ 
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und Kapitalienausgleichungsbeträge, dann die Puncirungstax— 
vergütungen gegen eben ſolche, aber ungeſtämpelte Quittungen 
zu erfolgen, und zugleich 

5. die Intereſſen zu drei Perzent von den Silbervergütungs— 
und Capitalienausgleichungsbeträgen a dato des Interimsliefer— 
ſcheines gegen Quittungen „ wie ſelbe oben zum dritten vorge— 
ſchrieben worden, nur bis zum Zahlungstage, d. i. mit Ausſchluß 
desſelben zu berichtigen. 

6. Die Obligations-Empfangsbeſtätigungen, die eingelöſ'ten 
Intereſſenquittungen, die Quittungen über bezahlte Silberlieſerungs— 
Vergütungen; und Capitalienausgleichungsbeträge unter 50 Gul— 
den, über zurückerſetzte Puncirungstaxen und über die Intereſſen 
von den Silbervergütungs- dann Capitalienausgleichungsbeträgen 
haben die Kreiskaſſen nach Ausgang eines jeden Monats, gehö— 
rig verzeichnet, an das k. k. Cameral- und Provinzial-Hauptzahl⸗ 
amt einzufenden, und in einem befonderen hiezu beſtimmten Sour: 
nal auf deſſen Kreditsabtheilung zuzurechnen, welches ſeinerſeits 
dieſe Zurechnungen ohne Anſtand anzunehmen, und die Beaus— 
gabung im Journale der Kreditsabtheilung nach dem buchhalteri— 
ſchen Ausweiſe, der demſelben beziehungsweiſe auf jede Partei 
von hieraus zukommen wird, genau und in der Art zu pflegen 
hat, damit die nöthige Evidenz erzielt werde, namlich: wie viel 
in den zugerechneten Beträgen an unangelegten Silbervergütungs— 
und Capitalienausgleichungsbeträgen; an deren Zinſen, und an 
rückſtändigen Intereſſen von Obligationen enthalten iſt. 

7. Zur gleichförmigen Ausſtellung der Empfangsbeftätigun: 
gen und der verſchiedenen Quittungen erhält das Kreisamt im 
Anſchluſſe vier Stück Muſter mit dem Auftrage, ſolche den 
Pfarrern oder Pfarrverweſern und Kloſtervorſtehern zur Darnach— 
richtung mitzutheilen. 

Außerdem haben die Kreisämter insbeſondere 

8. um das Kirchenvermögen in der Evidenz zu erhalten, 
jenen Pfarrern oder Pfarrverweſern, und Kloſtervorſtehern, welche 
für das abgelieferte Kirchenſilber Obligationen bekommen, die 
Weiſung zu ertheilen, daß ſie bei Erhebung derſelben ihre Kir— 
cheninventarien mitbringen, um die dießfälligen Obligationen in 
dieſe Inventarien gehörigen Orts einzutragen. 

9. Da vermög des H. vom 10. April 1818, 3. 39103, 

a) die Silbervergütungs⸗ und Gapitalienausglei hungsbeträge 
fammt 
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den hievon verfallenen Intereſſen nicht zu den kurrenten Aus⸗ 
lagen zu verwenden, ſondern auf die vortheilhafteſte Art 
gleich den Obligationen zu dem Stammvermögen der be— 
treffenden Kirche oder geiſtlichen Communität zu ſchlagen 
ſind, und da man hierorts beſchloſſen hat, auch 

die verfallenen Intereſſen von den Kirchenſilber⸗Lieferungs⸗ 
Obligationen als Stammvermögen zu behandeln, und nur 
die künftighin weiter laufenden Intereſſen von den Kirchen— 


ſilber⸗Lieferungs-Obligationen den Pfarrern, Pfarrverwe— 


ſern und Kloſtervorſtehern auszahlen zu laſſen; ſo haben die 
Kreisämter wegen Sicherſtellung dieſer baren Beträge nach 
den beſtehenden Vorſchriften Amt zu handeln, und ſo fort 


a) wenn bei einer Kirche die erhobenen Silbervergütungs- und 
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Capitalienausgleichungsbeträge mit den ſowohl von ſelben 
als auch von den Kirchenſilber-Lieferungs⸗Obligationen ver⸗ 
fallenen Intereſſen zuſammengenommen oder 

zu der etwa in der Kirchenkaſſe vorhandenen zu kurrenten 
Auslagen nicht erforderlichen, mithin anlegbaren Barſchaft 
geſchlagen, 100 fl. W. W. (für welchen Betrag doch ſchon 
dreiperzentige Obligationen ſich ankaufen laſſen) erreichen 
oder überſteigen, hiervon unter Namhaftmachung des anleg⸗ 
baren Geſammtbetrages und der Erklärung des Pfarrers: ob 
er ſolchen bei Privaten und bei welchem Eviktor angelegt, 
oder zum Ankaufe öffentlicher Obligationen verwendet zu 
haben wünſche, die vorfchriftmäßige Anzeige zur weiteren 
Verfügung von Fall zu Fall hierher zu erſtatten, wenn aber 
der Betrag dieſer Vergütungen und Intereſſen 100 fl. W. W. 
nicht erreicht, und wenn ſonſt die Kirche in ihrer Kaſſe keine 
anlegbare Barſchaft vorräthig hat, daher die Kirchenſilber— 
vergütungs⸗ und Gapitalienausgleichungsbeträge ſammt den 
hievon und von den Kirchenſilber-Lieferungs⸗ Obligationen 
verfallenen Intereſſen zur Anſchaffung nöthiger Kircheneffekte 
verwendet werden ſollten, die Einleitung zu treffen, daß die 


Pfarrer oder Pfarrverweſer und Kloſtervorſteher über die dieß— 


fälligen Anſchaffungen dem Kreisamte Ausweiſe vorlegen, wel— 
che nebſt der Beſchreibung der angeſchafften Sachen den da— 
für ausgelegten Betrag und den Namen des Verkäufers enthal— 
ten, und nicht nur von ihnen ſelbſt, ſondern auch von dem 
Kirchenpatrone und den Kirchenproviſoren unterzeichnet ſein 
müſſen. Dieſe Aus weiſe find als dann unmittelbar an die Provin⸗ 
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zial⸗Staatsbuchhaltung einzuſenden, damit die neuangeſchaff— 

ten Kirchengeräthe im Dekanatsinventar in Zuwachs ge— 

bracht werden können. Uebrigens hat das Kreisamt auf jeden 

Fall die von Pfarrern oder Pfarrverweſern und Kloſtervor— 

ſtehern für das Kirchenſilber bar erhobenen Summen an ver— 

fallenen Intereſſen von Obligationen, baren Vergütungen 

Kapitalienausgleichungsbetraͤgen, und den davon entfallenden 

Intereſſen ohne Rückſicht auf die derlei Geldern bevorſtehende 

Verwendungsart, noch vor ihrer Auszahlung in das Kirchen— 

inventarium zu dem Ende einzutragen, damit dieſer Theil 

des Kirchenvermögens wegen ſeiner künftigen Verwendung 
in gehöriger Evidenz erhalten werde. 

In dieſer Abſicht findet man den Kreisämtern zur genauen 
Nachachtung vorzuſchreiben, daß dieſelben keine dießfällige Quit— 
tung der Pfarrer oder Pfarrverweſer und Kloſtervorſteher korami— 
ſiren, bevor nicht die quittirten Geldbeträge in das Kircheninven⸗ 
tarium gehörig eingetragen werden. 

10. Wenn die im obigen Abſatze ad a) erwähnten Beträge, 
nämlich: die einer Kirche angewieſenen Silbervergütungen und 
Kapitalienausgleichungen nebſt den ſowohl davon, als auch von 
den Obligationen verfallenen Intereſſen zuſammengenommen die 
Summe von 100 fl. W. W. und darüber ausmachen; ſo ſind ſie 
zwar gegen die vorgeſchriebene Quittung des Pfarrers oder 
Pfarrverweſers und Kloſtervorſtehers für die Creditsabtheilung in 
Ausgabe zu ſtellen, jedoch von der Kreiskaſſe nicht bar auszu— 
zahlen, ſondern für die betreffende Kirche gegen Abquittirung des 
Pfarrers oder Pfarrverweſers und Kloſtervorſtehers als ein De— 
poſit wieder in Empfang zu nehmen, und dem Hauptzahlamte 
ordnungsmäßig zuzurechnen, damit ſeiner Zeit nach Maßgabe 
der vom Pfarrer oder Pfarrverweſer und Kloſtervorſteher unver— 
züglich zu erſtattenden Erklarung derlei anlegbare Summen ent: 
weder bei Privaten fruchtbringend angelegt, oder im kürzeſten 
Wege zum Ankauf der Staatsobligationen verwendet werden 
können. 

G. 20. März 1836, 3. 7633 (P. G. S. XVIII. 278). 

Da die Vorſchrift vom 23. Nov. 1822, 3. 64035, für einen 
ſolchen Fall, wo nämlich die mehreren zu einer Mutterpfarre ger 
hörigen Kirchen zu Theil gewordenen einzelnen Kirchenfilber-Lie- 
ferungs⸗Vergütungen zu gleicher Zeit zur Auszahlung kommen, 
keine beſondere Beſtimmungen hinſichtlich der Art ihrer Verwendung 
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enthält, ſo wird hiermit angeordnet, daß dieſe Beträge in dieſem 
Falle, wenn ſie zuſammengenommen 100 fl. W. W. oder 40 fl. 
C. M., und nach der fpäter eingetretenen Gepflogenheit einen Be 
trag erreichen oder überſteigen, wofür eine einperzentige verzins— 
liche Staatsobligation angekauft werden kann, ſummariſch behan— 
delt, und zur fruchtbringenden Anlegung für die betreffende Mut— 
terpfarre, unbeſchadet des den Filialien zukommenden und in den 
Obligationen zu berührenden Antheils, verwendet werden ſollen. 


Kleinkinderwartanſtalt. 


G. 3. April 1832, 3. 15501 (P. G. S. XIV. 112). 

Mit h. St. H. C. vom 26. Februar, 3. 857, iſt zum ges 
nauen Benehmen in vorkommenden Fällen bedeutet worden, daß 
Seine k. k. Majeſtät mit a. h. E. vom 21. Februar d. J. die Ein⸗ 
führung von Kleinkinderwartanſtalten, und das Fort: 
beſtehen der Vereine, welche ſich zum Behufe derſelben gebildet 
haben, gegen dem zu genehmigen geruhet haben, daß ſelbe zu— 
nächſt unter der Aufſicht der Conſiſtorien zu ſtehen, keine Kinder 
unter fünf Jahren aufzunehmen, ſich nur durch freiwillige Bei— 
träge zu erhalten, und unter keinem wie immer gearteten Vor— 
wande, einen Beitrag oder eine Unterſtützung aus dem Normalſchul— 
oder einem andern Fonde anzuſprechen, mithin im ſtrengſten 
Sinne nur als Privatvereine und Anſtalten, nicht als Schulen 
zu beſtehen haben. 

Die k. k. Kreisämter haben daher in einem ſolchen ſich ereig⸗ 
nenden Falle, hierwegen ſogleich mit dem betreffenden Conſiſtorium 
das Einvernehmen unmittelbar zu pflegen, und das Geſchehene 
anher anzuzeigen. 


Kloſter. 


P. 18. Sept. 1774. Ged. (Pill. S. Nr. XXIX. S. 111). 

$. 1. Klöfter dürfen unter 3000 fl. Strafe keinen Candidaten 
oder Candidatin vor dem vierundzwanzigſten Jahre zur Profeſſion 
zulaſſen, wovon 

§. 2. kein geiſtlicher Orden auszunehmen. 

§. 3. Wenn ein Candidat oder eine Candidatin vor der Pro— 
feſſion austritt, der Orden weder Koſtgeld noch ſonſt was für die 
Zeit ihres Aufenthalts fordern dürfe. 

§. 4. Soll für jeden Uebertretungsfall der Profeſſions-Able⸗ 
gungsgeſtattung vor dem beſtimmten Alter die Provinz überhaupt, 


— 


—— — ——⅛ 
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oder jedes Ordenshaus insbeſondere, in eine Strafe von 3000 fl. 
Rhn. verfallen, welche zu Verpflegung der Armen von den 
güterfähigen Geiſtlichen mit Sperrung der Temporalien durch 
den k. Fiscus einzutreiben iſt, und wovon das Drittel dem De: 
nuncianten gebührt. Den Mendicanten iſt die nächſtkommende 
Sammlung ohneweiters einzuſtellen, der verbotswidrig aufge⸗ 
nommene Profeſſus aber, bis er das vorgeſchriebene Alter erreicht, 
und der Orden das Pönale entrichtet haben würde, nicht in den 
Orden zu laſſen. 

§. 5. So lange alſo die Profeſſion nicht vorüber iſt, genießt 
das weltliche Subject alle Wohlthaten der weltlichen Rechte, wo 
ihm der Orden bei ſeiner etwaigen Rückkehr in den weltlichen 
Stand alles und jedes, ſo dem Orden unter was immer für einem 
Namen in Anſehung des Austretenden zu Theil geworden, ohne 
Aufenthalt zurückgeben, auch ſolches in dem Falle, wo einer 
ante professionem ſtürbe, gegen die rechtmäßigen Erben zu be 
obachten hat. 

§. 6. Wenn dieſes Verbot zum zweiten Male von einem 
Orden übertreten würde, ſo ſoll der ſtraffällige Ordensobere die 
Erblande meiden, und der Orden nach Maß des Verbrechens 
aufgehoben werden. 
C. 11. April 1783 (Löwenwolde I. 401). 

Die Kloſterkerker werden aufgehoben. 
H. 10. Aug. 1784 (Löwenwolde I. 40%). 

Als Cooperatoren angeſtellte Kloſtergeiſtliche, wenn ſie ſich 
unruhig betragen, fo können fie zur Seelſorge nicht mehr verwen⸗ 
det, ſondern in ihre Klöfter zurückgeſchickt werden. 


C. 11. Dez. 1784 (Pill. S. Nr. OXVI. S. 386). 

Kloſterwahlen ſollen künftig nach folgenden Punkten vorge⸗ 
nommen werden: 

§. 1. Hat künftig jedes Kloſter und Convent ſeinen Prior 
und reſpective Guardian, Rector, kurz ſeinen unmittelbaren erſten 
Vorſteher ſelbſt zu wählen; wobei dem Provincial lediglich zu⸗ 
ſtünde, entweder die Wahl zu beſtätigen, oder dem Unfähigen 
die Excluſivam zu geben. Die Wahl iſt unter der Leitung des 
Superiors, Vicarius oder ſonſtigen zweiten Kloſtervorſtehers 
von allen Ordensprofeſſen, mit Ausſchluß der Laienbrüder, vor⸗ 
zunehmen. Der vocis Passivae find aber nur jene Ordenspro⸗ 
feſſen fähig, die bereits zu Prieſtern ausgeweihet worden, ſie 
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mögen in eben dem Convente, wo die Wahl vorging, oder in 
einem andern zur Ordens provinz gehörigen Kloſter ſich befinden. 
Zur Giltigkeit der Wahl werden vota absolute majora erfordert, 
wenn ſolche jedoch ſich auch bei dem dritten serutinio nicht vor: 
finden, fo iſt derjenige, der im dritten scrutinio die Majora 
für ſich erhalten hat, als der neuerwählte Obere anzuſehen. Alle 
drei Jahre iſt eine neue Wahl anzuſtellen, wobei auch der alte 
Obere ſo oft beſtätigt werden kann, als er für tauglich befunden 
würde. : 

$. 2. Die auf diefe Art erwählten erſten Vorſteher haben 
felbft ihre zweiten Vorſteher und die übrigen minderen Kloſter— 
Officianten zu wählen. 

$. 3. In den Provinzialcapiteln haben nur nebſt dem wirk⸗ 
lichen Provincial die Guardians oder reſpective Priors oder erſten 
Obern eines jeden einzelnen Kloſters zu erſcheinen, und den neuen 
Provincial zu wählen, oder den alten zu beſtätigen. Das Pro⸗ 
vincialat hat künftig durch ſechs Jahre fortzudauern, nach deren 
Verlauf wieder ein Provincialcapitel zu halten. Auch iſt jedesmal 
der neugewählte oder beſtätigte alte Provincial den Herren Ordi⸗ 
nariis der Diöceſen, worin die Provinz des Ordens ein oder an⸗ 
deres Kloſter hätte, und der politiſchen Landesſtelle zur Beſtaͤti— 
gung kund zu machen. 

§. 4. Hat es von fernerer Beibehaltung der ſogenannten 
Definitoren und Discreten ganzlich abzukommen. Und da in 
Zukunft 

§. 5. die Superiors, Vicarius oder einen andern Namen 
führenden zweiten Kloſtervorſteher, und die übrigen minderen 
Kloſter⸗Officialen von den Prioren und Guardianen ernannt wür⸗ 
den, ſo hat es auch von der bei jedesmaligen Provincialcapitel 
vorgenommenen Verſchickung der Religioſen aus ihrem dermaligen 
Kloſterſtandorte in ein anderes ihres Ordens, künftig abzukom⸗ 
men, und kann der Provincial nur alsdann, und nur in jenen 
Fällen einen Religioſen überſetzen, wenn es beſondere wichtige 
Umſtände erheiſchen. 

$. 6. Die bisher üblich geweſenen Viſitationen der Provin⸗ 
cialen ſind ganz einzuſtellen, und könne der Provincial nur in 
jenem Falle eine vornehmen, wenn irgendwo entſtandene Unord— 
nungen ſolche erforderten. Endlich hat 

§. 7. die Wahl der Vorſteher einzelner Klöſter, nämlich der 
Guardiane, Prioren ꝛc. binnen den drei letzten Tagen dieſes 
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Jahres vor ſich zu gehen, die Provincialcapiteln aber ſind erſt 
im Mai 1785 abzuhalten (H. 2. Juli 1808. G. 1. Juli 1808, 
3. 27024, wegen Wahlen der Stiftsprioren und Stiftsdecane). 
H. 29. Sept. 1808, 3. 19214, und H. 9. Marz 1809. G. 
31. März 1809, 3. 12975 (Gen. 379. S.), betrifft die Wahl 
der Aebtiſſinnen, und erging bloß an die Conſiſtorien. 

H. 14. Sept. 1788 (Löwenwolde I. 432). 

Wenn es ſich um die Verwendung ede Klöſter han⸗ 
delt, ſo fol die mittlerweile erfolgte oder noch zu gewärtigende Ber 
ſtimmung derſelben, und im erſten Falle mit Anführung des Da⸗ 
tums der höchſten Entſchließung bemerkt werden. 

H. 17. Nov. 1808; G. 10. Dec. 1808, 3. 55183 (Gen. 1648). 

In Gemäßheit h. H. v. 17. v. M. hat der Arzneiverkauf an 
das Publikum aus Kloſterapotheken an jenen Orten, wo bürger— 
liche Apotheken beſtehen oder beſtehen werden, mit Ausnahme 
der Apotheken der barmherzigen Brüder von nun an aufzuhören. 


H. 12. Juli 18105 G. 3. Aug. 1810, 3. 24956 (Gen. 718). 

Kein Stift, Kloſter, Communität iſt mehr befugt , unter 
was immer für einem Titel Capitalien aufzunehmen, es ſei dann, 
daß ſelbe unter Erweiſung der Nothwendigkeit die neuerliche 
h. Bewilligung hierzu erhalten hätte. 

H. 6. Dez. 1816, 3 25382; G. 17. Jänner 1817, 3. 60146. 

Se. Majeſtät haben feſtzuſetzen geruhet: 

1. In Anſehung der Aufſi = über die Verwaltung des Ver⸗ 
mögens der Klöſter. 

a) Es ſind alle Klöſter bardef hinzuweiſen: daß der Obere 
das Kloſtervermögen nicht allein verwalten dürfe, ſondern daß 
ihm hierin ein Paar Glieder des Kloſters beigegeben werden 
müſſen, die in ſeine Verwaltung Einſicht nehmen, und mit denen 
er ſich berathen möge und müſſe. 

b) Jährlich muß von den Kloſterobern der ganzen Gemeinde 
eine Rechnung über Empfang und Ausgabe des Jahres vorge— 
legt werden, bei der die allfälligen Gebrechen zur Sprache kom⸗ 
men können. 

c) Ein Auszug dieſer Rechnung iſt jährlich dem Gubernium 
durch das Conſiſtorium vorzulegen. Das Gubernium hat ſohin 
in Vergleichung mit den Inventarien und Rechnungsaus zügen 
des vorausgegangenen Jahres zu ſehen, ob gegen die Gebah⸗ 
rungsart etwas zu erinnern ſei? ob nicht unbezahlte Forderungen 
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der Handwerksleute erſcheinen, und ob ſich nicht ein Ueberſchuß, 
der fruchtbringend zu machen wäre, ergebe. 

d) Um bei Verpachtungen allen Mißbrauch hintanzuhalten, 
wird feſtgeſetzt: 

1. Die Verpachtung einer jeden Kloſter-Realität, fie mag 
auch nur auf drei Jahre geſchloſſen werden, kann nur unter Bei⸗ 
ſtimmung des ganzen Conventcapitels, und in jedem Falle nur 
mit Beſtätigung des Ordinariats geſchehen (H. 19. Febr. 1807; 
G. 20. Mär; 1807, 3. 10110. Gen. 379. S.). 

2. Bei dieſen Verpachtungen von Kloſtergütern iſt eine an⸗ 
gemeſſene Caution de non desolando ſtets zu ſtipuliren. 

3. Waldungen dürfen nie verpachtet, ſondern es darf nur 
dem Pächter der übrigen Realität ein gewiſſer Betrag von Klaf— 
tern Holz aus dieſen Waldungen bedungen werden. 

4. Es iſt nach dem Antrage von Seite des Kloſters ein Do— 
minical-Repräfentant aufzuſtellen, um ſowohl den fundus in- 
structus gegen Deſolationen als auch die Unterthanen gegen Be: 
drückungen von Seite des Pächters zu ſichern. 

5. Von einer Intabulations⸗Clauſel des Pachtcontractes hat 
es abzukommen, weil, wenn das Kloſter während der Pachtzeit 
fortbeſteht, der Pächter ohnehin durch die Beiſtimmung des Klo— 
ſtercapitels und durch die Beſtätigung des Ordinariats für ſeinen 
Pacht vollkommen geſichert iſt; bei Aufhebung des Kloſters aber die 
Staatsverwaltung in der Dispoſition über den allenfalls zu waͤhlen⸗ 
den Verkauf der Realität durch die Intabulation gehemmt würde. 

Das Gubernium hat ſich den Ausweis auch über alle jetzt 
bei den Klöſtern beſtehenden Pachtcontracte vorlegen zu laſſen, um 
dadurch nachträglichen Mißbräuchen vorzubeugen. 

Von einer Widerrufung ſchon beſtehender Verpachtungen, 
die den allgemeinen Geſetzen nicht entgegen ſind, kann jedoch 
keine Rede fein. Das was hier im Allgemeinen von den Klöſtern 
geſagt iſt, hat ſeine volle Anwendung auch auf Frauenklöſter. 

II. In Anſehung der Viſitationen der Biſchöfe wird den 
Herren Erz⸗ und übrigen Biſchöfen zur Pflicht gemacht, außer 
dem, was mit dießſeitiger Vg. v. 29. April 1814 bekannt gege— 
ben worden iſt, ihre Diöceſan-Viſitationen jedesmal dieſer Lan⸗ 
desſtelle zur weiteren Verſtändigung der betreſſenden Kreisämter 
anzuzeigen. 

III. Schlüßlich haben Se. Majeſtät befohlen: daß auf die 
der eifrigen Abhaltung der Catechiſationen wegen angerühmten 
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Prieſter bei Beſetzungsvorſchlägen zu Beförderungen der vorzüg⸗ 
lichfte Bedacht zu nehmen ſei. 

Die Kreisämter haben dieß in vorkommenden Fällen als 
Richtſchnur zu betrachten, übrigens aber die genaueſte Aufſicht 
auf die Handhabung der unterm 25. Dez. 1812, 3. 42897, er⸗ 
haltenen allgemeinen Verordnungen zu tragen. 

Anmerkung. Dieſe Vorſchrift wurde am 11. Mai 1821, 
3. 23803, und G. 10. Auguſt 1821, 3. 36587, P. G. S. III. B. 
121. S. erneuert. 


G. 28. Jaͤnner 1820, 3. 2905 (P. G. S. II. 22). 

Klöſter haben ihre baren Ueberſchüſſe an die Kreiskaſſen ab⸗ 
zuführen, und einen mit der geſetzlichen Sicherheit verſehenen 
Evictor zur fruchtbringenden Anlegung der Beträge namhaft zu 
machen. 

G. 9. Juni 1821, 3. 29775 (5. G. S. — N. B. 88). 


Die hohe Studienhofcommiſſion hat unterm 28. v. M. ver⸗ 
ordnet, daß in Gemäßheit a. h. Anordnung die Stifter und Klö⸗ 
ſter aufzufordern ſeien, wohl eingerichtete und geleitete Seminarien 
oder Convicte für die ſtudierende Jugend zu errichten. 

Die wirkliche Errichtung ſolcher Erziehungshäuſer bleibt zwar 
den geiſtlichen Kommunitäten nach Thunlichkeit ihrer Vermögens: 
umſtände überlaſſen, jedoch haben ſie bei der Ausführung zu er⸗ 
warten, daß ihnen die Regierung in Beſeitigung der ſich ihnen 
etwa entgegenſtellenden Hinderniſſe hilfreiche Hand biethen werde. 
G. 13. Jänner 1826, 3 30827, und 15. Mai 1830, 3. 24275 (P. G. S. 

XII. 20%). 

Die Aufnahme von Klpfterinventarien wird angeordnet. 


A. h. E. 22. Dez. 1826; H. 26. Dez. 1826; G. 19. Jänner 1827, 3. 2006 

(P. G. S. IX. 16). 

Die Errichtung und Stiftung von Klöftern, die bloß den 
kontemplativen Zweck, oder die Verrichtung von Gebeten und 
guten Werken zum Zwecke haben, unterliegt keinem Anſtande. 

A. h. E. 27. Juni 1827; H. 7. Juli 1827, 3. 48427; G. 29. Juli 1827, 

3. 48927 (p. G. S. IX. 310). 

Maßregeln zur Herſtellung der Zucht un d Ordnung beim 
Regular⸗Klerus. 

G. 16. Juli 1828, 3. 46158. 
Inſtruktion wegen Aufnahme von n Nodizen in die Klöſter. 
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St. H. C. 19. Dez. 1833, 3. 7881; G. 27. Jänner 1884, 3. 2772 (P. G. 

S. XVI. 18). 

Se. k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 28. 
Nov. 1833 zu befehlen geruhet, daß Individuen, welche in den 
Stiften und Klöſtern den Sängerknaben den Unterricht in den 
Gymnaſialſtudien ertheilen, mit Lehrfähigkeitszeugniſſen verſehen 
ſein müſſen. 

G. 19. Mai 1834, 3. 21746 (P. G. S. XVI. 282). 


Um die jährlich vorzulegenden Ueberſichten des Perfonalftan- 
des der männlichen und weiblichen Klöſter zu vereinfachen, erhal- 
ten die Conſiſtorien den Auftrag, ſich zu dieſem Ende in Hinkunft 
des anſchlüſſigen (mit H. vom 19. März 1834, 3. 7010 anher 
mitgetheilten) Formulars /. zu bedienen, und die Abweſenheit 
von Individuen außer dem Kloſter in der Anmerkungskolonne er— 
ſichtlich machen zu laſſen. 

G. 20. März 1835, 3. 12460 (P. G. S. XVII. 166). 

In mehreren Fällen wurde bemerkt, daß die Baſilianer-Con⸗ 
vente in Betreff der Gebahrung ihrer Einkünfte und Capitalien 
ſich geſetzwidrige Eigenmaͤchtigkeiten erlauben, welche insbeſondere 
darin beſtehen: 

a) daß dieſelben Ueberſchüſſe oder Erſparniſſe ihrer Einkünfte 
nicht gehörig anzeigen, ſelbe in ihren Rechnungen gar nicht oder 
nicht deutlich ausweiſen, und ſolche als ſogenannte Conſumtiv— 
Capitalien, ohne Berichtserſtattung und Einholung der Genehmi— 
gung, ſelbſt an Private, vielleicht oft ohne geſetzliche Sicherheit 
darleihen, wodurch Verluſte und Geſchäftsverwicklungen herbei— 
geführt werden, daß ferner 


b) die Erſparniſſe eines Convents ohne Anzeige und Geneh⸗ 


migung für einen andern Convent verwendet werden, wodurch die 
ſo nothwendige Evidenz des Vermögensſtandes jedes einzelnen 
Klofterd und der Geſammtheit der Baſilianer-Convente verloren 
geht. 

Die gr. kath. Conſiſtorien haben daher die unterſtehenden 
Baſilianer⸗Convente an die ordnungsmäßige, geſetzlich vorgeſchrie— 
bene Gebahrung ihrer Einkünfte und Capitalien anzuweiſen, ins- 
beſondere aber denſelben die Beobachtung der dießfälligen Vor⸗ 
ſchriften des Kreisſchreibens vom 9. Sept. 1791, des P. vom 
18. Okt. 1782 und der Verordnung vom 9. Dez. 1820, 3. 49998, 
mit dem Beiſatze einzuſchärfen, daß im Nichtbefolgun gsfalle mit 
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Sperrung der Temporalien und deren Adminiſtrirung durch eigens 
hierzu aufgeſtellte Perſonen vorgegangen werden müßte. 
G. 5. Juli 1835, 3. 38783 (P. G. S. XVII. 490). 

Nach dem den Conſiſtorien unterm 14. Sänner 1817, 3. 60146, 
bekannt gegebenen Hofkanzleidekrete vom 6. Dez. 1816, 3. 25382, 
ift feſtgeſetzt worden, daß »die Verpachtung einer Kloſter⸗Realität 
nur unter Beiſtimmung des ganzen Convent-Capitels, und in 
jedem Falle nur mit Beſtätigung des Ordinariats geſchehen könne.“ 

Mittelſt a. h. E. vom 6. April 1821, haben Se. Majeſtät dieſe 
Beſtimmung aufrecht zu erhalten, und in Betreff des Befugniſſes 
der geiſtlichen Gemeinden und Pfründner zur Abſchließung der 
Verpachtungs⸗ und Vermiethungs⸗Verträge, die mit dem gedruck⸗ 
ten Kreisſchreiben vom 11. Mai 1821, 3. 23803, bekannt gemach⸗ 
ten Vorſchriften feſtzuſetzen geruhet. 

Um den hierlandes, ungeachtet dieſer geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen ſo oft ſtatt gefundenen illegalen Contracten bei Verpachtung 
von Klofter-Realitäten zu begegnen, haben Se. Majeftät mit 
a. h. E. vom 29. Mai 1835 anzuordnen geruhet, daß bei Ver⸗ 
pachtung der Kloſter- und Pfarr⸗Realitäten in Galizien, nebſt den 
dießfalls bereits beſtehenden Normalien, auch diejenige mit dem 
bezogenen hohen Hofkanzleidekrete erlaſſene Weiſung, wornach 
derlei Contracte in jedem Falle nur mit Beſtätigung des Ordin a⸗ 
riats geſchehen ſollen, fernerhin als eine ſolche Bedingung anzu⸗ 
ſehen iſt, von welcher die Rechtskraft der einzugehenden Verträge 
abhangig wird. 

Krämereibefugniß. 


G. 14. März 1822, 3. 11031 (p. G. S. IV. 79). 

Die hier und da wahrgenommenen Mißbräuche bei Verleihung 
von Krämereibefugniſſen, und in der Ausübung derſelben, haben 
die hohe Kommerzhofkommiſſion, welche feft entſchloſſen ift, allen 
jenen Unfügen, die den Kredit des Handels zu untergraben dro⸗ 
hen, ſtandhaft zu begegnen, bewogen, nachſtehende Grundſaͤtze 
aus der Natur der Sache, und dem Geiſte der beſtehenden Ver⸗ 
ordnungen zu ſchöpfen, welche dem Kreisamt zur künftigen allge⸗ 
meinen Richtſchnur für die betreffenden Ortsobrigkeiten mitgegeben 
werden. 

Das Gewerbe des Krämers, das ſich auf den Verkauf ganz 
gemeiner und geringer Artikel, namlich der ſogenannten kurzen und 
Krämereiwaaren beſchränkt, iſt von jenem der gemiſchten Waaren⸗ 


512 Krämereibefugniß. 

handlungen, welche ein unbeſchränktes Handlungsrecht mit allen 
nicht außer Handel geſetzten Waarenartikeln in ſich faſſen, weſent⸗ 
lich verſchieden. 

Der gemiſchter Waarenhändler, dem nach der beſtehenden 
Handelsverfaſſung nicht allein im Orte ſeines Aufenthaltes ein, 
die verſchiedenartigſten Bedürfniſſe umfaſſender Waarenabſatz, 
fondern auch außerhalb demſelben der ausgebreitetſte Kommiſſions— 
und Speditionshandel zuſteht, hat ſich einem genauen Ausweiſe 
von Lehr⸗ und mehrjährigen Servirjahren, bewährten Erfahrung 
im Handelsfache, und überhaupt aller jener perſönlichen Eigen- 
ſchaften zu unterziehen, welche die Geſetze vorſchreiben. 

Dagegen kann der geringfügige Handel, der geſetzlich dem 
Krämer zuſtehet, ſich nicht weit außer dem Orte feines Stand⸗ 
punktes ausdehnen, und es bleibt ihm außer demſelben höchftens 
der Beſuch der Jahrmärkte, auf welchen während der Marktzeit 
nach den betreffenden Marktfreiheiten Jedermann Handel zu trei⸗ 
ben geſtattet iſt, fo wie jedem andern Marktfieranten offen. 

Deßhalb wird von den Krämern zwar der Ausweis einiger 
Handlungskenntniſſe, jedoch bei weiten nicht nach jenen ſtrengen 
Srundfäger, wie von dem ordentlichen Handelsmanne gefordert, 
und der erſtere ſteht i in einer weit niederern Erwerbſteuerklaſſe, als 
der letztere. 

Deſſen ungeachtet hat die Erfahrung bewährt, daß die 
Krämer ſelten inner der Gränzen ihrer Befugniffe ſtehen bleiben, 
daß ſich die Zahl der Krämer weit über die Bedürfniſſe der ört⸗ 
lichen Verhältniſſe, auf die ſie doch nach der Natur und Weſenheit 
ihres Gewerbes beſchränkt fein ſollen, vermehret hat, und durch 
eine ſolche Ueberzahl von Krämern manche kommerzielle Polizei⸗ 
und Bankal⸗Rückſichten verletzt werden. 

Da nun bei den gegenwärtigen, für den Handel überhaupt 
nicht günſtigen Zeitverhältniſſen der hoch beſteuerte Handelsmann 
mit dem minder befteuerten Krämer die Konkurrenz, auf deren 
billige Handhabung zur Erhaltung des Handelskredits geachtet 
werden muß, nicht auszuhalten vermöchte, wenn die Zahl der 
Krämer auch in ſolchen größern Ortſchaften, die mit einer hin⸗ 
reichenden, das Publikum mit allen Bedürfniſſen, folglich auch 
mit Krämereiwaaren befriedigend verfehenden Zahl gemiſchter 
Waarenhandlungen beſetzt find, ohne alle ückſicht vermehrt, und 
nicht inner der Gränzen ihrer Befugniſſe gehalten würde; da die 
unbefchränkte Vermehrung der Krämer für den Handel im Allge⸗ 
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meinen und in größerer Ausdehnung nicht nothwendig erſcheint, 
und da die Krämereien nach dem Geiſte der beſtehenden Verord— 
nungen nicht in die Klaſſe jener unbeſchränkten Handlungsbefug- 
niſſe gerechnet werden können, bei welcher die örtlichen Verhältniſſe 
minder zu berückſichtigen ſind; ſo iſt es auch in der Natur der 
Sache, wie in dem Geiſte der beſtehenden Verordnungen gegründet, 
daß die Krämereien auf kleinere Ortſchaften, die nicht bereits mit 
eigenen gemiſchten Waarenhandlungen verſehen, und von den 
größeren Ortſchaften, wo ſich ſolche befinden, zu weit entfernt 
ſind, wo folglich ſolche Krämereien zur Bequemlichkeit der Orts⸗ 
bewohner dienen, beſchränkt, und überhaupt ſelbſt dort, wo fie 
noch in größeren Ortſchaften beſtehen, in die geſetzlichen Schran- 
ken ihrer Befugniffe zurückgeführt werden. 

Je inniger überhaupt ſtrenge Ausweiſung perſönlicher Eigen- 
ſchaften von Krämern gefordert wird, und je inniger die Hintan- 
haltung von Mißbräuchen aller Art bei Verleihung von Beſug⸗ 
niſſen mit dem wahren Intereſſe der beſtehenden Handelsverfaſſung 
zuſammenhängt, deſto nothwendiger erſcheint es insbeſondere auch 
bei Anſuchen um Krämereibefugniſſe in allen Fallen ohne Aus- 
nahme nach gleichmaͤßigen feſten Grundſätzen vorzugehen, um 
Anordnungen in dem beſtehenden Handelsſyſteme, ſo wie im 
Steuerweſen, und einſeitige Begünſtigungen zum Nachtheile des 
Handelskredits zu vermeiden. 

Im Geiſte der oben entwickelten Grundſätze wird dem Kreis⸗ 
amte zu Folge h. Kommerzhofkommiſſionsdekrets vom 20. Febr. 
l. J., Z. 259, aufgetragen, hievon die Ortsobrigkeiten, ſo wie 
den Handelsſtand des Kreiſes zur künftigen genauen Nachachtung 
zu verftändigen, und ſtrenge darüber zu wachen, daß in keinem 
Falle davon abgewichen werde, und die Krämer überhaupt inner 
der geſetzlichen Schranken, der ihren Befugniſſen zugewieſenen 
Artikel, die in der Graf Barth'ſchen Geſetzſammlung, II. Th., 2. Bd., 
§. 1057 im Detail ſpecificirt ſind, allenthalben verbleiben, wo 
dieſelben ſich nicht durch beſondere geſetzliche Bewilligungen aus— 
zuweiſen vermögen, noch außerdem andere Artikel führen zu 
dürfen. 

Auszug 
aus dem 50. Bde. der Geſetzſammlung Sr. Majeſtaͤt Kaiſer Franz J., 
S. 38 und 39 zur Gub. 3. 27477. 

Seidene Garnitur⸗, Renforcer, Zopf-⸗, Sammet⸗, Floret⸗, 
Zwilch⸗, Friſolet⸗, Harraß⸗ und leinene Bänder, dann Langetten, 
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aus Lein⸗ und Baumwollengarn gearbeitete Leylachborten, Fuß⸗ 
ſocken, baumwollenes Strickgarn, Zwirn und zwirnene Hemd⸗ 
knöpfchen, ſeidene und zwirnene Kanten, Blonden, ſeidene Points 
d'Eſpagne, gemeine, zwirnene und leoniſche Spitzen und leoniſche 
Borten, ſeidene Geldbeutel, Haarpuderpufferl, gemeine leinene 
geſtrickte Strümpfe, orbinäre papierene, meſſingene, hölzerne, 
dann weiße Compoſitions-Doſen; hornene, hölzerne, beinerne, 
geſchmolzene, zwirnene, meſſingene, metallene, tombackene Leib⸗ 
chen⸗, Hemd⸗, dann ſeidene und kameelhaarene Knöpfe; Naͤh⸗, 
Spaͤn⸗, dann Gabelnadeln und Haͤftchen; eiſerne und meſſingene 
Lichtputzen, Bleiſtiften; zinnene, meſſingene, metallene und tom⸗ 
backene, dann ordinaͤre ſtaͤhlerne und eiſerne Schnallen, ſpaniſches 
Wachs, Oblaten, Haarkämme aller Gattungen, Fingerhüte, 
Brief und Schreibtaſchen von Leder und Papier ohne Einrichtung, 
gemeine Taſchen⸗ oder Sack⸗, dann derlei Barbier⸗, Feder⸗ und 
Tafelmeſſer, Papier-, Schublad> und Aufſatzſpiegel, Kaffeemüh⸗ 
len, meſſingene Nägel, Schlittenſchellen und Dantes, beinerne 
Büchschen, Würfeln und dergleichen kleine Waaren; zinnerne, 
meſſingene, metallene und tombackene Handringe, gegoſſene, meſ⸗ 
ſingene Leuchter und dergleichen Biegeleiſen; in Kupfer, Meſſing, 
Tomback und Zinn gefaßte falſche Geſchmuckwaaren, hoͤlzerne 
Tabakpfeifenköpfe und derlei Röhrchen, weiße Compoſitions⸗, dann 
gelb: und weißmetallene Löffelchen, meſſingene, tombackene und 
ſtählerne Uhrſchlüſſel, dann derlei ordinäre Uhrketten, Uhrbänder, 
von Seide und Leder; Kinderſpielwaaren von Meſſing, Zinn, 
Blech und Metall, dann hölzerne Mapftäbe, Zahnſtocher, Son⸗ 
nenring⸗ und Reiſeuhren, blecherne, meſſingene, dann hölzerne 
Laternen, Handſchuhe aller Gattungen, Waͤderln (Faͤcher) mit 
hölzernen und ordinären beinernen Geſtellen und papiernen und 
taffetenen Ueberzügen ohne Stickerei; Glas⸗Wachsperlen und 
falſche Granaten. 
Krätze. 

G. 8. Juni 1832, 3. 27284 (P. G. S. XIV. 164). 

Da aus einer Eröffnung des k. k. General-Militär- Kommando 
vom 3. v. M., 3. 5410, hervorgeht, daß der hierländige Soldat 
bei dem Landmann, beſonders bei dem Juden bequartiert, oft⸗ 
mals mit der Krätze angeſteckt werde, ſo verdient dies anſteckende 
Uebel, bei den vielen daraus hervorgehenden widrigen Folgen eine 
beſondere Rück- und Aufſicht. Die k. Kreisaͤmter haben daher nicht 
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allein ſämmtlichen Dominien und Ortsobrigkeiten zur befondern 
Pflicht zu machen, damit ſelbe auf den Beſtand dieſes Uebels 
unter den Inſaſſen, vorzüglich unter den Juden aufmerkſam ſind, 
und alle geeigneten Mittel ergreifen; ſelbe zur Reinlichkeit for 
wohl des Körpers, als ihrer Leib- und Bettwäſche, ſo wie ihrer 
Kleidung zu vermögen; ferner auch das Sanitätd-Individuum, 
wenn ſolches im Orte iſt, auffordern, dieſem Uebel durch ärztlichen 
Rath und Hülfe Gränzen zu ſetzen, und ſelbes im Orte gänzlich 
zu tilgen; ſondern es ſind auch die Dominien und Ortsobrigkeiten 
zu verpflichten, die etwaige Unfolgſamkeit ſolcher Kranken, ſo wie 
die Verbreitung dieſes Uebels im Orte dem k. Kreisamte unge— 
fäumt anzuzeigen, wie auch das k. k. Militär zu den mit den 
Krägen befallenen Einwohnern nicht einzuquartieren, und in die: 
ſem Anbetracht ſich von dem Sanitätszuftande auf zuläffige Art 
zu überzeugen. 

Den k. Kreisämtern wird jedoch zur beſondern Pflicht ge— 
macht, bei jeder ſolchen Anzeige oder bei auf andern Wegen den— 
ſelben bekannt gewordenem Daſein der Krätze unter den Einwoh— 
nern eines Ortes alſogleich das Amt zu handeln, damit ſolche 
Kranke abgeſondert, und ihre Heilung befördert, folglich die 
Verbreitung des Uebels vermieden werde, wohin nebſt Herſtellung 
der Kranken auch die zweckmäßige Reinigung ihrer Leib⸗ und 
Bettwäfche, dann Kleidungsſtücke gehört. 


Kranke, Krankheiten. 
G. 3. Juli 1787. (Löwenwolde I. 429). 

Bei Krankheiten der Unterthanen ſollen die Dominien einen 
Wagen zur Abholung des Kreisarztes ſchicken, oder ſich gefallen 
laſſen, die Wagen⸗Reparaturskoſten zu vergüten. 

H. 10. Juli 1787. (Löwenwolde I. 429). 

Kranke in die Kirche zu tragen iſt verboten, und es ſoll bei 
dem dieſerwegen unterm 31. Dezember 1786 erlaſſenen Verbot 
ſein Verbleiben haben. 

G. 21. April 1809, 3. 16286. 

Das k. Kreisamt hat den Kreisarzt und Kreiswundarzt zu 
verſtändigen, daß in Folge höchſter Entſchließung vom 23. v. M. 
für die hilfloſen Kranken im Kreiſe alljährlich 200 fl. aus dem 
Kreis⸗Polizeifonde auf Arzneien beſtimmt worden ſeien, und daß 
er mit Rückſicht auf dieſen Betrag, und auf die erwieſene gänzliche 

33 * 


516 Kranke, Krankheiten. 


Mittelloſigkeit der Kranken die für ſie erforderlichen Arzneien aus 
der Kreisapotheke, oder, wo es die weitere Entfernung von dieſer 
und die Nothwendigkeit einer ſchleunigen Hilfe erfordert, auch 
aus einer dem Kranken am nächſten liegenden Apotheke mit Bei— 
fügung des Namens und der Eigenſchaft der betroffenen Partei 
auf dem Recepte zu verſchreiben, die Cameral-Unterthanen und 
Juden zwar ebenfalls pflichtmäßig zu behandeln, jedoch für die- 
ſelben die Arzneien nicht auf Rechnung dieſer 200 fl. zu verſchreiben 
habe. 

Um aber überhaupt in der Verwendung dieſes Betrags eine 
Ordnung und Gleichförmigkeit zu erzielen, und ſolchen ſeiner 
Beſtimmung zuzuführen, hat das Kreisamt N 

a) die Anordnung zu treffen, damit jeder einzelne arme, hilf— 
loſe Kranke, welcher bei einem der öffentlich aufgeſtellten Sanitäts— 
Individuen die Arznei aus dieſem Fonde unentgeldlich anſucht, 
ſich mit einem Armuthszeugniſſe vom Ortspfarrer, beſtätigt durch 
die Grundobrigkeit, bei dem betreffenden Arzte ausweiſe, ohne 
welches keine Arznei unentgeldlich zu verabfolgen iſt; 

b) den Kreis: und Bezirks-Sanitäts-Individuen aufzutragen, 
daß ſich ſelbe auch hier, fo wie bei allen Arzenei-Anordnungen, wo . 
das höchſte Aerarium in's Mitleiden tritt, nach den bereits beſte⸗ 
henden Vorſchriften genau und unter eigener Dafürhaftung zu 
benehmen haben; nebſtbei iſt 

c) jedes für, derlei Kranke aus dieſer jährlich beſtimmten 
Summe verſchriebene Recept von der betreffenden Ortsobrigkeit 
wegen des wirklichen Gebrauches und mit Beiſetzung des Datums 
zu unterfertigen; dieſe Recepte ſind ſodann 

d) von Apothekern von Monat zu Monat dem Kreisamte 
einzuſenden, welches ſie dem Kreisarzte zur Koramiſirung, ob 
nämlich der Ordnung gemäß bei Verwendung derſelben fürgegan— 
gen worden, und ob die Verſchreibungsart dem wiſſenſchaftlichen 
Grundſatze angemeſſen geweſen ſei, zuzuſtellen hat, welcher ſo— 
dann die Summe, die alle ihm zugemittelten Recepte an Apothe- 
kertaxen betragen, in ſteter Evidenz zu halten, und in dem Falle, 
wo felbe den Betrag von 200 fl. erreicht hat, alfogleich die An— 
zeige an das Kreisamt zu machen hat, damit die unentgeldliche 
Arznei-⸗Anordnung aus dieſem Fonde für den übrigen Theil des 
Jahres durch dasſelbe eingeſtellt werde, weil nur dieſes Quantum 
jährlich zu verwenden iſt, es wäre denn, daß noch von vorigen 
Jahren ein Reſt von der beſtimmten Summe von 200 fl. in 
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Händen des Kreisamts verblieben wäre, welcher immer auch im 
folgenden Jahre im Nothfalle verwendet werden kann. 

e) Um aber die aus dieſem Fonde verordneten Arzneien an 
Arme, und die dießfaͤlligen Recepte von andern zu unterſcheiden, 
iſt an dem Kopfe eines jeden nebſt dem Namen des Kranken noch 
beizuſetzen: aus dem Polizeifonde. 

10 Aus allen dieſen von Monat zu Monat bis Ende des Mis 
litärjahres eingelangten Recepten, und mit ſelben auf Rechnung 
der 200 fl. bewirkten Heilungen ganz mittelloſer Kranken iſt ein 
Hauptausweis zu verfaſſen, welcher folgende Rubriken zu enthal⸗ 
ten hat, als: 1. Kreis, 2. Ortſchaft, 3. Name und Gewerb oder 
Nahrungsbetrieb des hilfloſen Kranken, 4. das Zeugniß der gaͤnz⸗ 
lichen Armuth, welches anzuſchließen iſt, 5. Gattung der Krank⸗ 
heit, 6. Dauerzeit derſelben, 7. Betrag der unentgeldlich abge— 
reichten Arzneien in Gulden und Kreuzern, nebſt Beilegung der 
Recepte und dießfäliger Rechnung. Dieſer Hauptausweis iſt gleich 
nach jedem beendigten Militärjahre an dieſe Landesſtelle einzuſen⸗ 
den, um nach vorläufiger Prüfung den verwendeten Betrag an« 
weiſen zu können. Endlich 

g) wird das k. Kreisamt aufmerffam ehe daß dieſe zur 
Unterſtützung armer hilfloſer Kranken beſtimmte jährliche Summe 
von 200 fl. auf arme kranke Juden, und auf die erkrankten mittel- 
loſen Cameral-Unterthanen keine Beziehung habe, indem jene 
von ihren betroffenen Gemeinden zu unterſtützen, und daher die 
dießfälligen Medicamenten-Rechnungen den dießfaͤlligen Gemein- 
den durch das Kreisamt zuzuſenden ſind, die Arzneien für erkrankte 
ganz mittelloſe Cameral-Unterthanen aber nach der beſtehenden 
Vorſchrift aus den Cameral-Renten zu bezahlen kommen, und die 
dießfälligen Rechnungen mittelſt des Kreisamtes von Fall zu Fall 
einbegleitet werden müſſen. 

G. 29. April 1827, 3. 24716. 
Formular der Rechnungen über Verpflegs⸗ und Heilkoſten. 


A. h. E. 11. Sept. 1820; H. 22. Sept. 1820; G. 13. Okt. 1820, 3. 50490 
(P. G. S. 11. 290). 


Abſtellung der Unfüge, daß Kranke, um ſie zu verſehen, vor 
die Kirche gebracht, und bei Geburten die Taufen verſpaͤtet werden. 


G. 5. Nov. 1822, 3. 59170 (P. G. S. — N. B. 131), 


Aus Anlaß einer vom Brzezaner k. k. Kreisamte eingeſendeten 
Rechnung des Brzezaner Barbiers über den demſelben für die 
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Wartung der kranken Unterthanen in Glinna ꝛc. gebührenden Kran⸗ 
kenwärterlohn, und über die dabei gehabten Reiſeauslagen, wird 
den k. k. Kreisaͤmtern hiemit in der Abſicht, um ſowohl das Aerar, 
als auch die bei dieſen Auslagen konkurrirenden Parteien, für jeden 
unnöthigen Koſtenaufwand zu bewahren, alles Ernſtes aufgetra⸗ 
gen, künftighin bei den Kranken nur in den dringendſten Fällen 
Krankenwärter aufzuſtellen, und jederzeit die Obſorge in Abſicht 
auf die den Kranken nöthige Pflege und Wartung den Orts- 
obrigkeiten und Angehörigen zur beſonderen Pflicht um ſo mehr 
zu machen, als die Aufftelung der ſogenannten Ziruliken als 
Krankenwärter auch zugleich die Kurpfuſcherei befördert. 


G. 80. Jan. 1827, 3. 2181 (P. G. S. IX. 24). 


Aus Anlaß eines neuerlichen Falles, daß ein Dominium 
wegen verfpäteter Anzeige einer ausgebrochenen Menſchenkrankheit 
geahndet werden mußte, hat das k. Kreisamt die hierortige Vor⸗ 
ſchrift vom 8. Mai 1812, 3. 16636, nach welcher über jede aus: 
gebrochene Menſchen⸗ oder Viehkrankheit die Ortsobrigkeit, fo wie 
auch der Ortspfarrer, unter unnachſichtlicher Ahndung der ſchuldi⸗ 
gen Partei mit einer Polizeiſtrafe von 50 fl. W. W. unverzüglich 
an das Kreisamt um Abſendung eines Sanitäts - Individuums die 
Anzeige zu erſtatten verbunden iſt, zur genaueſten Befolgung den 
Dominien und Magiſtraten in Erinnerung zu bringen, und über 
die genaue Befolgung dieſer Vorſchrift zu wachen. 


G. 1. März 1834, 3, 12221 (P. G. S. XVI. 81). 


Laut H. vom 6. v. M., Z. 2316, haben Se. Majeftät, aus 
Anlaß eines ſpeciellen Falles, mit a. h. Entſchließung vom 19. Jan⸗ 
ner d. J. zu beſtimmen geruhet, daß ſich bei allen Kranken und 
Irrenanſtalten der deutſchen Provinzen, in Abſicht auf die Auf: 
nahme ungariſcher Unterthanen, an jene a. h. Vorſchrift zu halten 
ſei, welche in dieſer Beziehung bereits für die Wiener Kranken⸗ 
und Irrenanſtalt beſteht, und vermöge welcher dieſer Anſtalt der 
volle Erſatz für jedes aufgenommene Individuum geleiſtet werden 
muß, auch dieſelbe nicht verbunden werden kann, einen Wahn⸗ 
ſinnigen aus Ungarn aufzunehmen, wenn nicht bei der Unterbrin⸗ 
gung desſelben die Abtragung der Verpflegskoſten gehörig ſicher⸗ 
geſtellt iſt, es jedoch der ungariſchen Hofkanzlei überlaſſen bleibt, 
zu beſtimmen, wer oder welcher Fond die Erſatzkoſten zu über⸗ 
nehmen habe. 
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G. 30. Mai 1835, 3. 27872 (P. G. S. XVII. 254). 

Zur Vereinfachung des Geſchaͤftes der Verrechnung der an 
die Wiener⸗Krankenhauskaſſe eingeſendeten Verpflegskoſten, und 
zur Herſtellung einer beſſern Controlle, hat die k. k. niederöſter⸗ 
reichiſche Regierung die Verfügung getroffen, daß ſaͤmmliche 
Wiener⸗Krankenhaus⸗Verpflegskoſten in einem Verzeichniſſe mit 
beſtimmten vorgeſchriebenen Rubriken erſichtlich gemacht werden 
müſſen. Um eine Gleichmäßigkeit in dieſem Verfahren zu erzielen, 
hält es die gedachte Regierung für nothwendig, daß auch die aus 
andern Provinzen eingeſendeten Wiener⸗Krankenhaus⸗Verpflegs⸗ 
koſten in ſolchen Verzeichniſſen nachgewieſen werden. 

Zu dieſem Behufe erhielt man hierorts das Formular, wel« 
ches den k. k. Kreisämtern nebenliegend mit dem Auftrage zuge: 
ſtellt wird, ſich desſelben jederzeit bei Einſendung der Wiener 
Krankenhaus⸗Verpflegskoſten zu bedienen. 

G. 23. Okt. 1835, 3. 61064 (P. G. S. XVII. 880). 

Die öſterreichiſche Regierung iſt mit den k. Regierungen von 
Preußen und Sachſen hinſichtlich der wechſelſeitigen unentgeldli- 
chen Verpflegung erkrankter und unbemittelter Unterthanen über: 
eingekommen. 

G. 22. Febr. 1839, 3. 10023. Gen. 188. 

Ausweis der Heil: und Verpflegskoſten für die in einem 

Privatſpital behandelten zahlungsunfähigen Individuen. 
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C. 18. Okt. 1818, 3. 88184. Ged. (Pill. S. Nr. L. S. 181.) 
§. 1. Die Heilungs- und Verpflegskoſten im lemberger all 
gemeinen Krankenhauſe ſind keineswegs als bleibend anzuſehen, 
ſondern unterliegen der den Unterhaltungskoſten des allgemeinen 
Krankenhauſes angemeſſenen Veränderung, welche jedesmal durch 
eine gedruckte Nachricht bekannt gemacht werden wird. 
Die Bezahlung der Heilungskoſten iſt für alle Abtheilungen 
des Lemberger allgemeinen Krankenhauſes, folglich auch für 
jene, wo Wahnſinnige und Gebärende verpflegt werden, gleich. 
Jene Weibsperſonen, welche gegen bare Bezahlung in das 
allgemeine Krankenhaus eintreten, um ihre! Entbindung abzu⸗ 
warten, und — Namen, noch ihren Geburts: oder Auf: 
enthaltsort angeben wollen, können nur für Auswärtige angeſe⸗ 
hen werden, und haben daher die für dieſe beſtimmte Verpflegs⸗ 
gebühr zu entrichten. 0 
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$. 2. In der Regel liegt allen jenen Parteien, welche in Er: 
krankungsfällen in das Lemberger allgemeine Krankenhaus auf- 
genommen werden, die Zahlung der ausfallenden Heilkoſten un⸗ 
mittelbar ob, und ſo wie diejenigen, deren Vermögensumſtände 
eine ſolche Zahlung geftatten, dieſe auch ſelbſt zu leiſten verpflich⸗ 
tet find, eben fo werden diejenigen, welchen vermöge den gegen- 
wärtig feſtgeſetzten Beſtimmungen die Zahlung derlei Heilkoſten 
für die mit ihnen in Verbindung ſtehenden oder abhängigen Parteien 
aufgetragen wird, berechtiget, von letztern, wenn ſolche entweder be: 
reits Vermögen beſitzen, oder einen beſtimmten Erwerb haben, oder 
endlich fpäter zahlungsfähig werden, den Rückerſatz der für fie 
getragenen Heilkoſten wieder zu fordern, und einzubringen. 

$. 3. Die Paufchal- Beträge, welche Innungen oder Ge: 
meinden, für ihre kranken Geſellen, Jungen, Mitglieder ꝛc. an 
das allgemeine Krankenhaus zu entrichten pflegen, müſſen immer 
in einem angemeſſenen Verhaͤltniſſe zu den jedesmaligen Heilungs- 
koſtenpreiſen ſtehen, und unterliegen daher gleich letzteren der zeit« 
weiſen Veränderung. 

$. 4. Jene hierortigen Innungen, welche keine Pauſchal⸗ 
Beträge an das allgemeine Krankenhaus entrichten, ſind ver— 
pflichtet, für ihre kranken Geſellen, Jungen, Arbeiter oder Ar⸗ 
beiterinnen ꝛc., die in das allgemeine Krankenhaus gebracht wer— 
den, die Verpflegsgebühr nach der dritten Klaſſe ad e) zu ent⸗ 
richten. Solche zu einer Innung gehörigen Individuen haben 
daher ſchriftliche Anweiſungen der Innungsvorſteher mitzubringen, 
in welchen die Bezahlung nach der dritten Claſſe fuͤr dieſelben von 
Seite der Innung verſichert werden muß. Derjenige Innungsvor⸗ 
ſteher, welcher die Ausſtellung dieſer Anweiſung für ſolche zur In⸗ 
nung gehörigen Perſonen verweigern ſollte, wird nicht nur zum 
Erlage der Verpflegsgebühr ſelbſt verhalten, ſondern noch insbe— 
ſondere mit einer Geldſtrafe von 6 fl. W. W. für jede Verweige⸗ 


rung belegt werden. * 


Die Verpflichtung der Innungen für ihre ins allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebrachten Geſellen, Jungen, Arbei— 
ter und Arbeiterinnen die Verpflegskoſten zu entrichten, hat Statt, 
die Innungen mögen nun in die zweite hierorts beſtehende Kran— 
kenanſtalt der barmherzigen Schweſtern (wenn ſie ſonſt ihre 
Kranken dahin zu ſenden pflegen) Pauſchal-Beträge entrichten 
oder nicht, und es mögen dieſe zur Innung gehörenden und in das 
allgemeine Krankenhaus zur Heilung gebrachten Individuen in oder 


= 
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außer den Häufern ihrer Arbeitsgeber wohnen; ja dieſe Verpfle⸗ 
gung erſtrecket ſich auch auf jene Geſellen, welche von der Fremde 
zureiſen, und noch keine Arbeit gefunden haben, ſie mögen in dem 
Geſellenbuche eingetragen oder nicht ſein; nachdem dieſe Geſellen⸗ 
wanderungen nur den Innungen zum Vortheile gereichen, und es 
alſo billig iſt, daß fie zu den durch zufällige Erkrankung eines 
ſolchen zu ihrer Innung gehörigen Wanderers dem allgemeinen 
Krankenhauſe verurſachten Auslagen den gebührenden Beitrag 
leiſten. 

§. 5. Jene einzelnen Künſtler, Fabrikanten oder Profeſſioni⸗ 
ſten, welche zu keiner Innung gehören, ſind verbunden, für 
ihre kranken Geſellen, Arbeiter und Arbeiterinnen, welche zur 
Heilung in das allgemeine Krankenhaus gebracht werden, eben— 
falls die Verpflegsgebühr nach der dritten Klaſſe zu bezahlen; 
dieſe in das Krankenhaus kommenden Kranken, ſie mögen in 
oder außer dem Hauſe des Arbeitsgebers wohnen, haben daher 
die Anweiſungen ihrer Arbeitsgeber mitzubringen, worin von die— 
fen die Bezahlung der Verpflegsgebühr für die Kranken verſichert 
werden muß. Die Verweigerung einer ſolchen Anweiſung von dem 
Arbeitgeber ziehet dieſelben Folgen nach ſich, die in dem vori- 
gen Paragraphe für die Anweiſung verweigernden Innungsvor⸗ 
ſteher beſtimmt ſind. 

Alle Gattungen Anweiſungszettel, die in den S$. 4 und 5 
bezogen wurden, müſſen wenigſtens auf einem Quartblatte ausge— 
fertigt ſein, den Vor- und Geſchlechtsnamen des Kranken, ſein 
Alter, Geburtsort, Geſchlecht und Stand, nebſt dem Namen 
und Wohnort des Meiſters deutlich geſchrieben enthalten; jene 
der Innungsvorſteher müſſen von dem betreffenden Magiſtrats⸗ 
Zunftcommiſſär, jene der einzelnen Parteien von dem betreffen⸗ 
den Grund: oder Viertelrichter koramiſirt fein. 

$. 6. Obgleich von dem Menſchlichkeit⸗ und Billigkeitsgefühl 
eines jeden einzelnen Dienſtherrn zu erwarten iſt, daß er ſeinen 
Dienſtboten in Erkrankungsfällen die nothwendige häusliche 
Hilfe, die ohnehin durch die Aufſtellung zweier Stadtärzte und 
der Bezirks oder Viertel⸗Wundäͤrzte möglichſt erleichtert iſt, zu 
verſchaffen bemüht fein werde, fo wird doch für jene Fälle, wo 
ein Dienſtbote entweder wegen einer ſchweren Erkrankung, oder 
wegen ſonſtiger Umftände in das allgemeine Krankenhaus ge 
bracht werden müßte, Folgendes angeordnet: 

2) Jeder Dienſtherr, ohne Unterſchied des Standes, it 


522 Krankenhaus (Lemberger). 


verpflichtet, für ſeinen der Pflege im allgemeinen Krankenhaus 
bedürfenden Dienſtboten die Anweiſung dahin auszufertigen, 
ſolche aber zur Beglaubigung von dem hierzu eigens beſtimmten 
Magiſtratsrath beftätigen zu laſſen. Wer dieß aus was immer 
für einer Urſache unterläßt, oder etwa gar den Dienſtboten zur 
Zeit ſeiner Erkrankung ohne eine hinreichende Urſache entläßt, 
verfällt nebſt Entrichtung der ganzen Kurkoſten in die oben $. 4 
ausgedrückte Strafe. 

b) Bei Ausſtellung einer ſolchen Anweiſung hat ſich jeder 
Dienſtherr zu erklaren, ob er den erkrankten Dienſtboten ferner 
in ſeinem Dienſt behalten wolle oder nicht; im erſten Falle iſt 
er verpflichtet, die Kurkoſten für ſelben zu berichtigen, weil er 
bei der nachfolgenden Dienſtleiſtung den an Kurkoſten geleiſteten 
Vorſchuß wieder hereinbringen kann, im letztern Falle, und 
wenn der Dienſtbote über die Zeitfriſt eines Jahres bei einem 
Dienſtherrn im Brote geſtanden, und ſich zur Zeit ſeiner Erkran⸗ 
kung keines ſolchen Vergehens ſchuldig gemacht hat, welches die 
Entfernung aus dem Dienſte hätte zur Folge haben können, 
hat der Dienſtherr wenigſtens den Kurkoſtenbetrag eines Monats 
an das allgemeine Krankenhaus zu berichtigen, und es bleibt 
ihm eine Rückforderung nur für den Fall vorbehalten, wenn der 
Dienſtbote früher als vor einem Monate geneſen ſollte. 

e) Von der ad b) feſtgeſetzten Anordnung werden nur jene 
befreit, welche ſelbſt unvermögend, keine Zahlung zu leiſten im 
Stande find; ſelbe haben jedoch dieſe ihre Unvermögenheit gehö- 
rig dem Magiſtratsrathe darzuthun, und daher für die erkrankten 
Dienſtboten eigentliche Anweiſungen bei dem hiezu beſtimmten 
Magiſtratsrath anzuſuchen. Die in dem gegenwartigen Paragraph 
vorgeſchriebenen Anweiſungen müſſen ebenfalls deutlich geſchrie— 
ben ſein, und die im §. 5 bemerkten Erforderniſſe enthalten. 

§. 7. Die Verpflegsgebühren für alle Gattungen Kranke 
find in der Regel gleich beim Eintritte ins allgemeine Kranken 
haus für einen Monat, bei Wahnſinnigen aber für drei Monate 
vorhinein, und fo fort, ohne eine Betreibung abzuwarten, jeder⸗ 
zeit vorhinein an die Kaſſe des allgemeinen Krankenhauſes gegen 
von ſelber auszuſtellende Quittung zu entrichten, jedoch hat die 
Caſſe bei dem Austritte, oder nach dem Tode der Kranken den Ueber: 
reſt an den vorausbezahlten Verpflegsbeträgen jedesmal zurück 
zu erſetzen. 8 
$. 8. Alle wahrhaft armen Kranken, welche von Lemberg, 
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oder den inner den Linien der Stadt gelegenen Bezirken geboren 


ſind, oder durch zehn Jahre ſich ununterbrochen hier aufgehalten 


haben, werden, wenn fie keine Verwandten in auf- oder abſtei⸗ 
gender Linie, welche die Verpflegskoſten für ſelbe zu beſtreiten 
verbunden, und im Stande wären, noch ſonſt einen Erwerb ha- 
ben, oder wenn ſie nicht zu ſolchen Kategorien gehören, für 
welche vermöge den $$.4, 5 und 6 der gegenwärtigen Anord⸗ 
nung die Innungen oder einzelnen zu keiner Innung gehörigen 
Künſtler, Fabrikanten oder Profeſſioniſten, oder endlich die 
Dienſthälter die Verpflegsgebühren entrichten müßten, wie bis⸗ 
her von dem hierzu eigens beſtimmten Magiſtratsrathe zur unent⸗ 
geldlichen Heilung und Verpflegung in das allgemeine Kranken⸗ 
haus angewieſen, ſobald ſie 

a) mit einem Zeugniſſe eines ſtädtiſchen Sanitätsbeamten, 
die Nothwendigkeit und Fähigkeit ins allgemeine Krankenhaus 
aufgenommen zu werden, und 

b) mit einem Zeugniſſe des Bezirks-Pfarrers und Grund⸗ 
richters ihre eigene gänzliche Mittelloſigkeit darthun, daher for 
wohl ſämmtliche ſtädtiſche Sanitätsbeamten, als auch die Be— 
zirks⸗Pfarrer und Grundrichter angewieſen werden, die erwaͤhn⸗ 
ten Zeugniſſe unaufhaltſam und unentgeltlich auszufertigen. 

Bei jenen armen Kranken, die aus dem Armen-Inftitute oder 
ſonſt einem öffentlichen Verſorgungsfonde betheilt ſind, fällt die 
Armen Portion für die Dauer ihrer Verpflegung in dem allge⸗ 
meinen Krankenhauſe dem letzteren ganz zu, und die Pfarrer ſind 
verpflichtet, dieſen Umſtand in den zum Behufe der Spitalsan⸗ 
weiſungen zu ertheilenden Armuthszeugniſſen beſtimmt erſichtlich 
zu machen. 

Die Pfarrer und Bezirks-Grundrichter find dafür verant⸗ 
wortlich, daß fie weder zahlungsfaͤhigen noch ſolchen Kranken, 
für welche nach den $$. 4, 5 und 6 der gegenwartigen Anord⸗ 
nung die Verpflegsgebühren von beſtimmten Parteien bezahlt 
werden müſſen, Zeugniſſe zur unentgeldlichen Aufnahme in das 
allgemeine Krankenhaus ertheilen. 

§. 9. Jene wahrhaft armen Perſonen, welche nicht von Lem⸗ 
berg gebürtig ſind, oder ſich nicht zehn Jahre ununterbrochen 
hier aufgehalten haben, und für welche nicht etwa die in den 
$$. 4, 5 und s gegenwaͤrtiger Anordnung bezeichneten Parteien 
die Verpflegskoſten zu tragen haben, werden zwar, wenn ſie 
hier erkranken, und mit den ihre Krankheit und Unvermögenheit 
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beſtätigenden, in den vorhergehenden Paragraphen geforderten 


Zeugniſſen verſehen find, ebenfalls ohne Entrichtung einer Ver⸗ 


pflegsgebühr in das allgemeine Krankenhaus zur Heilung und 
Verpflegung aufgenommen; die für ſolche Perſonen ausfallenden 
Verpflegskoſten ſind jedoch nach der dritten Klaſſe von jenen 
Gemeinden, wo dieſe Perſonen geboren ſind, oder wo ſie ſich 
durch zehn Jahre ununterbrochen aufgehalten haben, dem allge— 
meinen Krankenhauſe zu vergüten. 

Eine Ausnahme von dieſer Anordnung hat in dem Falle 
Statt, wenn mit der Luſtſeuche behaftete Individuen ſich im 
Krankenhauſe zur Heilung ſelbſt melden, in welchem Falle zwei 
Drittheile der Kurkoſten von dem Staatsſchatze, und ein Dritt— 
theil von dem Dominium zu tragen kommen. 

Da ſich die hierländigen Gemeinden größtentheils in einem 
dürftigen Zuftande befinden, fo erwartet man um fo mehr von 
den Dominien, fie werden ſich zur Theilnahme an der Beſtrei— 
tung der auf die Gemeinde fallenden Kurkoſten, oder nach Um— 
ſtänden zur Leiſtung angemeſſener Vorſchüſſe bereitwillig finden 
laſſen, als die Herſtellung ihrer Unterthanen für fie immer vor: 
theilhaft iſt. ven 

$. 10. Obgleich das Lemberger allgemeine Krankenhaus 
feiner nächſten Beſtimmung zu Folge eigentlich bloß eine Local⸗ 
anſtalt iſt, ſo werden in ſelber dennoch auch alle Kranke aufge— 
nommen werden, die auswärtig, d. i. außer den Linien der 
Stadt Lemberg wohnhaft ſind, und in ſelbem Hilfe ſuchen, oder 
zur Heilung dahin geſendet werden, und für dieſe iſt auch die 
Beſtimmung der zweiten Claſſe der Verpflegskoſten erfolgt. 

Um jedoch das allgemeine Krankenhaus hinſichtlich der Zah— 
lung der für derlei Kranke entfallenden Kurkoſtenpreiſe ſicher zu 
ſtellen, wird verordnet: daß alle auswärtigen Parteien, wenn 
fie die Zahlung nicht felbft leiſten oder verbürgen können, mit 
Zeugniſſen der Ortsobrigkeiten über ihren Vor- und Zunamen, 
Alter, Stand, Beſchaͤftigung und Geburtsort, dann wie lange 
ſelbe an dem Ort, von welchem ſie herkommen, befindlich waren, 
verſehen ſein müſſen. 

$. 11. Alle in der gegenwärtigen Anordnung erwähnten An: 
weiſungen und Zeugniſſe, wenn ſelbe Individuen betreffen, welche 
in Lemberg wohnen, behalten nur durch acht Tage, vom Tage 
der Ausſtellung, und wenn ſelbe Individuen betreffen, die außer 
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Lemberg wohnen, nur durch vierzehn Tage vom Tage der Aus⸗ 
ſtellung an, ihre Giltigkeit. 

§. 12. In Fällen, wo fremde unterſtandsloſe Perſonen ir: 
gendwo hier krank oder wahnſinnig, oder ſonſt der Spitalshilfe 
dringend benöthigend gefunden würden, ſo wie bei gähen Er— 
krankungen oder Unglücksfällen, hat die Polizei-Direction, das 
ſtädtiſche Sanitäts⸗Perſonale, und die Grundrichter ſelbe in das 
allgemeine Krankenhaus alſogleich unmittelbar anzuweiſen. 

Solche Anweiſungen ſind jedoch immer alſogleich von den 
Anweiſenden dem Stadt-Magiſtrate anzuzeigen, damit der Ge: 
burts⸗, der zehnjährige Aufenthaltsort des Erkrankten, oder end⸗ 
lich jene Parteien und Gemeinden, welchen nach der Beſtimmung 
des gegenwärtigen Kreisſchreibens die Entrichtung der Verpflegs— 
gebühr obliegen würde, ungeſaͤumt ausgemittelt werden können. 
Ein Gleiches haben auch die Gerichte und andere Behörden, 
welche Kranke oder Wahnſinnige in das allgemeine Krankenhaus 
bringen laſſen, auf das Genaueſte zu beobachten. 

$. 13. Uebrigens wird zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt 
gemacht: 

a) daß von der Aufnahme in das Lemberger allgemeine 
Krankenhaus alle mit veralteten unheilbaren Uebeln behaftete, und 
ſolche Perſonen ausgeſchloſſen ſeien, welche offenbar in die Klaſſe 
der Siechen gehören. 

b) Daß ſchwangere Weibsperſonen, ſofern ſie es verlangen, 
geheim behandelt, und weder um ihren Namen, noch Stand be⸗ 
fragt werden, daß ſie jedoch dem Vorſteher der Entbindungsan— 
ſtalt in einem verſiegelten Zettel, oder wenn ſie des Leſens und 
Schreibens nicht kundig wären, ihrem Beichtvater darüber bes 
ſtimmten Aufſchluß ertheilen müſſen, um im Falle ihres etwaigen 
Abſterbens ſowohl die Anverwandten verſtändigen, als auch wer 
gen Verſorgung des Kindes das Erforderliche einleiten zu können; 
daß ihnen aber bei ihrer Geneſung der Zettel uneröffnet zurück⸗ 
geſtellt werden wird. 

c) Bei Wahnſinnigen iſt außer den oben erwähnten Noti— 
zen über den Geburts- und Wohnort desſelben, auch noch eine 
verſtändliche, und wo möglich von einem Arzte ausgefertigte 
Krankheitsgeſchichte, in jedem Falle aber ein ärztliches Zeugniß, 
daß der Kranke wirklich mit einer Art Wahnſinn befallen ſei, mit⸗ 
zubringen. Dieß iſt eigentlich eine Recapitulation der G. vom 
26. April 1814, 3. 15140.) 


— 
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$. 14. Die Anordnungen des gegenwärtigen Kreisſchreibens 
treten vom 1. November 1815 in Wirkſamkeit. 

Dem Lemberger Stadtmagiſtrate ſteht die Amtshandlung 
über alle in Folge der vorliegenden Anordnung zur Sprache 
kommenden Falle der Kurkoſtenberichtigung in erfter Inſtanz zu. 
C. 14. Sept. 1816, 3. 41461. Ged. (Pill. S. Nr. XLIV. S. 173.) 

Se. Majeſtät haben laut H. v. 19. Aug. 1816 die Einfüh- 
rung geſetzlicher Legate von jeder innerhalb der Linien der Stadt 
Lemberg vorfallenden Verlaſſenſchaft in der Art anzuordnen ge— 
ruhet: daß vom 1. November 1816 an, von jeder derlei Ber: 
laſſenſchaft, welche den reinen Betrag von 500 fl. W. W. über⸗ 
ſteigt, und nicht 1000 fl. erreicht, ein Gulden W. W., von 
1000 bis 5000 fl. von jedem Tauſend zwei Gulden, von 5000 
bis 10000 fl. von jedem Tauſend zwei Gulden dreißig Kreuzer, 
von 10000 bis 25000 fl. von jedem Tauſend drei Gulden, von 
25000 bis 50000 fl. von jedem Tauſend drei Gulden drei— 
ßig Kreuzer, von 50000 bis 75000 fl. von jedem Tauſend vier 
Gulden, und von 75000 fl. weiter von jedem Tauſend vier 
Gulden dreißig Kreuzer zu entrichten kommen. 

C. 9. Mai 1817, 3. 19969. Ged. (Pill. S. Nr. XXVII. S. 30.) 

1. Unter dem Ausdruck: Verlaſſenſchaften, welche 
inner den Linien Lembergs vorfallen, werden (mit 
Ausnahme der Militär-Verlaſſenſchaften) jene verſtanden, deren 
Erblaſſer ihren gewöhnlichen Wohnort (Domieilium ordinarium) 
zu Lemberg hatten, dieſer mag nun geiſtlichen, adelichen oder 
unadelichen Standes geweſen ſein. 

2. Das geſetzlich vorgeſchriebene Legat wird von dem ganzen 
beweglichen oder unbeweglichen Nachlaß bloß mit Ausſchluß des 
in einer andern Provinz gelegenen Vermögens berechnet, dage— 
gen tritt die Berechnung desſelben bei dem Nachlaſſe eines Erb— 
laſſers, welcher außer den Linien Lembergs ſich aufhielt, gar 
nicht, auch ſelbſt dann nicht ein, wenn gleich unter dem Nachlaß 
eine inner den Linien Lembergs gelegene Realität ſich befände. 

3. Die Einhebung obiger Legate findet bei allen jenen Ver⸗ 
laſſenſchaften Statt, welche feit 1. November 1816 zur öffent⸗ 
lichen Verhandlung gebracht worden ſind. 

4. Das geſetzliche Legat von den Verlaſſenſchaften wird zu— 
gleich mit der Erbſteuer ) und Sterbtare bemeſſen werden. Da 


1) S. P. 27. Jan. 1840 und C. 1. Sept. 1840, 3. 46241. 


— 
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aber bei dem Lemberger Magiſtrate keine Sterbtare abgenommen 
wird, fo haben die Erben zu dieſem Ende den Vermöͤgensſtand 
mit ſpecifiſcher Anführung aller Activ- und Paſſivpoſten einer 
Verlaſſenſchaft genau, jedoch abgeſondert auszuweiſen, und die 
Gerichtsbehörden dieſen Ausweis mit Beſtätigung der im ſelben 
enthaltenen Angaben, oder mit ſonſtiger Bemerkung der Landes— 
ſtelle zu übergeben. 

Der von der Landesſtelle beſtimmte Betrag wird ſodann den 
Parteien mit Beſcheid bekannt gemacht werden, und iſt dieſer 
gegen Vorzeigung des Beſcheides bei der Kaſſe des Lemberger 
allgemeinen Krankenhauſes zu berichtigen, indem die Verlaſſen— 
ſchaft nur nach Beibringung der Quittung über ui Berichtigung 
des Legats eingeantwortet werden wird. 

G. 12. Juni 1827, 3. 34441 (P. G. S. IX. 264). 

Die Direction des allgemeinen Krankenhauſes hat wieder⸗ 
holt anher angezeigt, daß, außer den Kreisaͤmtern und Cameral— 
Wirthſchaftsaͤmtern, faſt alle Dominien die dießfälligen Vorfchrife 
ten ſowohl wegen Ausſtellung der ärztlichen Zeugniſſe oder Krank⸗ 
heitsgeſchichten, als auch der Transportirungsart der Wahnſin⸗ 
nigen in das allgemeine Krankenhaus in Lemberg nicht befolgen. 

Die k. Kreisämter haben daher mit Bezug auf das Kreis- 
ſchreiben vom 13. Okt. 1815, 3. 38134, S. 13, lit. e die hier⸗ 
ortige Weiſung vom 24. September 1824, 3. 54783, ſowohl 
den Dominien als auch den fämmtlichen Aerzten und Wundaͤrzten 
in Erinnerung zu bringen, in wie ferne ſolche dieſe oder jene be— 
trifft, und ihnen die genaueſte Beobachtung der dießfaͤlligen Vor⸗ 
ſchriften unter eigener Verantwortung wiederholt zur Pflicht zu 
machen. 

G. 3. Mai 1828, 3. 26172 (P. G. S. X. 134). 

Den k. k. Kreisämtern wird zur genauen Darnachachtung 
bedeutet, daß nach der Analogie der am 27. Sept. 1826, 3. 50482, 
aufgeſtellten Grundſätze, wegen Ausfertigung der Zeugniſſe und 
deren Erforderniffe wegen Nachſicht oder Vormerkung der Ge- 
richtötaren, auch künftig die zur Erwirkung der Nachſicht der 
Verpflegsgebühren beizubringenden, von den Pfarrern ausge— 
ſtellten, und von der Obrigkeit beftätigten Zeugniſſe, folgende 
Daten zu enthalten haben. 

a) Ob und was für ein bewegliches und unbewegliches Ver⸗ 
mögen die Partei beſitze, und welchen Ertrag ihr das eine und 
das andere Vermögen abwerfe. 


| 


528 Krankenhaus (Lemberger). 


b) Ob und was für ein Gewerbe die Partei betreibe, wel— 
chen Ertrag dasſelbe jährlich abwerfe, oder aus welchen Urſachen 
dieſelbe erwerbsunfähig ſei. 

e) Ob und wie viel Kinder und Angehörige die Partei zu 
erhalten habe, wobei das Alter der Kinder und der Charakter der 
Angehörigen anzuſetzen iſt. 

d) Wieviel jährlich zur Deckung der unentbehrlichſten Lebens— 
bedürfniſſe der Partei ſam mt Kindern und Angehörigen erforder— 
lich ſei, und woher die Partei das Erforderliche beziehe. 

e) Ob die Partei früher ein, das unentbehrlichſte Lebens— 
bedürfniß überſteigendes Vermögen beſaß, und auf welche Art 
ſie ſolches verlor. 


G. 24. Jän. 1829, 3. 80405 (P. G. S. XI. 8). 

Zur Beſeitigung der Schwierigkeiten und Unzukömmlich⸗ 
keiten bei den Verhandlungen wegen Hereinbringung der Heilungs— 
und Verpflegskoſten an die Krankenanſtalten, findet man ſich 
veranlaßt, in Ergänzung des gedruckten Kreisſchreibens vom 
13. Oktober 1815, 3. 38154, „wegen Berichtigung der Hei— 
lungs⸗ und Verpflegskoſten für die im Lemberger allgemeinen 
Krankenhauſe behandelten Kranken“, dann des gedruckten Kreis⸗ 
ſchreibens vom 18. Okt. 1825, 3. 60731 „wegen Vertheilung 
der Verpflegsgebühren auf die Kreisgemeinden“ und der Circu— 
larverordnung vom 16. Aug. 1828, 3. 56413, „wegen Ausdeh— 
nung dieſer Vorſchriften auf andere Localkrankenanſtalten in den 
Kreiſen“ folgende erläuternde Vorſchrift bekannt zu machen. 

Zur Berichtigung der Heilungs- und Verpflegsgebühren an 
die Krankenanſtalten ſind, wie bisher, gehalten: 

1. Der Kranke, und wenn dieſer die Gebühren zu entrichten 
nicht vermögend iſt, 

2. Die Verwandten des Kranken in auf- und abſteigender 
Linie. 

Wenn aber dieſe Verwandten auch zahlungsunvermögend, 
und die verpflegten Kranken arme Inländer ſind, ſo werden in 
Anſpruch zu nehmen, und im Wege der Umlegung auf die Ge— 
meinden des betreffenden Kreiſes, zu welchem der Kranke ge— 
hört, zur Vergütung verpflichtet ſein, und zwar: 

a) die Gemeinden jenes Kreiſes, zu welchem die Gemeinde des 


2) Mit dieſer Vdg. wurde zugleich das Formular eines Conſtituts über 
einen — in eine Localanſtalt anzuweiſenden Kranken mitgetheilt. 
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letzten zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalts des Kran— 
ken gehört, 

b) wenn die Gemeinde des letzten zehnjährigen ununterbroche— 
nen Aufenthaltes nicht erhoben werden könnte; oder jenes ſich 
in keiner Gemeinde durch dieſe zehn Jahre ununterbrochen 
aufgehalten hätte; ſo treten die Gemeinden jenes Kreiſes in 
die Verpflichtung des Verpflegskoſtenerſatzes ein, zu wel⸗ 
chem die Gemeinde gehört, in welcher der Kranke ſich waͤh— 
rend der letzten zehn Jahre am längſten aufgehalten hat. 

Wenn aber dieſe Gemeinde ebenfalls nicht erforſcht werden 
könnte; ſo fällt die Zahlungsverpflichtung 

c) auf die Gemeinden jenes Kreiſes, in welchem die Geburts: 
gemeinde des verpflegten Kranken liegt. Iſt aber derſelbe 
aus der Geburtsgemeinde förmlich entlaffen, und in eine 
andere Gemeinde förmlich aufgenommen worden, ſo tritt 
die letztere, d. i. feine Jurisdictionsgemeinde ſtatt der Ge 
burtsgemeinde in die Zahlungspflicht ein. 

Sollte endlich keine der zu a, b, e, bezeichneten Gemein- 
den entdeckt werden können, ſo werden 

d) die Heilungs- und Verpflegskoſten den Gemeinden jenes 
Kreiſes zur Laſt fallen; zu welchem die Gemeinde gehört, 
in welcher der mittelloſe Kranke ſich zuletzt aufgehalten hat. 

Uebrigens bleiben die obigen Vorſchriften, beſonders auch 
die §. 4, 5, 6 und 10 des gedruckten Kreisſchreibens vom 13. Okt. 
1815, 3. 38134, in ihrer vollen Kraft und Wirkſamkeit. 

i inſicht der Hereinbringung der Heilungs⸗ 
Krankenanſtalten für die behandelten 
benehmen. 


armen Inländer 
G. 22. März 1831, 3. 10163 (P. G. S. XIII. 108). 


Nach dem Kreisſchreiben vom 18. Okt. 1825, 3. 60731, 
ſollen die ausſtändigen Heil- und Verpfle en des hieſigen 
allgemeinen Krankenhauſes auf der Grun der nach dem 
Steuergulden zu verfaſſenden Subrepartition von den Kreisge⸗ 
meinden berichtiget werden. Nach dieſem Grundſatze wurde von 
den Kreisämtern die Einbringung der von der Verwaltung des 
allgemeinen Krankenhauſes vierteljährig ausgewieſenen Heil- und 
Verpflegsrückſtände ſummariſch eingeleitet, und eben fo von den 
Kreiskaſſen an das Kameralzahlamt zur Ausfolgung an die Kran- 
kenhaus Verwaltung abgeführt. 

34 
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Nachdem aber dieſer Fürgang zur Beirrung Anlaß gegeben, 
hat man beſchloſſen, damit die auf die Kreisgemeinden entfallen- 
den, halbjährig ausgewieſenen, rückſtändigen Heil- und Verpflegs⸗ 
koſten für die Hinkunft nicht mehr auf den ganzen Kreis, ſondern 
nach dem bleibenden Dividenten mit einem Kreuzer M. M. vom 
Steuergulden der unterthänigen Kontribuenten nach Steuerbe— 
zirken, welche in einer beſtimmten und unabänderlichen Reihen— 
folge zur Deckung der rückſtändigen Verpflegskoſten nach der 
hiezu erforderlichen Anzahl der Steuergulden jedesmal werden 
gewählt und den Kreisämtern bekannt gemacht werden, veıtheilt 
werden, welche ſodann die Kreisämter nach dem Kreisſchreiben 
vom 18. Okt. 1825, 3. 60731, unter die namhaft gemachten 
Steuerbezirke, und dieſe unter die einzelnen unterthänigen Ge— 
meindekontribuenten zu repartiren, die kreisämtlichen Repartitions— 
Ausweiſe !) den Kreiskaſſen zur Vorſchreibung der Beträge nach 
den einzelnen Steuerbezirken mitzutheilen, und darüber ſtrenge 
zu wachen haben werden, daß die ausgeſchriebenen Verpflegs— 
koſten längſtens nach Verlauf eines Monats durch die Steuer— 
bezirks⸗Obrigkeiten eingehoben und an die Kreiskaſſen abgeführt 
werden. Nach dieſer neuen Verfahrungsart werden die vom 1. Nov. 
v. J. aufgelaufenen Heil- und Verpflegskoſten-Rückſtände im 
nächſten halben Jahre zu repartiren und einzubringen ſein. 

Sollten aber bei den Kreisämtern die Verpflegskoſten für 
die verfloſſene Zeit noch nicht repartiret worden fein, fo haben die 
ſelben ſolche gleichzeitig genau und nach den einzelnen Rückſtands— 
Ausweiſen mit der Angabe der Zeit und ſonderten Schul⸗ 
digkeitsſumme anher nachzuweiſen, da den neuen Re— 
partitionsabſchnitt die unbillige Bela reisgemeinden 
nicht eintrete, und hiedurch jeder Vermengung der vorhergegan— 
genen mit den nachfolgenden Verpflegskoſten⸗Schuldigkeitsbeiträ⸗ 
gen vorgebeugt werde. 


G. 31. Aug. 1831, 894. 

Beamte, 10 die Kurkoſten nicht erlegen können, ſind 
ſtets in die Verpflegung nach der dritten Klaſſe aufzunehmen; 
und das Krankenhaus hat die Kaſſe, wo er ſeinen Gehalt be— 
zieht, um den Abzug anzugehen. 


1) Dieſe Ausweiſe find ganzjährig zu verfaſſen (G. 8. Febr. 1839, 3.5538, 
Gen. 141). 
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Kreisamt, 
P. 22. März 1782 (Pill. S. Nr. V. S. 24). 


Den Kreisämtern iſt wie der Landesſtelle ſelbſt die gehörige 
Parition zu leiſten. 

Damit Niemand unter dem Vorwande, daß dieſer oder jener 
Fall einen Judicialgegenſtand ausmache, ſich den Freisämtlichen 
Anordnungen entziehe und widerſetze, ſo ſetzten Se. Majeſtät zur 
unabweichlichen Richtſchnur feſt, daß ohne Ausnahme der Perfo- 
nen und der Sachen jeder kreisaͤmtlichen Verfügung, wenn fie 
auch die Gränzen der kreisämtlichen Activität überſchreiten ſollte, 
jedesmal die unverzügliche genaue Folge zu leiſten iſt. 

C. 15. Sänner 178% (Löwenwolde I. 402). 

Die Kreisämter ſollen darauf beforgt fein, daß nach der 
höchſten Weiſung vom 11. Dez. 1783 die Brunnen in den Ort⸗ 
ſchaften beſſer verwahrt, die Judenhäuſer mit Ablaufsgräben 
verſehen, der Unrath oder Viehmiſt auf die Felder oder einen 
hierzu angewieſenen Ort gebracht, die Gäſſen wöchentlich gekehrt, 
das Vieh in Häuſern und Ställen unter 6 kr. Strafe vom Stück 
aufbewahrt, Privete mit Senkgruben errichtet, und dem naͤcht— 
lichen Schwaͤrmen dadurch Schranken geſetzt werde, daß im 
Sommer nach 11 und im Winter nach 10 Uhr die Wirths, 
Kaffeh⸗ und Schankhäuſer in den Landftädten geſperrt, und die 
nachſichtigen Wirthe mit 1 fl. vom Kopf geſtraft würden. 

G. 22. Jänner 1788 (Löwenwolde J. 430). 

Der Kreisä directe Correſpondenz mit den ungariſchen 
Comitaten iſt reishauptleuten mit den Vicegeſpänen 
derſelben un pflegen, und nur in dem Falle, daß die 
Sache nicht a rt ausgemacht werden könnte, ſich an die 
Landesſtelle zu wenden. 

H. 17. April 1800, 3. 846; G. 2. Mai 1800, 5. 13106. 5 

Se. Majeſtät haben zu entſchließen befunden, daß den k. 
Kreisämtern zur Finalerledigung, ohne einen beſondern Bericht 
an die Landesſtelle erſtatten zu dürfen, folgende Gegenſtände zu⸗ 
gewieſen werden und zwar: 

a) Die Inſtallirung der Pfarrer und Local-Capläne regiae 
und fundi religionis collationis. 

b) Die Beftätigung der gewählten Ausſchußmaͤnner und Re⸗ 
präfentanten der Städte. 

e) Die Ertheilung der Erlaubniß an größere Städte zu 
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einer Auslage von 100 fl., und an kleinere Städte zu einer Aus⸗ 
lage von 50 fl. 

d) Die Ueberſiedlungs-Bewilligungen der Unterthanen im 
Lande, ſo wie in die deutſchen und böhmiſchen Erbländer nach 
gepflogenem Einvernehmen mit dem Werbbezirks-Commando. 

e) Die Bewilligung der Bau-Reparationen, wenn ſie 
dringend ſind, bis auf 100 fl. gegen nachfolgende Einbringung 
der Baurechnungen. 

1) Die Beſtätigung der Wahlen bei den nicht organiſirten 
Magiſtraten oder ſogenannten Gemeindegerichten, wenn dieſes 
Recht nicht der Grundobrigkeit oder Schutzherrſchaft zuſteht. 

g) Die Ertheilung der Erlaubniß zu Baulichkeiten in Städ— 
ten, wenn ſie nicht 100 fl. überſteigen und aus dem Vermögen 
der Stadt beſtritten werden können, jedoch nach vorläufiger Be— 
richtigung der Bauüberſchläge. 

h) Die Beſetzung der Kreiskanzelliſten und des mindern 
Perſonals, jedoch gegen dem, daß das Kreisamt die Anzeige für 
jeden Fall an die Landesſtelle zu machen habe. 

i) Die Errichtung der Kirchhöfe nach Einvernehmung des 
Kreisarztes mit Beobachtung der dießfalls beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten ). 

k) Die Beſtimmung der Geldſtrafen auf die Uebertretung 
der Generalien, wenn dieſe in den Generalien nicht feſtgeſetzt 
find, gegen vierteljährige anher vorzulegende Ausweiſe. 

Den untergeordneten regulirten mn hat das k. Kreis- 
amt die Befugniß einzuräumen: 

1. Ihr Perſonale bis ausſchlüſſig der äre ſelbſt und 
ohne weitere Beſtätigung der Landesſtelle zu e nen. 

2. Die geſtifteten Pfründportionen ſelbſt zu erſetzen. 

3. Die Paſſirung der ſtädtiſchen Auslagen bis auf 50 fl. bei 
den größern, und bei den kleinern Staͤdten bis auf 25 fl. zu er— 
theilen. 

Anmerkung. Der Amtsunterricht der Kreisämter iſt vom 

1787, G. 3. 4383. — Der Nachtrag ebenfalls. 
8 18. Jan. 18195 G. 29. Jänner 1819, 3. 4617 (P. G. S. I. 13). 

Der Bothenlohn in Galizien wird auf die urſprüngliche Aus- 
maß in Conventions-⸗Münze zurückgeführt. 


1) Siehe das Schlagwort: Leichen (G. 15. Juli 1824, 3. 22582). 
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G. 15. April 1828, 3. 21592 (Gen. 530). 

Kanzleimaterialien⸗Verrechnung bei den Kreisaͤmtern und 
Kreiskaſſen. 

G. 1. Juli 1828, 3. 37957 (Gen. 914). 

Wie der kreisamtliche Regiſtraturs Inder zu verfaſſen fei, 
und auf welche Art die Ausmerzung der alten Akten zu geſchehen 
habe. 

G. 23. Aug. 1828, 3. 59677 (Gen. 1131). 

Die Kreisämter haben jede, durch fie ſelbſt vorzunehmende 
Anſtellung oder Vorrückung dem Landestaxamte mittelſt eines alle 
zur Taxbemeſſung nöthigen Daten enthaltenden Verzeichniſſes zur 
Vorſchreibung der vorſchriftmäßigen Taxen anzuzeigen. 

G. 26. Nov. 1828, Z. 81290 (Gen. 1450). 

Wie der Verbrauch des Kanzleimaterials bei den Kreisämtern 
und Kreiskaſſen zu vermindern iſt; und welche Sorten gar nicht — 
welche nur in ſehr geringem Maße zu verwenden ſind? 

G. 20. Hornung 1829, 3. 2855 (G. 250). 

Kreisregiſtranten dürfen nicht zu auswärtigen N 
verwendet werden. 

G. 25. Hornung 1829, 3. 3122 (Gen. 278) und 18. Okt. 1836, 3. 55071 

(p. G. S. XVII. 606). 

Wie hinfort die Erhebung und Verrechnung der Kreisamts⸗ 
und Kreiskaſſeverläge zu geſchehen hat. 


G. 27. Hornung 1829, 3. 11420; G. 14. Juli 1829, 3. 40549 (Gen. 286 
und 919). 


Wie die Licitationsprotokolle und Contracte über Kanzlei⸗ 
und Amtserforderniſſe zu verfaſſen, und was überhaupt in dieſer 
Beziehung zu beobachten iſt. 

G. 11. März 1829, 3. 13119 (Gen. 363). 

Sowohl die Kreisämter, als Kreiskaſſen, haben ſtatt der vor— 
herigen vierteljährigen Kanzleiverlagsgelder Rechnungen ganz⸗ 
jährige Rechnungen zu legen. 

G. 27. März 1829, 3. 16784 (Gen. 429). 
Wegen Vereinfachung der Correſpondenz. 
G. 8. Mai 1829, 3. 23712 (Gen. 583). 
Wegen Verkaufs der ausgemerzten Akten. 
G. 22. Mai 1829, 3. 25008 (Gen. 643). 
Die Konti der Kanzlei-Material-Lieferanten und über Buch⸗ 
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binderarbeiten find mit Schluß eines jeden Quartals zu ſammeln, 
und zur buchhalteriſchen Prüfung vorzulegen. 
G. 23. Mai 1829, Z. 28470 (Gen. 651). 

Die Kreisämter haben jede Verwendung eigener Bothen zur 
Bekanntmachung der Licitationen in Militärbauten, Verkäufen 
oder Einkäufen für's Militär u. dgl. zu vermeiden, und ſolche 
Ankündigungen nur gelegenheitlich zu befördern. 

G. 16. Juni 1829, 3. 26788 (Gen. 789). 
Behandlung der unberichtigt gebliebenen Vorſchüſſe. 


G. 10. Juli 1829, 3. 33988 (Gen. 917). 

Weiſung wegen Abhaltung der Licitationen über Kanzlei⸗ 
Materialien. 

G. 14. Juli 1829, 3. 41222 (Gen. 955). 

Die ſyſtemmaͤßigen Kreisbezirksbereiſungen der Kreiskommiſ⸗ 
ſäre ſind abgeſtellt. 

G. 6. Aug. 1829, 3. 39298 (Gen. 1181). 

Kreisbeamte ſollen außer Bothenlohnsbetraͤgen und Stem⸗ 
pelgebühren für kreisaͤmtliche Expeditionen keine andern Geldbeträge 
einnehmen. 

G. 7. Sept. 1829, 3. 49461. Gen. 1369. S. 

Den überzähligen unbeſoldeten Kreiskommiſſären find officioſe 
Geſchäftsreiſen nicht ohne dringende Noth zuzuweiſen, da ihnen 
dafür Diäten gebühren. 

G. 22. Jän. 1833, 3. 73667 (P. G. S. XV. 20). 

Competenz der Kreisämter in Verhandlungen wegen Ver 
ſetzung der Mauthſchranken. 

G. 15. Juli 1834, 3. 39139 (p. G. S. XVI. 36%). 

Wenn Kreisbeamte in Gefällsſachen, und insbeſondere, wenn 
fie, oder auch Gefallsbeamte, zur ſequeſtratoriſchen Beitreibung der 
Verzehrungsſteuer oder anderer Gefaͤllsrückſtaͤnde von Seite des 
Kreisamtes verwendet werden, ſo darf ihnen aus dieſem Anlaſſe 
weder ein Vorſchuß im voraus, oder eine vorſchußweiſe Vergü⸗ 
tung auf bereits verrechnete Reiſe- und Zehrungskoſten bei der 
Kreiskaſſe angewieſen werden, ſondern ihre dießfälligen Reifepar: 
ticularien ſind der Bezirksverwaltung mitzutheilen. 

G. 19. März 1835, Z. 9356 (P. G. S. XVII. 164). 

Wie die gegen die Geiſtlichkeit vorkommenden Klagen bei den 

Kreisämtern zu behandeln find: 5 
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G. 18. Okt. 1836, 3. 55071 (P. G. S. XVIII. 606). 

Die Kreisämter dürfen durchaus keine Verläge oder Vor- und 
Nachſchüſſe zu demſelben Zwecke, zu dem die periodiſchen bereits 
von der Landesſtelle bemeſſenen Verlagsbeträge beſtimmt ſind, 
anweiſen. 

H. 26. Mai 1837, 3. 10362; G. 15. Juni 1837, 3. 35900. 

Dem Kreisamte bleibt es unbenommen, zwei ſeiner berittenen 
Kreisdragoner mit drei unberittenen Amtsboten zu vertauſchen. 

G. 15. Sept. 1837, 3. 52680 (P. G. S. XIX. 636). 

Inſtruktion über die Correſpondenz der auswärtigen Kreis⸗ 
ämter mit dem lemberger Kreisamte wegen Zuſtellung verſchiedener 
Erläffe an die in der Hauptſtadt Lemberg wohnenden Parteien u. ſ. w. 
G. 19. Sept. 1837, 3. 44581 (P. G. S. XIX. 652). 

Inſtruktion über das Verfahren bei Ausſendung der Straf: 
boten, und Verrechnung der dießfälligen Gebühren. 

H. 9. Sept. 1837, 3. 22267; G. 14. Okt. 1837, 3.62461 (P. G. S. XIX. 686). 

Es wird die Provinzial⸗Staatsbuchhaltung in die Kenntniß 
geſetzt, daß Se. Maj., da ſich über die Frage der Koſtenbeſtreitung 
für das örtliche Unterkommen der Kreisämter in Beziehung auf 
Böhmen eine Verſchiedenheit ergeben hat, Sich beſtimmt ges 
funden, im Allgemeinen zu erklaren, daß die Beſtreitung der 
Koſten der Kreisamtsgebäude dem Staatsſchatze obliege, und daß 
daher dort, wo, wie in Böhmen, die Bedeckung in andern We⸗ 
gen aufgebracht wurde, künftighin ebenfalls der Staatsſchatz ein⸗ 
zutreten habe. 

G. 14. Febr. 1838, 3. 6031. Gen. 147. 

Die Abquittirung des Bothenlohnes hat nicht auf den Curren⸗ 
dalbögen, ſondern abgefondert Statt zu finden, und dieſe Quit⸗ 
tungen ſollen ſtets der Rechnung beigeſchloſſen werden. 

G. 27. Dez. 1840, Z. 78226. 

Der 19. Punkt der mit Vdg. vom 19. Sept. 1837, 3. 44581, 
zugekommenen Inſtruktion wegen Verhaͤngung, Abſendung der 
Strafbothen u. ſ. w. wird in Erinnerung gebracht. 

G. 26. Jan. 1841, 3. 71681, und G. 14. April 1841, 3. 20222. 

Verzeichniſſe der an die Landesſtelle und an die Pr. Bud): 
haltung einzuſendenden periodiſchen Eingaben. 

G. 7. Juni 1841, 3. 36142. 
Inſtruktion über die Expedirung Freisämtlicher Erlaͤſſe. 
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Kreisarzt. 
G. 31. Mai 1811, 3. 1387. 

Das Kreisamt hat dem Kreis- und Wundarzte zu bedeuten, 
daß fie in Zukunft alle vorkommenden merkwürdigen und lehr— 
reichen Erſcheinungen an thieriſchen Körpern, in ſo ferne ſie zur 
Ueberſendung geeignet find, als Mißgeburten, Ausartungen thie— 
riſcher Theile u. ſ. w. jedesmal durch das Kreisamt dem Directorate 
des med. chirurgiſchen Studiums am hieſigen Lyceum überſenden 
ſollen. Gen. 559. S. 


H. 7. Jän. 1830, 3. 28219; G. 3. Febr. 1830, 3. 5590 (P. G. S. XII. 40). 

Vermög a. h. Entſchließung Sr. k. k. Majeſtät vom 25. No⸗ 
vember v. J. iſt von nun an bei Ernennung von Kreisärzten und 
Kreiswundaͤrzten jenen Individuen, welche ein Diplom aus der 
Thierarzneikunde beſitzen, caeteris paribus der Vorzug einzu⸗ 
räumen. 

Anmerkung. S. Inſtruktion für die Kreisärzte vom 1. Juli 
1804, 3. 17965. Inſtruktion für die Aerzte und Wundärzte bei 
gerichtlichen Leichenſchauen vom 16. Juni 1815, G. 3. 21256. 
Inſtruktion zur Verfaſſung der en Befundſcheine v. 27. Marz 
1827, ©. 3. 14611. 


Kreisbeamte. 
G. 2. Sept. 1808, 3. 33308, 

Dem Kreisamte werden die beſtehenden Vorſchriften, daß 
Kreisbeamte ſich mit Einhebung der Gelder nicht befaſſen ſollen, 
wiederholt in Erinnerung gebracht. 

H. 26. Juli 18103 G. 17. Aug. 1810, 3. 26745 (Gen. 773. 774. S.). 

Se. Majeſtät haben beſchloſſen, daß die mit h. H. vom 
22. Juni 1803, 3. 10449 erfloſſene Weiſung (deren Bekanntma⸗ 
chung mit der hierortigen Vog. v. 31. Aug. 1804, 3. 35251, er⸗ 
folgt iſt) nur auf den eigentlichen oder pachtweiſen Genuß von 
Gütern, Unterthanen und Dominicalrechten Beziehung habe, ſo— 
mit zu geſtatten geruht, daß Kreisbeamte aller Kategorie Häuſer, 
Gärten, Aecker und Wieſen eigenthümlich oder pachtweiſe auch in 
den Kreiſen, wo ſie angeſtellt ſind, beſitzen können, doch muß 
ihnen jeder Mißbrauch ſolch eines Beſitzes ſtreng unterſagt werden. 
Dieſe a. h. E. wird demnach dem Kreisamte zur Wiſſenſchaft und 
weiteren Amtshandlung mit dem Auftrage bekannt gemacht, mit 
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Sorgfalt darauf zu ſehen, daß die Kreisbeamten nicht etwa die 
Laſten, die einem Beſitze ankleben, von ſich ab und auf andere 
wälzen; und diejenigen, welche ſich dießfalls Unfüge zu Schulden 
kommen laſſen (nach erfolgter Amtshandlung in Abſicht auf die 
Privatgenugthuung derjenigen, die dadurch verkürzt worden wä— 
ren) anher anzuzeigen, damit gegen ſelbe nach den Vorſchriften 
des Geſetzes verfahren werde. 
G. 6. Okt. 1836, 3, 59270 (p. G. S. XVIII. 588). 

Aus Anlaß der dieſer k. k. Landesſtelle mit dem h. H. vom 
25. Auguſt d. J., 3. 22626 bei Gelegenheit der Berichtigung der 
Voranſchläge des galiziſchen Religionsfondes und des Bukowiner 
katholiſchen Dotationsfondes für das Jahr 1837 ertheilten Wei- 
fung, die beſagten Fonde möglichſt zu ſchonen, werden die Herren 
Kreisvorſteher aufgefordert, dafür zu ſorgen, damit die auf Koſten 
des Fonds von den Kreisamtsbeamten vorzunehmenden officioſen 
Reiſen nicht über die Nothwendigkeit ausgedehnt, und derlei 
Amtshandlungen nur ausſchließend den Kreiscommiſſären zuge— 
wieſen werden, da dieſe nur im Falle der Verhinderung derſelben 
und der Dringlichkeit wegen auch dem minderen, ſonſt bei officio⸗ 
fen Reifen zur Diäten: Aufrechnung berechtigten Perſonale zuge: 
theilt werden dürfen, welches jedoch bei Vorlegung der Reife: 
Particularien derſelben genau zu rechtfertigen iſt, weil ſonſt derlei 
Aufrechnungen von hieraus keine Paſſirung ertheilt werden wird. 


Kreiscaſſe-Quittung. 
G. 18. Aug. 1815, 3. 32579. Ged. (Pill. S. Nr. XXXVI. S. 113). 
Da hervorgekommen iſt, daß die beſtehende Vorſchrift ), 
vermöge welcher eine jede Partei, die bei der Kreiscaſſe eine Abfuhr 


zu leiſten hat, ſich vor und nach der Abfuhr bei dem Kreisamte 


zur Vidirung der Quittung zu ſtellen hat, nicht genau befolgt 
werde, wodurch das höchſte Acrarium ſowohl, als die Parteien 
gefährdet werden; fo haben Se. Majeftät verordnet, daß, um 
dieſe Vorſchriften wirkſamer zu machen, auf die Unterlaſſung der— 
ſelben die Strafe der Nullität der geleiſteten Abfuhr geſetzt werde, 
und daher auf jeder Quittung die gedruckte Warnung zu ſtehen 
habe, daß ſie nur gegen die Vidirung des Kreisamtes den Zahler 


1) Gedrucktes Kreisſchreiben v. 11. Okt. 1793, 3. 27581. 
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ſicher ſtelle, in welcher Abſicht dann auch vom 1. Oktober 1815 
die Quittungen mit dieſer Warnung verſehen ſein werden. 
G. 3. März 1818, 3. 4055 (Gen. 167 — 169. ©.) 

Die Vidirung der Kreiskaſſe-Quittungen iſt keineswegs als 
das ausſchließende Geſchäft des Amtsvorſtehers anzuſehen, und 
kann am füglichſten dem Rechnungs⸗Conficienten überlaffen werden. 

Was übrigens die mit der hierortigen Vog. v. 24. Febr. 1815, 
Z. 42433, den Kreishauptleuten perſönlich zur Pflicht gemachte 
Vidirung und Beſtätigung der bei den Kreiscaffen befindlichen 
Rechnungs⸗Documente anbelangt, ſo findet man dieſelben hiemit 
von dieſer Vidirung gänzlich zu entheben. S. 31. Jänner 1828, 
G. Z. 2651. 

H. 8. Okt. 1833, 3 35185 G. 16. Nov. 1833, 3. 67538. 

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, daß eine. gedruckte 
Kreiscaffe - Quittung auf der Rückſeite von einem hiezu nicht com⸗ 
petenten Kreiskanzelliſten vidirt wurde, findet man die Normal- 
vorſchriften vom 27. Sept. 1822, 3. 52190, und vom 2. Sept. 
1823 in Betreff der Vidirung und Einkollationirung aller Gat⸗ 
tungen von Kreiscaſſe-Quittungen, Rechnungsdocumenten und 
Percipientenquittungen, zur genauen Befolgung in Erinnerung 
zu bringen. 

Kreiscommiſſäre. 
G. 13. Jän. 1802, 3. 2536 (Gen. 56 J). 

Die Kreiscommiſſäre ſollen nur in der Kreisſtadt ihren Wohn⸗ 
ſitz nehmen. 

G. 22. März 1805, Z. 10921 (Gen. 389). 

Die Kreiscommiſſäre haben vor jeder Geſchäftsreiſe Ort und 
Dauer ihrer Commiſſion dem Herrn Kreisamtsvorſteher anzuzeigen. 
G. 28. Febr. 1806, 3. 6168 (Gen. 111), 

Das Kreisamt hat jede neue Anſtellung eines Kreiscommiſ⸗ 
ſaͤrs im Kreiſe allgemein kund zu machen. 

H. 1. Okt. 1806; G. 24. Okt. 1806, 3. 43981 (Gen. 1159). 

Den Kreiscommiſſären iſt die Aufrechnung der Diäten (aus 
dem Religionsfonde) für die Reiſen wegen der in loco zu geſche⸗ 
henden Finalregulirung der griech. kath. Pfarreien bewilliget. 
Hfkmrd. 8. Okt. 1807, 3. 32914; G. 30. Okt. 1807, 3.45581 (Gen. 1841). 

Den Kreiscommiſſären iſt nebſt den Fuhrkoſten die normal: 

maͤßigen Diäten aufzurechnen nur in folgenden Fällen geſtattet: 
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1. Bei inſtruktionsmäßiger Bereiſung ihrer Kreiſe. 

2. Bei Reiſen in Privat- und Partei-Angelegenheiten. 

3. Bei officioſen, durch Kriegsumſtaͤnde veranlaßten, wie 
auch andern ungewöhnlichen Reiſen. 

4. Bei ihrer Abordnung zu einem Geſchäfte außer dem Um: 
fange ihrer Kreiſe, und 

5. Bei Reifen, die aus Veranlaſſung durchreiſender h. Hof: 
gäfte unternommen werden muͤſſen. 

H. 27. April 1811, 3. 6014; G. 17. Mai 1811, 3. 20280. 

Daß das Geſchäft der Subarrendirung zur Militärverpflegung 
als ein Officioſum der Kreisämter betrachtet werden müſſe, indem 
es nicht unter die ungewöhnlichen Gefchäfte, für welche die Kreis— 
commiſſäre Taggelder anzuſprechen haben, gerechnet werden könne. 
H. 20. Aug. 1812; G. 11. Sept. 1812, 3. 32916 (Gen. 913). 


* Daß den Kreiscommiffären bei Unterthansprägravationsun⸗ 
terſuchungen keine Diäten bewilliget werden können. 
H. 15. Okt. 1812, 3. 13673; G. 6. Nov. 1812, 3. 89648 (Gen. 1145). 

Daß die Reiſen der Kreiscommiſſäre bei Schulbaulichkeiten 
keineswegs zu Privat- oder Partei-Angelegenheiten, ſondern zu 
den gewöhnlichen Officioſen gehören, wofür außer der Vorſpann 
keine Diäten paſſirt ſind. 

H. 9. Mai 1818, 3. 2952; G. 26. Mai 1818, 3. 27340. 

Se. Maj. haben zu beſchließen geruhet, daß die Vorſteher der 
landesfürſtlichen galiziſchen Criminalgerichte und zugleich k. k. Räthe 
den Rang vor den Kreiscommiffären zu nehmen, die Räthe der 
Criminalgerichte dagegen ſich nach dem Dienſtalter mit denſelben 
zu rangiren haben. 

G. 11. Mai 1821, 3. 23127 (Pp. G. S. — N. B. 71). 

Diätengebühr für die bei Straßenbauten durch Privat.Con⸗ 
currenz einfchreitenden Kreiscommiſſäre. 

G. 27. Sept. 1828, 3. 54615 (P. G. S. N. B. 21%). 

Da aus einer unrichtigen Ausdeutung der Circularverordnung 
vom 9. Dez. 1823, 3. 64442, von den Kreiscommiſſären noch 
immer Diäten bei Verpachtung der Pfarrtemporalien und deren 
Uebergabe an den Pächter aufgerechnet werden, obgleich nach den 
beſtehenden unwiderrufenen älteren Verordnungen vom 12. Febr. 
1789, 3. 3106, 12. Febr. 1792, 3. 11469, 3. Auguſt 1792, 
3. 22525, 5. Febr. 1796, 3.2762, alle in Religions-, Studien, 
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Spitald-, milden Stiftungs- und fonftigen unter der Obſorge der 
Staatsverwaltung ſtehenden Fondsangelegenheiten vorkommenden 
Unterſuchungen, und Amtshandlungen, als ſtricte officios, gegen 
den bloßen Bezug der Fuhrkoſten erklärt worden ſind, ſo wird 
hiemit den k. k. Kreisämtern, zur Verſtaͤndigung der Kreiscommiſ— 
ſäre und deren genauen Ueberwachung, bedeutet, daß alle Ver— 
handlungen wegen Sicherſtellung der fundi instructi nach dem 
Abſterben oder Austritte der Benefiziaten, Erhebung des Erträg— 
niſſes zum Behufe der Verpachtung der Temporalien an den beſt— 
bietend gebliebenen Pächter, fo wie der nicht verpachteten Tem: 
poralien an die aufgeſtellte Adminiſtration, dann die Abnahme 
der Temporalien von den Pächtern und Abrechnung mit ihnen bei 
Aus gang der Pachtzeit, die Uebergabe der Temporalien an den 
neuen Pfarrer, ſo wie die Aufnahme der Pfarr-Inventarien ſtricte 
officiofe durch die Kreiscommiſſäre ausſchlüſſig und ohne Diäten» 
bezug zu bewirkende Amtshandlungen ſind. - 
G. 17. Nov. 1826, 3. 66104 (P. G. S. VIII. 209). 

Für die Einführung der Pfarrer in die Temporalien werden 
den Kreiscommiſſären Reiſe- und Zehrungskoſten bewilligt. 
H. 18. Juli 18355 G. 31. Aug. 1835, 3. 37608 (P. G. S. XVII. 596). 

In Fällen gemeinſchaftlicher Commiſſionen zwiſchen Kreis— 
commiffären und Commiſſären der Cameral-Bezirks-Verwaltun— 
gen, wenn beide oder doch der Kreiscommiſſär als Repräſen— 
tanten ihrer Behörden oder Chefs erſcheinen: haben die Erſteren 
den Rang vor den Letzteren, ohne Rückſicht auf die Klaſſe, in 
welcher die einen oder die anderen ſtehen, zu nehmen. 


Kreisdragoner. 
G. 29. Juli 1784. (Löwenwolde J. 442.) 

Landdragoner ſollen Rüſtungs- und Montirungsſorten bei 
der Jaroslawer Oekonomie⸗Commiſſion beſtellen. 
H. 3. Febr. 1785. (Löwenwolde J. 410.) 

Kreisdragoner, die vorhin beim Militär gedient, müſſen, 
wenn ſie heirathen, von ihren Bräuten noch vor der Copulation 
die gewöhnlichen Penſions-Verzichtreverſe nach dem bei jedem 
Werbbezirks⸗Commando eee Formulare einlegen. 

G. 6. Juni 1797, 3. 14062, 

Dem Kreisamte wird Me bei künftiger Abfaſſung 

der Leibes-Monturen und Pferderüſtungen für den Landesdrago— 


* 
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ner bloß den mit Gub. Vdg. v. 23. Dez. 1786, 3. 32976, erhal- 
tenen buchh. Ausweis zur Richtſchnur zu nehmen, und ſich nach 
der darin ausdrücklich beſtimmten Dauerzeit bei der nächften Ab— 
faſſung auf das Genaueſte zu halten, mithin ohne zu gewärtigen⸗ 
den anderweiten Ausweis die nöthigen neuen Leibes-Monturen 
oder Rüſtungsſtücke zu gehöriger Zeit aus dem Jaroslawer Mon- 
tursdepot gegen Quittung abzufaſſen ), und an die betreffenden 
Landesdragoner jedoch nicht eher zu vertheilen, bis nicht die alten 
Stücke ihre Dauerzeit ganzlich erreicht haben, weil man ſonſt die 
allenfalls den Landdragonern ungebührlich verabfolgten Monturs⸗ 
ſtücke, die aus dem vom Depot alljährlich einzuſchickenden Bekö— 
ſtigungsausweiſe zu erſehen find, unmittelbar dem Herrn Kreid« 
vorſteher zum baren Erſatze nach den beſtehenden Commiſſions⸗ 
preiſen vorſchreiben werde. 

H. 18. Aug. 1802, 3. 30171; G. 10. Sept. 1802, 3. 26284. 

Nach der beſtehenden Vorſchrift ſind die mit dem Gehalte 
jährlicher 100 fl. und 50 fl. auf das Pferd angeſtellten Kreisdra⸗ 
goner nicht penſions⸗, ſondern nur proviſionsfähig; auch wird 
denſelben bei ihrer Dienſtesunfähigkeit nur dann der ganze Gehalt 
beigelaſſen, wenn ſie über 40 Jahre gedient haben. Gen. 842. S. 

(Hierdurch wurde das Directerialdefret v. 2. Dec. 1796, 
3. 5031, und G. 30. Dez. 1796, 3. 34596, wonach die Kreis- 
oder Landesdragoner nicht provifionsfähig waren, aufgehoben.) 
G. 14. Juni 1803, 3. 15512 (Gen. 326). 

Da den zu Landesdragonern überſetzt werdenden, der Real— 
Invalidität ſich nähernden Militär⸗Individuen die Verſorgung, 
falls fie nicht 10 Jahre im Civile dienen, vorbehalten bleibt, fo 
iſt für die Hinkunft von einem ſich verheirathen wollenden Kreis— 
dragoner, gleich andern Invaliden, nebſt dem Verzichtreverſe der 
Braut auch ein glaubwürdiges Zeugniß, daß Erſterer durch die 
Heirath feine Umſtände wirklich verbeſſere, mithin die Braut et— 
was an Vermögen beſitze, oder ſich ſonſt auf eine andere Art 
einen Nebenverdienſt zu erwerben im Stande ſei, abzufordern, 
und vor deſſen Verehelichung anher vorzulegen. 

G. 20. Juni 1838, 3, 40033. Gen. 758 (P. G. S. XX. 310). 

Neue Uniformirung der Kreisdragoner. 


) Ohne ſogleiche baare Bezahlung (G. 19. März 1833, 3. 7872). 


542 Kreisingenieut. 
G. 8. Jan. 1839, 3. 873. Gen. 19. 
Die Kreisdragonerpferde ſollen bezeichnet fein. 


Kreishauptmann. 
C. 8. Auguſt 1783. (Löwenwolbe I. 402.) 
Den Kreishauptleuten gebührt in officiofen Reifen keine Ver⸗ 
gütung. 


Kreishebamme. 
G. 21. Hornung 1826, 3. 8441 (P. G. S. VIII. 40). 


Beſtimmung der Wohnungskompetenz für Kreishebammen 
auf 1 Zimmer, 1 Kammer und 1 Küche. 


Kreisingenieur. 

Inſtruktion dd. 18. Juli 1807, G. Z. 29086. 

Wie bei Verfaſſung der Bauüberſchläge vorzugehen iſt. 
Inſtruktion dd. 15. Nov. 1816, G. Z. 52083. 

Wegen Führung von Empfangs- und Ausgabs - gournalien 
hinſichtlich der Aerarial-Bauführungen in eigener Regie. 
G. 8. Juli 1825, Z. 37610. 

Daß die Kreisingenieure ſich die genaue Kenntniß der Bau— 
gebrechen bei öffentlichen Gebäuden erwerben ſollen. 
G. 7. Dez. 1825, Z. 66321. 

Daß das Bauperſonal für die Ueberſchreitung der Koſten— 

überſchläge verantwortlich iſt. 
G. 31. Mai 1826, 3. 12785. N 

Ueber das Verhältniß des Kreisingenieurs zum Kreisamte. 
G. 10. Sept. 1826, Z. 54498. 

Ueber die Anſprüche der ein Natural-Quartier genießenden 
Staatsbeamten in Bezug auf den Zuſtand der Wohnung. 
G. 17. Juni 1829, 3. 30330 (Gen. 799). 

Die Bewilligung zur Tragung der Campagne-Uniform wird 
auch auf Kreisingenieure ausgedehnt. 
G. 20. Juni 1829, 3. 36167 (Gen. 813). 

Auch haben fie den Rang als jüngſte Kreiscommiſſäre, aber 

die Uniform nur nach der 10. Klaſſe (G. 9. Juli 1837, 3. 37353; 
P. G. S. XIX. 310). 
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G. 23. Nov. 1833, 3. 72317. 

Das k. k. General⸗Militär⸗Commando hat unterm 14. d. M., 
3. 8667 K. anher eröffnet, daß bei dem Umſtande, wo nur in 
Tarnow und Stanislawow Ingenieur-Offiziere erponirt find, ſich 
durch felbe eine Inſpicirung der ärariſchen Bauherſtellungen ſehr 
ſchwer erzwecken laſſe; dennoch aber hierlandes, da derlei Entre— 
priſen größtentheils Juden erſtehen, welche den Prozentennachlaß 
durch ſchlechtes Materiale und durch ſchlechte Arbeit wieder her— 
einzubringen ſuchen, und das Aerar bei Bauten auf mancherlei 
Art zu bevortheilen wiſſen, eine genaue Kontrolle durch ein 
ſachverſtändiges Individuum während des Baues ſelbſt unum- 
gänglich nothwendig ſei, um auf eine ſolide und dauerhafte 
Arbeit rechnen zu können. 

Um nun in dieſem koſtſpieligen Zweige der Verwaltung ſo 
viel möglich das ärariſche Beſte zu berückſichtigen und vor Ber 
vortheilungen zu ſichern, hat das k. k. General⸗Militär-Commando 
um die Veranlaſſung erſucht, damit in den Kreisſtädten, wo kein 
Ingenieur⸗Offizier anweſend iſt, der Kreisingenieur deſſen Stelle 
bei den Herſtellungen an den Militärgebäuden verſehe, 
ohne hierdurch dem Militär-Aerar einen beſonderen Aufwand zu 
verurſachen. 

Indem man dieſem Anſinnen zu entſprechen Anlaß findet, wird 
das Kreisamt angewieſen, dem Kreisingenieur die Uebernahme 
dieſer Inſpicirung in vorkommenden Fällen, und wenn dasſelbe 
von der betreffenden k. k. Militärbehörde darum angegangen 
werden ſollte, aufzutragen. 


x Kreisſtraße. 
G. 8. Juli 1796, 3. 18376. 
Inſtruktion über den Bau von Kreisſtraßen. 
G. 8. Juli 1828, 3. 43011. Gen. 944. ©. 
Bei künftig beabſichtigten Kreisſtraßenherſtellungen iſt ſich 
der freiwilligen und beſtimmten Zuſtimmung der Grundherren und 
Gemeinden zu verſichern. (ſ. G. 18. Sept. 1832, 3. 44524; 


P. G. S. XIV. 306.) 
H. 17. Aug. 1830, 3. 19013; G. 30. Sept. 1830, 3. 55085 (P. G. S. XII. 414). 


Nachträglich zu den Verordnungen H. 15. Dezember 1820, 


3. 37186, und H. 3. Juli 1823, 3. 20542, wonach der a. h. An: 


ordnung gemäß bei der Anlage neuer Straßenzüge jedesmal vor: 
läuſig das Einvernehmen mit der Militärbehörde gepflogen wer: 
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den ſoll, wurde bedeutet: daß zufolge einer aus Anlaß eines 
ſpeziellen Falles unterm 17. Febr. 1827 erfloſſenen a. h. Entſchlie— 
ßung die gedachte Norm ſich auch auf die Anlage landartiger 
Straßen bezieht. (Im Nachhange zu G. 17. Juli 1828, 3. 32679). 


Kuhpocken. 
C. 13. März 1812, 3. 8848. Ged. (Pill. S. Nr. XII. S. 3). 
1. Allgemeine Anordnung. 

Ein jedes in den natürlichen Blattern verſtorbene Indivi— 
duum wird nur von dem Prieſter eingeſegnet, und muß übrigens 
ohne alle Begleitung, ſowohl des Prieſters, als von Seite der 
Verwandten oder Freunde, zur Erde beſtattet werden. 

Dieſe Erdebeſtattung ohne alle Begleitung muß bei allen 
Religionsverwandten Statt finden. Die Ortsobrigkeiten und 
Seelſorger find unter zu verhängender ſtrenger Ahndung für die 
Beobachtung dieſer Anordnung verantwortlich. 


II. Anordnungen für die Hauptſtadt eines jeden 
Landes und einer jeden Provinz, und für jene 
Städte, in welchen der Sitz eines Kreisamtes iſt. 

1. Jedes Familienhaupt, unter deſſen Angehörigen ein Ins 
dividuum von den Blattern ergriffen wird, und ein jeder Arzt 
oder Wundarzt, der zu einem Blatternden gerufen wird, iſt unter 
ſtrenger Ahndung verbunden, die Anzeige hiervon ſogleich an die 
Polizeidirection des Orts, des Diſtricts (in deren Mangel an 
den Magiſtrat) zu machen. 

2. Die Polizeidirection oder der Magiſtrat laßt ohne allen 
Zeitverluſt an das Haus, in welchem das blatternde Individuum 
ſich befindet, eine Tafel, auf welcher ſehr leſerlich geſchrieben 
ſein muß: Hier ſind bei N. N. die Blattern, aufhän⸗ 
gen, damit jedermann von der Gefahr unterrichtet werde, und 
ihr ausweichen könne. 

3. Acht Wochen nach der Kundmachung dieſer Anordnung 
wird ein landesfürſtlicher Beamter mit einem Impfarzte von 
Haus zu Haus, von Wohnung zu Wohnung ſich begeben, um 
jenen Individuen, welche weder geblattert haben, noch vaccinirt 
worden find, die Kuhpocken unentgeldlich zu impfen. Die Fami— 
jienhäupter, welche die Vaccination verweigern, werden ſammt 
den Individuen, die der Impfung bedürfen, zu Protokoll ges 
nommen, und das Verzeichniß derſelben wird von der Landesſtelle 
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zur weitern höchft anbefohlenen Vorlegung höheren Orts einge— 
ſendet werden. 

Zu Impfärzten find hierbei die Kreis-, Stadt- und Bezirks- 
ärzte, wie auch Kreiswundärzte, und wenn dieſe nicht zureichen, 
auch andere Aerzte und Wundärzte zu verwenden. 

4. In jedem Jahre muß dieſe Maßregel (Nr. III.) wieder: 
holt werden. 

5. Acht Wochen nach der Kundmachung dieſer Verordnung 
werden die Aeltern oder Vormünder eines jeden Individuums, 
welches an den natürlichen Blattern ſtarb, oder durch ſelbe ver— 
früppelt wurde, und von welchem die echt überſtandene Vaccina— 
tion nicht nachgewieſen werden kann, mit Namen, Stand und 
Wohnung in der Zeitung bekannt gemacht, als von Vorurtheilen 
geblendete Menſchen, welche ihre Angehörigen lieber in der 
ſchmerzvollen Krankheit der Blattern zu Grunde gehen oder ver— 
krüppeln laſſen, als ſie mittelſt eines ſo leichten als ſichern, von 
Gott und der Staatsverwaltung ihnen angebotenen Mittels der 
Kuhpocken⸗Impfung im Leben erhalten wollen. 


IIl. Anordnung für das Land. 


Außer der allgemeinen Anordnung (I. 1.) wird für das Land 
noch folgendes Feſtgeſetzt. 

Ein jeder Pfarrer oder Pfarrverweſer wird immer nach Ver— 
lauf von drei Monaten, mithin rene Jahre diejenigen, 
welche in den verfloſſenen drei Monaten in ſeiner Pfarrei etwa 

an den Blattern verſtorben ſind, mit Namen und Stand von der 

Kanzel vorleſen, dann in einer Rede die Vortrefflichkeit der Kuh— 
pocken⸗Impfung zeigen, und in ſelber die Pflichten, welche 
Aeltern und Vormündern für die Erhaltung der Ihrigen oblie— 
gen, entwickeln. 


C. 23. Juli 1808, 3. 32115. Ged. (Pill. S. Nr. XXXI. S. 123). 


Nach der gedruckten Vorſchrift vom 28. Jänner 1808, 3. 
12162, $. 14, lit. d, erlangen Ungeblatterte, welche nicht ein 
Gertificat der überſtandenen Kuhpocken-Impfung aufweiſen kön⸗ 
nen, kein Stipendium, auch werden ſie in kein öffentliches, 
unentgeldliches Erziehungs⸗Inſtitut ꝛc. aufgenommen, weßwegen 
dieſe Impf⸗ Certificate von den Impflingen oder ihren Angehö— 
rigen ſorgſam aufzubewahren ſind. f 


546 Kuhpocken. 
H. 22. Juli 1814, G. 20. Aug. 1814, Z. 29622. 

Nach der allgemein beſtehenden Vorſchrift iſt es die Pflicht 
des Arztes, fobald er einen Kranken in natürlichen Blattern be⸗ 
handelt, hievon die Anzeige an den betreffenden Magiſtrat oder 
an das Kreisamt zu machen, damit die Aushängung der War⸗ 
nungstafel ſogleich vorgenommen werde. 

Wenn ſich der Fall ergibt, daß von Seite ſolcher Aeltern 
oder Vormünder, welche das Heilſame der Vaccination ganzlich 
verkennen wollen, die Herbeirufung des Arztes zu Blatterkranken 
vorzüglich in der Abſicht unterlaſſen wird, um den Ausbruch 
derfelben zu verheimlichen, fo iſt, um dieſem verderblichen Uebel 
Schranken zu ſetzen, für jede dergleichen Verheimlichung eine 
Geldſtrafe, jedoch von höchſtens drei Gulden, feſtzuſetzen. 

Sämmtliche Aerzte und Wundärzte find anzuweiſen, daß fie 
die ihnen etwa vorkommenden Fälle der Verheimlichung von 
natürlichen Blattern alſogleich anzeigen. 

Die eintretenden Strafen kommen für den Baccinations- 
Fond zu beeinnahmen, und ſind die Kreiskaſſen von Fall zu Fall 
hienach anzuweiſen. 

9.9. Juli 1886, 3. 181923 G. 1. Nov. 1886, 3. 68280 (P. G. S. XVIII. G26). 


Die k. k. Kreisämter erhalten in der Beilage zur Vertheilung 
eine angemeſſene der Vorſchrift über die Kuhpocken⸗ 
Impfung in den e und zur genauen Handhabung 
derſelben mit dem tze, daß unter Einem den Ordinariaten 
beigefügt wird, damit die nach §. 34 dieſer Vorſchrift von den 
Seelſorgern im März jedes Jahres zu verfaſſenden Aus weiſe nicht 
den Impfärzten, ſondern den k. Kreisaͤmtern zur Betheilung der 
Impfärzte für die ihnen zugetheilten Impfbezirke einzuſenden ſind. 

Die Kreisämter haben daher mit Berückſichtigung dieſer 
Vorſchrift und aller bis nun über die Vaccination erfloſſenen An⸗ 
ordnungen, welche in dieſer Vorſchrift nicht berührt, oder mit 
ſelber nicht aufgehoben find, das Impfgeſchaͤft fernerhin zu be⸗ 
treiben, und den Kreisphyſikus zur gründlichen und genauen 
Leitung desſelben zu verhalten. 


H. 30. Juli 1840, 3. 17742; G. 18. Sept. 1840, 3. 62501. 


Da die in der neueren Zeit gemachten Erfahrungen unfehlbar 
dargethan haben, daß ſelbſt die echt verlaufenen Kuhpocken nicht 
Jedermann lebens länglich vor den Menſchenblattern ſchützen, und 
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bei Erörterung der Frage, auf welche Weife die Anlage zu den 
Blattern durch die Vaccination für die ganze Lebenszeit am ficher- 
ſten getilgt werden könne, die Revaccination als das ſicherſte 
Mittel zum möglichſten Schutze der Geimpften während der 
Blattern⸗Epidemien anerkannt wurde, hat die h. Hofkanzlei die 
Einleitung der Revaccination bei vorkommenden Blattern-Epide⸗ 
mien als eine allgemeine Maßregel anzuordnen befunden. 

Es iſt daher von nun an gleich bei dem Beginne einer 
Blattern⸗Epidemie nicht nur die Nothimpfung aller Ungeimpften 
von Haus zu Haus einzuleiten, ſondern auch die Revaccination 
aller Geimpften damit zu vereinigen, und dafür zu ſorgen, daß 


letztere auch außerdem überall und jederzeit, wenn ſich die Gele: _ 


genheit dazu darbietet, vorgenommen werde. Da die Reſultate 
der Revaccination alljährlich beſonders ausgewieſen werden ſollen, 
haben die einzelnen Impfärzte über die Revaccinirten abgeſondert 
den Ausweis Nr. 1 zu entwerfen, und es hat der Kreisarzt bei 
Zuſammenſtellung des Impfungs-Operates über jedes abgelaufene 
Militärjahr den numeriſch nachzuweiſenden Erfolg der vorgenom— 
menen 2 unter Anführung der einzelnen Ortſchaf— 
ten, in denen, und der Impfärzte, von denen ſie bewirkt wurden, 
in einem dem Impfungs⸗Operate anzuſchließenden ſummariſchen 
Aus weiſe erſichtlich zu machen. 

Da übrigens die Oberflächigkeit und Gleichgültigkeit, mit 
welcher bei der Vornahme der Schughpock pfung, zum ent⸗ 
ſchiedenen Nachtheile des Zweckes und Su derfelben, von 
einzelnen Impfaͤrzten fürgegangen wird, eine dringende Abhülfe 
erfordern, find die Impfaͤrzte zu verhalten: N 

a) beim Abnehmen des Impfſtoffes mit der größten Vorſicht 
zu Werke zu gehen, dieſen nur von vollkommen gefunden Impf⸗ 
lingen, und niemals ſpäter als am ſiebenten oder am Anfange 
des achten Tages nach der vollbrachten Impfung abzunehmen, 
dagegen den Impfſtoff, welcher nicht in zelligen, ſondern in bla⸗ 
ſigen Puſteln enthalten iſt, und daher auf einen angebrachten 
Einſtich ſogleich ausfließt, zur Weiterimpfung gar nicht zu ver⸗ 
wenden. : ; 

b) Die Geimpften, wo es nur immer möglich ift, bis zur 
Beendigung des Verlaufes der Vaccine auf das Sorgfältigſte zu 
beobachten, und in jenen Fällen, wo die eigenthümliche Form 
und der regelmäßige Verlauf der Puſteln oder die Symptome 
der allgemeinen Reaction vermißt werden, oder wo endlich der 

35 * 
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Geimpfte der Reviſion des Impfarztes ganz entzogen bleibt, keine 
Schutzpocken-Impfungszeugniſſe auszuſtellen. 

c) Iſt der Kreisarzt und jeder Bezirksarzt, wo ein ſolcher 
beſteht, zur möglichſten Kontrollirung des Verfahrens der ein: 
zelnen Impfärzte zu verhalten, und zugleich den Dominien und 
Magiſtraten zur beſonderen Pflicht zu machen, daß ſie durch alle 
ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel auf die gehörige Genauigkeit 
und Sorgfalt der Impfärzte bei dem Impfgefchäfte einwirken, 
und namentlich jede in dieſer Beziehung bemerkte Abweichung 
von den beſtehenden Vorſchriften ungeſaͤumt zur Kenntniß des 
k. Kreisamtes bringen. 


Kunſtwerke. 


G. 28. April 1827, 3. 27557 (P. G. S. IX. 210). 

Se. Majeftät haben die Beſtimmungen des Verbothes, au: 
gezeichnete Kunſtwerke in das Ausland zu führen, nunmehr dahin 
zu modificiren geruhet, daß jedermann, welcher ſolche Kunſtwerke 
in das Ausland führen will, verpflichtet ſein ſoll, hiervon der 
Landesſtelle unmittelbar die Anzeige zu made Km der Staats⸗ 
verwaltung das Vorkaufsrecht vorbehalten werde. — Die, in 
dieſer Beziehung anzubringenden Geſuche find an das k. k. Lan⸗ 
des⸗Präſidium zu richten. 


Landesaugenarzt. 
G. 25. Mai 1821, 3. 26511 (P. G. S. N. B. 80). 

1. Hat das k. k. Kreisamt wegen Auffindung eines Lokals 
zur Unterbringung der Augenkranken, wenn demſelben bekannt 
ſein wird, daß der Augenarzt ankommen werde, folglich ſchon 
vorhinein mittelſt des Kreisphyſikus fürzudenken, bei deſſen 
Auswahl durch den Augenarzt dann mit zu wirken, und ſelbſt in 
der Miethe des Lokals wegen Beſtimmung des Zinſes zu inter- 
veniren, dann den Miethkontrakt oder die Erklaͤrung des Mieth- 
gebers hierher einzuſenden, damit über die Anweiſung des Zinſes 
das Weitere verfügt werden konne. 

N nicht immer der Kreisort zum Standpunkt von dem 
Landes augenarzt fürgewählt werden dürfte, fo bleibt es dennoch 
die Pflicht des k. k. Kreisamtes, denſelben in dieſen und in allen 
andern Angelegenheiten eben ſo, als wenn der Standpunkt im 
Kreisorte wäre, zu unterſtützen. 
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2. Eben ſo hat das k. k. Kreisamt mitzuwirken, damit die 
nöthigen Requiſiten und Viktualien, ſo wie das nöthige Kochholz 
nach der vom Landesaugenarzte anzugebenden Quantität ſchleunig 
und in den wohlfeilſten Preiſen von dem Augenarzt beigeſchafft 
werden könne. 

3. Um die Ankunft des Landaugenarztes bekannt zu machen, 
wird den k. k. Kreisämtern von dieſer Landesſtelle, oder von dem 
Landesaugenarzte ſelbſt, der Tag ſeiner Ankunft vorhinein bekannt 
gemacht, werden, wo dann alſogleich die ſämmtlichen Dominien 
aufzufordern ſind, ihre Augenkranken an den feſtzuſetzenden Tag, 
auch, wenn es nothwendig iſt, mit einem Begleiter an den Stand— 
punkt abzuſenden, und ſelbe an das k. k. Kreisamt oder unmittel⸗ 
bar an den Augenarzt anzuweiſen. 

4. Dem Landesaugenarzt gebühren auf ſeiner Reiſe vier 
Vorſpannspferde, oder eine andere den Vorſpannsbetrag nicht 
überſchreitende Fuhr; deſſen dem k. k. Kreisamte zu übergebendes 
Partikulare iſt von demſelben in Abſicht auf die Meilen-Entfernung 
und zugebrachte Zeit zu beſtätigen, und hierher einzuſenden. 

5. Eben fo haben die k. k. Kreisämter und die Kreisphnfici - 
deſſen tabellariſchen Ausweis über die aufgehobenen Augenkranken, 
den Erfolg der Kur und die Dauer ihres Aufenthalts in der 
Anſtalt zu. beftätigen, wobei die k. k. Kreisaͤmter aufmerkſam ge⸗ 
macht werden, daß ſolche von andern Orten angekommene Kranken, 
welche ſich der Hülfe des Augenarztes zwar gleichfalls unterzie⸗ 
hen, aber nicht in der Anſtalt ſelbſt aufgenommen find, mit die— 
ſer Bemerkung in dieſen Ausweis aufgenommen werden 
müſſen, auch dann nur den Anſpruch auf unentgeldliche Arzenei 
haben. 

6. Für gelieferte Arzeneien in dieſe Augenkrankenanſtalt hat 
der Apotheker die Rechnung, belegt mit den Recepten des Augen- 
arztes, oder nach ſeiner Entfernung deſſen Subſtituten, für dieſe 
Kranke, den k. k. Kreisämtern zur Einbeförderung an die an: 
desſtelle zur gehörigen Zeit vorzulegen. 

7. Das öffentliche und Privat-Sanitäts-Perſonale iſt zu 
verhalten, dieſem Landesaugenarzte die ihm nöthigen Auskünfte 
über herrſchende Augenübel, derſelben Urſache, fo wie über ein- 
zelne von ihnen behandelte Kranke zu ertheilen, dem Augenarzt 
nöthigen Falls ſelbſt Beiſtand zu leiften, und Berathungen ab» 
zuhalten, ſo wie beſonders die Kreisphyſiker und die Kreiswund⸗ 
ärzte zu verpflichten ſind, zur ſicheren Erreichung des Zweckes 
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der Anſtalt, fo wie der Herſtellung des Kranken thätig mitzu⸗ 
wirken. Erſteren bleibt es unbenommen, ſich über den Zuſtand 
der Anſtalt und der Kranken ſelbſt von Zeit zu Zeit zu überzeugen, 
um ſodann den Ausweis gewiſſenhaft beſtätigen, auch nöthigen ; 
falls Rede und Antwort geben zu können. 

8. Wenn der Landesaugenarzt wegen einzelner Kranken, 
deren Herſtellung ſich verzögert, zu lange in einem Standpunkte 
ſich aufhalten müßte, fo haben die Kreisphyſiker oder Kreis⸗ 
wundärzte nach Beſtimmung der k. k. Kreisämter dieſelben zu 
übernehmen, und ihrer vollkommenen Heilung zuzuführen. 

G. 15. April 1835, 3. 19258 (P. G. S. XVII. 196). 


Der landesſtändiſche Ausſchuß hat unterm 26. März v. J., 
3. 218, dem Landesaugenarzt aufgetragen, nur für jene Kranke 
auf Koften des Domeſtikalfondes unentgeldlich zu ordiniren, wel: 
che ihre Dürftigkeit durch ein Zeugniß, oder eine Beſtätigung der 
Ortsobrigkeit und des Seelſorgers, glaubwürdig nachweiſen, die 
dießfälligen Armuthsbeſtätigungen aber ſodann mit den Recepten 
dem Apotheker zu übermachen, welcher dafür zu ſorgen haben 
werde, daß auf dem Recepte auch die Beſtätigung der Orts⸗ 
obrigkeit, und zwar zu Lemberg des betreffenden Grundamts, 
über die richtige Abnahme der Arzeneien beigerückt werde, wie 
dieß bei Arzeneifaſſungen in Epidemiefällen verordnet iſt. 


Wovon die Kreisämter zur Verſtändigung der Dominien, 


und der Apotheker in die Kenntniß geſetzt werden. 
G. 20. Mai 1835, 3. 28857 (P. G. S. XVII. 240). 


1. Die Beſtätigung der Armuth durch die Ortsobrigkeit und 
den. Pfarrer in Lemberg und auf dem Lande iſt wohl unerläßlich, 
weil ſonſt nicht beurtheilt werden kann, ob für einen Kranken die 
Arzenei entgeldlich oder unentgeldlich ordinirt werden ſoll. Ein 
jeder Kranke hat ſich von Haus aus mit einer ſolchen Beſtätigung 
zu verſehen, die der Augenarzt von ihm übernimmt, und hier⸗ 
nach die Arzeneien unentgeldlich ordinirt. Mit der letzten Ver⸗ 
ſchreibung iſt alsdann dem betroffenen Apotheker das Armuths— 
zeugniß zum Rechnungsbeleg zuzuſtellen. Bringt ein Augenkranker, 
beſonders aus einer beträchtlichen Entfernung, kein derlei Zeugniß 
mit, ſo kann er wohl nicht füglich auf einen weiten Weg und 
mit Gefahr der Verſchlimmerung feines Zuſtandes hilflos zurück⸗ 
gewieſen werden, ſondern der Augenarzt hat für denſelben die 
Arzeneien einſtweilen gegen nachträgliche Beftätigung feiner Ar⸗ 
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muth zu ordiniren, und dieſes auf dem Recepte zu bemerken. 
Sollten bis zu dem Zeitpunkte, wo der Augenarzt ſein Geſchäft 
in der beſtimmten Station, und ſohin auch mit der Apotheke 
abſchließt, noch ſolche Armuthszeugniſſe nicht nachgetragen, und 
daher zur Vervollſtändigung der Apothekerrechnung abgängig 
fein, fo hat der Augenarzt die betreffenden Patienten mit ihren 
Zuſtändigkeitsraten namentlich zu verzeichnen, und die Conſigna⸗ 
tion demjenigen Kreisamte, in deſſen Bezirk er feinen Stand- 
punkt hatte (und zu welchem ohnehin auch die Apotheke gehören 
wird), mit Einbegleitung und zu dem Ende zu übergeben, damit 
ſich dieſes die abgängigen Zeugniſſe entweder ſelbſt, oder im 
Correſpondenzwege durch die andern Kreisämter verſchaffe, ſolche 
ſodann der Apotheke zum Rechnungsbeleg zuſtelle, und nach 
Umſtänden die etwa auszuſcheidenden Zahlungsfaͤhigen und Pflich— 
tigen, von welchen die Beträge ſeiner Zeit im gewöhnlichen 
Wege einzutreiben kommen, erſichtlich mache. 

Hiedurch werden die Bedenken einer ungebührlichen Bela- 
ſtung des Domeſtikalfondes eben ſo beſeitigt werden, als die 
zweckwidrige Beläſtigung der Patienten, und es wird auch der 
Augenarzt, außer der obigen Conſignation, keine weiteren zeit⸗ 
raubenden Schreibereien dabei haben. 

2. Der Apotheker muß allerdings nach den beſtehenden Vor: 
ſchriften auf dem Recepte den Tag und die Stunde der geſchehenen 
Expedition beftätigen, die richtige Verabfolgung und Faſſung aber 
hat lediglich die im Orte der Apotheke beſtehende Obrigkeit auf 
dem Recepte zu beglaubigen, weil es unzuläſſig iſt, daß ein 
Kranker um dieſe Beſtätigung ſich nach Hauſe an ſeine Obrigkeit 
begebe; dieß gilt auch für die Juden. Dieſe Beſtätigung kann 
von jenem Individuum bei der Ortsobrigkeit eingeholt werden, 
welches mit dem Recepte um die Arzenei in die Apotheke geht. 


Landesfabrikbefugniß. 


Ofkmrd. 18. Mai 1824, 3. 18116; G. 7. Juli 1824, 3. 32696 (P. G. ©. 

VI. 116). 

In beſondern Fällen, wo es das Intereſſe der Induſtrie 
erheiſcht, darf ausnahmsweiſe den Landesfabrikinhabern geſtattet 
werden, auch außer der Hauptſtadt einer oder der andern Pro⸗ 
vinz eine Niederlage zum Verſchleiße ihrer Erzeugniſſe zu eröffnen. 
Die Entſcheidung hierüber ward der Landesſtelle vorbehalten. 
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H. 9. Sept. 1805, 3. 30389; G. 5. Marz 1827, 3. 8623 (p. G. S. IX. 96). 


Die h. Hofkanzlei hat mit Dekret v. 9. Sept. 1805, 3. 30359, 
zur Nachachtung bedeutet, daß nur die mit einem ordentlichen 
Landes fabrikbefugniſſe Betheilten zur Benennung k. k. privilegirte 
Landesfabrik berechtiget ſind, daß jedoch das Wort: privilegirt, 
nicht das geringſte ausſchließende Recht andeute, ſondern nur 
folgende Begünſtigungen in ſich begreife, namlich: 

1. in ihren Fabrifsgebäuden von den Militär-Einquartie- 
rungen befreit zu ſein; 


2. den k. k. Adler auf ihrem Gebäude aufzuhängen, und 


ihre Waare damit zu bezeichnen; 

3. ihre Firma bei dem Wechſelgerichte einzulegen, und in 
Konkurſen bei Fabriksgeſchäften für ihre Forderungen den Bor: 
zug vor den Chirographar-Gläubigern zu genießen; 

4. Lehrlinge ſelbſt aufzudingen und frei zu ſprechen, Werk— 
meiſter aufzuſtellen, und zum Betrieb ihrer Fabrik Geſellen von 
jeder Innung und jeder Gattung Erwerb halten zu dürfen, ſo 
daß z. B. eine Seidenfabrik ihre eigene Tiſchlerei und Schloſſerei 
für ihre Maſchinenſtühle und ihre eigene Faͤrberei haben darf; 

5. für den Verſchleiß ihrer eigenen Fabrikserzeugniſſe dort, 
wo ſie es ihres Vortheils zu ſein befindet, nach vorläufig bei den 
betreffenden Landesſtellen angeſuchter Bewilligung eine Niederlage 
zu eröffnen. 


HPfkmrd. 29. April 1829, 3. 14578; G. 21. Mai 1829, 3. 28906 (b. G. 
S. XI. 150). 
Die h. Hofkammer hat bedeutet: Dem Beſitzer eines Lan— 
desfabrikbefugniſſes ſteht das Recht zu, aus allen, bei ſeinem 
Fabriksunternehmen konkurrirenden Hilfsgewerben Geſellen hal— 


ten, und zum Behuf feines Fabrikbetriebs verwenden zu dürfen. 


Was jedoch die Haltung der Lehrlinge betrifft, ſo kann es 
zwar keinem Anſtande unterliegen, dem Fabriksinhaber zu be: 
willigen, in feinem eigenen Gewerbsfache Lehrlinge aufzuneh— 


men, und ſolche entweder ſelbſt aufzudingen, und frei zu fprechen, . 


oder aber bei der betreffenden Innung aufnehmen und freiſprechen 
zu laſſen; dagegen kann ihm aber aus dem Grunde Recht 
nicht zugeſtanden werden, auch Lehrlinge in den übrigen, bei 
feinem Hauptgewerbe konkurrirenden Hülfsbeſchäftigungen auf: 
zudingen und zu verwenden, weil es ſich nicht erwarten läßt, 
daß ein ſolcher Lehrjunge in allen Zweigen des Gewerbes, für 
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welches er aufgedungen wurde, ſich gehörig auszubilden Gele⸗ 
genheit findet. 


Landes - Gränze. 


C. 23. Nov. 1777 (Löwenwolde I. 535) 

Landes ⸗Gränzen ſollen im Herbſte durch den Kreishaupt⸗ 
mann viſitirt, die Vorſpannsſpeſen darüber vergütet, und die⸗ 
jenigen Dominien, allwo dießſeits ein Adler abgeht, salvo regressu 
wider ihren Beamten, um 12 Species⸗Ducaten geſtraft werden. 
H. 12. Juni 18165 G. 6. Juli 1816, 3. 30402 (Gen. 708). 

Daß, wenn im Friedensſtande ein Soldat einer benachbar- 
ten Macht, ohne Willen feine Fahne zu verlaſſen, die Staats- 
gränze Übertritt, folglich das in Hinſicht der Deſerteure beſte⸗ 
hende Cartell keine Anwendung findet, und im Inlande eine 
ſchwere Polizei-Uebertretung oder ein Verbrechen begeht, eben 
fo, wie in ähnlichen Fällen ein Fremder, überhaupt der politiſchen 
Behörde oder dem Cximinalgerichte im Inlande zu übergeben, 
und da wie ein Inländer zu behandeln iſt. 

G. 11. Febr. 1817, 3. 3491 (Gen. 157). 

Da alle Fremde, welche nach dem hierländigen Geſetze ein 
Verbrechen begehen, nach dem $. 31 des Strafgeſetzbuches nach 
dieſem Geſetze zu behandeln ſind, und in Gemäßheit einer a. h. 
Entſchließung Sr. Majeſtät die Anwendung dieſes Paragraphes 
auf fremde Militärperſonen außer Zweifel geſetzt iſt; ſo wird dem 


Kreisamte aufgetragen, von nun an alle fremde Militärs, die 


einzeln oder in Rotten das hierländige Gebiet betreten und ein 
Verbrechen begeben, im Ergreifungsfalle ohne weitere Anfrage 
an das nächſte Strafgericht abzuliefern. 

G. 17. April 1821, 3. 18172 (P. G. S. N. B. 64). 

Man findet den Kreisämtern wegen Aufrechthaltung und Sicher⸗ 
ſtellung der dießfälligen Landes⸗Gränze nicht nur die älteren Verfü⸗ 
gungen vom 11. Juni 1773, 3. 3945, 22. Nov. 1777, 3. 4065, 
22. Dez. 1780, 3. 5579, 27. Sept. 1782, 3. 6928, und insbe⸗ 
ſondere vom 1. Juni 1810, 3.16801, in das Gedächtniß zurückzufüh⸗ 
ren, ſondern auch folgende, bereits unterm 28. März 1805 von der 
hohen Hofkanzlei genehmigte Maßregeln bekannt zu machen: 

I. Daß den ſämmtlichen Dominien unter einer unnachſicht⸗ 
lichen Strafe von 20 Dukaten anzubefehlen ſei, den auf ihrem 
Grunde aufgeſtellten k. k. Gränzſäulen fleißig nachzuſehen, und 
wie bald damit etwa eine Veränderung vorgehet, das iſt: wenn 
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irgend davon das Gränzzeichen ſich verlieret, oder eine Gränz⸗ 
ſäule umgeworfen würde, ſogleich längſtens binnen drei Tagen 
die Anzeige an das k. k. Kreisamt zu erſtatten, im letzteren Falle 
aber das k. k. Gränzzeichen einſtweilen abzunehmen, und bis zur 
Ankunft der kreisämtlichen Kommiſſion bei ſich aufzubewahren, 
eine gleiche Anzeige aber auch bei dem Umſtande zu machen, wenn 
an der jenſeitigen Gränze irgend etwas dergleichen ſich ereignen, 
oder vorgenommen werden ſollte. 

2. Daß bei Einlangung einer ſolchen Anzeige das k. k. Kreis⸗ 
amt unverzüglich einen Kreiskommiſſär abzuſchicken, und falls 
lediglich das Gränzzeichen verloren gegangen oder herabgefallen 
wäre, das herabgefallene oder ein neues Gränzzeichen auf die 
Gränzfäule befeſtigen zu laſſen habe. 

Wenn jedoch durch was immer für eine Urſache eine Säule 
ſelbſt umgefallen, oder gar verſchleppt worden ſein ſollte, ſich 
ſogleich mit dem nächſten Militär⸗Kordonskommandanten, und 
der jenſeitigen angränzenden Kreis- oder Diſtrikts-Behörde in dad 
Einvernehmen zu ſetzen, über die Tagfahrt zur gemeinſchaftlichen Be- 
ſichtigung übereinzukommen, auch die diesſeitigen betreffenden Orts: 
gerichte zuzuziehen, und alsdann eine neue auf Koſten des Staats— 
ſchatzes anzuſchaffende, und um fie vor Faulung länger zu verwah⸗ 
ren, am unterſten Ende, das in die Erde zu ſtehen kommt, wohl an: 
zubrennende Gränzſäule von Eichenholz auf eben jenem Platz, 
wo die vorige geſtanden iſt, aufzuſtellen, mit dem gehörigen 
Zeichen zu verſehen, und vorzüglich, daß dieſe Säule mit der 
fortlaufenden Nummer bezeichnet werde, Acht zu tragen, endlich 
das dießfalls aufgenommene gemeinſchaftliche Protokoll jedesmal 
anher einzuſenden ſei. Endlich 

3. wurde das k. k. General⸗Militärkommando, um die nö⸗ 
thige Beitretung, und beſonders zur Befehligung der Kordons— 
kommandanten, wo ſie im etwaigen Veränderungsfalle mit einer 
Gränzſäule, ſogleich dem betreffenden Kreisamte die Anzeige 
machen, angegangen. 

Die k. k. Kreisämter haben daher, in Folge der hierortigen 
Weiſung vom 1. Juni 1810, 3. 16801 auch die Kreiskommiſſäre 
und den Kreisingenieur auf dieſen wichtigen Gegenſtand aufmerk⸗ 
ſam zu machen, und anzuweiſen, damit ſie ſolchen bei ihren 
Kommiſſionsreiſen im Auge haben, und jeden entdeckten Fall zur 
Kenntniß des k. k. Kreisamtes bringen, welches dann die oben 
vorgezeichneten Maßregeln anzuwenden haben wird. 
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Landesſtelle. 


H. 8. Juli 1808; G. 5. Aug. 1808, 3. 3389 (Gen. 1078). 

Die politiſche Landesſtelle repräſentirt den Landesfürften. 
H. 20. Juni 1820, 3. 15476; G. 24. Juni 1820, 3. 29064. 

Bei Feierlichkeiten repräſentirt der Gubernialpräfident mit 
der Landesſtelle, in Kreiſen der Kreisvorſteher mit dem Kreisamte 
den Landesfürſten; ihnen ſchließen ſich die anderen Stellen und 
das Militär an. 

Anmerkung. S. Amts⸗Manipulations⸗Voriftſchr ohne 
Datum vom Jahre 1786. — S. Bureau -⸗Inſtruktion (Präſ. 3. 
705 aus 1803). — A. h. Cabinetsbefehl v. 30. Dez. 1806; 
H. v. 4. Febr. 1807, 3. 1634. — Wirkungskreis v. 11. Jän 
ner 1810, Hofz. 907; G. 3. 7582, 1810. — Erweiterung die⸗ 
ſes Wirkungskreiſes v. 27. März 1829, G. 3. 16784 und Hfkmrd. 
15. Mai 1832, 3. 2546. — Die neue Zoll- und Staatsmo⸗ 
nopolsordnung §. 336, 3. 4, 88. 352 und 354. 


Landgüter⸗Abſchätzung. 

G. 15. Juli 1796, 3. 19277. 

Man hat dem Kreisamte bereits unterm J. Mai 1795, 
3. 10332, die Weiſung gegeben, wie die Geiſtlichkeit zu belehren 
ſei, damit dieſelbe bei der gerichtlichen Abſchätzung der Land⸗ 
güter diejenigen Rechte, in deren Genuſſe fie ſich wirklich befin- 
det, obſchon ſolche etwa nicht intabulirt ſind, möglichſt ſicher 
ſtelle; um aber hierinfalls den gewünſchten Endzweck zu errei⸗ 
chen, ſo iſt es allerdings nothwendig, daß die Geiſtlichkeit, 
von der vorzunehmenden Schätzung ſichere Wiſſenſchaft erhalte. 
Da alſo unter Einem an die k. Appellation das hierortige Anſu⸗ 
chen gemacht wird, ſaͤmmtlichen Gränzkaͤmmerern verordnen zu 
laſſen, damit ſelbe jede vorzunehmende Schätzung mit Beſtim⸗ 
mung des Tages der anliegenden Geiſtlichkeit, wie auch dem 
Kreisamte anzeigen, ſo hofft man, daß die k. Appellation dieß 
Anſinnen nicht abſchlagen werde; daher wird dem k. Kreisamte 
mit Bezug auf die Anfangs erwähnte Verordnung vom 1. Mai 
1785 aufgetragen, bei jedesmaliger Anzeige des Gränzkaͤmmerers 
nach Möglichkeit dahin zu ſehen, damit entweder der Pfarrer 
ſelbſt dabei erſcheine, oder falls er vom Orte der Schätzung zu 
weit entfernt, und ſolche in oder unweit der Kreisſtadt vorzu⸗ 
nehmen wäre, feine Behelfe (als: die bei der Inſtallation über⸗ 
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nommenen Inventarien, Zeugniſſe der Gemeinde über den wirk⸗ 
lichen Genuß, Beſtätigung des Guteigenthümers ſelbſt ꝛc.) an 
das Kreisamt, wenn aber auch dieſes zu weit entfernt, und die 
Zuziehung eines Commiſſärs mit Koſten verbunden wäre, ſolche 
unmittelbar an die Schätzungs⸗Commiſſion einſenden könne. 


Landſtände. 
P. 13. April 1817. Ged. (Pill. S. Nr. XVIII. S. 28). 


§. 1. Wir beſtimmen für Unſere Königreiche Galizien und 
Lodomerien vier Staͤnde, nämlich: jenen der Geiſtlichkeit, den 
Herren- und den Ritterſtand, und die königlichen Städte. 

. 2. Der Stand der Geiſtlichkeit enthält die galiziſchen 
Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Aebte der Stifte, dann jene infulirten 
Aebte, denen Wir auf ihr beſonderes Anſuchen ſtändiſche Vor⸗ 
rechte zugeſtehen werden, und die dermalen beſtehenden Dom— 
capitel. 

Der Herrenſtand begreift die mit dem Incolate verſehe— 
nen Fürſten, Grafen und Freiherren. 

Zum Ritterſtande gehören alle eingebornen Edelleute, 
welche ſich über ihre adelige Abkunft nach der in dem Patente 
vom 20. Jänner 1782 erfloſſenen Vorſchrift ausgewieſen, und 


die Immatriculirung innerhalb der damals beſtimmten Friſt er: 


langt haben, dann jene, welchen von Uns oder Unſeren Vorfah— 
ren der Ritterſtand verliehen worden iſt, nicht minder die ritter— 
mäßigen Edelleute Unſeres geſammten Kaiſerſtaates, ſobald ſie 
das Indigenat in dieſen Königreichen, und die Immatriculirung 
in die ſtändiſche General⸗Matrikel erhalten haben ). 


) G. 29. Juli 1817, 3. 32947 (Definition des Indigenats und der Land⸗ 
tagsfähigkeit). 

a) Indigen ſind vermöge h. 2 des P. v. 13. April 1817 alle, zum Herren⸗ 
oder Ritterſtande gehörige, eingeborne galiziſche Edelleute, die ſich 
über ihre adelige Abkunft nach der im P. vom 20. Jänner 1782 er⸗ 
floſſenen Vorſchrift ausgewieſen haben, denn daß dieſe Forderung des 
Ausweiſens nicht bloß auf Jene ſich beſchränkt, welche ihre adeliche Ab⸗ 
kunft nach jener Vorſchrift dargethan haben, ſondern auch auf alle Nach⸗ 
kommen der damals auf ſolche Art ſich ausge wieſenen Perſonen er⸗ 
ſtreckt, iſt dem Kreisamte bereits erinnert worden. 

b) Das Bedingniß der Landtagsfähigkeit hingegen iſt nebſt obiger 
Eigenſchaft der Beſitz eines im Steuerkataſter mit einer urſprünglichen 
Dominicalſteuer von 75 fl. belegten Gutes, in ſo fern nicht das minder⸗ 
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Unter den Städten iſt es vorläufig die Hauptſtadt Lem⸗ 
berg, welche den vierten Stand vorſtellt, bis Wir Uns bewogen 
finden werden, einer größeren Anzahl königlicher zu ſtändi⸗ 
ſche Rechte zuzugeſtehen. 

$ 3. Da bereits mit dem Patente vom 14. März 1787 die 
Bukowina in Abſicht auf die ſtändiſche Verfaſſung mit Galizien 
einverleibt worden iſt, ſo laſſen Wir es bei dieſer Einverleibung 
allergnädigſt bewenden, und ertheilen hierüber folgende nähere 
Beſtimmungen: 

a) Der Biſchof der Bukowina gehört; wie die galiziſchen 
Biſchöfe, zu dem Stande der Geiſtlichkeit. 

b) Jene Familien, welchen in Folge der $$. 2 und 3 des 
Patents vom 14. März 1787 der Grafen- oder Freiherrnſtand 
verliehen worden iſt, werden dem Herrenſtande, und 

e) jene ehemaligen Bojaren und Maſilen, welche von dem 
Rechte zur Immatriculirung bis nun zu Gebrauch gemacht, wie 
auch jene, denen Wir oder Unſere Vorfahren den Ritterſtand 
verliehen haben, dem Ritterſtande beigezählt. 


jährige Alter oder das Geſchlecht im Wege ſtehen. Wobei jedoch zu be⸗ 
merken iſt: 

1. Die Landtagsfähigkeit faßt nicht Sitz und Stimmfähigfeit auf 
dem Landtage in ſich, ſondern ſolche wird erſt durch die Introducirung 
in die Landtagsverſammlung erlangt, und beſchränkt ſich nur auf die 
Perſon, die introducirt worden iſt, nicht aber auf deren Söhne oder 
ſonſtige Erben. Dieſe Introducirung kann jedoch keinem, der bereits 
die Landtags fahigkeit beſitzt, und öſterr. Unterthan geworden iſt, ver⸗ 
weigert werden. 

2. Mit dieſer durch die Introduction erlangten Sitz- und Stimmfä⸗ 
higkeit ift auch das Vorrecht, ſich in der ſtaͤndiſchen Uniform zu kleiden, 
verbunden. (NB. Der dritte Abſatz der Gub. Vdg. v. 29. Juli 1817 
wurde durch das Miniſterialſchreiben v. 15. Mai 1819, 3. 13018, auf⸗ 
gehoben). 

Der ungariſche Adel allein iſt zur Erlangung des galiziſchen Indige⸗ 
nats nicht zureichend. 

H. 10. Juni 1824, 3. 10749; G. 27. Junit824, G. 3. 36784 
P. G. S. VI. 115). 

Die Anſicht, daß der Verluſt des Adels und des Indigenats zwar 
die Unfähigkeit ſpaͤter erworbene Güter zu beſitzen, nach ſich ziehe, aber 
nicht die Folge habe, daß auch die ſchon vorhin beſeſſenen landtaͤflichen 
Güter veräußert werden müßten, iſt mit H. vom 12. l. M., 3. 14552 
in dem Geiſte der beſtehenden Habilitirungsvorſchriften volltommen 
gegründet befunden worden (G. 28. Juni 1884, 3. 88332). 
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8. 4. Das Recht in den Verſammlungen der Stände Unſerer 
Königreiche Galizien und Lodomerien mit Einſchluß der Buko⸗ 
wina zu erſcheinen, und dabei Sitz und Stimme zu haben, ver: 
leihen Wir 

1. denjenigen Perſonen, welche ein Erzamt dieſer König- 
reiche bekleiden, und unter welchen Wir dem katholiſchen Erz— 
biſchofe des lateiniſchen Ritus in der ihm verliehenen Würde als 
Primas Unſerer Königreiche Galizien und Lodomerien den erſten 
Rang eingeräumt haben. 

2. Den Erzbiſchöfen des griechiſch- und armeniſch⸗ katholi⸗ 
ſchen Ritus, den Biſchöfen, Aebten der Stifte, dann jenen 
infulirten Aebten, denen Wir dieſes Vorrecht auf ihr beſonderes 
Anſuchen zugeſtehen werden, und den Deputirten der dermalen be- 
ſtehenden Domcapitel, deren das Lemberger Domcapitel zwei, 
und die übrigen jedes einen an den Landtag abzuordnen befugt 
find; jedoch erklaren Wir hiermit, daß ſowohl dieſe Domherren, 
welche als Deputirte der Capitel gewählt werden, als die übri⸗ 
gen geiſtlichen Dignitarien, welche keine Biſchöfe und Erzbi⸗ 
ſchöfe ſind, ſich über die ihnen zuſtehende Pfründe, über ihre ge— 
ſchehene Inſtallirung in dieſelbe, und über das erlangte Indige⸗ 
nat bei dem ſtändiſchen Präfes auszuweiſen haben, um in der 
ſtändiſchen Verſammlung zugelaſſen zu werden 9. 

3. Jene großjährigen Perſonen männlichen Geſchlechts, die 
nebſt dem Indigenate des Herren- oder Ritterſtandes, den erb- 
eigenthümlichen Beſitz eines oder mehrerer landtaflichen Güter 
erweiſen. 

i 4. Die Deputirten der Hauptſtadt Lemberg. 

Dieſes Recht kann übrigens nur von denjenigen, welchen 
es verliehen iſt, perfönlich ausgeuͤbt werden. 

$. 5. Der Geſchäftskreis der Stände umfaßt alle Gegen⸗ 
fände, welche das Wohl dieſer Königreiche, der Stände ſelbſt 
oder eines einzelnen Standes betreffen, in ſo fern darüber die 
Landesſtelle Aufflärungen von ihnen verlangt, oder die Stände 


2) Laut Hofkanzleidekretes vom 15. Mai d. J., 3. 12118 haben Seine 
Majeftät mit a. Entſchließung vom 8. Mai d. J. aus beſonderer Huld 
für die Geiſtlichkeit im Königreiche Galizien die Perſonen des geiſtlichen 
Standes, welche zur Activität auf den Landtagen oder im ſtändiſchen 

Ausſchuſſe berufen find, von der Bedingung des Ritterſtandes und des 

Indigenats allergnaͤdigſt loszuzaͤhlen geruhet (G. 7. Juli 1885, 3. 35958). 
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aus eigenem Antriebe ſich bewogen finden, zum öffentlichen Wohle 
gereichende Anträge oder Vorſtellungen an die Landesſtelle, oder 
mittelſt derſelben an Uns gelangen zu laſſen, insbeſondere aber 
die Verwaltung des ſtändiſchen Domeſticalfondes; die Verleihung 
des Indigenats, die Anſtellung der ſtändiſchen Beamten, die Vor⸗ 
ſchläge zu den für dieſe Königreiche vorbehaltenen, und mit be⸗ 
ſonderen Verordnungen bezeichneten Stiftungsplätzen „und die 
Evidenthaltung der Adels⸗Matrikel. 

$. 6. Die wichtigeren Geſchafte werden in der Landtagsver⸗ 
ſammlung behandelt, für die currenten Geſchäfte wird ein Lan⸗ 
desaus ſchuß errichtet werden. 

$. 7. Der Landesausſchuß wird aus zwei Beiſitzern oder 
Deputirten von jedem der erſten drei Stände, und aus einem 
von der Stadt Lemberg beſtehen ). Er wird ſowohl mit einem 
angemeſſenen Hilfsperſonale, als mit einer erſchöpfenden Inſtruc⸗ 
tion verſehen werden, und von ben bisherigen ftändifchen Ber: 
ordneten das ſtändiſche Archiv nebſt den übrigen Amtspapieren 
übernehmen 2). 

§. 8. Den Vorſitz und die Eeitung der Geſchäfte, ſowohl 
in den ſtändiſchen Verſammlungen, als in dem Landes ausſchuſſe, 
haben Wir dem Präſidenten des Landesguberniums übertragen, 
und für den Fall feiner Verhinderung die nöthige Vorſorge ge⸗ 
troffen. Der Präſes beſtimmt die Ordnung, in welcher die Geſchaͤfte 
auf dem Landtage in die Berathung genommen werden ſollen. 
Ihm ſteht das Recht zu, ſeine Stimme vorauszuſchicken oder 
zuletzt abzugeben. Auch iſt ihm unbenommen, ſelbſt die Stimmen 
zu ſammeln. 

$. 9. In Beziehung auf den im S. 5 bemerkten Geſchäfts⸗ 
kreis der Stände finden Wir noch Folgendes zu erinnern: 


1) Zu ſtändiſchen Verordneten dürfen auch ſchon wirklich im Staats dienſte 
ſtehende Individuen mit Beibehaltung ihrer Stellen in jenen Provin⸗ 
zen gewählt werden, wo die Stände nicht ſelbſt deren Ausſchließung 
hievon unter Weiland Seiner Majeftät Kaiſer Leopold II. anſuchten, 
und dieſer hiernach den landes fürſtlichen Beamten die Bekleidung ſtän⸗ 
diſcher Dienſtespoſten unterſagt hat. Uebrigens habe ſolches nur in ſoweit 
Statt zu finden, als darunter ſowohl der Staatsdienſt, als die gehörige 
Geſchaftsleiſtung bei den Ständen, nicht leidet (A. h. E. v. 4. Febr. 1821; 

vom 4. Juni 1821, 3. 29095, P. G. S. N. B. 82). 

2) Beitimmungen über die Genüffe der Deputirten, des Sekretärs und 

des Archivars (8. Mai 1817, Pill. S. XXVI. S. 48). 
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1. Deputationen an Unſer Hoflager dürfen nur nach vorlaͤu⸗ 
ſig von Uns erhaltener Genehmigung abgeſandt werden. 

2. Das Recht der Beſteuerung ſelbſt wollen Wir Uns ſeinem 
ganzen Umfange nach vorbehalten wiſſen. Jedoch werden Wir die 
beſchloſſene Ausſchreibung der mit der Grundſteuer im Zuſam— 
menhange ſtehenden Anlagen an Geld oder Naturalien, den vier 
Ständen jährlich in der Form eigener Poſtulate bekannt machen. 

3. Die Ausſchreibung einer Abgabe oder die Aufforderung 
zu freiwilligen Beiträgen, zu was immer für einem Endzwecke, kann 
von den Ständen nur mit Unſerer Genehmigung veranlaßt werden. 

4. Das Indigenat können die auf dem Landtage verſam ; 

° melten Stände aus eigener Wahl nur an ſolche Perſonen verlei- 
hen, die bereits den Herren- oder Ritterſtand unſeres Kaiferftaa- 
tes beſitzen. 

5. Die Indigenatstaxen haben Wir für den Herrenſtand auf 
zweitauſend, und für den Ritterſtand auf eintauſend Gulden 
Rhn. zu beſtimmen befunden. Die Entrichtung dieſer Taxen hat 
jedesmal in jener Währung zu geſchehen, welche für die Berich- 
tigung der in die Staatsc einfließenden Taxen überhaupt vor⸗ 
geſchrieben ſein wird. Die Nachſicht dieſer Taxen findet nur mit 
Unſerer Genehmigung Statt ). i 

§. 10. Der Landtag wird in der Regel jährlich ein Mal 
gehalten, und der Tag hiezu von Uns beſtimmt werden. Bei 
wichtigen Veranlaſſungen kann auch außer dem gewöhnlichen 
Landtage eine Zuſammenberufung der Stände, jedoch nur mit 
Unſerer Bewilligung Statt haben. — Auf die in Unſerem Namen 
erfolgende Erklärung des Guberniums, daß der Landtag auf⸗ 
gehoben ſei, hat die Verſammlung ſogleich auseinander zu gehen. 

$. 11. Dem ſtändiſchen Körper wird das Lemberger Land⸗ 
recht als Forum privilegiatum zugeſtanden. 

§. 12. Als ein Merkmal Unſerer beſonderen Gnade räumen 
Wir den fig- und ſtimmfähigen Ständen dieſer Königreiche ein, 
ſtändiſche Uniformen nach den Grundfarben des Landeswappens 
zu tragen. 

Anmerkung. G. 19. Sept. 1829, 3. 56401 (Landtags ⸗ 
ordnung). 

) S. H. 4. Mai 1821, 3. 12786; G. 23. Mai 1821, 3. 25868, P. G. 
S. UI. 90; und G. 6. April 1822, 3. 11026, P. G. S. — N. B. 112 
u. 113, 
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Die Inſtruktion für die Landwehr vom Jahre 1813 (Ged. 
Pill. S. Nr. XXVII. S. 113.) handelt: 

im 1. Abſchnitt von dem Zwecke der Landwehr, 

im 2. Abſchnitt von der Eintheilung und Leitung derſelben, 

im 3. Abſchnitt von der Ergänzung der Landwehrmannſchaft, 

im 4. Abſchnitt von dem Abgang der Landwehrmannſchaft, 

im 5. Abſchnitt von der Einrückung, Muſterung und Uebung 
der Landwehrmannſchaft in Friedenszeiten, 

im 6. Abſchnitt von der Montur, Armatur, Rüſtung und 
Feldrequiſiten, 

im 7. Abſchnitt von der Adjuſtirung der Stabs- und Ober: 
Officiere, 

im 8. Abſchnitt von der Gebühr und ſonſtigen Zulagen der 
Stabs- und Ober-Dfficiere, 

im 9. Abſchnitt von der Jurisdiktion über die A) Bandwehtr 
officiere, und B) Mannſchaft in Friedenszeiten, 

im 10. Abſchnitt von dem Verhalten bei dem Zuſammen— 
rücken der Landwehr. 4 

Zum Zwecke des gegenwärtigen Werkes dürfte es genügen, 
bloß das Jurisdiktions-Verhältniß des 9. Abſchnittes lit. B) zwi⸗ 
ſchen Militär- und Civil-Obrigkeit zur Landwehrmannſchaft here 
auszuheben, wie folgt: 

§. 74. Die Landwehrmannſchaft bleibt außer der Koncentri— 
rungszeit ganz ihrer betreffenden Jurisdiktion untergeordnet. 

§. 75. Auch während der Koncentrirungszeit unterſteht der 
Landwehrmann in Bezug ſowohl auf Streitſachen, als auf das 
adelige Richteramt, dem geſetzmäßig beſtimmten Gerichte. Begeht 
der Landwehrmann während der Koncentrirung ein Verbrechen 
ſo läßt ihn das Regiments-Kommando arretiren, und an das durch 
das Geſetz beſtimmte Kriminalgericht abgeben. 

§. 76. Begeht er eine ſchwere Polizei-Uebertretung, fo wird 
er nach dem II. Thl. d. St. G. B. behandelt, und deßhalb vom 
Regiments⸗Kommando an ſeine Jurisdiktion abgeſendet. 

G. 30. Dez. 1830, 3. 86557 (P. G. S. X. 542). 

Dominien werden zur Einſendung vierteljähriger Ausweiſe 
über die, in ihren Territorien befindlichen, beurlaubten Soldaten, 
Landwehrmänner und Invaliden an die betreffenden Werbbezirks— 
Kommanden neuerdings aufgefordert. 

36 


Landwehr. 
H. 6. Dez. 1928, 3. 28209; G. 6. Januar 1829, 3. 89355. 

Im Nachhange der G.⸗Verordnung vom 8. Nov. v. J., 
3. 71969, womit das Hofkanzleidekret vom 25. Sept. v. J., 
wegen Verpflichtung der ausdienenden Kapitulanten zum Ein- 
tritt in die Landwehre bekannt gemacht wurde, wird dem k. 
Kreisamte zur Wiſſenſchaft und Nachachtung, jedoch ohne Ver— 
anlaſſung einer Kundmachung bedeutet: daß im Einvernehmen 
mit dem k. k. Hofkriegsrath feſtgeſetzt worden: daß zur Beur— 
theilung des landwehrpflichtigen Alters bei allen ſeit dem 
Jahre 1824 entlaſſenen Soldaten, das Maximum auf das 
zurückgelegte achtunddreißigſte Lebensjahr proviſoriſch allgemein 
beſtimmt werde, wodurch für dermal dieſe Weiſung der gedruck— 
ten Landwehr⸗Inſtruktion $. 11, daß die ausgedienten Kapitulan⸗ 
ten bis zu einem Alter von 45 Jahren noch landwehrpflichtig 
ſind, modificirt worden. 

H. 15. Jänner 1829, Z. 22457; G. 8. Febr. 1829, 3. 6093 (p. G. S. 
XI. 68). 

Die den Kreisämtern unterm 8. Nov. v. J., 3. 71969, be- 
kannt gemachte Verordnung der Hofkanzlei vom 25. Sept. v. J., 
3. 22457, hinſichtlich der in die Landwehr eintretenden ausge⸗ 
dienten Kapitulanten, enthält die Beſtimmung, daß ſolche ausge— 
diente Kapitulanten bei jenem Werbbezirks-Infanterie-Regimente 
in den Landwehrſtand aufgenommen werden ſollen, in deſſen Be— 
zirke dieſe Leute ihren Aufenthalt wählen. 

Die Hofkanzlei eröffnet nun im Nachhange jener Verordnung 
mit hohem Hofdekrete vom 15. v. M., 3. 784, es ſei die Frage 
vorgekommen, wie jene ausgediente, und zur Landwehr ver— 
pflichtete Leute zu behandeln ſeien, welche in einer Provinz der 
Monarchie den Aufenthalt wählen, wo keine Landwehr beſteht? 
— und darüber habe die Hofkanzlei einverſtändlich mit dem k. k. 
Hofkriegsrath folgenden Grundſatz aufgeſtellt: 

Der aus der Militärdienftleiftung austretende Kapitulant 
gehört jener Obrigkeit zu, welcher er zur Zeit ſeiner Stellung 
zum Militär angehört hat, und derſelbe kann daher nur mit 
Bewilligung dieſer feiner Obrigkeit, feinen künfti— 


gen — ſei es zeitlichen oder ſtabilen Aufenthalt wählen. 


Die Obrigkeit ertheilt ihm nun 
a) entweder eine zeitliche Aufenthaltsbewilligung, ſei es 
aa) in einem militäriſch-konſcribirten, oder 


* 
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bb) in einem der militäriſchen Konſeription nicht unter: 
worfenen Orte; oder 

bp) fie gibt ihm, in fo weit es ihr Wirkungskreis erlaubt, 
die Bewilligung zu einem ſtabilen Aufenthalte in einem frem- 
den Orte. 

Im erſten Falle, nämlich eines in einem fremden Orte ges 
wählten, nur zeitlichen Aufenthaltes, iſt der Mann ohne Un« 
terſchied, ob der fremde Ort in einem militäriſch konſcribirten 
oder nicht konſcribirten Kreiſe oder Provinz liegt — in den 
Landwehrſtand ſeines eigenen Werbbezirks-Regiments aufzu— 
nehmen. 

Im zweiten Falle hingegen, nämlich eines in einem 
fremden Orte gewählten, ſtabilen Aufenthaltes (der eigent— 
lich zur Kathegorie einer förmlichen Ueberſiedlung gehört) iſt zu 
unterſcheiden, 

a) ob der gewählte Ort in einer der militäriſch⸗konſcribirten 
Provinzen, oder 

b) in einer der nicht militärifch-Fonferibirten Provinzen liegt. 

Im erſten Falle iſt der Mann bei jenem Werbbezirks-Re— 
gimente in den Landwehrſtand aufzunehmen, in deſſen Bezirk er 
ſeinen Aufenthalt genommen hat, wo hingegen er, im zweiten 
Falle (da die Bewohner dieſer nicht militäriſch-konſeribirten Pros 
vinzen keiner Landwehrpflicht unterliegen), nicht mehr als land— 
wehrpflichtig zu behandeln iſt. 

Hkg. 16. März 1829, 3.8985 G. 1. Mai 1829, 3. 23246 (P. G. S. XI. 122). 

E.s haben ſich Fälle ergeben, daß in die Landwehr überge— 
tretene ausgediente Kapitulanten von den Verpflichtungen eines 
Unterthans von ihren Obrigkeiten insbeſondere rückſichtlich der 
ſchuldigen Urbarialleiſtungen entbunden zu ſein glauben. 

Um dieſem der allgemeinen Ordnung und Wohlfahrt höchſt 
nachtheiligen Benehmen zu begegnen, findet man im Einver— 
ſtändniſſe mit der k. k. Hofkanzlei anzuordnen, daß den aus der 
Militärdienſtleiſtung in die Landwehr übertretenden ausgedienten 
Kapitulanten jene Belehrung, wie ſie mit dem Reſtripte vom 
20. Sept. 1823 K 2758 für die aus der Militärdienſtleiſtung 
entlaſſen werdenden Soldaten und Parteien vorgeſchrieben wurde, 
ertheilt, und in die Landwehrkarten auch dieſelbe ſchrift— 
liche Klauſel aufgenommen werde, wie ſie mit dem genannten 
Rekſtipte für die Abſchiede vorgezeichnet worden iſt. 

Dieſe Klauſel iſt auch den Landwehrabſchieden beizuſetzen, 

86 * 
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jedoch mit dem Unterſchiede, daß, nachdem Landwehrmaͤnner be— 
reits der Civil⸗Jurisdiktion unterſtehen, der Ausdruck: bei feinem 
nunmehrigen Zurücktritt in die Civil-Verhältniſſe, von 
der Klauſel wegzubleiben habe. 

Das k. k. General⸗Kommando hat hiernach ſämmtlich un- 
terſtehenden Regimentern, Korps und Militärabtheilungen, dann 
den feldkriegskommiſſariatiſchen Beamten die entſprechende Wei⸗ 
fung mit dem Beiſatze zu ertheilen, auf die fortwährende pünkt⸗ 
liche Beobachtung derſelben zu halten. 2 
G. 23. Juni 1829, 3. 362145 H. 25. Mai 1929, 3. 12252 (P. G. S. XI. 184). 

Nach den neuen Rekrutirungsgrundſätzen treten die ausge— 
dienten Kapitulanten der aktiven Armee unmittelbar in die Reihe 
der Landwehrmänner. Sollte ſich der obſchon feltene Fall erge— 
ben, daß irgend eine Stellungsobrigkeit durch dieſe geſetzliche 
Einreihung der ihr angehörigen ausgedienten Kapitulanten mehr 
Individuen zur Landwehr bekäme, als ihr Normal-Kontingent 
beträgt; ſo iſt derſelben dieſes Superplus für die nächſte Land— 
mwehrerganzung gut zu rechnen, jedes andere Dominium aber, 
welches etwa wegen dieſes Plus dermal, um die Landwehr nicht 
überzählig zu machen, weniger als ſeine eigentliche Ergänzungs— 
ſchuldigkeit ſtellen würde, ſtellt dann im gleichen Verhäaͤltniſſe bei 
der nächſten Landwehrergänzung mehr. 

Von dieſer von der vereinigten Hofkanzlei, gemeinſchaftlich 
mit dem Hofkriegsrathe, gefaßten Entſchließung werden die Kreis⸗ 
ämter mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt, alle Ortsobrigkeiten 
und Magiſtrate hiernach zu verſtändigen. 

9.3. Juli 1829, 3.13187; G. 18. Juli 1829, 3. 36747 (P. G. S. XI. 180). 

Die Hofkanzlei hat einverſtändlich mit dem Hofkriegsrathe 
angeordnet: 

1. Daß die neuen, ſeit dem Monate Auguſt 1827, in Bezug 
auf die Exemtionen erlaſſenen Vorſchriften lediglich auf den Ki: 
nien⸗, keineswegs aber auf den Landwehrdienſt angewendet wer⸗ 
den dürfen: 

2. daß für den Land wehrdienſt noch alle Individuen als be— 
freiet zu behandeln find, welche nach dem Konſcriptions-Pa— 
tente vom Jahre 1804 auf die Befreiung vom Militärdienſte An⸗ 
ſpruch haben; 

3. daß, wenn Individuen, welche nach dem Konſcriptions— 
P. vom J. 1804 die Befreiung vom Militärdienſte anſprechen 
können, bei der gegenwärtigen Ergänzung bereits in die Land— 
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wehr eingereiht worden ſein ſollten, ſolchen Individuen wieder 
die Landwehrkarten abgenommen, und ſie durch andere, nach dem 
P. vom Jahre 1804 nicht Befreite in der Landwehr erſetzt werden 
müſſen. 

Von welchen Beſtimmungen die k. k. Kreisaͤmter mit Be: 
ziehung auf die hierortigen Weiſungen vom 30. Okt. 1827, 
3. 87572, vom 26. April d. J., 3. 25194 und vom 2. d. M., 
3. 33440, zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung in die Kennt: 
niß geſetzt werden. 

H. 2. Juli 1829, 3. 15242; G. 22. Juli 1829, 3. 41977 (Pp. G. S. XI, 232). 

Gegen Supplenten nnd Offerten aus der Militärdienftlei: 
ſtung Entlaſſene find nach 14 Jahren zum Eintritt in die Land⸗ 
wehr verpflichtet. 

H. 3. Juli 1829, 3. 15309; G. 22. Juli 1829, 3. 41986 (P. G. S. XI. 234). 

Ausgediente, bereits in die Landwehr aufgenommene Kapi: 
tulanten dürfen als Supplenten in den Liniendienſt eintreten. 


Hkg. 24. Aug. 1829, 3.2653 5 G. 27. Sept. 1829, 3. 55183 (P. G. S. XI. 370). 

Zu Folge a. h. Entſchließung vom 5. Juli d. J. ſind die 
Individuen, welche entweder gleich bei ihrer Widmung zum 
Militär, in Folge der im Jahre 1827 für die militäriſch konſcribir⸗ 
ten Provinzen erlaſſenen Rekrutirungs vorſchriften, einen Vertreter 
ſtellen, oder welche vor beendigter Kapitulation gegen Stel— 
lung eines andern Mannes auf die geſetzliche Dienſtzeit entlaſſen 
werden, nach 14 Jahren, von dem Tage ihrer Widmung oder 
ihrer Aſſentirung zum Militär verpflichtet in die Landwehr ein— 
zutreten, wenn fie inzwiſchen nicht in ſolche Verhältniſſe getreten 
ſind, welche ſie von der Landwehr den beſtehenden Vorſchriften 
gemäß befreien. Da ſolche Individuen nur bedingungsweiſe von 
der Landwehrdienſtleiſtung befreit ſind, ſo ſind dieſelben bei ihrem 
Austritte aus der aktiven Armee nicht mit einem Abſchiede, ſon⸗ 
dern mit einem Entlaſſungs-Certifikat zu! betheilen. In dieſem 
Certifikate iſt den auf dieſe Weiſe austretenden Leuten zu bemer⸗ 
ken, daß ſie durch die Stellung eines Vertreters ſich von der 
Dienſtleiſtung in der aktiven Armee befreit haben, und daß 
ſie nach 14 Jahren, von dem Tage ihrer (hier iſt der Tag, der 
Monat und das Jahr, und letzteres zwar ſowohl mit Ziffern, als 
vollſtändig ausgeſchrieben, anzugeben) erfolgten Widmung oder 
ihrer Affentirung zum Militär, der Landwehrverpflichtung unter: 
liegen, wenn fie in der Zwiſchenzeit nicht in ſolche Verhaͤltniſſe 


566 Landwehr. 


getreten ſind, welche ſie von der Dienſtleiſtung in der Landwehr 
den beſtehenden Vorſchriften gemäß befreien. 

(JB. Die G. Bdg. v. 22. Juli 1829, 3. 41977 iſt mit die⸗ 
ſer identiſch.) 

G. 20. Sänner 1830, 3. 878 (P. G. S. XII. 20). 

Es iſt zur Kenntniß Seiner Majeſtät gekommen, daß die 
Civilbehörden über die nach ausgedienter Kapitulationszeit in das 
Civilleben zurückgetretenen Soldaten zu wenig oder gar keine 
Aufſicht führen, und ſich in Anſehung derſelben nicht nach dem 
Kapitulationspatente vom 4. Mai 1802 benehmen. 

Daher geruhten Allerhöchſtdieſelben mit Handſchreiben vom 
7. Dezember v. J. zu befehlen, daß derlei Leute unter genauer 
Aufſicht gehalten, und daß den Obrigkeiten die in dem Kapitula- 
tionspatente enthaltenen Beſtimmungen in Erinnerung gebracht 
werden. 
Das Kapitulations-P., welches den k. Kreisaͤmtern mit dem 

hierortigen Erlaſſe vom 11. Jänner 1802, 3. 17301, zugekom⸗ 
men iſt, enthält in dieſer Beziehung folgende Beſtimmungen: 
Im F. 1.: Diejenigen, welche nach vollbrachter Dienſtzeit 
zu einem andern Berufe übergehen, ſollen in allen ihren künf— 
tigen Verhältniſſen ſich arbeitsſam, friedfertig und unterwürfig 
gegen ihre bürgerlichen Obrigkeiten betragen, indem alle diejeni— 
ö gen, welche ſich als Geſchaͤftsloſe betreten laſſen, ohne Rückſicht 
| auf ihre bereits vollendete Dienftzeit aufs neue zum Gewehr 
1 würden ausgehoben werden. 
| Im $.3: Es wird den Civilobrigkeiten zur Pflicht gemacht, 
| Rekapitulanten, welche ins Civilleben zurückkehren, zur Antre— 
| tung eines Gewerbes vorzüglichen Vorſchub zu leiſten. 
| Den k. Kreisämtern wird demnach zur Folge h. Hofkanz— 
leidekrets vom 17. v. M., 3. 29070, aufgetragen, den Obrig— 
keiten dieſe Beſtimmungen des Kapitulationspatents in Erinne— 
rung zu bringen, und ſtrenge darüber zu wachen, daß ſie dieſel— 
ben genau befolgen. 
1 G. 2. April 1831, 3. 20470 (P. G. S. XII. 126). 
Die, mit hierortigem Erlaſſe vom 18. Juni 1829, 3.36747, 
El! bekannt gemachte, hohe Hofverordnung vom 3. Juni 1829, 
3.13137, welche in Anſehung der Befreiung von der Landwehr⸗ 
dienſtpflicht den Grundſatz ausſprach, daß ſich hiebei nach den 
Vorſchriſten des Konſcriptions-Patents v. J. 1804 zu benehmen ſei, 
gab zu der Frage Anlaß, ob die dießfalls nachträglich mit Gubernial⸗ 
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Erläſſen vom 15. Juni 1805, 3. 24832, und vom 18. April 
1807, 3. 15770 bekannt gemachten Vorſchriften (welche auch 
Verheirathete zum Militärdienſt verpflichten) auch für die Land⸗ 
wehr geltend ſeien. 

Laut H. vom 24. v. M., 3. 6962, unterliegt die Bejahung 
diefer Frage, da dieſe letzteren zwei Verordnungen in dem be: 
treffenden Punkte eine nachträgliche Erläuterung des Konſcrip— 
tions’: Patentd vom Jahre 1804 find, keinem Bedenken. 

Weiters wurde die zweite Frage aufgeworfen, ob: 

a) den Kreisämtern nicht zu geſtatten ſei, ſolchen landwehr— 
pflichtigen Individuen, für welche vorzügliche häusliche und Fa⸗ 
milien⸗Verhältniſſe eine Enthebung von dem Landwehrdienſte 
fordern, die dießfalls zeitliche Befreiung zu ertheilen, und 

b) ob nicht überhaupt die Verheiratheten oder verwitweten 
Individuen (Letztere jedoch nur, wenn ſie unverſorgte Kinder 
haben) erſt dann zur Landwehr abzuſtellen wären, wenn in den 
drei Abtheilungen, in welche ſelbe nach dem, mit G. vom 
2. Juli 1829, 3. 33440, bekannt gemachten, hohen Hofkanzlei⸗ 
dekrete vom 21. Mai 1829, 3. 11595, gehören, keine anderen 
tauglichen Individuen ſind? 

Hierüber wurde mit dem nämlichen H. vom 24. v. M. be⸗ 
deutet, daß: 

ad a) vor Allem bemerkt werden müſſe, daß, da das P. vom 
Jahre 1804 den Obrigkeiten das Recht zugeſteht, diejenigen ihrer 
Unterthanen, die wegen ökonomiſchen oder Familien-Verhältniſſen 
bei Hauſe nothwendig ſind, zurückzulaſſen, und die minder 
entbehrlichen auszuwählen, dieſe Frage, welche ſich eigentlich 
nur auf die, nach den neuen Normativen vom Jahre 1827, zu dem 
Liniendienſt zu Stellenden beziehe, von ſelbſt wegfalle. 

ad b) Die Hofkanzlei-Verordnung vom 21. Mai 1829, 
3. 11595, welche drei Kathegorien von den damals zur Land- 
wehr zu ſtellenden Individuen aufſtellte, konnte nur für die Das 
mals anbefohlene Ergänzung der Landwehr, in fo weit Exkapi⸗ 
tulanten dazu verpflichtet wurden, gemeint ſein, und ſie ſei bloß 
eine zeitweiſe Beſchränkung der Landwehrpflichtigkeit auf das 
achtunddreißigſte Lebensjahr für die damalige Ergänzung gewe— 
ſen, durch ſelbe aber keineswegs in Bezug auf das Alter, die 
noch aufrecht ſtehende Vorſchrift des $. 11 der Landwehr ⸗Inſtruk⸗ 
tion vom Jahre 1813 (bekannt gemacht mit G. vom 28. Juli 
1813, 8. 1525) aufgehoben worden, welche das landwehrpflich⸗ 
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tige Alter erſt mit dem vollſtreckten fünfundvierzigſten Jahre 
ſchließt; überhaupt müſſe jener Paragraph genau befolgt werden, 
welcher die Kathegorien von Inländern definitiv beſtimmt, die 
an ſich zum Dienſte der Landwehr berufen ſind. In ſo ferne aber 
die Landwehrpflichtigen, laut ausdrücklichen Befehl Sr. Majeſtät, 
in der Stellung nicht nach den neuen Rekrutirungs-Vorſchriften, 
ſondern nach den älteren dießfälligen Geſetzen zu behandeln kom⸗ 
men, und ſie daher nicht wie die Rekrutirungspflichtigen in eigene 
Altersklaſſen untergetheilt ſind, ſo ſtehe den Obrigkeiten noch im⸗ 
mer das Befugniß zu, unter allen jenen landwehrpflichtigen In⸗ 
dividuen, bis zum vollſtreckten fünfundvierzigſten Jahre, auszu— 
ſcheiden, und daher gar nicht zur Landwehrſtellung vorzuführen, 
die ſie ökonomiſcher oder Familienverhältniſſe wegen zu Hauſe 
nothwendig erachten, wobei jedoch der Vortheil der Verordnung 
vom Jahre 1807 genau zu befolgen ſei. 

Hkg. 13. April 1831, 3. 1399, K; G. 12. Mai 1831, 3. 28384 (P. G. S. 

XIII. 188). 

Realinvaliden, welche wieder die Tauglichkeit zum Land: 
wehrdienſt erhalten haben, unterliegen der Landwehrverpflichtung. 
G. 7. Juni 1831, 3. 35010 (P. G. S. XIII. 204). 

In Folge des, über die Behandlung der als Interimal-Ge— 
fangenwächter bei den Kriminalgerichten angeſtellten Landwehr: 
Unteroffiziere und Gemeinen herabgelangten, hofkriegsräthlichen 
Reſcriptes hat das k. k. General Militär-Kommando ſämmtlichen 
Werbbezirks. Kommanden den Auftrag ertheilt, derlei Individuen 
dem Brigade-Superarbitrio zu unterziehen und diejenigen, welche 
als halbinvalid befunden werden aus der Landwehr zu entlaſſen, 
diejenigen aber, welche vollkommen feldkriegsdienſttauglich erkannt 
werden, zu dem erſten Landwehr-Bataillon einzutheilen und da— 
ſelbſt auch gleich im Stande zu behalten. Der k. Hofkriegsrath iſt 
bei dieſer Beſtimmung von der Anſicht ausgegangen, daß einer— 
ſeits auch dieſe Landwehr ⸗Unteroffiziere und Gemeine einrücken 
müſſen, andererſeits es aber den Kriminalgerichten nicht an 
Gelegenheit fehlen könne, die erforderlichen Gefangenwächter ſich 
aus Leuten auszuwählen, welche nicht zum Kriegsdienſte beru— 
fen ſind. 

Nach dieſer Beſtimmung ſind auch die ſtädtiſchen Polizei⸗ 
ſchützen und überhaupt alle jene Individuen zu behandeln, welche 
bei irgend einem Regiment oder Korps gedient haben, und mit 
Beibehalt der Landwehrverpflichtung in interimale oder ſolche 
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kleine Civil-Anſtellungen eingetreten ſind, welche ſie von der 
Landwehrverpflichtung nicht befreien. 

Indem man von dieſer Anordnung unter einem ſämmtliche 
Kriminal- Gerihte und die k. k. vereinte Kameral: Gefällen: 
Verwaltung wegen unweigerlicher Stellung ſolcher Leute zum 
Militär⸗Superarbitrio in die Kenntniß ſetzt, wird ſelbe den Kreis 
ämtern zur Wiſſenſchaft, Darnachachtung und Anweiſung der 
Magiſtrate bekannt gegeben. 

G. 25. Juli 1831, 3. 44231 (p. G. S. XIII. 294). 

1. Die landwehrpflichtigen Individuen, welche in dem Zeit— 
punkte eines ausbrechenden Krieges bereits als Poſtknechte dienen, 
bleiben zwar landwehrpflichtig, jedoch ſollen ſie, wenn ſie für 
das erſte Landwehr Bataillon klaſſiſizirt waren, aus dieſem in das 
zweite Bataillon überſetzt, und ſelbſt bei etwaiger Aufſtellung 
der zweiten Landwehr: Bataillons nicht einberufen werden, fo 
lange dieſelben im Poſtdienſte bleiben. 

2. Wird den Poſtmeiſtern nicht geſtattet, während der Dauer 
eines Krieges eine größere Zahl landwehrpflichtiger Individuen 
zu Poſtknechten aufzunehmen, als die ſie bereits in dem Zeitpunkte 
des ausgebrochenen Krieges im Dienſte hatten. 

3: Werden die Poſtmeiſter verpflichtet, vor dem Austritte 
eines ſolchen landwehrpflichtigen Poſtknechtes aus dem Poſtdienſte 
die betreffende Bezirksobrigkeit unverweilt zu verſtändigen. 

G. 26. Juli 1831, 3. 41051 (p. G. S. XIII. 296). 

Nach den Grundſätzen, mittelſt welchen den Militärpflichti⸗ 
gen die Stellvertretung im Jahre 1827 erlaubt worden iſt, dürfen 
ausgediente Kapitulanten, ungeachtet ſie noch landwehrpflichtig 
ſind, in der Vorausſetzung der Tauglichkeit und des noch nicht 
vollſtreckten ſechsunddreißigſten Lebensjahres, als Vertreter in 
die Linie aufgenommen werden. 

Mit dem, mit hierortigen Erlaſſe vom 22. Juli 1829, 
3. 41986, bekannt gemachten h. H. vom 3. Juli 1829, 3. 15309, 
wurde dieſer Grundſatz noch weiter und dahin ausgedehnt, daß 
derlei Exkapitulanten auch dann noch zur Stellvertretung geeignet 
ſeien, wenn ſie bereits in den Stand der Landwehr aufgenommen 
worden ſind. 

Durch die mit hierortigen Erlaſſe vom 26. Mai d. J., 
3. 30618, bekannt gemachte, vom k. k. General Militär-Kom⸗ 
mando an ſämmtliche Werbbezicks⸗ „Kommanden erlaffene Weiſung 
wurde aber ſelbſt den, in den, gegenwärtig aufgeſtellten erſten 
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Landwehr: Bataillons einverleibten, ausgedienten Kapitulanten 
der Eintritt als Supplenten in den Liniendienſt geſtattet. 

Die Stellvertretung iſt jedoch nur für die Zeit des Friedens 
genehmiget, folglich ſind die erwähnten Bewilligungen durch die 
Vorausſetzung bedingt geworden, daß die Landwehr noch nicht 
ſelbſt in Thätigkeit getreten ſei. 

Dieſem zu Folge fand die vereinigte hohe Hofkanzlei aus 
Anlaß der vorgekommenen Anfrage, ob ein ausgedienter Kapi— 
tulant, welcher jetzt bei dem erſten Landwehr-Bataillon in der 
Dienſtleiſtung ſteht, noch als Stellvertreter angenommen werden 
dürfe, im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe zu er— 
klären, daß ein Landwehrmann von dem Zeitpunkte an, als jenes 
Bataillon (jei es das erſte oder auch das zweite), in welches er 
eingereiht iſt, in Aktivität tritt, nicht mehr als Stellvertreter 
angenommen werden dürfe. 

G. 16. Auguſt 1831, 3. 47828 (P. G. S. XIII. 370). 

In Folge h. H. vom 4. d. M., iſt die h. Hofkanzlei im 
Einvernehmen mit dem h. Hofkriegsrathe in dem Beſchluße über— 
eingekommen, daß für den Zeitpunkt, wo die Landwehr wirk— 
lich aufgeſtellt wird, die Stellungsobrigkeiten paß- und ausweis⸗ 
loſe Individuen, wenn ſie ſonſt nach ihren Verhältniſſen land— 
wehrpflichtig find, auf Rechnung ihres Kontingentes zur Land» 
wehr abſtellen dürfen. i 

Wovon die k. k. Kreisämter mit dem Bemerken in die Kennt— 
niß geſetzt werden, daß nach Eröffnung des k. k. General-Mili— 
tär⸗Kommando vom 6. d. M. den hierländigen 13 Werbbezirks⸗ 
Kommanden hiernach die entſprechenbe Weiſung mit dem Beiſatze 
ertheilt worden ſei, ſowohl bei den in der Ergänzung bereits be— 
griffenen, als auch bei den fpäter ergänzt werdenden erſten Land» 
wehr⸗Bataillons, darnach mit genauer Beobachtung der, bezüg— 
lich der Abſtellung paßloſer Fremden, im Jahre 1829 angeordneten 
Vorſichtsmaßregeln, durch Aufnahme kurzer Protokolle, ſich zu 
benehmen. 

G. 10. Auguſt 1833, 3. 46491 (P. G. S. XV. 218). 

Der $. 11 der Landwehr-Inſtruktion vom Jahre 1813 ber 
zeichnet jene Individuen, welche das fünfundvierzigfte Jahr zu⸗ 
rückgelegt haben, als nicht mehr zur Landwehr geeignet, und 
da die im Jahre 1827 erfloſſenen neuen Rekrutirungsvorſchriften 
auf die Landwehr nicht anzuwenden ſind, ſo ergab ſich der Zwei— 
fel, bis zu welchem Alter ein Individuum landwehrpflichtig bleibe. 
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Dieſe Frage ergab ſich aus der Vermengung der Beſtimmungen, 
über die Pflicht des Eintrittes in die Landwehr, und über die 
geſetzliche Epoche des Austrittes aus derſelben. 

Zur Erzielung genauer Anhaltspuntte bei Beantwortung 
dieſer Fragen wird den Kreisämtern, zur eigenen Richtſchnur und 
Verſtändigung der Stellungsobrigkeiten, Nachſtehendes in Folge 
hohen H. vom 21. v. M., 3. 17393, in Erinnerung gebracht: 

1. Die Pflicht zum Eintritte in die Landwehr beginnt in der 
Regel gemäß §. 11 der Landwehr-Inſtruktion, des dritten Punk: 
tes der neuen Rekrutirungs-Vorſchriften, ſo wie des am 8. No— 
vember 1828, 3. 71969, bekannt gegebenen Hofdekrets vom 
25. Sept. 1828, nach in der Linie ausgedienter Kapitulation. 

Die Fälle, wo der frühere Eintritt in dieſelbe ausnahms— 
weiſe Statt gefunden hat, ſind durch beſondere Vorſchriften vor— 
zuzeichnen. 

2. Die Verpflichtung zum Eintritte in die Landwehr erliſcht 
mit vollendetem achtunddreißigſten Jahre, wie dieß in den dieß⸗ 
falls erfloſſenen Vorſchriften enthalten iſt. 

3. Der geſetzliche Termin des Austritts aus der Landwehr 
tritt, nach der den Kreisaämtern am 3. Juni d. J., 3. 34441, bes 
kannt gegebenen a. h. Weiſung, bei jenen Landwehrmännern, 
welche nach erfüllter Kapitulation in die Landwehr eingereihet 
werden, nach zurückgelegtem vierzigſten Jahre, bei allen denjeni— 
gen hingegen, welche unmittelbar vom Civile zur Landwehr ge⸗ 
ſtellt werden, nach zurückgelegtem fünfundvierzigſten Jahre in der 
Art ein, daß fie bei Erreichung dieſes Alters zu entlaſſen ſind., 
G. 30. Okt. 1833, 3. 66739 (p. G. S. Xv. 291). 

Ein hierländiges Kreisamt hat die Dekrete vom 6. Auguſt 
und 13. Sept. d. J., 3. 47762 und 56053 in der Art unrichtig 
verſtanden, als wenn die Offiziers-Quartiere der hierlandes ſte— 
henden erſten Landwehr-Bataillone nach dem für die tranſenen 
Truppen beſtimmten Maßſtabe mit täglichen 6 und 12 kr. vergü— 
tet werden ſollten. Zur Beſeitigung jedes möglichen Zweifels wird 
den Kreisämtern zur künftigen Richtſchnur bedeutet, man fei mit 
dem General-Kommando übereingekommen, daß die Quartiere 
der Fandwehr⸗Offiziere auch noch fortan, wie bisher, nach ange— 
gemeſſenen Miethzinſen vergütet werden. 

G. 4. Auguſt 1834, 3. 41357 (P. G. S. XVI. 404). 

Laut Eröffnung des k. k. General⸗Militär-Kommando vom 

18. Juni d. J., 3. 1856, 2, hat der k. k. Hofkriegsrath mit 
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Reſkripte vom 22. Mai d. J., 3. 1154, K, die den k. k. Kreis: 
ämtern unterm 12. Mai 1831, 3. 29049 hinausgegebene! Wei⸗ 
fung, wegen Ueberſetzung der in der Landwehr ſtehenden, zur 
Linie tauglichen Individuen in die Linie, und Stellung anderer 
Leute dafür zur Landwehr, in ſo weit zu genehmigen befunden, als 
ſich dieſelbe auf Landwehrmaͤnner bezieht, welche freiwillig in 
die Linie zu übertreten wünſchen. 

Nach dem oben bezogenen Reſkripte darf jedoch dieſe Ueber— 
ſetzung nicht erfolgen, wenn ſie der Landwehrmann nicht ſelbſt 
wünſcht, und es kann hier durchaus kein Zwang angewendet 
werden, weil die Landwehrpflicht nicht ein und dasſelbe mit der 
Verpflichtung zum Liniendienſte, ſondern eine für ſich beſtehende, 
nach eigenen Verhaͤltniſſen beſtimmte und durch befondere Vor: 
ſchriften geregelte Obliegenheit iſt. 

Bei der vorausgeſetzten vollen Angemeſſenheit kann dagegen 
der freiwillige Uebertritt des Landwehrmannes ohne Nachtheil für 
das Militär und das Politikum Statt finden, wenn der Erſatz 
in der Landwehr ſogleich erfolget, und ſolcher kann zu allen Trup- 
penkörpern und Branchen Statt finden, welche durch Rekruten 
ergänzt werden. 

Da ſelbſt zu Supplenten Leute in dem Alter von ſechsund. 
dreißig Jahren angenommen werden dürfen, ſo iſt das Alter für 
den freiwilligen Uebertritt von der Landwehr in die Militärkör— 
per nicht auf das militärpflichtige Alter zu beſchränken, ſondern 
auch bis zum ſiebenunddreißigſten Jahre zu beſtimmen. 

Ferner ſoll ein ſolcher Uebertritt gegen eine Kapitulation von 
ſechs Jahren geſtattet werden. 

Dieſe hofkriegsräthlichen Beſtimmungen werden den k. k. 
Kreisämtern im Nachhange zu dem hierortigen Erlaſſe vom 
12. Mai 1831, 3. 29049, zur Darnachachtung' mit dem Auftrage 
bekannt gemacht, dafür zu ſorgen, damit in den Fällen eines 
ſolchen freiwilligen Uebertrittes der Erſatz für die Landwehr von 
den betreffenden Dominien, für welche auf ſolche Art ein Mann 
bei Ergänzung der Armeekörper erſpart wird, immer ohne An— 
ſtand geleiſtet werde. 

H. 21. März 1835, 3. 6863; G. 29. April 1835, 3. 20631 (p. G. S. 
XVII 21). 

1. Die zur Landwehr vorgeforderten und nach der Vorfor— 
derung flüchtig gewordenen Individuen ſollen ediktaliter mit dem 
Beiſatze vorgeladen werden, daß, wenn ſie den feſtgeſetzten Ter— 
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min fruchtlos verſtreichen laſſen, ſie nach ihrer Habhaftwerdung 
nicht in die Landwehr, ſondern in die Linie auf drei Jahre einge 
reihet werden. 

2. Solche Individuen ſollen nach ihrer Ergreifung, und 
zwar zu jeder Zeit, auch wenn keine Landwehr-Aufſtellung Statt 
hätte, zum Liniendienſt auf drei Jahre abgegeben werden. 

3. Sollte ein ſolches Individuum zu gar keinem Dienſte in 
der Linie tauglich ſein, ſo iſt dasſelbe in die Landwehr mit einer 
Dienſtverlängerung von drei Jahren über die geſetzliche Verpflich— 
tung einzureihen. 

4. Iſt aber der Mann in den Liniendienſt ſeiner Tauglichkeit 
nach eingereihet worden, ſo fängt nach zurückgelegten drei Jah— 
ren ſeine Landwehr-Verpflichtung an, in welche er ſodann auf— 
genommen wird, wenn er nicht etwa ſchon das Normalalter über— 
ſchritten hat. 

5. Jene Individuen, welche vor ihrer Vorforderung zur 
Landwehr ſchon vom Hauſe abweſend waren, und daher der 
Vorforderung nicht Folge leiſten konnten, werden ebenfalls edik— 
taliter citirt, und wenn ſie den Termin fruchtlos verſtreichen 
laſſen, von dieſem Augenblicke zwar nicht, wie die sub 1 Be— 
zeichneten, für die Linie, wohl aber mit einer Verlängerung 
von drei Jahren über die geſetzliche Verpflichtung für die Land— 
wehr gewidmet. - 
H. 25. Juni 1835, 3. 153505 G. 28. Juli 1835, 3. 41433 (p. G. S. 

XVII. 346). 

Den Landwehrmännern iſt für die Zeit, als ſie zum aktiven 
Dienſte berufen ſind, beſonders rückſichtswürdige Fälle ausge— 
nommen, die Heirathsbewilligung einzuſtellen. 

G. 3. Sept. 1835, 3. 52161 (P. G. S. XVII. 616). 

Ueber eine aus Anlaß der, mit a. h. Entſchließung vom 15. Mai 
l. J., mit Ausnahme beſonders rückſichtswürdiger Fälle ange— 
ordneten, und mit Gubernial-Verordnung vom 26. Juli, Z. 41433, 
bekannt gemachten Einſtellung der Heiraths-Bewilligungen für 
die zum aktiven Dienſt berufenen Landwehrmaͤnner vorgekommene 
Anfrage, welcher Behörde die Beurtheilung der beſondern Rück— 
ſichtswürdigkeit eines Falles zuſtehe, in welchem die Heirathsbe— 
willigung von einem aktiven Landwehrmanne angeſucht wird? iſt 
die Hofkanzlei mit dem Beſchluße übereingekommen, folgende 
Beſtimmungen feſtzuſetzen. 
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1. Ueber die vorkommenden Heirathsgeſuche aktiver Land— 
wehrmänner ſind von den betreffenden Werbbezirks-Kommanden, 
im Einvernehmen mit den Kreisämtern, die genaueſten Erhebun— 
gen zu veranlaſſen. 

2. Wenn das Reſultat derſelben beſondere Rückſicht verdient, 
und die Militärbehörde mit der politiſchen Behörde übereinſtimmt, 
hat der betreffende Regiments: Kommandant nach dem ihm zu: 
ſtehenden Befugniſſe die Heirathsbewilligung zu ertheilen. 

3. Bei entgegengeſetzter Anſicht iſt der Erhebungsakt dem 
General-Kommando vorzulegen, welches im Einverſtändniſſe mit 
der Landesſtelle entweder die Heirathsbewilligung zu ertheilen, 
oder wenn dasſelbe dem hierauf gerichteten Antrage der Landes— 
ſtelle nicht beiſtimmen ſollte, die Entſcheidung des k. k. Hofkriegs⸗ 
rathes einzuholen hat. 


Laudemien. 
A. h. E. 3. Nov. 1835; H. 1. Jan. 1896, 3.155; G. 28. Sänner 1836, 

Z. 8032 (Pp. G. S. XVIII. 38). 

Streitigkeiten zwiſchen den Herrſchaften und den Grund— 
holden über das Recht und das Maß des Bezuges von Laude— 
mien ſind in der Regel von den politiſchen Behörden zu entſcheiden. 
Den Gerichten ſteht das Erkenntniß über ſolche Streitigkeiten nur 
dann zu, wenn ſich die Anſprüche oder Einwendungen auf be— 
ſondere privatrechtliche Titel, insbeſondere auf Verträge, oder 
auf ſolche Urkunden gründen, aus welchen Verbindlichkeiten oder 
Befreiungen der jeweiligen Beſitzer einer Realität rückſichtlich 
des Laudemiums abgeleitet, die aber in Beziehung auf ihre 
Echtheit oder Giltigkeit von dem andern Theile beſtritten werden. 


Lebensmittelſatzung. 
C. 25. Sept. 1832, 3. 16584. Ged. (P. G. S. XIV. 316). 

Damit die, einer Satzung unterliegenden, unentbehrlichen 
Lebensbedürfniſſe auch auf dem Lande in den Kreis- und andern 
Städten ſtets im tariffmäßigen Gewichte, Maße und Preiſe ver— 
kauft, und jedesmal in guter Qualität geliefert werden, wird 
für jene Gewerbsleute, welche derlei der Satzung unterliegende 
Lebensmittel in den erwähnten Städten entweder erzeugen oder 
verſchleißen, Folgendes zur Nachachtung verordnet. 

§ . Unter jene Gewerbsleute der bezeichneten Gattung, 
welche das Publikum mit den zum Lebensunterhalte erforderlichen 
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Feilſchaften verſehen, werden nicht bloß Fleiſcher und Baͤcker, 
ſondern überhaupt alle Mehl- und Grieshaͤndler, Schänker ıc. 
verſtanden, deren Erzeugniſſe nach Maß, Gewicht, Preis, oder 
deren Eigenſchaft, einer feſtgeſetzten Satzung unterliegen. 

§. 2. Die Pflichten und Obliegenheiten dieſer Gewerbsleute 
find ſchon durch die Natur der einzelnen Gewerbe und durch die 
beſonderen Gewerbsvorſchriſten beſtimmt und bedingt, insbeſon— 
dere aber haben dieſe Gewerbsleute mit Rückſicht auf die beſte— 
henden Satzungsvorſchriften, 
a) ihre der Satzung unterliegenden Waaren bloß um den 
tariffmäßigen Preis, Maß und Gewicht, 
b) dieſe Waaren in guter Qualität zu erzeugen, und in ſolcher, 
dann dem vorgeſchriebenen zimentirten Maß und Gewicht 
zu verkaufen; 
c) im Falle für ihre Gewerbsprodukte eine Bezeichnung vor« 
geſchrieben iſt, keine unbezeichneten zu erzeugen und zu 
verkaufen; 
d) mit den vom Magiſtrate oder der Ortsobrigkeit nach den 
Lokalverhältniſſen feſtgeſetzten Vorräthen verſehen zu ſein; 
e) die Käufer anſtändig zu behandeln, und ſich keine weder 
wörtlichen, noch weniger thätlichen Beleidigungen derſelben 
zu Schulden kommen zu laſſen, und ſie ohne Unterſchied 
mit der verlangten Waare ſo ſchnell, als möglich, 1 nach 
der Reihe des Erſcheinens abzufertigen. 
§. 3. Die Beſtimmung des jedem Gewerbsmanne 
lichen Vorraths, des Gewichtes oder Maßes, des Preiſes und 
der Qualität der Waare iſt die Sache des betreffenden Magiſtrats 
oder der Ortsobrigkeit, unter Beſtätigung des Kreisamtes; des— 
gleichen beſtimmt der Magiſtrat oder die Ortsobrigkeit die Bäcker⸗ 
zeichen. 

$. 4. Zur Ueberzeugung, ob dieſe Vorſchriften von den Ger 
werbsleuten auch genau befolgt werden, hat jede Ortsobrigkeit 
(oder Magiſtrat): 

1. durch das hiezu beſtimmte Aufſichtsperſonale, die Kramladen, 
Vorrathsbehaͤltniſſe, Schankslokalitäten ꝛc. mehrmal im 
Monate, und nach Umſtänden auch öfters in der Woche, 
und zwar nicht in regelmäßigen, ſondern vielmehr in un— 
vermutheten Zwiſchenräumen genau unterſuchen, hiebei ins— 
beſondere die Brot- und Fleiſchbeſchauer vernehmen, und 
die Qualität der Waare prüfen, begangene Zariff« Ueber 


» 


2) 


— 


* 


und 


von 
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tretungen augenblicklich anzeigen, beanftändete Waaren Fon: 
fisciren, und den Befund ſich vorlegen zu laſſen ); 


. Über eine jede Anzeige einer Tariff-Uebertretung, oder fon: 


ſtigen Vergehens gegen die genannten Vorſchriften, iſt vom 
Magiſtrate oder der Ortsobrigkeit ſogleich, oder in dem 
möglichſt kürzeſten Zeitraume nach der Uebertretung, die 
ſtrengſte Unterſuchung zu pflegen, und hiernach das weitere 
Amt zu handeln; 


. die konfiscirten Waaren find, im Falle ſelbe genußbar find, 


ſtets ſogleich um einen, dem jeweiligen Tariff entſprechen⸗ 
den, mindern Betrag öffentlich zu verſteigern, und das ge— 
löſte Geld iſt ſodann dem Armeninſtitute des Orts zuzu— 
wenden, welchem auch die Geldſtrafen zuzufließen haben; 


dem Aufſichtsperſonale gebührt kein Apprehendenten-Antheil 


von der konfiscirten Waare. 


Die Ortsobrigkeit hat ſelbſt von Zeit zu Zeit unvermuthete 


Reviſionen vorzunehmen, um ſich ſowohl von der genauen 
Vollziehung der Vorſchriften durch die Gewerbsleute, als 
auch von dem genauen und unparteiiſchen Verfahren des Auf— 
ſichtsperſonals, unmittelbar die Ueberzeugung zu verſchaffen. 
$. 5. Einer Tariffs-Uebertretung macht ſich derjenige fchul- 


dig, der gegen eine der ad §. 2 vorkommenden Vorſchriften, ſei 
es aus Unvorſichtigkeit, Nachläffigkeit oder böſem Vorſatz handelt, 


der Straffälligkeit unterliegen nicht nur die Meiſter, Ge— 


werbsinhaber und ſelbſtſtändige Gewerbsleiter, ſondern auch 
Geſellen, Jungen und die Dienſtleute derſelben. 


Die ſelbſtſtändigen Meiſter, Gewerbsinhaber und Gewerbs— 


eiter (Werkführer) werden 


im erſten Uebertretungsfalle mit einer Geldſtrafe 
5 bis 25 fl., oder im Falle der Unvermögenheit mit einem 


Arreſte bis zu 8 Tagen, 


1) a. Die Ortsobrigkeit hat dafür zu ſorgen, damit durch das Aufſichts⸗ 


verfonale jede entdeckte Tariff-⸗Uebertretung derſelben ſogleich angezeigt, 
und bloß jene beanftändeten Waaren konfiscirt werden, welche entweder 
dem Gewichte, oder der Qualität nach als tariffwidrig erkannt werdenz 
hievon ſind die ungenußbaren Waaren ſogleich zu vertilgen, die genuß⸗ 
baren hingegen, welche bloß wegen Uebertretung der Satzung konfiscirt 
werden, öffentlich zu veräußern, und der Ertrag ift dem Orts: Armen 
fonde zuzuwenden. (H. 23. Mai 1833, 3. 11862; G. 2. Juli 1833, 
3. 34986, P. G. S. XV. 188.) 
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imzweiten Uebertretungsfalle mit einer Geldſtrafe 
von 25 fl. bis 50 fl., oder bei deren Unvermögenheit mit einer 
Arreſtſtrafe von laͤngſtens 14 Tagen, die aber nach Umftänden 
mit Faſten zu verſchärfen iſt, beftraft; 

im dritten Uebertretungsfalle endlich tritt der 
Gewerbsverluſt ein, mit Anwendung des $. 226 des Geſetzbuches 
über ſchwere Polizei-Uebertretungen, nach welchem ſich in dieſem 
Falle auch genau zu achten ſein wird. 

Geſellen, Jungen und Dienſtvolk ſind: 

im erſten Uebertretungsfalle mit 10 und 15 Stock⸗ 
oder Ruthenſtreichen, nach dem Unterſchiede des Alters, oder mit 
einem durch Faſten verfchärften Arreſte von 8 Tagen, 

im zweiten Uebertretungsfalle mit 16 bis 25 Stock— 
oder Ruthenſtreichen, oder einem durch Anlegung von Eiſen ver— 
ſchärften Arreſte von 14 Tagen, 

im dritten Falle endlich mit einem einmonatlichen 
ſtrengen Arreſte, welcher beim Ein- und Austritt jedesmal mit 
10 Streichen, oder nach Umftänden im Zuge mit mehrmaligem 
Faſten zu verſchärfen kommt, zu beſtrafen Y. 

§. 6. Das Verfahren in allen dieſen Tariffs-Uebertretungs— 
fällen ſteht den Magiſtraten und Ortsobrigkeiten zu, welche nach 
vorläufiger, immer nach Möglichkeit zu beſchleunigender Erhe⸗ 
bung des Gegenſtandes in erſter Inſtanz zu erkennen haben. 

§. 7. Bei Zurechnung der bereits begangenen Uebertretungen, 
und bei Ausmeſſung der Strafgrade, ſind die eigenen Uebertre⸗ 
tungen der Gewerbsleute von den Uebertretungen ihrer Geſellen 
und Aushilfsleute zu unterſcheiden, für welche Letztere der Ge⸗ 
werbsmann wohl haftet, aber ohne Einrechnung bei Beſtimmung 
des Strafgrades, bloß im Disciplinarwege zu beſtrafen iſt. 

Uebrigens macht es keinen Unterſchied bei Bemeſſung des 


1) p) Die für die Tariffs⸗Uebertreter feſtgeſetzten Geldſtrafen find von 
den verurtheilten Meiſtern und Gewerbsinhabern in Conventions⸗ 
Münze einzuheben, und zwar im erſten Uebertretungsfalle mit 1 bis 5 
Gulden, im zweiten Uebertretungsfalle aber mit 5 bis 10 Gulden zu 
bemeſſen, und ebenfalls dem Orts-Armenfonde zuzuwenden. 

Endlich e) find ſtatt der, für die Geſellen und Gehilfen der Gewerbs⸗ 
leute aus geſprochenen, körperlichen Züchtigungen, Arreſtſtrafen und die 
Verſchärfungen derſelben mit Faſten, Anlegung von Eiſen oder öffent: 
licher Arbeit in Anwendung zu bringen. (9. 11. Mai 1833, 3. 11862. 
G. 2. Juli 1888, 3. 31986; p. G. S. XV. 188.) 
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zweiten Strafgrades, wenn ein Gewerbsmann nach der Bekannt⸗ 
machung des Urtheils über fein erſtes Vergehen ſich einer zweiten 
Satzungs⸗ Uebertretung ſchuldig macht, ohne noch die Strafe für 
die erſtere ausgeſtanden zu haben. 

Endlich iſt bei Bemeſſung der verſchiedenen Strafgrade, nie 
auf den, zwiſchen dieſem und der früheren Beſtrafung, verfloſſenen 
Zeitraum Rückſicht zu nehmen, da die auf Tariffs-Uebertretungen 
geſetzten Strafen keiner Verjährung unterliegen. 

§. 8. Der Rekurs gegen die Erkenntniſſe der erſten Inſtanz 
gehet auf dem Lande an das Kreisamt, und iſt binnen 24 Stunden 
anzukündigen, und binnen weiteren 8 Tagen einzureichen. 

$. 9. Erkenntniſſe der erſten Inſtanzen über Gewerbsverluſt, 

und womit überhaupt der dritte Strafgrad ausgeſprochen wird, 
müſſen vorläufig der Landesſtelle zur Einſicht vorgelegt werden. 
F. 10. Ein Urtheil, gegen welches kein Rekurs ergriffen, 
oder welches nach höherer Einſicht und erfolgter Beſtätigung 
rechtskräftig geworden iſt, iſt vom ede oder der Orts⸗ 
obrigkeit alſogleich zu vollziehen. 


G. 2. Juli 1838, 3. 34986. 


Im Nachhange zu dem hi erortigen Kreisſchreiben vom 
25. Sept. 1832, 3. 16854, erhält das k. Kreisamt die gewöhn⸗ 
liche Anzahl Exemplarien der in Druck gelegten Verordnung, mit 
welcher mehrere nachträgliche Beſtimmungen Y über das Verfahren 
und die Strafen bei Uebertretungen der Lebensmittelſatzungen auf 
dem Lande feſtgeſetzt werden, zur genauen Darnachachtung mit fol⸗ 
genden Bemerkungen: Wie dem Kreisamte bereits mit der hieror— 
tigen Verordnung vom 25. Sept. 1832, 3. 16854, bedeutet wurde, 
bleibt es dem klugen und wohlüberlegten Ermeſſen des Kreisamtes 
überlaſſen, die mitgetheilten Satzungen dortorts einzuführen, wo 
die eintretenden Verhältniſſe und der allgemeine Vortheil dafür 
ſprechen; wo ſich aber das Kreisamt einmal für deren Einfüh— 
rung beſtimmt hat, dort iſt ſich, der Gleichförmigkeit wegen, genau 
an die dießfalls erhaltenen Weiſungen und das mitgetheilte Ned): 
nungsverfahren zu halten. 

Um ferner der zu häufigen Anwendung des, bei Tariff-Ueber⸗ 
tretungen eintretenden, dritten und höchſten Strafgrades, nämlich 
des Gewerbsverluſtes, vorzubeugen, welcher nicht nur den Ge: 


1) Siehe die Randanmerkungen bei der voranſtehenden Verordnung. 
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werbsmann ſelbſt ſehr hart trifft, ſondern auch, beſonders bei einer 
an demſelben Orte geringen Zahl von Gewerbsleuten der gleichen 
Gattung, für das Publikum Verlegenheiten verurſachen könnte, 
wird das Kreisamt aufmerkſam gemacht, daß 

1. der 8. 226 des Strafgeſetzbuches II. Theils ausdrücklich 
vorſchreibt, daß dieſe Strafe — der Gewerbsverluſt — nur bei 
der dritten Uebertretung, welche die Fruchtloſigkeit der vorher- 
gegangenen minderen Strafgrade beweiſt, verhängt werden ſoll; 
— daß daher 

2. der höchſte Strafgrad, welcher auf die zweite Ueber: 
tretung der Satzungsvorſchriften feſtgeſetzt iſt, gegen den be 
treffenden Gewerbsmann bereits verhängt und vollzogen worden 
ſein müſſe, weil ſonſt die Unverbeſſerlichkeit des Gewerbsmannes 
bei vorher eingetretener gelinderer Behandlung, nach der aus— 
drücklichen Beſtimmung des Hofkanzleidekretes vom 20. März 
1828, 3. 6075, nicht vermuthet werden darf, und hiezu mehrere 
Uebertretungsfälle und eine länger dauernde Verhandlung vor- 
ausgeſetzt werden, bei welcher Strafmilderungen eintreten können. 
— Endlich daß Ei: * 

3. die Erkenatniſſe über Gewerbsverluſt vor ihrer Kund⸗ 
machung vorläufig der Landesſtelle zur Einſicht vorgelegt werden 
müſſen, wobei das k. Kreisamt angewieſen wird, die gegen den 
Vollzug dieſer letzten Strafe etwa eintretenden Rückſichten oder 
Anſtände in gehörige Erwägung zu ziehen, und wo wirklich die 
Erſteren in Beziehung auf den Gewerbsmann, oder die Letzteren 
in Beziehung auf die Ortsverhältniſſe eintreten, auf eine andere, 
den Berhältniffen entſprechende Strafe im Milderungswege den 
Antrag zu erſtatten. 


G. 25. Sept. 1837, 3. 55944 (p. G. S. XIX. 664). 


Berichtigung der Grundſätze zur Berechnung des Gebäck⸗ 
ſatzungstariffes. 


Lebensrettung. 
G. 80. März 1827, 3. 19222 (P. G. S. IX. 140). 

Zur Erzielung einer Gleichförmigkeit bei Behandlung der 
vorkommenden Fälle von Lebensrettungen und dafür angeſpro⸗ 
chenen Belohnungen, werden in Folge h. Hofkanzlei-Verordnung 
vom 9. März l. J., folgende Beſtimmungen zur allgemeinen Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Darnachachtung bekannt gemacht: 
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§. 1. Nach dem Patente vom 2. Juli 1769, und nach der 
neuerlich erfloſſenen a. h. Entſchließung vom 7. April 1826, wird 
für die Rettung eines Menſchen aus dem Feuer oder Waſſer eine 
Belohnung von 25 fl. C. M. aus dem Staatsſchatze bewilliget. 

$. 2. Die gleiche Belohnung iſt, gemäß dem eben bezogenen 
Patente vom 1. Juli 1769, auch Jenen zu verabfolgen, welche 
den aus was immer für einer Urſache, der Gefahr des Erſtickens 
preisgegebenen Menſchen ihr Leben erhalten. 

FS. 3. In jedem dieſer Fälle von Lebensrettungen iſt jedoch, 
nach Vorſchrift der Hofkanzlei-Verordnung vom 26. Mai 1787 
und der Hofkammer-Verordnung vom 1. April 1813, zur Erlan⸗ 
gung dieſer Belohnung erforderlich, daß die wirkliche Lebens⸗ 
gefahr nicht nur des Geretteten, ſondern auch des Retters durch 
unzweideutige Beweiſe außer Zweifel geſetzt werde. 

$. 4. Wenn mehrere in offenbarer Lebensgefahr ſchwebende 
Menſchen durch einen oder mehrere Menſchen gerettet worden 
find, fo gebührt, gemäß der hohen Hofkanzlei-Verordnung vom 
25. Jänner 1827, dem Retter oder den Rettern, vorausgeſetzt, 
daß die im §. 3 enthaltenen Bedingniſſe eintreffen, die geſetzliche 
Belohnung ſo vielmal, als in einem oder mehreren Vorgängen 
Menſchen gerettet worden find. | 

$. 5. Beſitzet der Gerettete ein eigenthümliches Vermögen, 
fo iſt er in Gemäßheit der h. Hofkanzlei-Verordnung vom 31. Mai 
1785 verbunden, die Belohnung für ſeine Lebensrettung, welche 
einſtweilen aus dem Kameralfonde vorgeſchoſſen wird, dem 
Staatsſchatze zurück zu erſetzen, und es iſt demnach in jedem 
vorkommenden Falle die Erhebung hierüber einzuleiten, und, wo 
es thunlich iſt, aus dem Vermögen des Geretteten der Rückerſatz 
einzubringen. 

$. 6. Eben fo iſt auch, nach der h. Hofkanzlei-Verordnung 
vom 2. Jänner 1783, wenn Kinder oder Pflegbefohlene aus 
Sorgloſigkeit der Aeltern, Vormünder oder anderer Perſonen, 
denen die Aufſicht über dieſelben aus natürlicher oder übernom— 
mener Pflicht obliegt, in die Gefahr des Lebens gerathen, von 
dieſen Letzteren aus ihrem eigenen Vermögen die geſetzliche Be: 
lohnung für die allenfällige Rettung dieſer Kinder und Pflegbe- 
fohlenen dem Aerar zurück zu vergüten, und es haben hiebei die 
in §. 5 angeordneten Erhebungen einzutreten. Das geſetzliche 
Verfahren wegen Unterlaſſung der ſchuldigen Aufſicht wird jedoch 
dadurch nicht beirrt. 
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$. 7. Wer eine Belohnung für Lebensrettung anſprechen 
will, muß dieſelbe nach dem Patente vom 9. Sept. 1780, läng⸗ 
ſtens binnen 4 Wochen, vom Tage der vollbrachten Rettung an 
gerechnet, bei der politiſchen Obrigkeit nachſuchen. Nach Verlauf 
dieſer Fallfriſt iſt der Anſpruch auf die geſetzliche Belohnung er: 
loſchen. 
A. h. E. 18. Sept. 1828; H. 12. Okt. 1828; Hofgeſetzſamml. 


In Anſehung der in den k. k. Mititärdienften ſtehenden In⸗ 
länder, welche mit eigener Lebensgefahr einem Ausländer in 
fremden Staaten das Leben retten, ſollen jene Anordnungen, 
die in den Staaten Sr. Majeſtät wegen Belohnung der Rettung 
eines Menſchen aus der Lebensgefahr beſtehen, in dem Falle an— 
gewendet werden, wenn nicht in dem betreffenden Staate auch 
ein Rettungs-Douceur eingeführt iſt, oder der Retter von dem 
Geretteten oder feiner Obrigkeit keine beſondere Belohnung erhält. 

Dieſe a. h. Willensmeinung wird der Landesſtelle zur Wif- 
ſenſchaft und Darnachachtung mit dem Beiſatze eröffnet: daß der 
k. k. Hofkriegsrath an alle unterſtehende Behörden das Erforder— 
liche erlaſſen habe. 


H. 11. Juni 1833, 3. 13685; G. 12. Juli 1833, 3. 37605 (P. G. S. XV. 191). 


Se. k. k. Majeſtät haben mit a. h. E. vom 31. Mai d. J. aller⸗ 
gnädigſt zu verordnen geruhet, daß es von den, in den $$.5 
und 6 des Kreisſchreibens vom 30. März 1827, in Betreff der 
Lebensrettungs-Taglien enthaltenen Beſtimmungen, wegen des 
Rückerſatzes dieſer Taglien an das Aerar abzukommen, und daß 
hinſichtlich der im §. 6 bezeichneten Falle, wegen Unterlaſſung 
der ſchuldigen Auſſicht auf Kinder und Pflegbefohlene, lediglich 
das allgemeine geſetzliche Verfahren einzutreten habe. 


Lehramtsaſſiſtent. 

St. H. C. 11. Juni 1829, G. 24. Juni 1829, 3. 37618 (P. G. S. XI. 188). 

Bei Gelegenheit eines ſpeciellen Falles haben Se. Majeftät 
mit a. h. E. vom 26. v. M. zu befehlen geruhet, daß den ange— 
ſtellten Aſſiſtenten künftighin keine Reiſebewilligungen mehr zu 
ertheilen ſeien, weil die Aſſiſtentenſtellen mit Staatsſtipendien 
auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren nur zu dem Ende kreirt 
wurden, damit die Zöglinge in dem Lehrzweige, welchem ſie 
zugewieſen wurden, ſich vollkommen ausbilden; was nicht er— 
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reicht werden kann, wenn die Aſſiſtenten auf längere Zeit von 
dem Profeſſor und Lehrfache entfernt werden. 
H. 12. April 1833, 3.984; G. 9. Mai 1883, 3. 26970 (P. G. S. XV. 142.) 
Se. k. k. Majeflät haben mit a. h. E. vom 7. Hornung d. J. 
zu befehlen geruhet, daß an allen öffentlichen Lehranſtalten nur 
ledige Individuen eine Adjunkten⸗ oder Aſſiſtentenſtelle von nun 
an erhalten können, und daß ein Adjunkt oder Aſſiſtent, welcher 
ſich verehelicht, von feinem Poſten zu entfernen ſei, mit alleini— 
ger Ausnahme eines ſolchen, der etwa mit Dekret und andauernd, 
nicht auf einige Jahre, eine Anſtellung erhalten fol, oder 8 
erhielt. 


Lehrperſonale. 
A. h. E. 2. April 1822; St. H. C. 13. April 1822, 3.2373; G. 31. Mai 
1822; 3. 24269 (P. G. IV. 198). \ 

Das mit dem Religionsunterrichte beauftragte Lehrperſonal 
wird in Rückſicht dieſes Unterrichts auf allen Lehranſtalten dem 
biſchöflichen Ordinariat untergeordnet. (NB. Daher auch die 
Privatlehrer rückſichtlich der Beurtheilung ihrer Fähigkeit, laut 
St. H. C. 27. Mai 1826, 3. 2511; G. 28. Juni 1826, 3. 36232.) 
St. H. C. 28. Juni 1823, 3. 4402; G. 24. Juli 1828, 3. 39494 (P. G. 

S. N. B. 158), 

Daß die mit Guberinal-Dekret an Hauptſchulen angeſtellten 
oder doch von der Landesſtelle ernannten Hauptſchul⸗Lehrgehüͤlfen 
allerdings penſionsfähig find, in fo ferne es das Lehrperſonale 
an den Hauptſchulen überhaupt iſt; daher die Dienſtjahre eines 
Hauptſchulgehülfen bei Bemeſſung der Penſion eingerechnet wer— 
den dürfen. Hingegen können die Dienſtjahre eines Gehülſen an 
Trivialſchulen bei Penſionirung nicht gerechnet werden, da dieſe 
Wohlthat nach der, denſelben unterm 23. März 1820, 3. 12836, 
bekannt gegebenen a. h. Entſchließung Sr. Majeſtät vom 9. Hor⸗ 
nung 1820, nur den eigentlichen Triviallehrern zuerkannt wurde. 
A. h. E. 15. Febr. 1823; St. H. C. 3. März 1823, Z. 15965 G. 1. April 

1823, 3. 14797 (P. G. S. v. 47). 

Feierlichkeiten für die Direktoren, Profeſſoren und Lehrer 
von Seite der Schüler durch Ehrenbezeigungen und Auszeichnun⸗ 
gen mittelſt Muſiken, gemahlten oder in Kupfer geſtochenen Por: 
traits u. dgl. dürfen nicht geſtattet werden, 


— 
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St. H. C. 5. Dez. 1826, 3. 4412; G. 17. Febr. 1827, 3. 7979 (P. G. S. IX. 72). 

Se. Majeſtät haben unterm 9. Sept. 1826 nachſtehendes 
a. h. Handſchreiben zu erlaſſen geruhet: »Alle von nun an bei 
landesfürſtlichen Lehranſtalten Meiner Monarchie als Lehrer und 
Profeſſoren neu angeſtellt werdende Individuen ſind durch drei 
Jahre, vom Tage ihrer Anſtellung gerechnet, nicht als ſtabil zu 
betrachten; ſie ſollen zwar den, denen ihnen anvertrauten Lehr— 
ämtern anklebenden, vollen Genuß an Geld und andern Emolu— 
menten erhalten, müſſen ſich jedoch inner der erwähnten Periode 
gefallen laſſen, wenn ſie in der Ausübung ihres Amtes und im 
übrigen Benehmen den in fie geſetzten Erwartungen, oder über 
haupt nicht entſprechen ſollten, ohne weiters vom Amte entfernt 
zu werden, ohne dafür eine Abfertigung oder Penſion zu erhal— 
ten; wenn ſelbe hingegen durch dieſe drei Jahre ſolche Beweiſe 
ihrer Brauchbarkeit und ihres guten Benehmens in jeder Hinſicht 
an den Tag legen, daß man ihre Anſtellung mit voller Beruhi⸗ 
gung als definitiv erklären kann, — dann ſind dieſelben als ftabil 
zu erklären, und find ihnen auch die drei, im proviforifchen Zu— 
ſtande zugebrachten Dienſtjahre eben ſo anzurechnen, als wenn 
ſie ſelbe in der effektiven Dienſtleiſtung zugebracht hätten.“ 
A. h. E. 26. März 1828; St. H. C. 5. April 1828, Z. 1829; G. 26. April 

1828, 3. 27386 (P. G. S. X. 106). 

Die Profeſſoren ſollen keine Privat- oder ſtändiſche Bedien⸗ 
ſtungen, und keine Advokatur bekleiden. 
A. h. E. 24. April 1828; St. H. C. 8. Mai 1828, 3. 2418; G. 23. Mai 

1828, 3. 36047 (p. G. S. X. 178). 

»Ich will, daß in meinen Staaten ohne meine Einwilligung 
kein Ausländer was immer für ein Lehramt bei einer Lehranſtalt, 
wenn auch nur proviſoriſch, verſehe.“ 


G. 1. Jaͤn. 1831, 3. 80745 (P. G. S. XIII. 1.) 


Von der hohen Studienhoffommiffion iſt unterm 5. v. M., 


3. 6104, die Weiſung herabgelangt, daß jeder Lehrer, welcher 
die erſten drei Jahre ſeiner Anſtellung anerkannter Maßen klaglos 
beſtanden iſt, als definitiv angeſtellt zu betrachten ſei, ohne daß 


er einer weitern definitiven Beſtätigung in feinem Lehramte be: 


dürfe. N 
G. 27. Juli 1882, 3. 43014 (P. G. S. XIV. 214). 
Aus Anlaß einer herabgelangten a, h. E. vom 16. Juni d. J. 


* 
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über einen ſpecifiſchen Fall wird erinnert, daß es in den beſtehen— 
den Normalvorſchriften begründet ſei, daß die definitive BVeftäti- 
gung nach drei Jahren aller jener Profeſſoren, die der a. h. Er- 
nennung Selbſt vorbehalten ſind, auch von Seiner Majeſtät 
Höchſtſelbſt entſchieden werde. 


St. H. C. 24. Dez. 1831, 3. 6171; G. 30. Jan. 1832, 3. 2248 m. G. S. 
XIV. 38). 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 
14. Dez. 1831 den Profeſſoren der gr. n. u. theologiſchen Lehr⸗ 
anſtalt zu Czernowitz, in ſo ferne ſie nicht in einer andern gleich— 
zeitigen Eigenſchaft ein Naturalquartier, oder ſchon ein Quartier— 
geld genießen, ein Quartiergeld jährlicher 80 fl. C. M. aus dem 
Bukowiner Religionsfonde zu bewilligen geruhet. 


A. h. E. 7. Febr. 1833; St. H. C. 13. Febr. 1833, 3. 9803 G. 11. April 

1833, 3. 16101 (P. G. S. XV. 112). 

Seine k. k. Majeftät haben zum Behufe der forgfältigen 
Ausbildung der Lehramts-Kandidaten für Trivial- und Haupt 
ſchulen folgende Maßregeln zu verordnen geruhet: 

1. daß die Schulkandidaten zur Aufnahme in den Präpa- 
randen-Kurs nebſt dem Sittlichkeitszeugniſſe ſich auch über ihre 
Beſchaͤftigung ſeit dem Austritte aus den Schulen auszuweiſen 
haben, 

2. daß die Schulpräparanden zu dem gemeinſchaftlichen Got⸗ 
tesdienſte und zu den Religionsübungen mit den Schülern zu 
verhalten ſind, 

3. daß in den Zeugniſſen über den gemachten Präparanden- 
Kurs auch die Klaffififation und Sittennote anzuführen ſei, 

4. daß überhaupt keinem Lehrer das Beftätigungsdefret von 
Seite der Landesſtelle bewilliget werden könne, der nicht wenig— 
ſtens drei Jahre in allen Beziehungen zur vollen Zufriedenheit 
gedient hat. 

Deshalb auch ſtets, Behufs der Ertheilung des Beſtätigungs⸗ 
dekretes an die von den Schuldiſtrikts-Aufſehern vorgeſchlagenen 
Trivialſchul⸗Lehrer, das Konſiſtorium dießfalls fein Gutachten beir 
zuſetzen hat. 

A. h. C. 22. Febr. 1833; St. H. C. 29. März 1833, 3. 1213; G. 6. Mai 

1833, 3. 22977 (P. G. S. Xv. 136). 


Der Rang und die Gehaltsbemeſſungen ſind den wirklichen 
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Fakultätsprofeſſoren in jedem Falle, mithin auch, wenn ſie von 
der Lehrkanzel einer Fakultät in das Lehramt einer andern über⸗ 
treten, nach den Dienſtjahren zu beſtimmen, welche fie als wirk— 
liche ordentliche Fakultätsprofeſſoren zählen. 

G. 3. März 1834, 3. 8924 (Pill. G. S. XVI. 86.) 

Von Profeſſoren an öffentlichen theologiſchen Lehranſtalten 
wird die Eigenſchaft eines Doktors der Theologie gefordert. 
G. 31. März 1834, 3. 15612 (P. G. S. XVI. 188). 

Die bei öffentlichen Lehrämtern angeſtellten Piariſten können 
nach ihren Bedürfniſſen, und den Statuten des Ordens ange— 
meſſen, mit jährlichen Remunerationen betheilt werden. 

G. 3. Mai 1834, 3. 25934 (P. G. S. XVI. 256). 

Beſtimmungen hinſichtlich der Behandlung der mit Beſol⸗ 
dungen an öffentlichen Lehr- und Erziehungs- Inſtituten angeftell- 
ten Regularprieſter. 

G. 19. Juli 183%, 3. 39804 (p. G. S. XVI. 378). 5 

Subſtitutions-Gebühren find den Supplenten der Lehraͤmter 
auch während der Ferienzeit zu verabfolgen. 

St. H. C. 4. April 1835, 3. 1713; G. 8. Mai 1835, 3. 28617 (P. G. ©. 
XVII. 226.) 

Die Studienhofkommiſſion hat über die Anfrage: wie ſich 
rückſichtlich der Reiſe- und Zehrungskoſten für Supplenten zu be⸗ 
nehmen ſei? erwidert, daß ſolche Individuen, die kein Amt beklei⸗ 
den, und in keinem Dienſtrange ſtehen, wenn ſie außer ihrem 
Wohnorte zur Verſehung eines Lehramtes verwendet werden, hin— 
ſichtlich der Reiſevergütung nach der Diätenklaſſe des ſupplirten 
Lehramtes zu behandeln ſeien. 

St. H. C. 26. Okt. 1838, 3. 6592; G. 18. Dez. 1838, 3. 79552 (P. G. S. 
XX. 574). 

Die h. Studienhofkommiſſion hat über die Frage, ob ein mit 
der Supplirung beauftragtes, aber nicht zum Lehrfache gehören: 
des Individuum nach dem Subſtitutions-Normale vom J. 1812, 
oder nach den Beſtimmungen des Kreisſchreibens vom 22. Mai 
1828, 3. 3959 — womit jenes Normale aufgehoben, zugleich 
aber angeordnet wurde, daß die neuen Beſtimmungen auf das 
Lehrperſonale keine Anwendung ſinden — zu behandeln ſei, im 
Einvernehmen mit der h. Hofkammer zu der Entſcheidung ſich 
beſtimmt gefunden, daß bis zu dem Zeitpunkte, wo ein neues 
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Subſtitutions⸗Normale für das Lehrfach Allerhöchſt ſanktionirt ſein 
wird, in Fällen von Subſtitutionen im Lehrfache nur allein die 
Beſtimmungen des Subſtitutions-Normales vom J. 1812 anzu⸗ 
wenden find, gleichviel ob der aufgeſtellte Supplent zum Lehr⸗ 
perſonale gehört oder nicht. 

St. H. C. 17. Nor- 1899, 3. 7194; G. 11. Jan. 1840, 3. 85568. 

Bei dem mit St. H. C. vom 3. Juni 1839, 3. 3401, herab⸗ 
gelangten neuen Subſtitutions-Normale bei Supplirung von 
Lehrämtern iſt §. 6 Nr. 7 der Schreibfehler eingeſchlichen, daß 
einem Supplenten eines Lehramtes, welcher keinen Gehalt, noch 
eine Penſion aus einem öffentlichen Fonde bezieht, und zwar ohne 
Unterſchied, mag er vor der übernommenen Supplirung am Orte 
der Lehranſtalt wohnhaft geweſen fein oder nicht, 50 Prozent be: 
ſtimmt werden, während demſelben nach dem Originaltexte des 
Subſtitutions⸗ Normales ſechszig Prozente zugeftanden find. 

Dieß mit Bezug auf den hierortigen Erlaß vom 6. Auguſt 
1839, 3. 50916, zur Berichtigung des gedachten Schreibfehlers. 


Leibeigenſchaft. 
p. b. 5. April 1782 Ged. (Pill. S. Nr. vn. S. 34). 


J. Jeder Unterthan iſt bloß gegen vorherige Anzeige und un— 
entgeldlich zu erhaltenden Meldzettel ſich zu verehelichen berech- 
tiget ). ö 
2. Jedem Unterthan ſteht frei, unter Beobachtung deſſen, 
was das Werbbezirk⸗Syſtem vorſchreibt, von der Herrſchaft weg- 
zuziehen, und ſich inner Landes anderswo niederzulaſſen oder 
Dienſte zu ſuchen; nur jene, die uneingekaufte Bauerngründe ber 
ſitzen, und ſelbe verlaſſen wollen, ſind ſchuldig, hierauf der 
Obrigkeit andere taugliche Wirthe zu ſtellen, und wenn ſich diefer- 
wegen ein Anſtand äußern ſollte, fo iſt ſolcher durch das Kreis: 
amt zu entſcheiden 2). Gleichwie alle derlei wegziehende Unter: 


1) Die Unterthanen und unbeſtimmt Beurlaubten haben ihre Heirath bei 
der Grundobrigkeit, die beſtimmt Beurlaubten aber bei dem Werbbezirk⸗ 
Kommando zu melden (C. 18. Juli 1788). 

2) Ein unterthäniger Grundhold hat, im Falle er feinen Grund verläßt, 

einen andern tauglichen Wirth zu ſtellen (P. 5. Dez. 1785). 

Dominien, die einen ſolchen Unterthan ohne obrigkeitlichen Entlaß⸗ 
ſchein aufnehmen, müſſen jenen zurückſtellen, alle Nachſuchungskoſten 
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thanen den unentgeldlich erhaltenen Entlaßſchein der neuen Grund⸗ 
obrigkeit aufweiſen müſſen. 

3. Können die Unterthanen nach Willkür Handwerke und 
Künſte erlernen, und ohne Losbrief, welche ohnehin aufhören, 
ihrem Nahrungsverdienſte, da wo fie ihn finden, nachgehen. 

4. Sind die Unterthanen künftig nicht mehr ſchuldig, die 
ſogenannten Hof: oder Waiſendienſte zu verrichten; nur haben 

5. die vater- und mutterloſen Waiſen wegen der von der 
Obrigkeit unentgeldlich zu beſorgenden Vormundſchaft die üblichen 
Waiſenjahre, welche drei Jahre nie zu überſteigen haben, und 
nur an jenen Orten, wo ſie Herkommens ſind, auf dem Hofe 
abzudienen. 

6. Da alle übrigen, auf den unterthänigen Gründen haften⸗ 
den Praestanda, Roboten, Natural: und Geld-Präſtationen, zu 
welchen die Unterthanen auch nach aufgehobener Leibeigenſchaft 
verbunden bleiben, theils durch die Inventarien, und theils durch 
Patente und Verordnungen ſchon beſtimmt ſind, und durch die 
nächſtbevorſtehende Urbarialeinrichtung ihre gänzliche Berichtigung 
erhalten werden: ſo kann außer dieſen ſodann den Unterthanen ein 
Mehreres nirgends auferlegt, am wenigſten aber unter der Rubrik 
der vorigen Eigenſchaft von ihnen etwas Mehreres gefordert wer: 
den. Wo im Uebrigen ſich von ſelbſt verſteht, daß die Unterthanen 
ihren Grundobrigkeiten auch nach aufgehobener Leibeigenſchaft 
mit Gehorſam verpflichtet bleiben. 

H. 2. Aug. 18 85 3. 22012; G. 26. Aug. 1826, Z. 49521 (P. G. S. III. 133). 

Jeder Sklave wird in dem Augenblicke frei, da er das k. k. 
Gebiet oder auch nur ein öſterreichiſches Schiff betritt u. ſ. w. 


H. 19. April 1830, 3.11959; G. 27. Mai 1830, Z. 29252 (P. G. S. XII. 260.) 


Die an der Gränze anlangenden Muhamedaner ſind, ſofern 
ſie Sklaven in ihrem Gefolge haben, durch die Gränzzollämter, 


erſtatten, und eine Geldſtrafe zum Polizeifonde erlegen; der Unter⸗ 
than aber wird mit neunmonatlicher öffentlicher Arbeit beſtraft. (H. 19. 
Jän. 1779, und 5. Dez. 1785; G. 4. Dez. 1788, 3. 27901; H. 3. und 
8. Mai 1775, 3.1637 und 1917). 

Die auf dem Lande anſäßigen Unterthanen dürfen bürgerliche Anfä- 
ßigkeiten in den Städten nicht erwerben, widrigenfalls die Kontrahenten 
und Namensträger, jeder insbeſonders mit dem zehnten Theile des 
Kaufſchillings beſtraft, und dieſe Strafe dem Ortsarmenfonde zugewen⸗ 
det wird. (P. 90. Dez 1814, 6h. 21 — 21.) 


588 Leichenhof. 


bei denen fie erſcheinen, von dem Inhalte der Geſetze, nach wel: 
chen der Zuſtand der Sklaverei in den Ländern Sr. k. k. Majeſtät 
nicht geduldet wird, in Kenntniß zu ſetzen. Hiernach wird es 
denſelben frei ſtehen, entweder ihre Sklaven auf das jenſeitige 
Gebiet zurückzuſchaffen, oder hinſichtlich derſelben den N 
gen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 


Leichenhof. 
G. 12. Sept. 1806, 3. 37337 (Gen. 882). 

Die unterm 9. Nov. 1784, 3. 21027, kundgemachte Vor⸗ 
ſchrift befahl die Beſeitigung der Leichenhöfe aus den Städten 
und Dörfern. Nachdem aber dieſer a. h. Anordnung in mehreren 
Kreiſen in vielen Ortſchaften die ſchuldige Folge nicht geleiſtet 
worden, fo wird den Kreisämtern alles Ernſtes bedeutet, darauf 
zu dringen, daß alle in den Städten und Dörfern ohne Unterſchied 
noch exiſtirenden Freithöfe unverzüglich daraus entfernt, für jeden 
Leichenhof ein ordentlich beſtellter Todtengräber aufgeſtellt, und 
ſtatt dieſen Freithöfen neue an den hierzu geeigneten Plätzen, in 
einer angemeſſenen Entfernung außer den Ortſchaften, nach den 
beſtehenden Vorſchriften geſichert, mit Rückſicht auf die Größe 
der dahin konkurrirenden Volksmenge (damit kein Grab vor zehn 
Jahren eröffnet werden muß, um einer neuen Leiche zur Beerdi— 
gung zu dienen) binnen längſtens ſechs Wochen errichtet werden, 
widrigens das unfolgſame Dominium mit 30 Dukaten unnach⸗ 
ſichtlich zu ahnden, und der Leichenhof auf Koſten des Domi⸗ 
niums herzuſtellen ſei; worauf die Kreisfommiffäre und das 
Kreis⸗Sanitäts-Perſonale ſorgſamer, als es bisher geſchah, zu 
wachen, und die unfolgſamen Dominien anzuzeigen haben. 

Es muß übrigens immer darauf Bedacht genommen werden, 
damit zu den neuen Grabſtätten dem Endzwecke angemeſſene 
Plätze gewählt werden, welche durch die alten Freithöfe, von de⸗ 
nen wenigſtens das Gras gleich benützt werden kann, und die 
nach Verlauf der vorgeſchriebenen Jahre umgegraben und will⸗ 
kürlich benützt werden dürfen, oder ſonſt auf eine andere Art hin⸗ 
länglich vergütet werden können. 

Die Einſchließung der neuen Grabſtätte, wozu die Materia⸗ 
lien von den alten herzunehmen ſind, liegt der Pfarrkirche ob, 
wenn ſolche zureichendes Vermögen, ohne die erforderlichen Kapi⸗ 
tolien anzugreifen, beſitzt; widrigens muß ſolche von den Patronen 
konkurrenter mit den Kirchenkindern hergeſtellt werden. 
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G. 18. Juli 1824, 3. 22582 (P. G. S. N. B. 165). 5 

Aus Gelegenheit der vom hieſigen erzbiſchöflichen Konſiſto⸗ 
rium, wegen des an manchen Orten beſtehenden Unfugs des Be⸗ 
grabens der Leichen an neben den Kirchen beſtehenden Leichenhöfen, 
erftatteten Anzeige, findet man den k. k. Kreisaͤmtern mit Bezug 
auf die hierortige Verordnung vom 31. Dez. v. J., 3. 72640, 
die genaue Befolgung der in Abſicht auf die Errichtung der Lei⸗ 
chenhöfe erfloſſenen hierortigen Verordnungen vom 22. Jänner, 
9. und 13. Sept. 1784, 3. 1779, 21027, 21443, ferner vom 
5. Hornung und 16. Juni 1785, 3. 2821 und 15172, vom 
15. März und 2. Mai 1787, 3. 5689 und 9415, endlich vom 
12. Sept. 1806, 3. 37337, ihrem vollen Inhalte nach in Erinne⸗ 
rung zu bringen; zugleich aber denſelben aufzutragen, dieſe Vor⸗ 
ſchriften den Dominien und. Ortspfarrern ins Gedaͤchtniß zu 
rufen, ihnen die genaueſte Befolgung derſelben einzuprägen, ſich 
davon, daß es wirklich geſchehe, die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
welches dadurch am füglichſten bewirkt werden kann, daß die 
Kreiskommiſſäre ſowohl als das Sanitätsperſonale angewieſen 
werden, dieſen Theil der öffentlichen Polizei, gelegentlich ihrer 
häufigen Dienſtreiſen, einer genauen Aufmerkſamkeit zu würdi⸗ 
gen, und die wahrgenommenen Unfüge ſogleich dem k. k. Kreis⸗ 
amte anzuzeigen, welches ſodann gegen die Schuldtragenden 
unnachſichtlich das Amt zu handeln hat. 

Wobei den k. k. Kreisämtern unbenommen bleibt, ſich über 
den wirklichen faktiſchen Zuſtand derlei Leichenhöfe von den Domi— 
nien, den Pfarrern oder den Dechanten, bei Gelegenheit deren 
jährlichen Bereiſungen, die erforderlichen Anzeigen erſtatten zu laſſen. 

Da übrigens in Fällen, wo die Ausmittlung neuer, oder 
Unterſuchung der Gebrechen bei den ſchon beſtehenden Leichenhöfen 
nothwendig wird, die dießfälligen Erhebungen mit moͤglichſt ges 
ringem Koſtenaufwande vorgenommen, ſonach jede willkürliche 
Aufrechnung vermieden werden muß; demungeachtet aber haͤuſig 
Fälle ſich ereignen, daß derlei ohnehin einfache Erhebungen mit 
einem bedeutenden Zeitaufwande und Abſendung von Kreiskom⸗ 
miſſären, dem Kreisarzte, oder ſelbſt dem Kreisingenieur, vor⸗ 
genommen wurden: ſo findet man den k. k. Kreisaͤmtern zur 
genaueſten Darnachachtung vorzuſchreiben, daß da, wo die Aus: 
mittlung eines neuen, oder die Unterſuchung der Gebrechen bei 
einem bereits beſtehenden Leichenhofe nothwendig wird, vor allem 
die Amtshandlung des Dominiums einzutreten habe; daher dem⸗ 
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ſelben die Belehrung zu ertheilen ſei, daß zu dem neu zu errich- 
tenden, zu verlegenden, oder zu erweiternden Leichenhof, nach 
den bezogenen Vorſchriften, ein von Wohngebäuden entfernter, 
dem Durchſchnitt der zehnjährigen Sterblichkeit des Orts ange: 
meſſener, freier, luftiger, nicht zu naſſer oder bloß ſandiger Ort 
gemeinſchaftlich mit dem Ortspfarrer zu wählen ſei, — daß ferner 
ſtets die Ortsobrigkeit verbunden bleibe, hiezu einen herrſchaft⸗ 
lichen Grund herzugeben, und daß, wenn kein ſolcher vorhanden 
wäre, die Entſchädigung des betreffenden Unterthans, der Partei, 
oder des Fonds der Obrigkeit obliege, wobei es ſich von ſelbſt 
verſteht, daß, wo ein Fond oder Gemeindegut eintritt, die höhere 
Genehmigung angeſucht werden müſſe; daß endlich die Leichenhöfe 
mit einem klafterbreiten Graben und Erdaufwurf verſehen, und 
dieſer mit einem lebenden oder gewöhnlichen Zaun zu umgeben, 
und mit einem Einfahrtsthor zu verſehen ſei. Die Ortsobrigkeiten 
bleiben für die genaue und zweckmäßige Vollziehung dieſer Anord⸗ 
nungen unmittelbar verantwortlich. 

Sollten ſich diesfalls Anſtände oder Beſchwerden ergeben, 
oder den k. k. Kreisämtern Anzeigen vorkommen, daß das Ange: 
ordnete entweder gar nicht, oder nicht zweckmäßig erfüllt worden 
ſei, ſo iſt die Localerhebung nur dann, wenn ſolche unmittelbar 
nothwendig werden ſollte, und nur gelegenheitlich durch 
einen Kreiskommiſſär vornehmen zu laſſen, der erſt ſodann dem 
k. k. Kreisamte anzuzeigen haben wird, ob die Abſendung des 
Kreisarztes oder des Kreisingenieurs unausweichlich erforderlich 
ſei, welche aber ebenfalls immer gelegenheitlich zu geſchehen hat; 
jede willkührliche und überflüſſige Aufrechnung derlei Kommiſſions⸗ 
köſten iſt um ſo gewiſſer zu vermeiden, als ſonſt hiefür der je⸗ 
weilige Amtsvorſteher verantwortlich gemacht werden wird. 

G. 22. Dez. 1887, 3. 26521 (P. G. S. XIX. 860). 

Die Gräber ſind ſechs Schuh tief, ſechs Schuh lang, zwei 
Schuh breit aus zuheben, und der zwiſchen den Gräbern zu be⸗ 
laſſende Erdraum hat bloß zwei Schuh zu betragen. 

Bei Anlegung von neuen Leichenhöfen iſt als Maßſtab zur 
Berechnung des erforderlichen Flaͤchenraums die Geſammtzahl der 
im letzten Decennium Verſtorbenen, für ein einzelnes Grab blos 
½ Quadratklafter anzunehmen, beides zu multipliciren, und auf 
dieſe Art der für den Leichenhof nothwendige Flächenraum zu er⸗ 
mitteln. 5 
Hinſichtlich der Wahl und Beſchaffenheit des Leichenhofplatzes 
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hat es bei den Beſtimmungen der hierortigen Verordnung vom 
15. Juli 1824, 3. 22582, zu verbleiben. 


Leichenunterſuchung. 
G. 13. Sept. 1830, 3. 53691 (p. G. S. XII. 896). 

Aus einer vom k. k. Appellationsgerichte unterm 10. Auguſt 
d. J., 3. 10922, anher angeſuchten Eröffnung hat man entnom⸗ 
men, daß von Seite der Dominien und Magiſtrate die für Fälle 
einer nothwendigen gerichtlichen Leichenbeſchau, und insbeſondere 
in Betreff der Ausſtellung von Befundſcheinen in Kriminalfällen, 
mit h. H. vom 19. Jänner 1815 vorgezeichneten und mit Kreis⸗ 
ſchreiben vom 16. Juni 1815, 3. 21256, bekannt gemachten Vor⸗ 
ſchriften überhaupt nicht genau befolgt werden, insbeſondere aber 
daß von denſelben bei einer vorkommenden gerichtlichen Leichen: 
beſchau nicht immer ein abgeſondertes Protokoll, wie dieſes dabei 
ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, aufgenommen werde. 

Die k. Kreisämter werden daher angewieſen, ſämmtlichen 
unterſtehenden Dominien und Magiſtraten, auch dem geſamm⸗ 
ten Sanitätsperſonale, die bezogenen Vorſchriften neuerdings mit 
dem gehörigen Nachdrucke in Erinnerung zu bringen, dieſelben 
zur genaueſten Beobachtung derſelben anzuweiſen und ſelbſt un⸗ 
abläſſig ſtrenge zu überwachen, daß ſolche in jedem vorkommen⸗ 
den Falle ſtets unabweichlich befolgt werden. 

G. 7. Auguſt 1832, 3. 20014 (P. G. S. XIV. 226). 

Nachträglich zur hierortigen Verordnung vom 11. März 
1830, 3. 11053, mit welcher die näheren Beſtimmungen über 
die, den Aerzten und Wundärzten für gerichtliche Leichenbeſchaue 
gebührenden Reife: und Zehrungskoſten, und über die Erſatzlei⸗ 
ſtung derſelben feſtgeſetzt worden ſind, wird dem k. k. Kreisamte 
in Folge h. Hofkanzleidekretes vom 19. April l. J., Z. 4431, be⸗ 
deutet: daß die Leichenbeſchaukoſten bei gewaltfa- 
men und rein zufälligen Todesarten von den die 
Localpolizei handhabenden Obrigkeiten ohne Um 
terſchied, ob es Civil⸗oder Militär-Perfonen trifft, 
getragen werden müſſen. 

In beiden Fällen iſt eine ſolche Obduktion nach dem $. 3 
der gedruckten Inſtruktion für öffentlich angeſtellte Aerzte und 
Wundärzte bei gerichtlichen Leichenbeſchauen, vom 19. Jänner 1815, 
und nach der für Leichenbeſchauer unterm 10. Dez. 1796 erfloſſe⸗ 
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nen Inſtruktion Nr. 3 als eine gerichtliche anzuſehen, und es ſteht 
den Obrigkeiten keineswegs das Recht zu, den Regreß an dem 
Nachlaſſe des zwar gewaltſam, aber zufällig Geſtorbenen und 
Obducirten zu ſuchen, weil die Amtshandlung in ſolchen Fällen 
blos zu einem öffentlichen Zwecke, und weder wegen eines Ver— 
langens, noch wegen einer Schuld der Partei geſchieht, und es 
daher ganz an einem privatrechtlichen Titel zu einer ſolchen Re⸗ 
greßforderung gebricht. 

G. 3. Mai 1833, 3. 22986 (P. G. S. XV. 132), 

Aus den ſehr zahlreich vorgelegten Reiſekoſtenberechnungen 
des Sanitätsperſonals ſieht man, daß die Kreisämter bei einem 
jeden plötzlich erfolgten Todesfalle ohne Unterſchied gleich die 
Obduktion einleiten. Da hiedurch nicht nur bedeutende Auslagen 
erwachſen, ſondern auch die Geſchäfte vervielfältiget werden; ſo 
wird den Kreisämtern zur Beſeitigung dieſes Uebelftandes auf: 
getragen, nur dann die Obduktion einzuleiten, wenn ſich Spu⸗ 
ren einer gewaltſamen Todesart zeigen, oder ſolche Umſtände 
bekannt werden, welche auf die Möglichkeit einer äußeren Ein— 
wirkung, die den Tod herbeigeführt haben könnte, hindeuten. 
Damit nun die Kreisämter mit Beruhigung hiebei vorgehen 
können, ſind die Dominien zu verpflichten, ihren Anzeigen über 
einen Todesfall ſtets ein ſummariſches Erhebungs-Protokoll bei- 
zufügen, aus welchem zu erſehen iſt, ob der Tod auf eine ge— 
waltſame oder natürliche Art, ohne äußere Urſache, erfolgt iſt. 
Sind nun Spuren einer gewaltſamen Einwirkung vorhan⸗ 
den, fo iſt die Obduktion der Leiche einzuleiten, im entgegenge⸗ 
ſetzten Falle aber die Beerdigung dem Seelſorger ohne weiters 
aufzutragen. 

G. 31. Juli 1835, 3. 40858; H. 14. Juni 1835, 3. 14155 (P. G. S. 

XVII. 548). g 

Seine Majeſtät haben mit a. h. E. vom 27. Mai l. J., 
laut H. vom 14. v. M., 3. 14155, zu befehlen geruhet, daß 
dem Sanitäts Perſonale die Vorſchriften der Leichenbeſchauord— 
nung, gemäß welchen die beſtellten Todtenbeſchauer, wenn fie 
Anſtände vernehmen oder Kennzeichen entdecken, welche auf eine 
Vergiftung oder äußere Gewaltthätigkeit ſchließen laſſen, das Be⸗ 
gräbniß des beſichtigten Leichnams zu verſchieben, oder auf eine 
gerichtliche Leichenbeſchau anzutragen haben — dann die Vorſchrift 
vom Jahre 1814 (in Galizien vom Jahre 1815) der gerichtlichen 
Leichenbeſchau⸗Inſtruktion in Erinnerung zu bringen ſei, ver⸗ 
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mög welcher jeder Arzt oder Wundarzt die unerläßliche Pflicht auf 
ſich hat, alle ihm bekannt gewordenen Verwundungen oder andere 
Verletzungen von einiger Wichtigkeit, cuf die der Tod erfolgte, 
ferner alle Todesfälle, wo der Verdacht einer zufälligen oder 
vorſetzlichen Vergiftung Statt findet, dann was immer für eine 
andere, ſchon bekannte oder nur vermuthete, gewaltſame Todes— 
art ſobald als möglich der nächſten obrigkeitlichen Behörde an— 
zuzeigen. ö 

Es iſt daher dieſe a. h. Entſchließung, mit Bezug auf die mit 
dem Kreisſchreiben vom 16. Juni 1815, 3. 21256, bekannt ge— 
machte Inſtruktion für gerichtliche Leichenbeſchau, dann auf das 
Kreisſchreiben vom 25. März 1827, 3. 14611, ferner auf die 
unter dem 17. September 1832, 3. 28098 erfloſſene Weiſung 
für die aufgeſtellten Todtenbeſchauer, den ſaͤmmtlichen öffentlichen 
und Privatärzten im Kreiſe, folglich auch den aufgeſtellten Tod— 
tenbeſchauern und dem Sanitäts-Perſonale in den Kranken- An— 
ſtalten, zur genaueſten Befolgung unter Androhung einer ſtrengen 
Ahndung, ſelbſt mit Hinweiſung auf den zweiten Theil des Straf— 
geſetzbuches, ungefäumt bekannt zu machen. 

G. 17. Sept. 1834, 3. 50597. 

Unterm 3. Mai 1883, 3. 22986, iſt dem k. Kreisamte be— 
deutet worden: bei einem plötzlich erfolgten Todesfalle nur dann 
von Amtswegen die Obduktion einzuleiten, wenn ſich Spu— 
ren einer gewaltſamen Todesart zeigen, oder ſolche Umſtände vor— 
herrſchen, welche auf die Möglichkeit einer äußeren Einwirkung 
die den Tod herbeigeführt haben könnte, hindeuten. Um nun 
hiebei mit voller Beruhigung vorgehen zu können, wurde dem 
k. Kreisamte angeordnet, die Dominien zu verpflichten, ihren 
Anzeigen über einen Todesfall ſtets ein ſummariſches Erhebungs— 
protokoll beizufügen, um hieraus zu erſehen, ob der Tod auf 
eine gewaltsame oder natürliche Art ohne äußerliche Urſache er: 
folgt iſt. 0 

Iſt der letztere Fall außer Zweifel geſetzt, ſo hätte das Kreis— 
amt die Obduktion gar nicht einzuleiten, ſondern die Beerdigung 
der Leiche dem Seelſorger ohne weiters aufzutragen. 

Dieſe erſt vor ſo kurzer Zeit ergangene Weiſung wird indeſſen 
bisher nicht genau befolgt. Noch immer kommen Reiſekoſtenbe— 
rechnungen der Aerzte über Obduktionen vor, welche, ohne Beob— 
achtungen der vorſtehend vorgeſchriebenen Vorſichten, bei rein na— 
türlichen Todesarten, und ſelbſt bei vorangegangenen langeren 
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Krankheiten, Entzündungsfaͤllen, fogar Lungenſuchten u. dgl. vor— 
genommen werden, wodurch das Aerar zu ganz vermeidlichen 
Koſten in Anſpruch genommen wird. 

Das k. Kreisamt wird an die genaue Befolgung dieſer An— 
ordnung mit dem Bedeuten erinnert, künftighin den dießfälligen 
Reiſepartikularien auch die ſummariſchen Erhebungsprotokolle der 
Dominien anzuſchließen, und bei Abſendung der n zu Ob⸗ 
duktionen mit gehöriger Vorſicht fürzugehen. 


Le R o i. 


G. 4. Febr. 1834, 3. 7369 (P. G. S. XVI. 38). 

Die ſo heftig wirkende, und darum für die menſchliche * 
ſundheit ſo bedenkliche, draſtiſche Methode des Le Roi wird ſo 
ſehr und auch ohne einen ärztlichen Rath angewendet, daß dieß 
ſelbſt die öffentliche und Amtliche Aufmerkſamkeit in höherem 
Maße in Anſpruch nimmt. 

Es iſt zwar in dem, bei Bekanntmachung der Apotheker— 
Taxe, erfloſſenen Kreisſchreiben vom 18. Juni 1822, 3. 34168, 
nämlich im §. 6, unter 20 Reichsthalern Strafe den Materiali— 
ſten und Gewürzkrämern unterſagt, im Kleinen, kreutzer⸗ oder 
groſchenweiſe, die den Apothekern vorbehaltenen Arzneimittel, 
wohin auch die von Le Roi angeordneten Brech- und Purgier— 
mittel gehören, zu verkaufen, und nach dem §. 7 dürfen auch 
Apotheker die in der Taxordnung mit einem Kreuz bezeichneten 
Arzneiartikel nur nach der ordentlichen Anordnung eines befugten 
Arztes oder Wundarztes hindangeben, wohin der Brechweinſtein, 
die Jalapa, welche nebſt andern draſtiſchen Mitteln in den Recep 
ten des Le Roi enthalten ſind, gehören. 

Es würde daher bei einiger Aufſicht der Localbehörden und 
öffentlich aufgeſtellten Sanitäts-Individuen, fo wie bei Beobach— 
tung der beſtehenden Vorſchriften von Seite der Apotheker] und 
Kaufleute, der Mißbrauch der ſo bedenklichen Kurmethode des 
Le Roi gar nicht Statt haben können; da aber leider die Er- 
fahrung lehrt, daß durch Nichtbeobachtung derſelben ein außer— 
odentlicher Mißbrauch mit dieſen fo bedenklichen Brech- und Pur- 
giermitteln geſchieht: fo iſt das öffentliche und Privat-Sanitäts— 
Perſonale im Kreiſe, ſo wie die Apotheker, und zwar Erſtere 
(beſonders das aufgeſtellte Sanitäts-Perſonale) nicht allein zur 
ſtrengen Aufſicht gegen die Uebertreter der angeführten Vorſchrif— 
ten, vorzüglich hinſichtlich dieſer Arzeneien zu verhalten, und 
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den Apothekern, Materialiſten und Gewürzkrämern die dieß⸗ 
fällige Strafbarkeit in Erinnerung zu bringen; ſondern Aerzte 
und Wundärzte find auch aufzufordern, das Publikum bei allen 
Gelegenheiten vor der Gefahr zu warnen, welche ihrer Geſund⸗ 
heit und ſelbſt ihrem Leben ſo heftig wirkende Mittel früher oder 
ſpäter verurſachen könnten. 


Luſtſeu 9˙5 2 
G. 24. Aug. 1803, 3. 227815 G. 10. Febr. 1804, 3. 5776 (Gen. 293). 

Dem Kreisamte wird aufgetragen, darüber zu wachen, daß 
die (mit Luſtſeuche) aufgehobenen liederlichen Weibsperſonen jeder— 
zeit ganz hergeſtellt und vollkommen geheilt werden, ehe fie wie— 
der auf freien Fuß geſtellt werden. 

G. 9. Mai 1807, 3. 18528 (Gen. 723). 

Se. Majeſtät haben laut H. v. 18. v. M. aus Sorgfalt für 
den Geſundheitsſtand ihrer Unterthanen zu entſchließen geruhet: 
daß die Heilungskoſten der mit der Luſtſeuche behafteten Perfo« 
nen aus dem Bauernſtande beiderlei Geſchlechtes, ohne auf die 
größere oder kleinere Anzahl, oder auf die Urſache und Quel- 
len der Anſteckung Rückſicht zu nehmen, in ſo fern ſolche Kranke 
ganz mittellos ſind, mit zwei Drittheilen des Koſtenbetrages aus 
dem Kameral-Aerar bezahlt werden, zum Beitrage des dritten 
Drittheils aber die Grundobrigkeit ſolcher Menſchen verpflichtet 
ſein ſolle; wogegen diejenigen Unterthanen, welche die Koſten 
ihrer Heilung von dieſem Uebel zu beſtreiten ſelbſt im Stande 
ſind, zu deren Bezahlung auch ohne weiters anzuhalten ſeien. 
Damit nun hierinfalls die a. h. Willensmeinung vollkommen er⸗ 
zielt werde, iſt zugleich die höchfte Weiſung erfloſſen: 

§. 1. Daß, um der Verheimlichung dieſes Uebels und eben 
hierdurch der deſto größeren Gefahr feiner Verbreitung vorzubeu- 
gen, öſtere ärztliche oder wundärztliche Viſitationen in den Ort⸗ 
ſchaften entweder von den vorhandenen Privatärzten oder Wund— 
ärzten oder auch von den dort ſtationirten Militär-Wundärzten 
veranſtaltet, und nicht nur die auf der Verheimlichung ihrer An⸗ 
ſteckung betretenen Individuen, ſondern auch die Ortsvorſteher, 
wenn ſie den gehörigen Eifer in Nachſpürung nach ſolchen Kran— 
ken vernachläſſiget hätten, zur gemeſſenen Strafe gezogen were 
den ſollen. - N 

§. 2. Daß auf das zweckmäßige und eifrige Benehmen der 
Local⸗Aerzte und Wundärzte in der Behandlung ſolcher Kranken 
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die ſorgfältigſte Aufmerkſamkeit gerichtet, und in dieſer Abſicht 
jeder ſolcher Heilungsfall gleich, wie er ſich ergibt, dem Kreis⸗ 
arzte angezeigt, die Heilung gleich von ihrem Anbeginne vom 
Kreisarzte geleitet, von ihm dem Benehmen und der Verwen- 
dung der Local-Aerzte genau nachgeſehen, und der gute Erfolg 
der Heilung jedesmal vom Kreisarzte beſtätiget, widrigens aber 
der Beitrag von Seite des Aerars ohne weiters verſagt wer— 
den müſſe.) 

$. 3. Daß dem ſämmtlichen Kreis⸗Sanitäts⸗Perſonale, wel— 
ches nach dem vorſtehenden Abſatze ſolche Kuren zu leiten hat, ein— 
zubinden ſei, bei der Behandlung der mit dieſer Krankheit behaf— 
teten Unterthanen alle mögliche Rückſicht auf Verſchreibung wohl- 
feiler Arzneien, und auf eine ſo wenig als möglich koſtſpielige 
Behandlung zu nehmen. 

§. 4. Daß die Liquidationen über die Koſten ſolcher Kuren, 
ſoweit das Lerar dazu beizutragen hat, jedesmal gleich nach vol— 
lendeter Kur und längſtens innerhalb ſechs Monaten beizubrin— 
gen ſeien; widrigens die Vergütung derſelben aus dem Aerar 
nicht mehr Statt zu finden habe. 
G. 30. Juni 1807, 3. 26553 (Gen. 897). 


Im Nachhange der Verordnung vom 9. Mai, 3. 18528, 
wird bekannt gemacht, daß vermöge Eröffnung des k. General⸗ 
Kommando vom 22. Juni die Direktion ſämmtliche Feldärzte an— 
weiſe, in ſo ferne ſelbe eine Privatpraxis üben, in Anſehen 
der unterm 16. April 1807 von der vereinten Hofkanzlei bekannt 
gegebenen a. h. Entſchließung, wegen Heilung der veneriſchen 
Kranken und Beſtreitung der dießfälligen Heilungskoſten, ſich auf 
gleiche Weiſe, wie in ähnlichen Fällen alle übrigen Civilärzte, 
genaueſt zu benehmen. 

Hfkmrd. 17. März 1808; G. 16. April 1808, 3. 13828 (Gen 505). 


Um das Uebel und die ſo ſchädliche Verbreitung der Luſt— 
ſeuche, mit welcher die auf den Schub zu befördernden Perſonen 
öfters behaftet ſind, möglichſt zu hindern, hat die h. Hofkam⸗ 
mer im Einverſtändniſſe mit der h. Hofkanzlei beſchloſſen: die 
Heilungskoſten, welche jedoch gehörig ausgewieſen werden müſſen, 
in jenen drei Fällen ganz auf das Kamerale zu übernehmen, wenn 
ſolche, mit dieſer Seuche behaftete, ganz mittelloſe Weibsperſonen, 
welche nach ihren Geburtsörtern mittelſt des Schubes befördert 
werden ſollen, entweder 
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a) Unterthaninnen fremder Dominien, 
b) aus andern Erbſtaaten gebürtig, oder 
c) Ausländerinnen find. 


G. 30. Juli 1808, 3. 33437 (Gen. 106%). 


Wenn die in der hierortigen Verordnung v. 16. April 1808, 
3. 15828, feſtgeſetzten Bedingniſſe auch bei den im gleichen 
Falle befindlichen Mannsperſonen eintreffen, ſo werden, laut 
h. Hfkmrd. v. 7. Juli, auch in dieſem Falle die Koſten aus dem 
Kamerale beſtritten. 

G. 18. Nov. 1808, 3. 512870 Gen. 1545). 

Da gegen die weitere Verbreitung der Luſtſeuche bloß durch 
eifrige Nachforſchungen des Aufſichtsperſonals, und öftere Viſita— 
tionen auf das herrenloſe,, ausſchweifende, weibliche, Geſindel, 
dann die denſelben Unterſtand gebenden, oder mit der Kuppelei 
Gewerb treibenden Perſonen, Abhilfe geleiſtet werden kann, und 
die Außerachtlaſſung der dießfalls beſtehenden Vorſchriften den be— 
treffenden Unterbehorden zur Laſt fällt: fo wird aufgetragen, bei 
Betretung derlei Geſindels ſtets auch in Hinſicht desſelben unbe- 
fugten Aufenthalts die genaue Unterſuchung zu pflegen, und ſo— 
dann gegen die Unterſtand geber oder Kuppler unnachſichtlich das 
Amt zu handeln; eben ſoliſt auch das Sanitäts-Perſonale und 
die Spitalsverwaltungen anzuweiſen, bei Vorkommung veneri— 
ſcher Kranken ſtets auch in Hinſicht deren Anſteckung die zur 
weitern Amtshandlung der betreffenden Obrigkeit leitenden Aus⸗ 
künfte und Erhebungen zu pflegen, und Letztere mitzutheilen. Auch 
iſt es nicht genug, auf diejenigen Weibsperfonen, die eigentlich 
aus der Unzucht ein Handwerk machen, ein aufmerkſames Auge 
zu richten, ſondern, dieſe Aufſicht muß auch mit aller Strenge 
auf die weiblichen Dienſtboten, gerichtet werden, welche des 
Nachts gleich den oberwaͤhnten auf den Straßen herumſtreichen, 
welche daher gleichfalls anzuhalten, zu viſitiren, und nach Be— 
fund entweder ihren Dienſtherrn mit Angabe der Urſache ihrer 
Anhaltung zu übergeben, oder in das Spital zu ſchaffen ſind. 
(Dieſe Verordnung wurde am 28. April 1809, G. 3. 18489, 
in Erinnerung gebracht. Gen. 527 S.) 

G. 24. Nov. 1809, 3. 31621 (unter Berufung auf G. 9. Mai 1807, 3. 18528 

Gen. 612). 

Die h. Hofkanzlei hat einverſtändlich mit der Hofkammer zu 
entſchließen befunden, daß den mit der Luſtſeuche behafteten ar⸗ 
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men Unterthanen nebft den Heilungskoſten auch die Koſt, Woh— 
nung und Beheitzung zu zwei Drittheilen aus dem Kameral-Aerar 
und zu einem Drittheil von den Grundobrigkeiten zu verab— 
reichen ſei. 

G. 18. Dez. 1812, 3. 74132 (Gen. 1321— 1324). 

Das k. Kreisamt hat ſämmtlichen Dominien und Magiſtra⸗ 
ten die mit 9. und 30. Mai 1807, 3. 18528 und 20936, be- 
kannt gemachten höchſten Entſchließungen erneuert bekannt zu ma= 
chen, dann ſelbe zugleich anzuweiſen: 

1. damit fie jeden, in ihr Territorium kommenden, beurlaub— 
ten Soldaten in Abſicht auf ſeinen guten Geſundheitsſtand, der 
ohnehin auf ſeiner Marſchroute oder auf ſeinem Paſſe bemerkt 
fein muß, befragen, und ſich den biepfälligen Beweis vorlegen 
zu laſſen haben; anſonſt ſelbe, wenn fie; in dieſer Unterlaſſung 
betreten werden ſollten, ohne weiters mit 10 Ducaten zu ahn— 
den ſind. 

2. Haben ſie, unter der nämlichen Strafe im Unterlaſſungs— 
falle, ihre, beſonders aus größeren Städten in Dienſt genommene, 
oder von dort auf das Land zurückkehrende Dienerſchaft zu beob— 
achten, und ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob ſelbe nicht 
mit einem veneriſchen Uebel behaftet ſind, um zu ihrer Heilung 
die nöthige Anſtalt zu treffen. 

3. Eben dieſe Aufmerkſamkeit und ſtrenge Nachſicht verdienen 
die damit behafteten Unterthanen und Ortsinwohner, deren Mo— 
ralität und übriges Benehmen ſehr oft die Fingerzeige dieſes 
Uebels, mit dem ſie behaftet ſind, gibt; in welchem Falle die 
Dominien ſtrengſtens zur Anzeige an das k. Kreisamt erneuert 
anzuhalten ſind, damit dann nach obigen Weiſungen füͤrgegan⸗ 
gen werde. 

Uebrigens iſt ſämmtlichen angeſtellten und nicht angeſtellten 
Sanitäts⸗Individuen im Kreiſe die thätigſte Mitwirkung und 
Befolgung ihrer ämtlichen und ärztlichen Pflichten zur Tilgung 
dieſes Uebels anzuordnen, und dem Kreisarzte wie dem Kreis— 
wundarzte aufzutragen, daß fie, wenn von den Werbbezirks-Kom— 
manden beurlaubte Soldaten an ſelbe angewieſen werden, ſelbe 
zu viſitiren, auf ihren Urlaubspaß ihre gute Geſundheit vorzu— 
merken, oder dem k. Kreisamte, wenn ſie mit der Luſtſeuche be— 
haftet ſind, die Anzeige zu machen haben, damit ſodann ihre 
Heilung vom k. Kreisamte eingeleitet werde. Eben ſo iſt zu ver— 
fahren, wenn von einem k. Werbbezirks-Kommando dem k. Kreis: 
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amte die Anzeige über einen ſo erkrankten, beurlaubten Soldaten 
vorkommt. 
G. 16. Aug. 1817, 3. 38667. 


Das k. Kreisamt hat neuerdings die angeführten Verordnun⸗ 
gen mit dem Beiſatze in Erinnerung zu bringen, daß ſowohl in 
Städten, wie in Dörfern, öfters genaue Unterſuchungen der Auf— 
enthaltsörter der dienſtloſen und herumziehenden Weibsperſonen 
vorgenommen werden, um ſelbe, nach den beſtehenden Vorſchriften, 
entweder unter einer an das k. Kreisamt zu erſtattenden Anzeige 
einem Sanitäts⸗Individuum im Orte zur Heilung zu übergeben, 
oder ſich an das k. Kreisamt wegen ihrer Unterbringung in der 
Kreisſtadt und Heilung durch das Kreis-Sanitätsperſonale zu 
verwenden; es iſt daher unausweichlich nothwendig, damit in 
der Kreisſtadt ein Locale beſtehe, oder wie immer ausgemittelt 
werden könne, wo ſolche Kranke untergebracht werden, welches 
um ſo leichter ausführbar iſt, als für die Unterkunft, Koſt und 
Beheitzung Uebereinkünfte getroffen werden; ſo wie den Domi— 
nien unter ſtrengſter Verantwortung anzuordnen iſt, daß ſolche 
Kranke, wenn ſie in ihrem Wohnorte behandelt werden, ſtets 
von den Ihrigen abzuſondern, folglich in einem eigenen Locale 
untergebracht, und nicht allein genau beaufſichtiget, ſondern ſelbſt 
bewacht werden müſſen, welches von denſelben um ſo mehr er— 
wartet werden kann, als dieſe Vorſicht zum Beſten ihrer Unter— 
thanen nothwendig iſt, und das Aerar von den Auslagen für 
Koſt, Wohnung, Beheitzung und Heilung ſolcher Kranken, wenn 
ſie arm ſind, zwei Drittheile beſtreitet. 

Dem ſämmtlichen öffentlichen und Privat-Sanitätsperſonale 
iſt zur ſtrengſten Pflicht zu machen, zur Verminderung dieſer 
Krankheit im Lande das Möglichſte beizutragen, und die Arzt: 
liche Behandlung! diefer Kranken in keinem Falle zu verweigern 
oder zu vernachlaͤſſigen. 

G. 27. Febr. 1825, 3. 10329 (P. G. S. VII. 61). 

Die Dominien haben die mit der Luſtſeuche behafteten Ur— 
lauber an das nächſte Militärſpital abzugeben. 
G. 26. Juli 1825, 3. 35609 (P. G. S. VII. 156). 


Wegen Mangel an Civilkrankenanſtalten wird die Unter— 
bringung armer, mit der Luſtſeuche behafteter Kranken in den hier— 
landes befindlichen Militärſpitälern angeordnet. 
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G. 29. Jänner 1827, 3. 5580 (P. G. S. IX. 22). 

Mit hohem Hofkanzleidekrete vom 10. l. M., 3. 37267, 
wurde eröffnet, die k. k. allgemeine Hofkammer habe aus Gele— 
genheit eines, die Behandlung der ſyphilitiſchen Kranken in einem 
Spitale betreffenden, ſpezifiſchen Falles erklärt: daß fie ſich ver- 
pflichtet ſehe, ſich künftig an die Cinoſur zu halten, wornach ſie 
nur dann, wenn das Kurkoſtenverzeichniß längſtens binnen ſechs 
Monaten nach vollendeter Kur. eingereicht, und die Beweiſe über 
die Mittelloſigkeit der Geheilten auf die vorſchriftsmäßige Weiſe 
hergeſtellt ſein werden, ſich zur Zahlung der das Kamerale 
treffenden Vergütungsbeträge herbeilaſſen werde. 

Indem man die k. k. Kreisämter von dieſer Entſchließung 
in die Kenntniß ſetzet, und denſelben zugleich die hierortige Ver— 
ordnung vom 5. Hornung 1815, 3. 3251 — nach welcher die 
Medikamentenrechnungen der Kameralwundärzte und Apotheker 
binnen ſechs Monaten, von der Ordination zu rechnen, vorzulegen 
ſind — in Exinnerung bringt, wird den k. Kreisämtern zugleich 
aufgetragen, die Apotheker, Kameralwundärzte und Spitals— 
verwaltungen von dieſer Anordnung mit dem Beiſatze in die 
Kenntniß zu ſetzen, daß jede derlei nach dem feſtgeſetzen Termin 
eingereichte Rechnung ohne weiters gerade zurückgeſtoßen, und 
die hierauf etwa erfolgten Vorſchüſſe werden eingetrieben werden. 

Zugleich wird mit Beziehung auf die hierortige Weiſung 
vom 9. und 30. Marz 1807, 3. 18528 und 20939, erinnert, daß 
bei Anweiſung und Uebernahme ſolcher Kranken in die Heilung 
oder in eine Krankenanſtalt zu dieſem Zweck ſtets das Zeugniß 
über die Mittelloſigkeit der Kranken abzufordern, oder die Mit— 
telloſigkeit von der Ortsobrigkeit beſtätiget, und das Zeugniß, 
oder dieſe Beſtätigung, der Kurkoſtenrechnung beizulegen ſind, 
ohne welche ſelbe nicht paſſirt werden wird. 

G. 13. März 1832, 3. 14313 (P. G. S. XIV. 92). 

Ueber eine neuerliche Eröffnung des k. k. General-Militär⸗ 
Kommando, daß auch auf dem flachen Lande ſich die ſyphiliti⸗ 
ſchen Krankheiten öfters veroffenbaren, und dadurch die Ver— 
breitung dieſes Uebels unter dem Militär geſchehe, wird den k. 
Kreisämtern mit Beziehung auf die hierortige Weiſung vom 
8. l. M., 3. 9296, nachträglich erinnert, die mit der Luſtſeuche 
behaftet entdeckten Civil-Individuen auf das ſchleunigſte zu einer 
zweckmäßigen Heilung entweder in das nächſte Civil- oder Militär- 
ſpital abzuliefern, zu deren unbeanſtändeten Aufnahme die Militär 
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ſpitäler erſt unlängſt erneuert von dem k. k. General⸗Militär⸗ 
Kommando angewieſen worden find, wie dieß den k. Kreisämtern 
in dem hierortigen Erlaſſe vom 24. Jänner l. J., 3. 2971, be— 
kannt gegeben worden iſt. 

G. 28. April 1835, 3. 18422 (P. G. S. XVII. 210), 

Das k. General-Militär-Kommando hat unter dem 19. 
v. M., Z. 1997, K, hieher eröffnet, daß wegen dem Fortſchrei— 
ten der Zunahme der mit der Luſtſeuche behafteten Kranken in 
den Militär-Spitälern, dasſelbe unter Einem, um dem Publi— 
kum zur Entdeckung der mit der Luſtſeuche behafteten weiblichen 
Individuen möglichſt behüflich zu ſein, an alle Truppenkörper 
den gemeſſenen Befehl erlaſſe, jeden mit der Luſtſeuche behafteten 
Mann mit aller Strenge zur Angabe jener Weibsperſon zu ver— 
halten, mit welcher er Verkehr hatte. Die Truppen-Komman— 
danten werden ſodann dieſe Individuen den betreffenden Obrig— 
keiten im Dienſtwege mittheilen, damit ſelbe ohne Zögerung die 
Unterſuchung ſolcher Weibsperſonen und deren Uebergabe in das 
Civil- oder Militärſpital veranlaſſen können. 

Die k. Kreisämter haben daher ſämmtlichen Dominien und 
Obrigkeiten, mit Beziehung auf die, zur Auffindung und Til— 
gung der Luſtſeu he erfloſſenen, früheren häufigen Verfügungen, 
wohin beſonders jene vom 9. März 1807, 3. 18528, dann vom 
17. Okt. 1824, 3. 54463, vom 26. Juli 1825, 3. 35609, und 
vom 27. Juli 1827, 3. 36303, gehören, unter ſtrenger Ahn— 
dung aufzutragen, daß ſelbe mit ununterbrochener Aufmerkſam— 
keit und mit Benützung der polizeilichen Maßregeln den Geſund— 
heitszuſtand der Bewohner ihres Bezirkes beobachten, nach Um: 
ſtänden auch die im erwähnten Erlaſſe vom Jahre 1807, 8. 1, 
angedeuteten Reviſionen, jedoch ſtets mit der erforderlichen ſcho— 
nenden Umſicht vornehmen zu laſſen, vorzüglich aber ſich über 
jene liederlichen und wegen ihrem Lebenswandel verdächtigen 
Weibs perſonen die ärztliche Ueberzeugung zu verſchaffen haben, 
damit ſowohl ſolche Perſonen zu einem ordentlichen Lebenswan— 
del zurückgeführt, als auch, wenn ſie etwa mit einem ſyphiliti— 
ſchen Uebel befallen gefunden werden, alſogleich und ohne Auf— 
ſchub in das nächſte Militär- oder Civilſpital mit einer ſchrift— 
lichen Anweiſung, in welcher der Name und Wohnort der 
Kranken aufgeführt iſt, unter Begleitung, zur Heilung abgeführt 
werden. 

Was endlich jene Weibsperſonen betrifft, welche (in Folge 
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der, im Eingange berührten, militäriſcher Seits getroffenen Ber: 
anlaſſungen) von einem Truppen » Kommando der Ortsobrigkeit 
an der Luſtſeuche, nach der Ausſage eines Soldaten, verdächtig 
angezeigt wurden: ſo wird nach vorläufig eingeholter Ueberzeu— 
gung von dem Lebenswandel ſolcher namhaft gemachter Per— 
ſonen, und auf eine ihrem etwa noch guten Rufe unnachtheilige 
Art, die Nachforſchung zu pflegen, und im Falle, wo ſich dieſe 
Anzeige durch eine ärztliche, genau vorzunehmende Unterſuchung 
beftätiget, dasjenige vorzukehren fein, was die beſtehenden Ver— 
ordnungen im Zuſammenhalt der Umſtände als angemeſſen er— 
heiſchen. 

G. 18. Mai 1835, 3. 21583 (P. G. S. XVII. 238). 

Laut der Eröffnung des k. k. galiziſchen General-Kommando 
vom 30. März 1835, 3. 2298, hat der k. k. Hofkriegsrath mit 
dem Reſcripte vom 16. März 1835 befunden, zur Vergütung 
der Verpflegs- und Heilkoſten für die in die Militär⸗Spitäler 
aufgenommenen ſyphilitiſchen Civilkranken, vom 1. Mai 1835 
angefangen, den Pauſchalbetrag von 24 kr. C. M. täglich pr. 
Kopf feſtzuſetzen. 

Die Kreisämter werden hiervon zur Wiſſenſchaft und Ver: 
ſtändigung der Dominien, welche mit % der Koſten für derlei 
mittellofe Kranke ins Mitleiden treten, in die Kenntniß geſetzt. 

Nachdem bei dieſem hohen Pauſchalbetrage die Behand: 
lung ſyphilitiſcher Civilkranken in Militär-Spitälern koſtſpieli⸗ 
ger wird, als dieß bisher der Fall war, fo werden die Kreis: 
ämter ſelbſt die Nothwendigkeit einſehen, daß von der Befugniß, 
ſolche Kranke in Militär: Spitälern heilen zu laſſen, nur, wo 
es unausweichlich erſcheint, Gebrauch zu machen ſei. In Orten, 
wo ſich entſprechende Civil-Heilanſtalten befinden, find ohnehin 
ſyphilitiſche Kranke ausſchließend nur an dieſe zu weiſen. Allein 
auch aus andern Ortſchaften iſt, nach genau zu erwägenden Um— 
ſtänden, die Abſendung derſelben in ein ſelbſt etwas mehr entlege— 
nes Civil⸗Spilal dem allenfalls näher liegenden Militär⸗Spitale 
thunlichſt vorzuziehen. 

Sollte es übrigens den k. Kreisämtern in den unterſtehen— 
den Kreiſen nicht an Gelegenheit fehlen, die vorkommenden ſy— 
philitiſchen Civilkranken in Local⸗Spitälern und ſonſtigen Givil- 
Anſtalten, gegen eine wohlfeilere Vergütung heilen zu laſſen, ſo 
gewärtigt man hierüber die Anzeige, mit der Nachweiſung des 
Heil und Verpflegskoſtenbetrages, auf welchen derlei Kranke 
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in dieſen Anſtalten täglich zu ſtehen kommen, um daraus das 
Verhältniß des von dem Militär-Aerar angeſprochenen Pauſchal— 
betrages gegen die, in den dortkreiſigen Civil-Heilanſtalten beſte⸗ 
hende, tägliche Beköſtigung eines derlei Kranken näher beurtheilen 
zu können. 

G. 5. Febr. 1836, 3. 4386 (P. G. S. XVIII. 44). 

Um den beſtehenden vielfältigen Anordnungen zur Auffindung 
und Heilung der ſyphilitiſchen Kranken noch weiteren Vorſchub 
zu geben, iſt man mit dem k. k. Militär-General-Kommando 
übereingekommen, daß, im Falle das Uebel der Luſtſeuche unter 
dem Civile oder Militäre auszubrechen und ſich zu verbreiten 
drohet, die Maßregeln zur Beſchränkung desſelben, dann zur 
ſchleunigen Ausmittlung und Heilung der damit Behafteten, ein— 
vernehmlich mit den Militär-⸗Stations-Kommanden von der be- 
treffenden Ortsobrigkeit zu erwägen, und mit Beobachtung der 
beſtehenden Vorſchriften für die erkrankten Militär- oder Civil— 
Individuen in Vollzug zu ſetzen ſind. 

Wovon die k. Kreisämter zur Darnachachtung mit dem Bei⸗ 
ſatze in die Kenntniß geſetzt werden, daß die Dominien und 
Ortsobrigkeiten, fo wie das Sanitäts-Perſonale, hievon zu ver— 
ſtändigen, und daß, wie es bis nun geſchah, die diepfälligen 
Rapporte über ſolche in Heilung übernommene, oder in eine 
Krankenanſtalt überſendete Kranke hieher einzuſenden ſind. 


G. 5. Nov. 1837, 3. 68409 (P. G. S. XIX. 776). 

Den von verſchiedenen Militärſpitälern monatlich einlan— 
genden Heil- und Verpflegskoſtenberechnungen über die da— 
ſelbſt an der Luſtſeuch te behandelten Civilkranken werden die 
Vermögensnachweiſungen oder Armuthszeugniſſe der Behandelten 
nur äußerſt ſelten angeſchloſſen, für die Behandelten werden 
daher die aufgelaufenen Koſten in der Vorausſetzung ihrer Ar— 
muth größtentheils vom Staatsſchatze mit zwei Drittel beſtritten, 
ungeachtet es Falle geben kann, wo ein oder der andere Kranke 
die Heil- und Verpflegskoſten ſelbſt zu zahlen im Stande wäre. 

Da nach den beſtehenden Vorſchriften das Kameral-Aerar 
die aufgelaufenen Spitalskoſten für Luſtſeuchekranke nur dann 
mit zwei Dritteln über ſich nimmt, wenn erwieſen wird, daß 
der Kranke zahlungsunfähig ſei — was jedoch nur mittelſt eines 
Armuthszeugniſſes der betreffenden Ortsobrigkeit und des Pfarrers 
erörtert werden kann — ſo iſt darüber zu wachen, damit bei Ueber⸗ 
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gabe ſyphilitiſcher Civilkranken in die Militärſpitäler, entweder 
die Zahlungsfähigkeit des zu Behandelnden angegeben, oder 
aber die Armuthszeugniſſe, welche zum Rechnungsbeleg zu dienen 
haben, den Spitälern zugeſtellt werden; widrigenfalls der Ob— 
rigkeit oder Behörde, auf deren Veranlaſſung die Anweiſung 
und Aufnahme erfolgen wird, die Koſten werden zum Erſatze 
vorgeſchrieben werden. 
G. 9. Juli 1888, 3. 41962 (P. G. S. XX. 330). 

Ausmaaß der Kur- und Verpflegskoſten für die, in Civilſpi⸗ 
tälern behandelten, ſyphilitiſchen Kinder unter 7 Jahren. 


Maaß und Gewicht. 
C. 6. Sept. 1787. Ged. (Pill. S. Nr. CVI. S. 174). 

I. Bleibt das der Zeit hierlandes übliche Maaß und Ge— 
wicht nach ſeinen verſchiedenen Abtheilungen und Benennungen, 
vom 1. Nov. 1788 an, für allen und jeden Kauf und Verkauf, 
obrigkeitliche Abgaben und zollämtliche Gebühren beſtimmt; die 
Aufſicht aber darüber, daß niemand im Maaß und Gewichte ver— 
kürzt werde, wird den Magiſtraten und Ortsobrigkeiten mit der 
Bedrohung aufgetragen, daß, wenn eine Partei im Verkaufe ſich 
einer betrüglichen Maaßerei, Wage oder Gewichts bedienen 
würde, ſowohl die Parteien, als das zur Aufſicht beſtellte Magi— 
ſtrats-Individuum oder der obrigkeitliche Beamte, in ſoferne ſie 
die betrügliche Handlung duldeten, nach Beſchaffenheit der Um— 
ſtände mit den in dem allgemeinen Geſetzbuche beſtimmten Leibes— 
oder willkürlichen Geldſtrafen belegt werden ſollen. 

2. Haben die Magiſtrate und Obrigkeiten, wenn ſie mit 
echten Lemberger Maaßereien und Gewichten noch nicht verſehen 
ſind, ſich ſolche auf eigene Koſten beizuſchaffen, um hiernach jene 
Maaßereien und Gewichte, deren ſich in ihrem Bezirke die Par— 
teien zum Verkaufe bedienen, in Rückſicht auf ihre Richtigkeit 
beurtheilen, und wenn ſie ſolche für echt erkannt haben, zum 
allgemeinen Beweiſe der Echtheit, mit dem obrigkeitlichen Stämpel 
unentgeldlich bezeichnen zu können. Ohne eine ſolche Bezeichnung 
werden nirgend Maaßereien und Gewichte geſtattet, daher ſind 
den dagegen handelnden Parteien die unbezeichneten Maaßereien 
und Gewichte ſogleich abzunehmen, auch denſelben aller Handel 
in ſo lange einzuſtellen, bis ſie ſich mit der echten Maaßerei und 
Gewichte verſehen haben werden. 
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3. Sind weder bei den Magiſtraten der Städte, noch bei den 
Obrigkeiten, eigene beſoldete Beamte oder Adjuſtirer anzuftellen, 
ſondern die Profeſſioniſten, welche die Maaßereien und Gewichte 
verfertigten oder ausbeſſerten (mit denen ſich die Parteien, ſo 
wie über eine andere zu verfertigende Waare, des Preiſes halber 
einverſtehen müſſen), oder die Parteien ſelbſt haben die Maaßereien 
und Gewichte zur unentgeldlichen obrigkeitlichen Approbation und 
Bezeichnung zu überreichen; dieſe hat jedoch die Obrigkeit in ſo 
lange zu verſagen, bis die neuen oder verbeſſerten alten Maaßereien 
und Gewichte den Original-Maaßereien und Gewichten, oder den 
ſogenannten Altvätern vollkommen gleich werden befunden wer— 
den. Weil aber die von den Magiſtraten und Obrigkeiten ſich 
der Zeit beizuſchaffenden oder ſchon bei Handen habenden Altväter 
ſelbſt durch den längeren Gebrauch abgenützt, und ſodann wieder 
in ihre Richtigkeit gebracht werden müßten, den Magiſtraten 
und Obrigkeiten aber es zu koſtſpielig und beſchwerlich fallen 
würde, wenn ſie ſich wegen Berichtigung ihrer Altväter jedesmal 
in die Hauptſtadt begeben müßten: ſo werden 

4. zu deren Erleichterung in jedem Orte oder Stadt, wo 
ſich ein Kreisamt befindet, die ſogenannten Altväter von allen 
Gattungen aufbewahrt ſein, damit nach ſolchen die Original— 
Maaßereien und Gewichte der Magiſtrate und Obrigkeiten im 
Erfordernißfalle unter der Aufſicht des Kreisamtes ebenfalls un— 
entgeldlich wieder berichtiget werden können. 


C. 20. Febr. 1788 Ged. (Pill. S. Nr. XIV. S. 19). 2 

Das wienerifche Maß und Gewicht fol, laut nachträglicher 
höchſter Entſchließung vom 2. Febr. 1788, ſo wie es bisher üblich 
war, ſowohl bei den k. Zoll- und Tabakgefällen, als auch bei den 
Kaſſaämtern beibehalten werden. 


G. 27. Dez. 1834, Z. 543 15 (P. G. S. XVI. 551). 

1. Die am 6. Sept. 1787 erlaſſene, und ſeither ſehr oft und 
letztens am 4. Juni 1813 durch ein gedrucktes Kreisſchreiben er: 
neuerte Vorſchrift wegen Beobachtung des vorgeſchriebenen Maaßes 
und Gewichtes, dann der Cimentirung desſelben, welche beinahe 
überall, beſonders auf dem flachen Lande gänzlich außer Acht 
gelaſſen werden, iſt den Magiſtraten und Obrigkeiten erneuert in 
Erinnerung zu bringen, und den Erſteren zur Pflicht zu machen, 
bei jenen Handelsleuten und Gewerben, welche nach Maaß und 
Gewicht handeln oder verkaufen, öftere unvermuthete Reviſionen 
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vorzunehmen, und insbeſondere bei den öffentlichen Märkten dars 
auf zu ſehen, damit ſich nur eines echten und richtigen Maaßes 
bedient werde, was als Grundſatz bei jeder: dießfälligen Amts⸗ 
handlung anzunehmen iſt. 

Vorzüglich ſind die jüdiſchen Krämer, Handelsleute und 
Getreidehändler, bei welchen häufiger unrichtige Maaße und Ge— 
wichte vorkommen ſollen, im Auge zu behalten. 

Es iſt auch unerläßlich nothwendig, daß die Kreiskommiſſäre 
bei Gelegenheit ihrer Dienſtreiſen ſelbſt einzelne Unterſuchungen 
über die Echtheit im Maaß und Gewichte vornehmen; es muß 
aber 

2. in jedem Fall die Einleitung getroffen und ſich hierüber 
die volle Ueberzeugung verſchafft werden, damit die Obrigkeiten, 
und zwar vorzüglich die größern, und die Magiſtrate durchaus 
mit den in dem Kreisſchreiben vom 6. Sept. 1787 angedeuteten 
Muſter⸗Maaßen (Altvätern) verſehen werden, nachdem ein größe— 
rer Theil dieſelben auch bis nun zu noch nicht beſitzen ſoll, und 
es unmöglich wäre, die Richtigkeit der vorkommenden Maaße ge— 
hörig zu prüfen, wenn es an jenen Hilfsmitteln fehlen ſollte. 

3. Gehört die Cimentirung und Adjuſtirung der Maaße und 
Gewichte zu den wichtigeren Beſchäftigungen der Magiſtrate, 
und ſolche kann daher nicht wohl einem einzelnen und minderen 
Beamten, als z. B. dem Polizei-Reviſor, wie es häufig der 
Fall iſt, allein überlaſſen werden. Die Magiſtrats-Vorſteher 
ſind daher anzuweiſen, dieſe Unzukömmlichkeit da, wo ſelbe noch 
beſtehen dürfte, unverweilt abzuſtellen, und eine dem Zwecke 
angemeſſene Einleitung und Kontrollirung jener Beſchäftigung 
einzuleiten. 

4. Im öffentlichen Handel und Wandel ſind alle beſondern, 
wie immer Namen oder was immer für Formen habenden Maaße 
und Gewichte, außer dem Lemberger und Wiener Gewichte, wo 
dieſes beſonders vorgeſchrieben iſt, in der Bukowina aber der 
dort üblichen beſondern Maaße und Gewichte, zu beſeitigen, und 
in keinem Falle mehr ferner zu dulden. Wo nach privatrechtliche 
Titeln, einzelnen Abgaben, Natural- oder andern Leiſtungen 
noch eigene Maaße und Gewichte beſtehen, mögen Erſtere nach 
ſolchen zwar noch ferner gefordert und abgeſtellt werden, in jedem 
Falle aber, wo ſelbe öffentlich Statt finden, oder ämtlich zur 
Sprache kommen, iſt ſtets dafür zu ſorgen, damit gleichzeitig 
eine Reduktion dieſer Leiſtungen nach den geſetzlichen Maaßen und 
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Gewichten vorgenommen, und künftig nur nach Letzteren vorge— 
gangen werde. 

5. Kann weder den Urproducenten, noch irgend einem an— 
dern Marktgaſt, die Beibringung eines eigenen Maaßes und Ge⸗ 
wichtes zur Pflicht gemacht werden. 

Es bleibt überall die Sache derjenigen Partei, welche bei 
dem Kauf oder Verkauf eines Gegenſtandes einen Zweifel in das 
vorhandene Maaß und Gewicht ſetzt, bei der betreffenden Obrigkeit 
die, Amtliche Uebermeſſung oder Ueberwägung nach den Urmaaßen 
in Anſpruch zu nehmen. 

6. Die Glas-Erzeuger können zwar aufgefordert werden, 
ihre Erzeugniſſe, welche zum öffentlichen Gebrauch und Verkauf 
von Flüſſigkeiten beſtimmt ſind, nach dem vorſchriftmäßigen 
Maaßgehalt zu verfertigen; bei der Verſchiedenheit ihrer Erzeug— 
niſſe aber und der verſchiedenen Manipulation hiebei, darf denſelben 
eine ſolche Maaßhältigkeit keineswegs unmittelbar zur Pflicht ges 
macht werden. 

Dagegen bleibt es überall die Sorge der Ortsobrigkeiten, 
darüber zu wachen, damit unmaaßhältige Gläſer, Flaſchen und 
ſonſtige gläſerne Geräthe beim Kauf und Verkauf in öffentlichen 
Gewerben und im Handel als ein beſtimmtes Maaß in keinem 
Falle benützt, ſondern nur das maaßhältige cimentirt, das iſt: 
das obrigkeitliche Cimentirungszeichen mit Siegellack auf einen 
angemeſſenen Theil aufgedrückt, oder dasſelbe auf eine andere 
entſprechende Art mit Erſterem bezeichnet, oder ſonſt aus der Be— 
nützung gebracht werde; dagegen ſteht Jedermann frei, dieſe oder 
welche immer andere Art Gefäße zu ſeinem bloßen Privat-Ge⸗ 
brauche zu benützen. 


Mädchenſchule. 

A. h. E. 4. Sept. 1819; G. 30. Okt. 1819, 3 50213 (P. G. S. 1. 358). 

Zur Emporbringung des weiblichen Unterrichts ſollen die 
weiblichen Lehrerinnen, ſo wie die männlichen Lehrer, durch einen 
Präparandenkurs für ihren Beruf gebildet werden. — Kein 
Mädchen, welches die dritte Klaſſe zurückgelegt hat, darf von 
dieſem Unterricht ausgeſchloſſen werden, die fähigeren find dazu 
aufzumuntern, und alle weiblichen Lehrgehilfenſtellen nur an 
ſolche Perſonen zu vergeben, welche über einen guten Fortgang 
in dieſer Vorbereitungsklaſſe ſich ausgewieſen haben. Den zwei 
Fähigſten in dieſer Klaſſe wird ein Stipendium von jährlichen 
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80 fl. aus dem Schulenfonde bewilligt, gegen einen Revers ihrer 
Aeltern oder Vormünder, daß dieſe Stipendiſten durch drei Jahre 
jedem Rufe zu einer Lehr- oder Gehilfenſtelle folgen werden. In 
dieſem Präparandenkurs muß auch der Unterricht und die Uebung 
in weiblichen Handarbeiten thätig betrieben werden. 
G. 30. Juli 1827, 3. 50248 (P. G. S. IX. 322). i 

Mit Dekret der Studienhofkommiſſion vom 14. v. M., 
Z. 3394, iſt neuerlich als ein für alle vorkommenden Fälle gilti- 
ger Grundſatz feſtgeſetzt worden, daß den Schuldiſtriktsaufſehern 
bei Kommiſſionsreiſen in ihren Bezirken keine Diäten und Reiſe— 
koſten, am wenigſten aber aus dem Schulenfonde, bewilliget wer— 
den dürfen; daß aber dagegen die Schuldiſtriktsaufſeher auch nicht 
zu Kommiſſionen, wo es ſich um Errichtung einer neuen Schule 
handelt, zur Mitwirkung bei Sicherſtellung der Schuldotationen, 
und wegen Bauführungen u. dgl. verwendet werden ſollen, weil 
ſie zwar bei ihren jährlichen Schulviſitationen die Gebrechen der 
Schulgebäude den Kreisämtern anzuzeigen, dieſe aber wegen der 
nöthigen Abhilfe die weitere Verhandlung zu pflegen haben. 

So viel es die Mädchenſchulen betrifft, fo ſeien dieſelben, 
gleich den Trivialſchulen, als bloße Local- und Gemeindeanſtal⸗ 
ten zu betrachten, für deren Lehrperſonale zunäachſt die eingeſchul— 
ten Gemeinden zu ſorgen haben, wenn nicht andere Localquellen 
zur Dotirung derſelben vorhanden ſind. Dieſes Verfahren gelte 
auch dann, wenn eine Mädchenſchule mit der Kreis- oder anderen 
Hauptſchule zur Zeit vereinigt fein ſollte, und könne dem dabei 
verwendeten Lehrperſonale von nun an keine Remuneration aus 
dem Schulenfonde mehr bewilliget werden. 

Wo demnach der Fall der Erweiterung einer ſchon beſte— 
henden, oder der Errichtung einer neuen Mädchenſchule eintritt, 
da muß wegen Dotirung der bleibend aufzuſtellenden, oder wegen 
Remunerirung der zeitweilig zu verwendenden Individuen die 
Verhandlung in der nämlichen Art gepflogen werden, wie ſie für 
die Ausmittlung der Dotationgn für Trivialſchulen vorgezeichnet 
iſt, weil von nun an das Eine und das Andere dem Schulen— 
fonde nicht mehr aufgebürdet werden darf. 

Dagegen wird den Kreisämtern zur Pflicht gemacht, und 
zur gleich ſchleunigen und zweckmäßigen Behandlung nachdrück— 
lich empfohlen, über jedes Anlangen des Konſiſtoriums, wo es 
ſich um die Errichtung einer neuen, beſonders aber um die Er— 
haltung einer proviſoriſch etwa ſchon eröffneten Mädchenſchule, 
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oder einer bereits ſyſtemiſirten ſolchen Lehranſtalt, die aber wegen 
Zunahme der Zahl der Schülerinnen mit einer oder mehreren Ab— 
theilungen mittlerweile erweitert wurde, die gehörigen Mittel in 
Anwendung zu bringen, um dem dabei verwendeten Lehrindivi— 
duum durch Benützung aller ſich darbiethenden Lokalquellen, ſohin 
durch Beiträge von den dabei intereſſirten Patronen, Dominien 
und Gemeinden, nicht minder der einzelnen Gemeindeglieder, 
deren Kinder die Schule befuchen, die nöthige Subſiſtenz ohne 
Zeitverluſt zu ſichern. (Siehe das Schlagwort Hauptſchule. 
G. 13. Okt. 1835, 3. 56467). 


Magnetiſiren. 

A. h. E. v. 31. März 18155 G. 48. April 1815, 3. 14489 (Gen. 218). 

Da das Einſchläfern, Magnetiſiren und der Verkauf des 
magnetiſchen Waſſers in den k. k. Erbſtaaten verbothen iſt, ſo 
iſt hierüber zu wachen, damit Niemand ſich damit abgebe; auch 
ſind die Uebertreter dieſes Verbotes den betreffenden Behörden 
ſogleich zur Amthandlung bekannt zu machen. (Erneuert mit 
a. h. E. 7. Juli 1824; H. 29. Juli 1824; G. 28. Auguſt 1824, 
Z. 50035, P. G. S. VI. 159.) 


Marktpreistabellen. 
G. 13. Zanner 1829, 3. 58865 (p. G. S. XI. 18). 

1. Die Erhebung und Ausweiſung der Marktpreiſe hat 
dort, wo regulirte Magiſtrate beſtehen, von dem betreffenden 
Magiftratsreferenten unter Beiziehung zweier rechtlichen Bür— 
ger aus der Gemeinde, vorzugsweiſe jener, welche des Leſens 
und Schreibens kundig find, und mit Beiziehung des Polizei- 
Reviſors zu geſchehen. 

Unter keinem Vorwande, und unter ſtrenger Verantwor— 
tung des Magiſtratsvorſtehers, darf dieſe Erhebung dem Polizei— 
Reviſor allein, oder einem Kanzlei⸗Individuum des Magiſtrats 
überlaſſen werden. 

2. Wo keine regulirte Magiftrate, ſondern nur Kämmereien 
beſtehen, iſt dieſes Gefchäft einem eigenen Kämmerei-Indivi⸗ 
duum, ebenfalls unter Beiziehung zweier rechtlicher Bürger, zuzu⸗ 
weiſen. In allen Orten, wo nebſt dem Magiſtrat oder der Käm— 
merei zugleich eine Dominikaljurisdiktion ſich befindet, und wo 
ſomit entweder der obrigkeitliche Juſtiziar oder Mandatar wohnt, 
hat die Erhebung und Ausweiſung der Marktpreiſe auf die oben 
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vorgeſchriebene Art, jedoch gemeinſchaftlich mit dem Juſtitiaͤr 
oder Mandatar, zu geſchehen. 

In Marktorten endlich, wo bloße Privat⸗Dominikal⸗Juris⸗ 
diktionen beſtehen, hat dieſe Erhebung durch den Mandatar mit 
Zuziehung der Ortsvorſteher und zweier rechtlicher Gemeindeglie⸗ 
der zu geſchehen. 

3. In der Kreisſtadt iſt zu dieſer Erhebung ein Kreisbe⸗ 
amter, welcher die nöthigen Kenntniſſe beſitzt, vom Kreishaupt⸗ 

mann zu beſtimmen, welcher die genaue Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften durch die zur Erhebung der Marktpreiſe beſtimmte 
Kommiſſion, und die einzelnen Individuen derſelben zu überwa⸗ 
chen hat. 

4. Die ſaͤmmtlichen zur Erhebung der Marktpreiſe beftimm- 
ten Individuen, ſowohl Beamte, als die beigegebenen Bürger 
oder Gemeindeglieder, ſind für die Richtigkeit der Marktpreiserhe⸗ 
bungen und für die genaue Befolgung der gegenwärtigen Vorſchrift 
perſönlich verantwortlich, und find daher bei Befund der Unrich- 
tigkeit, nach Beſchaffenheit der Umſtände, ſogleich mit empfindli⸗ 
chen Strafen zu belegen, im Falle abſichtlich eingetretener falſcher 
Angaben aber nach dem Geſetzbuch über ſchwere Polizei⸗Ueber⸗ 
tretungen und Verbrechen zu behandeln. 

5. Dieſem zu Folge iſt daher auch bei der Wahl der, der 
Erhebung der Marktpreiſe beizuziehenden Bürger mit Klugheit 
und Vorſicht vorzugehen, damit hiezu eifrige, verſtändige und 
redliche Leute gewählt werden, welchen der Zweck und die Wich⸗ 
tigkeit des in der Frage ſtehenden Geſchäftes, ſo wie ihre hieraus 
hervorgehende eigene Verantwortlichkeit, genau zu erklären iſt, 
und welche dann für die genaue Erfüllung ihrer Obliegenheit zu 
beeiden ſind. 

Von der Wahl hiezu ſind überhaupt alle jene Gewerbsleute 
ausgeſchloſſen, deren perſönliche Verhaͤltniſſe oder Nahrungser⸗ 
werbe irgend eine nachtheilige Einwirkung auf dieſe Geſchäfte 
beſorgen laſſen. 

Dagegen ſind aber auch dieſe beeideten Bürger oder Ge⸗ 
meindeglieder von Monat zu Monat zu wechſeln, um ſelbe nicht 
mit ihrem Nachtheile ihrem Erwerbe zu ſehr zu entziehen. 

6. Die ſolcher Geſtalt gebildete Markt⸗Kommiſſion hat ſo⸗ 
nach an jedem Markttage die eigentlichen wahren Marktpreiſe 
dadurch gründlich zu erheben, daß ſich nicht etwa bloß mit den 
Preiſen begnügt werde, welche die zu Markte kommenden Ver⸗ 
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käufer auf Befragen anfordern — ſondern daß ſich die Markt: 
Kommiſſion in die Kenntniß der wirklich abgeſchloſſenen Verkäufe 
ſetze, und die wahren Preiſe erhebe, um welche die Verkäufe ab- 
geſchloſſen wurden. 

Die Kommiſſion hat daher mit Ernſt und Genauigkeit 
darauf zu ſehen, daß derſelben die wahren Preiſe angegeben, 
und die beſonders in dem Zwiſchenhandel der Juden ſo oft Statt 
findenden Umtriebe in den Preiſen beſeitigt — jene Parteien 
aber, welche ſich abſichtlich unrichtige Preisangaben 
erlauben, ſogleich zur Kenntniß der Ortsobrigkeit gebracht, 
und von derſelben auch ohne Weitlaͤuſigkeiten ſogleich beſtraft 
werden. 

7. Alle ſonach von der Markt⸗Kommiſſon erhobenen Käufe 
und Verkäufe ſind in das vorgeſchriebene, nach dem mitfolgenden 
Formulare zu führende Marktbuch genau einzutragen, wobei die 
Kommiſſion darauf zu ſehen hat, daß die an verſchiedenen Orten, 
beſonders in den kleineren Marktorten, etwa noch gebräuchlichen, 
jedoch nach den wiederholten und beſtimmten Anordnungen kei— 
neswegs zu duldenden, verſchiedenen Maßereien bei der Eintra— 
gung der Verkäufe in das Marktbuch auf das vorgeſchriebene 
Lemberger Korezmaß von 32 Garnetz reduzirt, und ſonach auch 
der Verkaufspreis nach niederöſterreichiſchen Metzen berechnet und 
eingetragen, dieſes erſtere Maß aber überall und beſtimmt einge⸗ 
führt werde. 

Zugleich iſt bei der Erhebung der Verkäufe und ihrer Preiſe 
auch die Qualität der verkauften Früchte genau zu erheben, und 
nach den Unterabtheilungen: gut, mittelmäßig und ſchlecht in dem 
Marktbuche anzumerken. 

Die Preiſe in dem Marktbuche ſind nur in Konbenzlons 
Münze mit Gulden und Kreuzer zu notiren. 

8. Aus ſämmtlichen, an einem Markttage abgefchfoffehen; 
erhobenen und in das Marktbuch eingetragenen Käufen und 
Verkäufen, iſt ſodann der Durchſchnittspreis zu berechnen, und 
in das Marktbuch einzutragen, welches dann jedesmal gehörig 
abzuſchließen, zu datiren, und von allen Kommiſſionsgliedern zu 
fertigen iſt. 

9. Wenn die Marktpreiſe gegen jene der vorgegangenen 
Märkte beträchtlich oder plotzlich ſteigen, oder fallen, fo hat 
die Markt⸗Kommiſſion die Urſache hievon auf das genaueſte zu 
erforſchen, wobei das vorzuͤgliche Augenmerk dahin zu richten 
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iſt, ob nicht etwa wegen bevorſtehender Unternehmungen des 
Staats, wegen Subarrendirungen, Lieferungen, ſchlechten We⸗ 
gen, dringender Feldarbeit und dgl. ein abſichtliches künſtli⸗ 
ches oder zufälliges Steigen oder Fallen der Preiſe hervorge⸗ 
bracht wurde. 

Dasſelbe hat auch dann zu geſchehen, wenn die Kommiſſions· 
glieder auffallende Abweichungen der Marktpreiſe von den Markt⸗ 
preiſen der benachbarten Marktorte, oder von den gleichzeitigen 
Verkaufspreiſen der Umgegend, wahrnehmen. Die in allen dieſen 
Hinſichten geſammelten Notizen und hierüber zu machenden Be: 
merkungen ſind mit wenigen Worten in das Marktbuch einzutra⸗ 
gen, und von ſämmtlichen Kommiſſionsgliedern zu fertigen. 

10. Die Kreiskommiſſäre haben hei ihren Dienſtreiſen nicht 
bloß durch die Einſicht der Marktbücher, ſondern vorzüglich da⸗ 
durch ſich von der richtigen und genauen Erhebung der Markt: 
preiſe und von der vorfchriftsmäßigen Führung der Marktpreis- 
bücher zu überzeugen, daß ſelbe, wenn ſie an Markttagen in den 
Marktorten ſelbſt zugegen find, das Benehmen der Marktkom⸗ 
miſſion beobachten, und ſonſt auf geeignete Weiſe ſich erkundigen, 
wie die Marktkommiſſionen ihre Pflichten erfüllen. Worüber die 
Kreiskommiſſäre vierteljährig dem Kreisamte Bericht zu erſtatten 
haben, und hiezu mit Ernſte zu verhalten ſind. 

Die Kreiskommiſſäre haben daher bei jedesmaliger in das 
Marktbuch genommener Einſicht dasſelbe zu vidiren, und die 
Herrn Kreishauptleute haben ſich bei ihren Bereiſungen zu über: 
zeugen, ob und wie von den Kreis kommiſſären die diesfällige 
Aufſicht geführt werde. 

Damit übrigens über die Art und Weiſe der Führung des 
Marktbuches und deſſen Inhalt nie ein Anſtand entſtehen, oder 
jeder Zweifel leicht behoben werden könne, ſo iſt die Inſtruktion 
welche in Gemäßheit der gegenwärtigen Verordnung dem das 
Marktbuch führenden Beamten hinauszugeben iſt, dem Markt⸗ 
buche jederzeit vorbinden zu laſſen. 

11. Das Marktbuch iſt die Grundlage der, von den Magi⸗ 
ſtraten und Dominien auszufertigenden Marktpreiszettel und der 
Marktpreistabellen. 

12. Die zum Gebrauche der Militär⸗Verpflegs⸗Magazine 
dienenden Marktpreiszettel find von jenen Juris diktionen, von 
welchen felbe bis nun zu ausgeſtellt wurden, fortan von 5 zu 5 
Tagen aus zufertigen, und in zwei Parien dem betreffenden Mili⸗ 
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taͤr⸗Verpflegs⸗Magazin zuzuſenden; wobei jedoch zu bemerken iſt, 
daß die Preiſe nicht, wie in dem Marktbuche, in Metallmünze, ſon⸗ 
dern nur in Wiener⸗Währung zu berechnen und zu notiren ſeien. 

Eben ſo iſt bei der Ausſtellung der für den Militärgebrauch 
beſtimmten Marktpreiszettel zu bemerken, daß, da bei den Mili— 
tärſubarrendirungen nur von den Preiſen der guten und mittleren 
Körnergattungen Gebrauch gemacht werden kann, zur Verfaſſung 
der Marktpreiszettel für die Verpflegs-Magazine, aus den Markt— 
büchern nur die Preiſe der guten und mittleren Gattungen, das iſt 
der höheren und mittleren Preiſe auszuziehen, und ſonach nur die 
Durchſchnittspreiſe der beſſeren und mittleren Gattungen als 
Marktpreiſe aufzunehmen ſeien. 

13. Die zum politiſchen Gebrauche dienenden Marktpreis— 
tabellen ſind dagegen von den Dominien und Magiſtraten binnen 
drei Tagen nach dem letzten Markttage jedes Monats an das 
k. Kreisamt genau und regelmäßig einzuſenden, und für ſelbe die 
Mitteldurchſchnittspreiſe nach allen in dem Marktbuche vorkom⸗ 
menden Gattungen und Käufen zu berechnen; die Mitteldurch— 
ſchnittspreiſe aber in Metall⸗Münze zu berechnen. 

14. So wie die Marktkommiſſion für die richtige Erhebung 
und Eintragung der Marktpreiſe in das Marktbuch verantwort: 
lich iſt, eben fo iſt derjenige Beamte oder das Individuum, wel: 
chem die Ausfertigung der Marktpreiszettel und Marktpreista⸗ 
bellen bei dem Magiſtrate oder Dominio übertragen iſt, für die 
richtige Verfaſſung derſelben, nach den fo eben ertheilten Wei: 
ſungen — endlich der Magiftrats- oder Jurisdiktions⸗Vorſteher 
für die genaue Prüfung derſelben verantwortlich, und iſt der 
Magiſtrat oder die Jurisdiktion verpflichtet, wenn aus den in 
den Marktbüchern vorkommenden Bemerkungen der Marktkom⸗ 
miſſion auf irrige, vorzüglich auf abſichtlich unrichtige Markt⸗ 
preiſe zu ſchließen ſein ſollte, dieſes bei Einſendung der Markt⸗ 
preistabellen und der Marktpreiszettel dem Kreisamte und dem 
Verpflegs magazine anzuzeigen. 

15. Aus ſämmtlichen bei den k. k. Kreisämtern einlangenden 
Marktpreistabellen iſt nach Berechnung der Durchſchnittspreiſe 
die Marktpreistabelle des ganzen Kreiſes zu verfaſſen, und an die 
k. Provinzial» Staats- Buchhaltung dergeſtalt einzufenden, daß 
ſelbe immer höchſtens binnen 8 Tagen nach Verlauf eines jeden 
Monats bei der k. Staats⸗Buchhaltung einlange. 

Da jedoch die Erfahrung gelehrt hat, daß dieſem Ge— 
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ſchäfte bei vielen Kreisämtern keineswegs die der Wichtigkeit des 
Gegenſtandes angemeſſene Aufmerkſamkeit geſchenkt, ſondern die 
Verfaſſung des Zuſammenſatzes als eine blos mechaniſche Arbeit 
angeſehen, und fo auch bloß mechaniſch von einem Kanzlei-Indi⸗ 
viduum beſorgt werde, fo wird hiemit verordnet, daß in Zu: 
kunft die kritiſche Prüfung der hiezu einlangenden Eingaben der 
Magiſtrate und Dominien nicht mehr blos einem Kanzlei⸗ 
beamten zu überlaſſen, ſondern von dem Herrn Kreisvorſteher 
ſelbſt vorzunehmen, und erſt nach genauer Prüfung der Zuſam⸗ 
menſatz verfaſſen zu laſſen ſei. 

16. Um hiezu aber auch die gehörige Ueberzeugung von 
dem wahren Stande der Getreidepreiſe zu erhalten, wird den 
Herrn Kreis vorſtehern zur Pflicht gemacht, über den Beſtand 
der Getreideverkaufspreiſe im Kreiſe mittelſt der Kreiskommiſſäre 
und ſonſt in verläßlichem Wege Erkundigungen einzuziehen, 
und bei Vorlegung der mit aller Genauigkeit zu verfaſſenden 
monatlichen Marktpreistabellen nach dieſen Erfahrungen die ent⸗ 
ſprechenden Bemerkungen zu machen, ob nämlich die in den Tas 
bellen aufgeführten Durchſchnittspreiſe der Körnergattungen dem 
Verkaufspreiſe des Getreides, welcher in jener Periode im Kreiſe 
Statt fand, im Ganzen entſprechend ſeien, oder nicht, oder 
welche Bedenken ſich gegen dieſelben im Mehr oder Weniger 
wirklich ergeben. (G. 12. Mai 1829, 3. 7514, Formularien neuer 
Marktpreiszetteln. Gen. 596 S.) 

H. 23. März 1829, 3. 6028; G. 29. Juli 1829, 3. 33475 (P. G. S. 

XI. 242). 

Da ſowohl den Behörden, als den Privaten, daran gelegen 
iſt, über die beſtehenden Victualienpreiſe legale Auskünfte erhal- 
ten zu können, fo wird den k. Kreisämtern aufgetragen, ſogleich 
die Einleitung zu treffen, damit in allen Städten und Märkten, 
in welchen wöchentliche Viktualienmärkte abgehalten werden, von 
den Ortsbehörden unter ihrer Ueberwachung und Verantwortlich— 
keit ſchriftliche Vormerkungen über die Marktpreiſe der daſelbſt 
gangbarſten Artikel fortwährend geführt und unterhalten werden. 
Den Vollzug dieſer Anordnung haben die k. k. Kreisämter durch 
die Kreiskommiſſäre gelegenheitlich ihrer Dienſtreiſen zu über: 
wachen, und vorkommende Außerachtlaſſungen durch Geldſtraſen 
zu ahnden. 

Nachdem jedoch die Hofkanzlei ferners zur Verminderung 
der Arbeit die Verfaſſung der bisherigen monatlichen Aus weiſe 
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über die Preiſe der Körner abzuſtellen, und ſtatt der monatlichen 
Aus weiſe Jahresausweiſe einzuführen, angeordnet hat, fo wird 
den k. k. Kreisämtern gleichzeitig im Grunde hohen Hofkanzlei— 
dekretes vom 6. März l. J., 3. 2402, verordnet, bis Ende No- 
vember eines jeden Jahres von drei Orten des Kreiſes, deren 
Marktpreiſe den Regulator für die Nachbarſchaft abgeben, einen 
Ausweis nach dem anliegenden Formular vorlegen zu laſſen, und 
alle übrigen Dominien und Magiſtrate der Vorlegung derſelben 
zu entheben. 

Aus dieſen vorgelegten Ausweiſen haben die k. k. Kreisaͤm— 
ter ferners den Durchſchnittspreis für den Kreis auszumitteln, 
hiernach den Hauptausweis zu verfaſſen, und denſelben bis Ende 
Dezember der Landesſtelle vorzulegen. 

Durch dieſe hohe Anordnung werden die bisher beſtandenen 
Formularien der Marktpreisausweiſe aufgehoben, und es hat 
auch die Führung der mit Gubernial⸗Verordnung vom 1. März 
1822, 3. 9693, angeordneten, und mit Gubernial-Berordnung 
vom 13. Jänner l. J., 3. 58865, neuerdings in Erinnerung ge: 
brachten Marktbücher (Markt⸗Protokolle) nach dem oben ange: 
ſchloſſenen Formular in der Art zu geſchehen, daß in den Markt— 
büchern, die ganz nach dieſem Formular einzurichten, und hier⸗ 
nach alle Rubriken auf die vorgezeichnete Art zu eröffnen ſind, 
die Käufe und Verkäufe eines jeden Monats über alle darin ent« 
haltenen Artikel erſichtlich gemacht werden. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß, wenn ein oder der 
andere Artikel, welcher in dem hier mitfolgenden Ausweis ent— 
halten iſt, auf einem oder dem andern Marktort nicht vorkommt, 
dieſer Umſtand in das Marktbuch aufzunehmen ſei. 

Endlich wird den k. Kreisaͤmtern bemerkt, daß die Markt⸗ 
preiszetteln von jenen Jurisdiktionen, die ſolche bis nun zu für die 
Verpflegs⸗Magazine ausgeſtellt haben, auch fernerhin in derſel⸗ 
ben Art und gleichen Epochen, wie früher, einzuſenden ſind. 

G. 18. Juni 1833, 3. 30984. 

Das k. k. General⸗Militär⸗Commando hat mit Note vom 
8. Mai d. J., 3. 1754, anher eröffnet, daß laut hofkriegsräͤth— 
lichen Reſcriptes A 336 vom 15. Jänner 1832, die mit hierortigem 
Eirkulare vom 12. Mai 1829, 3. 7514, angeordnete Einfen- 
dung der fünftägigen Marktpreiszetteln der Marktobrigkeiten an 
die k. k. Verpflegsmagazine nunmehr in vierfachen Exemplarien, 
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wovon das eine die Preiſe mit Buchſtaben ausgeſchrieben zu ent⸗ 
halten hat, zu geſchehen habe. 

Das k. Kreisamt hat hiernach die betreffenden Marktobrig— 
keiten zu belehren, und es iſt deſſen Pflicht, darauf zu ſehen, 
damit die Marktpreistabellen pünktlich in den feſtgeſetzten Termi⸗ 
nen nach jedem Markttag an die Verpflegsmagazine abgeſendet 
werden, weil in Fällen eines Saumſals die Schuldtragenden hie⸗ 
für geahndet werden müßten, was denſelben zu ihrer Warnung 
bekannt zu machen iſt, und im eintretenden Falle einer bewieſenen 
Beſchwerde auch unfehlbar zu geſchehen hat. i 
G. 15. Aug. 1834, 3. 43639 (P. G. S. XVI. 412). 

Man iſt mit der hierortigen vereinten Cameral-Gefällen⸗ 
Verwaltung übereingekommen, daß den Stadtmagiſtraten und 
Kämmereien für die Verabfolgung der Marktpreistabellen an die 
neu organifirten Cameral-Bezirks⸗Verwaltungen die mit der hier— 
ortigen Verordnung vom 12. Dez. 1820, 3. 57794, für die 
Mittheilung der Marktpreiszettel an die Cameral-⸗Dominien abzu⸗ 
nehmen bewilligte Schreib: und Materialien⸗Gebühr pr. 3 kr. 
C. M. für jeden derlei Zettel zur Beeinnahmung für die Stadt⸗ 
kaſſe bezahlt werde. 

G. 4. Okt. 1884, 3. 56365 (P. G. S. XVI. 468). 

Die hohe k. k. allgemeine Hofkammer hat laut des an die 
Ober- Poſt⸗Verwaltung herabgelangten Dekrets vom 25. März 
v. J., 3. 13102, die Magiſtrate und Obrigkeiten mit ihrem An⸗ 
ſuchen um Portofreiheit bei Verſendung der Marktpreistabellen 
an die Militär⸗Verpflegs⸗Branchen zurückzuweiſen befunden. 

G. 10. Okt. 1884, 3. 57471 (p. G. S. XVI. 476). 


Um den Beeinträhtigungen des Militär-Aerars aus Anlaß 
der Ausſtellung unrichtiger Marktpreistabellen für die Zukunft 
zu begegnen, wird den Kreisämtern über Anſuchen des k. k. Ge— 
neral⸗Militär⸗Commando vom 3. Sept. d. J., 3. 6685, R, auf: 
getragen, die Magiftrate und Dominien, welche Marktpreista⸗ 
bellen auszuſtellen haben, anzuweiſen: 

1. Die Marktpreistabellen an die betreffenden Militaͤrbehör⸗ 
den, welche ſolche benöthigen, nur auf ſchriftliches Verlangen 
und im ſchriftlichen Dienſtwege zu erfolgen. 

Die Feldkriegs-Commiſſariate find bereits von dem k. k. 
General-Militär⸗Commando angewieſen worden, auf den Markt⸗ 
preistabellen zu beftätigen, daß ſelbe im ſchriftlichen Dienſtwege 
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eingeholt und auf gleiche Art den Truppenkörpern oder ſonſtigen 
Militär: Branchen mitgetheilt wurden, wenn ſich dieſelben in 
letzterer Beziehung durch die Einſicht der ſchriftlichen Rückant⸗ 
wort vom Magiſtrate oder Dominium die Ueberzeugung verſchafft 
haben werden. 

2. In Orten, wo die Magiftrate und Dominien gedruckte 
Tariffe oder ſogenannte gedruckte Marktpreistabellen beſitzen, die 
Preiſe der Artikel darin nur nach dem galiziſchen Gewichte an⸗ 
zuſetzen. i 

3. Dort hingegen, wo keine ſolchen gedruckten Tariffe oder 
Marktpreistabellen im Gebrauche ſind, dann für Artikel, die ge⸗ 
wöhnlich in dieſen gedruckten Exemplarien nicht aufgenommen, 
fondern von den Militär-Behörden geſchriebene Marktpreista— 
bellen beigebracht werden, das landesübliche Gewicht und die 
Preiſe der einzelnen Artikel ſelbſt beizuſetzen, und alle von den 
Militär: Behörden mitgetheilten Marktpreistabellen, wo dieſe 
das Gewicht der einzelnen Artikel nebſt ihren Preiſen ſchon bei- 
gerückt haben, und nur die Unterſchrift und reſpective Beſtäti⸗ 
gung vom Magiſtrate oder dem Dominium verlangen, zurückzu⸗ 
weiſen; endlich 

4. auf den Marktpreistabellen ſowohl die Valuta des Prei⸗ 
ſes, als das Datum der Ausſtellung nebſt der Unterſchrift des 
hiezu ermächtigten Beamten und dem Amtsſiegel beizurücken, 
und die Ziffer des Preiſes eines jeden einzelnen Artikels auch 
mit Buchſtaben mittelſt der gewöhnlichen Formel: Sage aus⸗ 
zudrücken. (S. G. 31. Ang. 1838, 3. 58523; P. G. S. XX. 402). 
G. 16. Nov. 1834, 3. 68214 (P. G. S. XVI. 518), 

Laut Eröffnung des k. k. General Commando vom 17. Okt. 
d. J., 3. 8047, R, hat der k. k. Hofkriegsrath mit Reſcript vom 
30. Auguſt d. J., 3. 3379, L, bewilligt, daß die Militäͤrſpi⸗ 
täler für die Ausfertigung eines ordentlichen Marktpreis⸗Certi⸗ 
ficates der ausſtellenden politiſchen Ortsobrigkeit von Fall zu 
Fall die Taxe von 3 kr. C. M. aus ihrem Spitalsfonde entrich⸗ 
ten dürfen, dabei aber zu erinnern befunden, daß in jenen Orten, 
wo ſich ein Militär-Commandant befindet, dieſe Marktpreis⸗ 
Certificate durch den Militär-Commandanten, dort aber, wo kein 
Militär: Commandant iſt, durch den Spitals Commandanten 
von der betreffenden Ortsobrigkeit im officiellen Wege eingehoben, 
und dieſe Certificate durchaus nach dem landes ublichen Maße 
und Gewichte, nicht aber nach den für die Spitäler vorgeſchrie⸗ 
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benen Maßereien, von den Ortsobrigkeiten ausgefertigt werden 
ſollen, wornach dann der Spitals⸗Rechnungsleger die Reduction 


auf das ſpitalsmäßige Maß und Gewicht vorzunehmen hat. 


Die Kreisämter werden hiervon im Nachhange zu dem hier— 
ortigen Exlaſſe vom 15. Auguſt 1834, 3. 43639, mit dem Auf⸗ 
trage in die Kenntniß geſetzt, hiernach die Ortsobrigkeiten zu 
verſtaͤndigen und dieſelben zugleich anzuweiſen, daß fie für die 
mehreren Truppenkörpern zur Berechnung des Menage⸗Zuſchuſſes 
für die Mannſchaft erforderlichen Marktpreis⸗Certiſicate, wenn 
ſolche von denſelben angeſprochen werden, jene Taxe nicht ver⸗ 
langen, ſondern dieſe Certificate, da ſie ohnehin nur ſehr wenige 
Artikel enthalten, ſtets unentgeltlich ausfertigen ſollen. 

G. 19. Dez. 1884, 3. 72147 (P. G. S. XVI. 550). 

Im Nachhange zu der hierortigen Verordnung vom 10. Okt. 
d. J., 3. 57471, wird den Kreisämtern über Anſuchen des k. k. 
General⸗Militär⸗Commando vom 12. Nov. d. J., 3. 8876, Q, 
zur weiteren Verſtändigung der Magiſtrate und Dominien bedeu- 
tet, daß die in dem erſten Punkte der obigen Verordnung ent: 
haltene Beſtimmung, wegen der lediglich im ſchriftlichen Dienſt⸗ 
wege zu geſchehenden Erfolgung der Marktpreistabellen an die 
Militärbranchen, ſich nur auf jene Gattung der Markt: und res 
ſpective Victualien-Preisbeſtätigungen zu beziehen habe, welche 
von den Spitals⸗ und Erziehungshaus⸗Commanden zu der im 
Jahre nur einigemal vorkommenden Sicherſtellung ihrer Bedürf⸗ 
niffe abverlangt werden, in Anſehung der gewöhnlichen Frucht: 
Marktpreiſe, welche von fünf zu fünf Tagen von den Verpflegs⸗ 
magazinen für den Gebrauch des Hofkriegsrathes, der Hofkriegs⸗ 
buchhaltung und des General-Militär-Commando abverlangt 
werden, und wozu die Magiſtrate und Dominien mit den ge⸗ 
wöhnlichen gedruckten Tabellen verſehen find, es aber bei den bis⸗ 
herigen Vorſchriften verbleibe. 

G. 20. Jaͤn. 1838, 3. 86626 (P. G. S. XX. 12). 

Die Ortsobrigkeiten haben in den fünftägen, an die Ver⸗ 
pflegsmagazine auszuſtellenden Marktpreiszetteln nur die erſte 
Rubrikabtheilung, d. i. das landesübliche Maaß und Gewicht, 
dann den Verkaufspreis, jedoch mit Worten, beim Holz aber 
mit Anſetzung der Scheiterlänge und Schlichtung mit oder ohne 
Kreuzſtoß richtig auszufüllen. 
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De: Marktprivilegiengeſuch. 
H. 30. Juni 1788 (Löwenwolde I. 476). 

Bei den Marktprivilegiengeſuchen iſt auf den Umſtand einer 
zwei Stunden weiten Entfernung eines andern damit berechtig⸗ 
ten Ortes künftig keine Rückſicht zu nehmen, ſondern an dem 
genug, wenn für den Markttag von einem benachbarten Orte 
zum andern, immer eine Zeitfriſt von drei Wochen oder vierzehn 
Tagen beſtimmt wird. 

H. 6. März 1837, 3. 9966; G. 1. Juni 1837, 3. 30984 (P. G. S. XIX. 261). 

Es haben ſich mehrere Fälle ergeben, daß die Ausfertigung 
der Marktprivilegien für jene Orte, die nicht ſelbſtſtaͤndige 
Jurisdiktion ausüben, in Gemäßheit der erſtatteten Anträge auf 
den Namen des einzuſchreitenden Dominiums dahin erfolgte, daß 
ſelbes berechtiget werde, die Märkte in dem Orte N. N. zu halten. 

Durch dieſe Form erſcheint eigentlich das Dominium als 
privilegirt, während das Privilegium der Ortsgemeinde zuge⸗ 
dacht iſt, und eine formelle Trennung zwiſchen der privilegirten 
Jurisdiktion und der Markt: Ortsgemeinde, welche (abgeſehen 
von der nächſtliegenden Taxberichtigungsfrage) möglicherweiſe zu 
einſtigen Differenzen führen kann, die dann ganz vermeidlich ſind, 
wenn die Ausfertigung (wie in anderen Provinzen) auf den Na⸗ 
men der Gemeinde geſchieht, und wie es bei den mit Magiſtra⸗ 
ten beſtellten Gemeinden in Galizien auch bereits wirklich der 
Fall iſt. Dieß wird daher dem k. Kreisamte zur eigenen Wiſ⸗ 
ſenſchaft mit dem Auftrage eröffnet, bei künftigen Anträgen 
dieſer Art, der Verhandlung ſchon die vorbereitende Richtung da⸗ 
hin zu geben, daß das Geſuch ſelbſt zuerſt von der Gemeinde 
motivirt, und unter Anbietung zur Taxentrichtung ausgehe, und 
durch die Einbegleitung des Dominiums zur Amtshandlung des 
Kreisamtes gelange. 


Material: und Arbeitstabellen. 

G. 3. Juni 1833 , 3. 81881. 

Laut Eröffnung des k. k. General.Militär-Commando vom 
8. v. M., 3. 3180, R, hat die k. k. Fortifictions⸗Genie⸗Diſtricts⸗ 
Direction bei Verfaſſung der Koſtenüberſchläge über die an den 
Militärgebäuden des Grodeker Kavallerie-Bequartirungsbezirkes 
aufgenommenen Bauherſtellungen die Preistabellen der Materia— 
lien und des Arbeitslohnes in dieſem Bezirke ſo überſpannt ver⸗ 
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faßt gefunden, daß ſie ſelbe, um Bemängelungen auszuweichen, 
nach einem billigern Durchſchnittspreiſe herabſetzen mußte. 

Das k. Kreisamt wurde mit Gubernial⸗Verordnung vom 
15. Sept. v. J., 3. 44265, angewieſen, die von den Ortsob- 
rigkeiten über Anlangen der Militärbehörden angegebenen Preiſe 
der Arbeiter und des Materiales nicht zu beftätigen, ohne ſolche 
vorher durch den Kreisingenieur, oder andere ordentliche Werk— 
und Sachverftändige, geprüft und mit den Orts- und ſonſtigen 
Verhältniſſen übereinſtimmend gefunden zu haben. 

Dasſelbe erhält aus dem erwähnten neuerlichen Anlaſſe den 
wiederholten Auftrag, die bemerkten Rückſichten nicht nur ſelbſt 
bei Beſtätigung der Preistabellen zu beobachten, ſondern auch 
die Ortsobrigkeiten anzuweiſen, daß ſie ſich nach denſelben bei 
Ausfertigung der Preistabellen ebenfalls genau richten ſollen. 

G. 11. April 1834, 3. 10213 (P. G. S. XVI. 180). 

Mit hierortiger Verordnung vom 20. Dez. 1793, 3. 3423, 
iſt den Kreis-Ingenieuren die richtige Angabe der Localpreiſe, 
deren Erhebung und Ausmittlung ſich dieſelben bei jeder Gelegen- 
heit angelegen fein zu laſſen haben, zur fitengften Pflicht gemacht 
worden. Mit den fpäteren Verordnungen vom 15. Auguſt 1794, 
3. 20813, und vom 22. Dez. 1796, 3. 34989 ), hat man den 
Kreisämtern die Tabellen mitgeteilt, nach welchen die Ortsob⸗ 
rigkeiten die enden mit aller Verläßlichkeit anzuge⸗ 
ben, fölche dem Kreisamte zur weiteren Prüfung und Würdi⸗ 
gung durch die Kreisingenieure alle drei Jahre einzuſenden ha— 
ben. Die hiernach ordnungsmaͤßig ausgefüllten Tabellen ſollen 
die Kreisämter hieher vorlegen. Da man aber die Bemerkung 
gemacht hat, daß dieſe Vorſchrift nicht beobachtet wird, wodurch 
es den techniſchen und Rechnungsbehörden an dem nöthigen Maß⸗ 
ſtabe bei Verfaſſung und Prüfung der Koſtenüberſchläge gebricht, 
ſo werden den Kreisämtern die obbezogenen Vorſchriften zur ge— 
naueſten Darnachachtung mit dem Beiſatze in Erinnerung ge 
bracht, daß künftighin ſaͤmmtliche Dominien und Magiſtrate des 
Landes alljährlich, und zwar im Frühjahre längftens bis 25. April 
jeden Jahres, nach dem vorgeſchriebenen gedruckten Muſter genau 
detaillirte und in allen Rubriken deutlich ausgefüllte Arbeits- und 
Materialpreistabellen, mit beſtimmter Angabe des Ortes und 
der Entfernung, woher jedesmal die Materialien bezogen wer— 


1) Siehe die G. 4. Juni 1834, 3. 283545 P. G. S. XVI. 298. 
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den oder allenfalls bezogen werden müßten, zu verfaſſen und dem 
Kreisamte einzuſenden haben. Die eingeſendeten Tabellen hat 
hierauf der Kreisingenieur gehörig zu prüfen, unter eigener Ver. 
antwortung richtig zu ſtellen, die Urſachen der Berichtigung anzu⸗ 
geben, und das Kreisamt nach eigener Kenntniß der Localver · 
hältniffe zu beftätigen, oder mit den nöthigen Bemerkungen zu 
begleiten. Ein Exemplare dieſer Tabellen iſt ſonach zum Amts⸗ 
gebrauche aufzubewahren, ein zweites aber hat das Kreisamt 
mittelſt Conſignation an die Staatsbuchhaltung längſtens bis 
Ende April eines jeden Jahres einzuſenden. 

G. 9. Jänner 1836, 3. 78839 (P. G. S. XVII). 

Aus Anlaß des vom k. k. General-Commando geſtellten 
Anſuchens, wegen Abänderung des Termins zur Einſendung 
der zum Behufe der jaͤhrlichen Bauanträge für die hierländigen 
Militärgebäude zu verfaſſenden Arbeits- und Materialienpreista⸗ 
bellen an die hieſige Fortifications-Genie-Diſtricts⸗Direction, wird 
den Kreisämtern aufgetragen, dieſe Tabellen für die Zukunft bis 
zum 15. November pünktlich einzuſenden, damit bei vorkommen⸗ 
den Anſtänden noch Zeit genug erübrigt, ſelbe beheben laſſen zu 


können. * 
e ee. 


P. 20. Febr. 1784 (Pill. S. 
Die Wichtigkeit der Tai 


er: 
und 6), die Formularien, nach — ſie v RE 100 
mitgetheilt, und die Kreisbeamten zur Nachſchau, ob jene ge: 
hoͤrig geführt werden, angewieſen ($. 8). 
P. 21. Febr. 1784 (Pill. S. Nr. XI. S.) 

Inſtruktion, wie das Sterberegiſter bei A. der 
Todten abzufaſſen kommt. 

G. 31. März 1808, 3. 14479 (Gen, 509). 

Das Ordinariat hat die unterſtehende Ortögeiftlichkeit dahin 
zu belehren, daß ſelbe unter der Rubrik „morbus epidemieus“ 
die andern Hautkrankheiten, welche ſchnell verlaufen, zu ſetzen, 
und ſomit nur jene Todte als an den Kindesblattern verſtorben 
aufzuführen haben, welche wirklich an dieſer Krankheit, welche 
eigentlich in der Landesſprache »Ospa” heißt, geſtorben find. 

G. 8. Aug. 18105 G. 7. Sept. 1810, 3. 28434 (Gen. 905). 
Se. Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß kein abweſender 
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Pathe in das Taufprotocoll eingeſchrieben werden dürfe, von dem 
der Seelſorger nicht zuverläßig weiß, daß derſelbe dieſe Stelle 
wirklich angenommen habe, um dadurch den ſich ſonſt leicht er- 
geben könnenden Abänderungen der Taufprotokolle und andern 
böſen Folgen vorzubeugen. 
G. 12. März 1812, 3. 8256. 

Verordnet die Republicirung des wegen Führung der Ma⸗ 
trikeln am 20. Febr. 1784 erfloſſenen Patents. 

H. 27. April 1812; C. 22. Mai 1812, 3. 18871. Ged. (pill. S. Nr. XXII. 

S. 48). 

Um den Unrichtigkeiten in den Taufbüchern, welche durch 
die hierlandes übliche Trennung der Ceremonientaufe von der 
Waſſertaufe entſtehen können, für die Zukunft vorzubeugen, haben 
Se. Majeſtät zu genehmigen geruhet, daß 

a) nach dem einſtimmigen Einrathen aller Conſiſtorien dem 
Curatclerus obliege, ohne wichtige Gründe, die eigentlich nur in 
der Schwäche des Täuflings zu beſtehen hätten, die Taufceremonie 
von der Waſſertaufe nie zu trennen. 

b) Die im Nothfalle ertheilte Waſſertaufe ſogleich in die 
Taufmatrikel einzutragen, und die für die Taufpathen beſtimmten 
Rubriken offen zu halten , bei n der Cere⸗ 
monien 2 Bendl ) 


Tara zur allgemeinen Wiſſenſchaft und genaueften Beob- 
Pe mit dem Beiſatze bekannt gemacht wird, daß von nun 
an kein Taufſchein mehr ohne Beiſetzung des in der beſondern 
Rubrik der Taufmatrikel angemerkten Geburtstages des Getauf⸗ 
ten ausgefertigt werden fol. 

G. 23. April 1818, 3. 13683. 

Es können ſich Fälle ergeben, wo Parteien Tauf:, Trau⸗ 
und Todtenſcheine aus den Pfarrmatrikeln begehren, welche ihnen 
nicht ertheilt werden können, weil entweder dieſe Matrikelbücher 
verbrannt ſind, oder weil aus Verſehen der Pfarrer, oder aus 


was immer für einer Urſache, der dießfällige Aktus, deſſen Beftä- 


tigung verlangt wird, nicht in die betreffenden Matrikelbücher 
eingetragen wurde. Auf die hierüber aufgeworfene Frage: ob in 
einem ſolchen Falle dieſer Aktus, wenn er durch glaubwürdige 
Zeugen oder Urkunden erwieſen werden kann, nachträglich in die 


E 
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Pfarrmatrikelbücher eingetragen, und ſodann der betreffenden 
Partei hierüber ein Matrikel-Extrakt ertheilt werden dürfe, findet 
man demſelben zu bedeuten, daß ein ſolcher Fürgang nicht Platz 
greifen konne, na nachdem an der genauen und verläßlichen Füh⸗ 
rung, fo wie an der unbeanftändeten Glaubwürdigkeit dieſer Pfarr⸗ 
matrikeln dem Allgemeinen äußerſt gelegen iſt, folglich in dieſel— 
ben nur Jenes aufgenommen werden kann und darf, wovon der 
das Matrikelbuch führende Pfarrer die perſönliche und eigene 
Ueberzeugung hat, beſonders da aus einem entgegengeſetzten Vor⸗ 
gange nicht ſo leicht vorauszuſehende üble Folgen entſtehen könn⸗ 
ten. Wenn ſich daher ein ähnlicher Fall ereignet, daß Jemand 
einen Tauf⸗, Trau⸗ und Todtenſchein vom betreffenden Pfarrer 
verlangt, wo in den Matrikelbüchern dieſes Faktum aus den hier 
vorausgeſetzten Urſachen nicht erſcheint, oder eingetragen wurde, 
ſo hat der Pfarrer der Partei bloß ein Zeugniß über den Umſtand, 
daß in den Matrikelbüchern hiervon nichts enthalten ſei, unter 
Beifügung der Urſache, warum dieſer Schein nicht erfolgt wer⸗ 
den könne, nämlich weil entweder die Bücher verbrannt ſind, 
oder weil die Vormerkung hierin aus Unachtſamkeit, Verſtoß 
oder aus einem andern offenbaren oder höchſt wahrſcheinlichen 
Grunde unterlaſſen wurde, — und es im Uebrigen dies, 
fer Partei zu überlaffen, urg den verlangten Trau⸗, Taufe 
oder Todtenſchein beabsichtigten Beweis in ande 
beſtehenden Geſetzen gemäß zu 
C. 19. Nov. 1818, 3. 42087. Ged. ei. S. Nr. XL 

Es ift mittelſt herabgelangten h. H. v. 21. Oct. beiliegende 
Inſtruction den Seelſorgern aller chriſtlichen ee, und 
denjenigen, welche bei den Israeliten die Geburtsbücher führen, 
zur genaueſten Darnachachtung vorgeſchrieben und angeordnet 
worden, bei Geburten von Kindern, deren Aeltern ihnen nicht 
ohnehin aus ihrer Amtskenntniß genau bekannt ſind, f 

1. nicht eher den Namen einer Kindesmutter als gewiß 
einzuſchreiben, bevor nicht 

a) durch zwei zuverläſſige, dem Buchführer als rechtliche Men⸗ 
ſchen bekannte Zeugen, oder durch obrigkeitliche Erhebung, 
die Gewißheit des Namens dargethan iſt; 

b) den Namen des Kindesvaters und die eheliche Geburt des 
Kindes nicht eher in das Buch einzutragen, bis nicht ent⸗ 
weder durch den Trauungsſchein, oder durch zwei gültige 
Zeugen, oder durch obrigkeitliche Erhebung, der wa ame 
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des Vaters und die geſetzmäßige Verehelichung der Aeltern 

außer Zweifel geſetzt iſt. 

Wornach ſich Jedermann in die dießfaͤllige Forderung der Seel- 
ſorger, und bei den Israeliten der Führer des aan zu 
fügen haben wird. 

2. Werden alle politiſchen Obrigkeiten von der den Seelſor⸗ 
gern und israelitiſchen Geburtsbuchführern ertheilten Inſtruktion 
mit dem Auftrage in die Kenntniß geſetzt, nach dem Inhalte der: 
ſelben auf die an ſie gemachten Anzeigen die prompteſte Aſſiſtenz, 
die genaueſte Erhebung der Thatſachen nach den Vorſchriften des 
Geſetzbuches, und die Mittheilung der Reſultate an die Führer 
der Geburtsbücher zu leiſten. 

3. Wird den Hebammen und Geburtshelfern zur Pflicht ge= 
macht, mit der ſtrengſten Gewiſſenhaftigkeit und Wahrheit die 
Seelſorger als Führer der Geburtsbücher, was ihnen von dem 
Namen der Kindesmutter und ihrer Verehelichung oder Nichtver— 
ehelichung bekannt iſt, zu unterrichten, und wird ihnen bedeutet, 
daß ſie bei der erſten hierin entdeckten Unwahrheit, außer der ge— 
ſetzlichen Strafe, noch mit dem Verluſte des Rechtes ihre Kunſt 
auszuüben werden belegt werden. Auch wird ihnen mitgegeben, 
daß die Seelſorger, in deren Bezirke ſie gar nicht bekannt ſind, 
berechtiget ſeien, die Sean —— zu fordern. 


4. Iſt in allen größere ) len Seelfergern ein Ver⸗ 
zeichniß der G nen, welche zur Ausübung 
dieſer Kunſt et find, mitzutheilen. Die Aufnahme der 
Inſtrul fell liegt nicht! im Plane des Werkes.) 


H. 13. Jänner 18145 G. 4. Febr. 1814, 3. 3297 (Gen. 137). 

chträglich zu der unterm 19. Nov. 1813, 3. 42087, kund⸗ 
gemachten h. Anordnung iſt eröffnet worden: die höͤchſte Abſicht 
bei der mitgetheilten Inſtruktion für die Seelſorger zur genauen 
Führung der Geburtsbücher gehe offenbar dahin: 

a) daß bei Kindern, die als ehelich geboren eingetragen 
werden ſollen, der wahre Name beider Aeltern und die ‚Ge: 
wißheit der ehelichen Geburt mit der möglichſten Sicherheit be— 
kannt werde, und 

b) daß bei Kindern von unehelicher Geburt nicht die Na⸗ 
men verehelichter Manner als deren Vaͤter eingetragen werden. 

Woraus folge, daß die Sicherheit über den wahren Namen 
der Kindesmutter dann entbehrlich ſei, wenn dieſelbe die unehe— 
liche rt ihres Kindes eingeſteht, und wenn zugleich kein 
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Anſpruch auf die Einſchreibung des Namens des Vaters dieſes 
unehelichen Kindes gemacht wird, um ſo mehr, da die beſtehen— 
den Geſetze verordnen: verungluͤckten Perſonen, die Mütter außer 
der Ehe geworden find, das Geheimniß ihres Namens nicht zu 
entreißen. 

In dieſer Gemäßheit habe die Landesſtelle den Führern der 
Geburtsbücher nachträglich zu der ihnen mitgetheilten Inſtruktion 
mitzugeben, daß fie in den Fällen, wo ein Kind als unehelich 
geboren ausdrücklich angegeben wird, ohne die Eintragung des 
Namens des außerehelichen Vaters zu fordern, die Erforſchung 
des wahren Namens der Kindes mutter durch einen Zeugenbeweis, 
oder durch die Anzeige an die politiſche Ortsobrigkeit, ganz zu un⸗ 
terlaſſen, und den angegebenen Namen der Kindesmutter mit dem 
Beiſatze: »angeblich“ in das Geburtsbuch ohneweiters einzutra— 
gen, in den Beweis über die Wahrheit dieſes Namens nur dann, 
wenn die Kindesmutter, die außer der Ehe das Kind geboren zu 
haben eingeſteht, es verlangen ſollte, einzugehen haben. 

Wenn jedoch bei einem als unehelich geboren eingeſtandenen 
Kinde der Name des Vaters eingetragen werden ſoll, dann müſſe 
ſich mit aller Genauigkeit nach oben erwähnter Inſtruktion benom⸗ 


men werden. gi, 


G. 7. Juni 1816, 3. 24765 (Gen. 596). 

$. 1. Daß die Seelforger aller 
und Sterbebücher die Namen der 1 
Verſtorbenen nach den vorgeſchriebenen Rubriken ſogleich nach 
Vollbringung eines derlei Aktes einzutragen, und f 

$. 2. daß ſelbe dieſe fo wichtige Urkunden conſtituir 
Bücher an einem feuerſicheren Orte in der Sakriſtei unter Sperre 
aufzubewahren haben. 
G. 2. Aug. 1816, 3. 33822. (Gen. 788. ©.) > 

Es wird verordnet: daß die Geiſtlichkeit keine Kinder von 
Aeltern eines fremden Ritus ohne wichtige Gründe (die eigentlich 
nur in der Schwäche des Täuflings zu beſtehen hätten) ohne 
Einwilligung des betreffenden Pfarrers zu taufen, und eben ſo 
keine Verſtorbenen eines fremden Ritus ohne wichtige Gründe und 
Bewilligung des betreffenden Pfarrers zu begraben habe. Im 
Fall einer derlei vorgenommenen Taufe oder Begräbniſſes haben 
die Pfarrer alſogleich nach der verrichteten Taufe oder Begräbniß 
die Anzeige an den betreffenden Pfarrer wegen Eintragung in die 

40 


aum in die Tauf-, Trau- 
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Matrikelbücher zu machen. (Ein Aehnliches wurde noch außer— 
dem in Betreff der Begraͤbniſſe am 2. Nov. 1810, G. 3. 24907 
(Gen. 1283. S.) verordnet und zugleich erklärt: daß ein von 
lateiniſchen Aeltern gebornes Kind, welches aber im Nothfalle in 
einer gr. kath. Kirche, oder von einem gr. kath. Pfarrer getauft 
wurde, deßwegen dem gr. kath. Ritus nicht folgen könne.) 


H. 27. April 1820; G. 6. Juni 1820, 3. 22746 (P. G. S. II. 143). 

Auf eine Anfrage: ob unehelich erzeugte Kinder, welche durch 
die nachher geſchloſſene Ehe legitimirt werden, in dem für ſie aus— 
zufertigenden Taufſcheine als ehelich benannt werden ſollen, oder 
ob, da der Taufſchein mit dem Taufbuche gleichlautend ſein muß, 
in dieſem anzuführen ſei, daß das unehelich geborne Kind durch die 
nachgefolgte Ehe legitimirt wurde, iſt Folgendes herabgelangt: 

»In dem zur Sprache gebrachten Falle waren die Kinder zur 
Zeit, als ſie getauft wurden, weder ehelich gezeugt, noch als ehe— 
lich durch das Geſetz legitimirt, fie konnten alfo auch in das Tauf— 
buch nicht als ſolche eingetragen werden. Der Taufſchein als 
eine öffentliche Urkunde muß genau mit dem Tauf buche überein: 
ſtimmen. In die Rechte der ehelichen Kinder treten ſie erſt durch 
die ſpätere Ehelichung der Erzeuger ein. Dieſes wird durch das 
Trau buch beurkundet. Der Trauſchein mit dem Taufſchein 
beurkundet daher die Legitimität derlei als ehelicher Kinder. Dar⸗ 
nach muß ſich gehalten des könnte allen Unzukömm⸗ 
lichkeiten nur dadurch ide werden, wenn ſtatt eines Tauf— 
ſcheines (wörtlichen Extraktes aus dem Taufbuche) ein Tauf— 
zeugniß ausgeſtellt, und in demſelben die Zeit der Geburt des 

ichen Kindes, ohne der Bemerkung, ob es ehelich oder 
unehelich geboren wurde, ausgeſprochen würde.“ 


G. 4. Okt. 1825, 3. 56295 (P. G. S. VII. 186). 

In Gemäßheit der durch Hofkanzleidekret vom 2. Juli l. J., 
3. 20248, bekannt gemachten a. h. Entſchließung vom 25. Juni 
l. J., iſt bei den Taufen jederzeit der Name der Hebamme, welche 
die Entbindung vornahm, in die Taufbücher einzufchalten, und 
dem öffentlichen Sanitätsperſonale iſt die Einſicht der Taufbücher 
nicht nur zu geſtatten, ſondern auch demſelben zur Pflicht zu 
machen, ſich von Zeit zu Zeit aus dieſen Büchern die Ueberzeu— 
gung zu verſchaffen, ob unbefugte Hebammen (welche als ſolche 
nicht gehörig auf einer inländiſchen Lehranſtalt geprüft und mit 
einem Diplom der Lehranſtalt verſehen ſind) bei Geburten ge⸗ 
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braucht werden, und hiernach die vorſchriftmäßige Anzeige zu 
erſtatten. 

Die Strafen ſolcher unbefugten Hebammen haben das erſte— 
mal in einer von Fall zu Fall mit Rückſicht auf die vorhandenen 
Umſtände zu beſtimmenden Geldſtrafe zu beſtehen, das zweite und 
die folgenden Male aber iſt der §. 98 des Strafgeſetzbuches über 
ſchwere Polizeiübertretungen auch auf dieſe unbefugten Hebammen 
anzuwenden, und dieſelben hiernach mit Arreſt gleich jenen Geſetz— 
übertretern zu beſtrafen, welche die Arznei- oder Wundarzneikunſt, 


ohne hiezu berechtiget zu ſein, ausüben. 


Mit weiters erfloſſenem Hofkanzleidekret vom 1. v. M., 
3. 26724, wurde jedoch bedeutet, daß der Zweck dieſer a. h. Ent⸗ 
ſchließung keineswegs iſt, um die Zulaſſung der unbefugten Heb⸗ 
ammen unter allen Umſtänden zu verbieten, ſondern die Abſicht 
gehe nur dahin, die Uebertretung der längft beſtehenden Vor: 
ſchrift, zu Folge welcher ungeprüfte Hebammen nirgends geduldet 
werden ſollen, wo ſich eine geprüfte Wehmutter befindet, möglichſt 
zu verhindern, und ſelbe, wenn ſie wirklich eintritt, zu verpönen. 

Die Kreisämter haben daher bei vorkommenden Fällen mit 
Berückſichtigung der Umftände, ob eine geprüfte Hebamme ſich 
im Ote befindet, ob auch im Bejahungsfalle ſelbe ihrem Berufe 
nachkommen konnte, oder entweder ſelbſt daran gehindert war, 
oder ob für die Bevölkerung des Orts die nothwendige Anzahl 
von geprüften Hebammen ſich vorfindet, um alle Geburten gehö- 
rig zu vollbringen und den Wöchnerinnen beizuſtehen, das Amt 
zu handeln, und die Ortsobrigkeiten und Dominien ſo wie das 
Öffentliche Sanitätöperfonale hievon in die Kenntniß zu ſetzen. 

Wegen Einſicht der Taufbücher durch das öffentliche Sani⸗ 
tätsperſonale werden, unter Einem, ſaͤmmtliche Ordinariate ver⸗ 
ſtändiget. 
G. 7. Nov. 1828, 3. 76005 (Gen. 1373). 

Neue Matrikel-Ueberſichtstabellen. 
H. 31. Dez. 1828, Z. 20913; G. 5. Febr. 1829, 3. 2563 (P. G. S. XI. 58). 

In der Anlage ¼ wird die Vorſchrift mitgetheilt, nach 
welcher der Civilklerus die jährlichen Auszüge aus ihren Matrikel⸗ 
büchern über die bei Militärpartheien ausgeübten geiſtlichen 
Funktionen einzuſenden hat. 
H. 26. Nov. 1829, 3. 27801; C. 8. Jän. 1830, 3. 78587. Ged. (P. G. S. XII. 2). 

Se. k. k. Majeſtät haben mit a. h. E. vom 20. Nov. auch 
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den akatholiſchen Seelſorgern unter nachſtehenden Beſchränkungen 
die Befugniß eingeräumt, von nun an eigene Tauf-, Trauungs⸗ 
und Beerdigungs-Matrikeln zu führen, wie ſie ſchon bei den 
katholiſchen Pfarrern eingeführt und vorgeſchrieben ſind. 

1. Der akatholiſche Seelſorger iſt verpflichtet, jeden in ſei⸗ 
nem Sprengel bei einem ſeiner Glaubensgenoſſen vorfallenden 
Tauf⸗, Trauungs- und Beerdigungsakt nach den hierwegen 
ſchon beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in die dazu gewidmeten 
Bücher mit Anſchluß der erforderlichen Urkunden einzutragen, und 
dieſe Bücher ſammt den dazu gehörigen Urkunden mit geſetzlicher 
Vorſicht aufzubewahren. 8 
. 2. Jeder akatholiſche Seelſorger hat jeden derlei Akt, nebſt 
1 dem auf einem beſonderen Bogen, welcher mit den gleichen vor— 

1 geſchriebenen Rubriken wie die Matrikel ſelbſt verſehen iſt, und | 
mit Beobachtung aller für die Führung dieſer Matrikel ſelbſt be— 
ſtehenden Vorſchriften einzutragen, eigentlich ein Duplikat der in 
der Matrikel geſchehenen Eintragung zu verfaſſen, mit dem ein— 


ee 2 — — = uw . 


Bi zigen Unterſchiede, daß die der Matrikel felbft beigefügten Urkun⸗ 

9 den, auf dieſem Bogen nur mit Hindeutung auf die Matrikel, 
. bei welcher ſie ſich befinden, verzeichnet, dieſem beſonderen Bogen | 
1 aber nicht angeſchloſſen werden. 
N 3. Jeder akatholiſche Seelſorger iſt ſchuldig, dieſen Bogen, | 


14 eigentlich dieſes Duplikat der Eintragung in die Matrikel, ſobald 
1 als möglich durch eine gute zuverläſſige, ſeiner Wahl überlaſſene 


Ei Perſon den betreffenden katholiſchen Pfarrern zuzuſenden, fich 
4 von dieſen Pfarrern den Empfang beftätigen zu laſſen, und dieſe 
5 Empfangsbeſtätigung ſeiner Matrikel beizulegen, und bei dem 
953 betreffenden Akte anzumerken. | 


1 4. Der katholiſche Pfarrer iſt ſchuldig, das erwähnte Dupli⸗ 

kat ſeiner eigenen Matrikel beizulegen, und den Akt ſelbſt mit 
Beziehung auf dieſes Duplikat in ſeiner Matrikel an der Stelle, 

| wohin er nach der chronologiſchen Ordnung gehören würde, an— 

4 zumerken. 

1 5. Der akatholiſche Seelſorger iſt zwar berechtigt, Tauf;, 

ö Trau⸗ und Todtenſcheine auszuſtellen, er darf aber dafür in keinem 

5 Falle eine Gebühr abnehmen, und derlei Scheine an Partheien | 
9 erſt dann erfolgen, wenn ſie mit dem Vidit des katholiſchen | 
15 Pfarrers verſehen, und an dieſen die Stollgebühr dafür entrichtet 

1. worden iſt. 

1 Die Verabfolgung der Tauf, Trau⸗ und Todtenſcheine ohne 
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vorläufige Vidirung derſelben durch den katholiſchen Pfarrer, 
und eben ſo die Abnahme von Stollgebühren von Seite des aka— 
tholiſchen Seelſorgers iſt an dieſem, als ein Eingriff in die Tole— 
ranzgeſetze, zu ahnden. Sollte ein akatholiſcher Seelſorger von 
einer Behörde von Amtswegen um die Herausgabe eines Taufe, 
Trauungs⸗ oder Todtenſcheines angegangen werden, ſo ſind derlei 
Scheine mittels des katholiſchen Pfarrers, welcher denſelben ſein 
Vidit beizufügen hat, den Behörden zu überreichen. 

6. Ueber die genaue Befolgung dieſer Vorſchriften haben im 
Allgemeinen die Kreisämter, bei den katholiſchen Seelſorgern 
insbeſondere die Biſchöfe und ihre Vikarien bei den kanoniſchen 
Viſitationen, bei den akatholiſchen Seelſorgern ihre Vorſteher bei 
Bereiſung der ihnen unterſtehenden Paſtorate zu wachen. 


G. 26. März 1830, 3. 13431 (P. G. S. XII. 106). 


1. Die Kreisämter find verpflichtet, jedes Tauf-, Geburts-, 
Beſchneidungs⸗, Trauungs- und Sterb: oder Begräbnißmetriken⸗ 
buch jedes zu deren Führung verpflichteten Religionsbekenntniſſes 
ohne Unterſchied zur ſicheren Evidenzhaltung und Beſeitigung jedes 
Verdachtes von Unterfchleifen ordentlich mit der Blätterzahl zu 
bezeichnen, am Schluſſe des Buches die Anzahl der Blätter an— 
zumerken, ſofort dasſelbe mit einem gelb und ſchwarzen Seiden— 
faden zu durchziehen, mit dem Amtsſiegel zu verſehen, und unter 
Fertigung des Amtsvorſtehers gehörig zu clauſuliren. 

2. Zur Bewirkung dieſer Vorſichtsmaßregeln wird hiermit 
allen Seelſorgern, Paſtoren, wie auch Rabbinern zur Pflicht ge— 
macht, jedes künflighin neu zu verlegende ſolche Matrikenbuch 
dem Kreisamte vorzulegen. 

3. Auch müſſen dieſelben gleich dermal alle frühern vorhan— 
denen Matrikenbücher dem Kreisamte vorlegen, damit ſie nach— 
träglich mit der Blätterzahl bezeichnet, durchgezogen, geſiegelt 
und clauſulirt werden. 5 
G. 22. Nov. 1881, 3. 60742 (P. G. S. XIII. 422). 


Obgleich Se. k. k. Majeſtät laut der mit h. H. vom 
5. Juni 1826, 3. 16255, herabgelangten a. h. E. vom 1. Juni 
1826, die Veränderung des Geſchlechtsnamens bei dem Uebertritte 
zur chriſtlichen Religion zu geſtatten geruhet haben, ſo muß den— 
noch um die Bewilligung hierzu bei der Landesſtelle eingeſchritten 
und die hierortige Entſcheidung abgewartet werden. 

Die Kreisämter haben daher die Geiſtlichkeit aller Ritus und 
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die Paſtoren der augsburgiſchen Confeſſion zu belehren, daß in 
vorkommenden Fällen die zur chriftlichen Religion Uebertretenden 
nur dann unter einem veränderten Geſchlechtsnamen in die Tauf— 
bücher eingetragen werden dürfen, wenn die Bewilligung zur 
Veränderung des früher geführten Geſchlechtsnamens auf Anſu— 
chen des Getauften von der Landesſtelle bewilliget worden iſt. 


G. 17. Dez. 1834, 3. 78770 (P. G. S. XVI. 546). 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß in einem Taufſcheine, in 
welchem das Geburtsjahr bloß mit Ziffern ausgedrückt war, das: 
ſelbe radirt und ſomit der Taufſchein verfälſcht wurde. 

Um ſolchen Verfälſchungen ſowohl der Tauf-, als Trau- und 
Todtenſcheine vorzubeugen, erhalten ſämmtliche Conſiſtorien und 
die Superintendentur den Auftrag, die Pfarrer und die Paſtoren 
anzuweiſen, den Tag und das Jahr der Geburt, der Trauung 
und des Todes in den dießfälligen Zeugniſſen nicht allein mit 
Ziffern, ſondern auch mit Buchſtaben auszudrücken. 


G. 1. Febr. 1835, 3. 78716 (P. G. S. XVII. 76). 


Die von den Kreisämtern nach Anordnung des Patentes vom 
21. Hornung 1784 jährlich einzuſendenden Ueberſichten der Ge— 
trauten, Gebornen und Geſtorbenen haben das Reſultat der von 
Pfarrern und Rabbinern beim Kreisamte einzulangenden Trau— 
ungs⸗, Geburts- und Sterbregiſter zu enthalten, und nach dem 
mit Kreisſchreiben vom 16. Sept. 1784, 3. 21771, bekannt ge⸗ 
machten höchften Befehle find alle angeſtellte Seelſorger verpflichtet, 
eine jede von ihnen getaufte, getraute oder begrabene Militär⸗ 
perſon in ihren Pfarr-Regiſtern einzutragen. 

Man muß daher annehmen, daß die bemerkten Freisämtli- 
chen Ueberſichten, aus welchen die Landes-Hauptzuſammenſätze 
verfaßt werden, auch die von der Civil-Geiſtlichkeit an Militär— 
perſonen bewirkten derlei Funktionen, dieſelben mögen nun an 
Individuen des effectiven Penſions-, Invaliden- oder Beurlaubten: 
ſtandes vollzogen worden ſein, enthalten. 

Um ſich jedoch von der Vollſtändigkeit der Landes⸗Haupt⸗ 
zuſammenſätze, welche alle im Laufe eines Militärjahres im ganzen 
Lande Getrauten, Gebornen und Geſtorbenen enthalten ſollen, 
zu deren Verfaſſung von Seite des k. k. Feldſuperiorates aber nur 
die von den Militärſeelſorgern an Militärperſonen vollzogenen 
Trauungen, Taufen und Beerdigungen aus gewieſen worden, die 
volle Gewißheit zu verſchaffen, wird den k. k. Kreisämtern auf- 
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a getragen, die Pfarrer, Paſtoren und Rabbiner, mit Beziehung 


auf die obigen Vorſchriften, zur Aufnahme des Reſultates der an 
Militärperfonen bewirkten Funktionen in die an's Kreisamt jähr- 
lich einzuſendenden Ueberſichten der Getrauten, Gebornen und 
Geſtorbenen noch eigens anzuweiſen, und bei Einſendung der 
eigenen Ueberſichten an die Provinzial-Staatsbuchhaltung jedes— 
mal zu beſtätigen, daß dieſe Aufnahme wirklich Statt gefunden 
habe. 


H. 27. Juni 1835, 3. 16406; G. 1. Auguſt 1835, 3. 43591 (P. G. ©. 
XVII. 550). 


Hinſichtlich der verhandelten Frage: ob nicht einige Modifi— 
kationen in Anſehung der Beſtimmungen über die Eintragung der 
Pathen und Zeugen in die Tauf- und Trauungs-Regiſter, fo wie 
bei der Eintragung der Väter unehelicher Kinder in die Taufbücher 
einzusneden re haben Se. Majeftät mit a. h. Eutſchließung 
vom 20. Juni d. J. zu verordnen geruhet: 

Daß in Anſehung der Unterſchrift der Zeugen und Pathen es 
bei der allerhöchſten Vorſchrift vom 20. Febr. 1784 zu bleiben habe. 

Wenn übrigens bei der eigenhändigen Eintragung der Pathen 
und Zeugen ſich eine Undeutlichkeit zeigt, welche in Folge der Zeit 
zu Ungewißheiten und Irrungen Anlaß geben könnte, dann ſoll 
der Name des Pathen oder Zeugen von Jemanden, welcher eine 
gut leſerliche Schrift hat (Pfarrer, Cooperator, Schullehrer), 
mit Beiſetzung ſeines eigenen Namens gleichſam als Ueberſetzer, 
leſerlich mit dem Beiſatze: lies — beigeſchrieben werden. 

Se. Majeſtät haben ferner zu befehlen geruhet: daß, wie 
es hie und da ſehr üblich iſt, künftig von den Trau- und Tauf⸗ 
büchern zwei reine Copien genommen, von den Pfarrern mit den 
Originalien genau collationirt, von den Bezirks- Vicaren oder 
Dechanten bei den kanoniſchen Viſitationen genau revidirt, und 
als auf dieſe Art beglaubigte Abſchriſten gefertiget, und daß, 
während das Original ſorgfältig aufbewahrt wird, eine dieſer 
beglaubigten Copien an das Ordinariat eingeſendet werde, damit 
im Falle, daß ein Exemplar wie immer zu Grunde geht, noch 
ein das ſelbe erſetzendes Pare vorhanden ſei. 

Hinſichtlich der Eintragung des Vaters eines unehelichen 
Kindes in das Taufbuch geruhten Se. Majeſtät zu verordnen, daß 
ſich zwar in der Regel nach den beſtehenden Geſetzen zu benehmen 
ſei, ſollte der uneheliche Vater des Kindes ſich aber bei der Taufe 
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oder ſpäter in das Taufbuch als ſolcher ſchriftlich eintragen wollen, 
ſo iſt ihm dieß in Gegenwart des Seelſorgers und eines Zeugen 
jederzeit und unweigerlich zu geſtatten. 

H. 19. Febr. 1886, 3.4286; G. 20. März 1886, 3. 12607 (P. G. S. 

XVIII. 276). 

Nachträglich zu dem, mit Gubernial » Verordnung vom 
1. Auguſt 1835, 3. 43591, bekannt gemachten Hofdekrete vom 
27. Juni 1835, 3. 16406, wird verordnet, die in dieſem Dekrete 
wegen Aufbewahrung der Tauf- und Trauungs-Protokolle ent— 
haltene Weiſungen auch auf die Sterbprotokolle auszudehnen. 

H. 20. Jän. 1836, 3. 2603; G. 5. April 1836, 3. 7850 (p. G. S. 

XVIII. 314). 

Daß alle Tauf-, Trau- und Todtenſcheine und derlei 
Zeugniſſe, welche über Einſchreiten auswärtiger Behörden im 
diplomatiſchen Wege verlangt werden, vom Stempel befreit ſein 
ſollen und von den zur Ausſtellung berufenen Seelſorgern von 
Amtswegen unentgeltlich auszufertigen ſeien. 

H. 31. März 1836, Z. 8259 G. 23. April 1836, 3. 22945 (P. G. S. 

XVIII. 372). 

Die k. franzöſ. Regierung hat durch das Organ ihres Minifte- 
riums an die k. k. geheime Hof- und Staatskanzlei das Anſinnen 
geſtellt, daß bei Sterbfällen königl. franzöſiſcher Unterthanen in 
den k. k. Staaten die Todtenſcheine im diplomatiſchen Wege ihr 
zukommen gemacht werden. 

Da die k. franzöſiſche Regierung mit dieſem Begehren die 
Zuſicherung eines gleichmäßigen reciprocen Verfahrens, das von 
ihr auch bereits in Gang geſetzt worden tft, verbindet, fo fand 
ſich die k. k. vereinte Hofkanzlei in Uebereinſtimmung mit der k. k. 
geheimen Hof- und Staatskanzlei beſtimmt, dem gedachten Be— 
gehren zu entſprechen. 

Dem zu Folge wird verordnet, die Einleitung zu treffen, 
daß in Sterbfällen notoriſch franzöfifcher Unterthanen von den 
Seelſorgern (welche, wenn ſich ihnen über die Eigenſchaft der 
Verſtorbenen als franzöſiſche Unterthanen Zweifel darbieten, vor— 
läufig dießfalls bei den Ortsobrigkeiten die nöthige Erkundigung 
einzuholen hätten), Todtenſcheine von Amtswegen ausgefertigt, 
und dem betreffenden Ordinariate eingeſendet werden, welches 
dieſelben ſohin mit den Legaliſirungen verſehen, periodiſch der 
Landesſtelle vorzulegen haben wird. 
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G. 21. Okt. 1886, 3. 58446 (P. G. S. XxVII. 618). 

1. Wenn in den Matrikelbüchern einer Kirche der Akt der 
Taufe, Trauung oder des Begräbniffes gar nicht eingetragen iſt, 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch Niemanden ein Zeugniß 
über einen ſolchen Akt aus den Matrikeln ertheilt werden könne, 
der in denſelben nicht aufgezeichnet iſt, und daß ſich ſomit das 
Zeugniß des Seelſorgers eben nur auf den Umſtand beſchränken 
könne, daß der angebliche Akt in den Büchern nicht verzeichnet 
erſcheine. Dieß iſt auch bereits mit wiederholt erläuterten Nor- 
mativen vorgeſchrieben worden. 

2. Anders verhält ſich die Sache, wenn ein ſolcher Akt in 
den Matrikelbüchern zwar verzeichnet erſcheint, aber in dem Vor: 
oder Zunamen, in der Jahreszahl oder einem andern weſentlichen 
Umſtande ein Irrthum eingeſchlichen iſt. 

In dieſem Falle muß nämlich das Zeugniß ausgefertigt wer: 
den, allein das Dokument, welches entweder den Behörden oder 
Partheien ausgefolgt wird, und zum Beweiſe dienen ſoll, enthält 
Unrichtigkeiten, die ſtatt die Wahrheit, gerade unrichtige Um— 
ſtände beſtätigen. Iſt dieſe Unrichtigkeit vollkommen rechtsgiltig 
bewieſen, und zugleich bewieſen, wie ſie berichtigt werden ſollte, 
ſo iſt es zwar allerdings nothwendig, die Berichtigung eintreten 
zu laſſen, weil ſonſt durch die Unrichtigkeit in der Urkunde Be— 
hörden und Partheien irre geführt werden, allein dieſe Berichti— 
gung darf nicht durch eine Correctur, Durchſtreichung oder Radi— 
rung geſchehen, vielmehr muß die ganze Stelle, welche den Akt 
enthält, unberührt bleiben, ſondern es iſt bloß neben der Stelle, 
wo der Akt in der Matrikel eingetragen iſt, anzumerken, daß 
zufolge Gubernial-Verordnung, deren Zahl und Datum anzuſetzen 
iſt, der Name, die Jahreszahl oder ein anderer Umſtand berich— 
tigt worden iſt, und zugleich der richtige Name oder Jahreszahl 
beizufügen. 

Die Gubernial⸗Verordnung aber iſt im Originale gleich neben 
der berichtigten Stelle in das Matrikelbuch anzuheften, und den 
Kirchenakten eine beglaubigte Abſchrift derſelben beizulegen. 

3. Die Conſiſtorien haben die Seelſorger anzuweiſen, wenn 
dieſelben von Gerichten oder Behörden oder von einer Parthei 
angegangen werden, eine ſolche Berichtigung vorzunehmen, das 
Erſuchsſchreiben ſtets dem Conſiſtorio zu überreichen, welches je— 
den ſolchen Fall der Landesſtelle vorzulegen, und hierüber die 
Verfügung abzuwarten hat. Denn da die Seelſorger nicht in der 
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Lage ſind, zu beurtheilen, ob ein ſolches Anſuchen von der hierzu 
competenten Behörde, und in Folge vollkommen rechtsbündiger 
Beweiſe geſchehen iſt, ſo iſt es nothwendig, damit hierüber von 
der Landesſtelle, welche über die Genauigkeit und Verläßlichkeit 
dieſer höchſt wichtigen Dokumente im ganzen Lande zu wachen 
hat, die Ueberzeugung eingeholt, und hiernach die Verfügung 
erlaſſen werde. 

G. 6. Okt. 1837, 3. 58741 (P. G. S. XIX. 676). 

Die Seelſorger erſcheinen bei der Führung der Matrikelbücher 
als Beamte des Staates, und jede hierin bezeugte Unwahrheit, 
ſei es durch unrichtige Eintragung, durch nachträgliche Verände— 
rung oder Einſchaltung, oder durch Unrichtigkeiten in Ausfolgung 
der Matrikelextrakte macht den Seelſorger nach Umſtänden nach 
dem XI. Hauptſtücke des St. G. B. des Amtsmißbrauches ſchul⸗ 
dig, auf welchen die Strafe des ſchweren Kerkers von 1 bis zu 5, 
und ſelbſt bis zu 10 Jahren ſteht. Endlich iſt die Folge deſſen — 
jederzeit auch die Entſetzung von der Pfründe. 


G. 20. Nov. 1840, 3. 76480 (Gen. 845). 

Vermöge der Vorſchrift des a. b. G. S. 80 ſollen in die Trau 
ungsbücher auch die Vor- und Familien-Namen, dann der Stand 
der Aeltern der Brautleute eingetragen werden. 

Da dieſe Vorſchrift nicht allgemein beobachtet wird, ſo findet 
man das ꝛc. aufzufordern, ſolche ſämmtlichen Seelſorgern in Er: 
innerung zu bringen und den Dechanten zur beſonderen Pflicht zu 
machen, bei Gelegenheit der Kirchenviſitationen die genaue Be: 
obachtung derſelben zu überwachen. 


Maurer⸗ und Zimmermeiſter. 


C. 23. Auguſt 1787. (Pill. S. Nr. CH. ©. 167). 

Durch wohlerfahrne Maurer- und Zimmerleute eine beſſere 
Bauart in den Städten zu erzielen, iſt durch höchſtes Dekret vom 
80. Juli 1787 geſtattet, daß die Beziehung des ſonſt überall ges 
wöhnlichen Meiſtergroſchens von den Geſellen auch hier Landes 
Platz greifen könne; nur müſſen taugliche Geſellen, und nicht 
etwa für den Bauluſtigen unbehilfliche und unerfahrne Lehrbuben 
geſtellt werden, da in dieſem Falle der Meiſtergroſchen nicht Statt 
fände. (S. ged. C. 16. Dez. 1796, Inſtruktion wegen der in 
Anſehung der Maurer und Zimmerleute zu beobachtenden Ordnung. 
Piller'ſche Sammlung Nr. LXVI, 80. S.) 
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Mauthpächter. 


G. 18. Dez. 1828, 3. 78584. 

Wenn der Wegmauthpächter ſich die Abnahme einer Mauth— 
gebühr von Parteien erlaubt, die hievon geſetzlich befreit ſind, ſo 
unterſteht einerſeits dieſe Anmaßung und die Bemeſſung der Strafe 
nach dem Kontrakte und den Wegmauthdirectiven allerdings zwar 
der Amtshandlung der k. k. Zollbehörden, andererſeits aber als 
betrügeriſche Handlung (nach Maßgabe der Umſtände als Verge— 
hen oder ſchwere Polizei⸗Ulebertretung mit Rückſicht auf den §. 284 
des II. Theils des G. B. über V. und S. P.) der Amtshandlung 
des Kreisamtes oder der Ortsobrigkeit, welcher Letztern auch ſelbſt 
aus Gefällsrückſichten mit dem gedruckten Kreisſchreiben vom 15. Ja⸗ 
nuar l. J., Z. 83864 »in fo fern fie die ungebührliche Abnahme 
gegründet findet“ ein Wirkungskreis eingeräumt worden iſt. 


Mauthſchranken. 
G. 26. Auguſt 1828, Z. 61309 (P. G. S. X. 294). 

Man iſt zur vollkommenen Ueberzeugung gelangt, daß die 
Wegmauthpaͤchter der, mit gedrucktem Kreisſchreiben vom 15. Jän. 
l. J., 3. 83864, allgemein kund gemachten kontraktmäßigen 
Verbindlichkeit, den Mauthſchranken zur Nachtzeit zu beleuchten, 
nicht nachkommen. Die k. Kreisämter haben die Ortsobrigkeiten 
zur Amtshandlung nach dem erwähnten Kreisſchreiben neuerdings 
mit dem Beiſatze anzuweiſen, daß, wenn die Wegmauthpaͤchter 
die ortsobrigkeitlichen Erinnerungen unbeachtet laſſen, gegen 
erftere abgeſehen von der Beſtimmung des oberwähnten Kreis- 
ſchreibens, nach der Natur dieſer Außerachtlaſſung nach den 
88. 174 und 176 des II. Theils des Geſetzbuches über Verbrechen 
und ſchwere Polizeiübertretungen vorzugehen ſei. 

Welches ſämmtlichen Mauthpächtern zu ihrer Warnung 
gleichfalls bekannt zu geben iſt. 


Miethkutſcher. 


A. h. E. 8. Juni 1835; H. 16. Juni 1835, 3. 124905 G. 18. Auguſt 1888, 

3.4140 f (P. G. S. XVII. 57%). 

Es iſt die Frage entſtanden, ob, wenn wahrgenommen wird, 
daß ein Miethkutſcher ſich eines erkauſten Wagens unter Beibe— 
haltung des darauf gemahlten adeligen Wappens des früheren 
Beſitzers bedient, die Behörden recht daran ſeien, den Mieth— 
kutſcher zur Beſeitigung des Wappens zu verhalten. 
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Se. Maj. haben mit allerhöchſter Entſchließung vom 8. Juni 
zu befehlen geruhet, daß die Polizei-Behörden in der Abſtellung 
von derlei Unziemlichkeiten nicht zu beirren ſeien. 

G. 14. Okt. 1835, 3. 59151 (P. G. S. XVII. 806). 

Aus Anlaß einer ſpeziellen Verhandlung iſt die Hofkanzlei, 
laut Dekrets vom 10. September l. J., 3. 23438, in die Kennt: 
niß gelangt, daß in manchen Städten und Orten die mit Reiſen— 
den dahin kommenden fremden Lohnkutſcher neue Reiſende zur 
Weiterbeförderung nicht aufnehmen dürfen, und blos auf die 
Rückfuhren beſchränkt ſeien; daß an anderen Orten fremde Lohn— 
kutſcher nur eine beſtimmte Zeit zum Behufe der Aufnahme der 
Reiſenden geduldet werden, u. ſ. w. 

Da derlei Beſchränkungen vorſchriftswidrig find, und nur 
zum Nachtheile des Publikums gereichen, fo wird den Kreisämtern 
aufgetragen, ſich durch die Ortsobrigkeiten die Ueberzeugung von 
dem Beſtande der Sache zu verſchaffen, und dann die Verfügung 
zu treffen, daß dort, wo eine ſolche ordnungswidrige Beſchrän— 
kung des fremden Lohnkutſcher beſtehen ſollte, dieſelbe abgeſtellt 
werde, und daß die Localbehörden ſich die Hindanhaltung ſolcher 
Beſchränkungen angelegen ſein laſſen, weil ein mit dem ord— 
nungsmäßigen Befugniſſe verſehener Lohnkutſcher, wenn er in 
einem fremden Orte mit Reiſenden anlangt, nicht gehindert 
werden kann, die ſich ihm ergebenden Parteien nach jedem belie⸗ 
bigen Orte zu befördern. 


Militärärarialgebäude, 
A. h. E. 16. April 1821; G. 3. Sept. 1821, 3.45460 (P. G. S. III. 139). 
Se. Majeſtät haben anzuordnen geruhet, daß die zur Er⸗ 
richtung der Holzſparapparate in den vom Militär benützten Civil 
gebäuden erforderlichen Koſten vom Militärärar zu beſtreiten find. 
Da dieſe Sparapparate in allen Caſernen, Spitälern und 
ſonſtigen Militärgebäuden einzuführen ſind, ſo wird dieſe a. h. 
E. zur Verſtändigung des Kreisingenieurs bekannt gegeben. 
G. 9. Sept. 1831, 3. 51637 (P. G. S. XIII. 374). 
Nach Eröffnung des k. k. General-Militär-Kommando vom 
14. v. M. iſt bei Unterſuchung der leer ſtehenden Militärärarial— 
Gebäude der Fall eingetreten, daß dieſe Gebäude zu verſchiedenen 
Privatzwecken der Dominien, als: Unterbringung der Rekruten, 
anderer Parteien, ja ſogar der Dominikalarreſtanten und Juden 
verwendet werden. 
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Da die Aerarialgebäude durch derlei eigenmächtige aufſichts⸗ 
loſe Benützungsweiſe nicht nur vor Deteriorirungen nicht geſichert 
ſind, ſondern vielmehr dem Ruin eilends zugeführt werden, de— 
ren Herſtellung dem Aerar im Falle des Bedarfs der Gebäude 
bedeutende Koften verurſacht, fo wird den Kreisämtern mit Be— 
ziehung auf die unterm 8. Sept. 1829, 3. 52678, ergangene 
Normalvorſchrift, im Grunde welcher den Dominien die Aufficht 
über derlei Aerarialgebäude obliegt, zur ſtrengſten Pflicht aufer— 
legt, derlei Mißbräuche allſogleich abzuſtellen, und mittelſt 
der Kreisbezirks-Kommiſſäre genau jede Außerachtlaſſung einer 
gehörigen Aufſicht zu überwachen. 

Ferner haben die Kreisämter bei den Dominien auf die Er— 
haltung der Gebäude in dem inventarmäßig übergebenen Stande 
zu dringen, ſelben die nachſtehenden vom k. k. General -Militär⸗ 
Kommando mitgetheilten Bedingungen über die Miethe dieſer 
Aerarialgebaͤude zu eröffnen, und darauf feſte Hand zu halten, 
daß, wenn ſich zu dieſer Bedingung nicht bequemt werden will, 
die Gebäude ſogleich geräumt, und in den inventarmäßigen 
Stand hergeſtellt werden. Die Benützung der Aerarialgebäude 
kann nach Eröffnung des k. k. General-Militär: Kommando nur 
unter nachfolgenden Bedingungen geſtattet werden: 

a) daß der Miether einen verhältnißmäßigen Zins entrichte, 

b) daß er während der Miethzeit die kleinen Reparaturen 
aus Eigenem beſtreite, 

e) daß er das Gebäude im Falle des Bedarfes ſogleich wie— 
der dem Militär übergebe, 

d) daß er dasſelbe inventarmäßig übernehme, und eben fo 
zurückſtelle, und endlich 

e) daß über die Miethe ein förmlicher Kontrakt abgeſchloſſen 
werde. 

Die Miethluſtigen haben ſich daher in jedem Falle an das 
betreffende Werbbezirks⸗Regiments⸗Kommando oder Kavallerie: 
Depot zu wenden. 

G. 3. Aug. 1832, 3. 38802 (p. G. S. XIV. 224). 

Nach der Vorſchrift vom 8. Sept. 1829, 3. 52678, fol 
den Ortsobrigkeiten die Ueberwachung der zur Militärbequarti⸗ 
rung beſtimmten Aerarial- und ſonſtigen Gebäude nur dann ob⸗ 
liegen, wenn ſelbe bei einer gänzlichen Auflaſſung einer Station 
geräumt werden. 

Man iſt mit dem k. k. General⸗Kommando übereingekommen 
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daß, wenn eine von der Kavallerie oder Infanterie geräumte 
Station, von einer andern Truppenabtheilung oder Militärbranche 
beſetzt wird, dieſelbe die Ueberwachung aller daſelbſt befindlichen 
Militärgebäude, fie mögen benützt oder unbenützt fein, zu beſorgen, 
und beziehungsweiſe von den Dominien zu übernehmen, und ſomit 
auch für die inventarmäßige Inſtandhaltung dieſer Gebäude ver: 
antwortlich zu bleiben habe. 

Hiernach hat das k. Kreisamt ſich ſelbſt zu benehmen, und 
die Ortsobrigkeiten mit dem Bedeuten zu verſtändigen, daß über 
jede Uebergabe eines ſolchen Gebäudes von einer Ortsobrigkeit 
an einen Truppenkörper und umgekehrt ſtets ordentliche Inven- 
tarien über alle Beftandtheile des Gebäudes, und die daſelbſt 
vorräthigen Requiſiten in Rückſicht auf Anzahl und Beſchaffen⸗ 
heit in tripplo aufzunehmen ſeien, von denen ein Exemplar der 
Ortsobrigkeit zuzuſtellen iſt. 

Auch wurde von der Militär-Landesoberbehörde der wahr— 
genommene Unfug eingeſtellt, daß von marſchierenden Truppen⸗ 
abtheilungen leer gefundene Aerarialgebäude ſelbſt eigenmächtig 
beſetzt werden. 

G. 31. Dez. 1832, 3. 74465 (P. G. S. XIV. 370). 

Nach Eröffnung des k. k. General-Militar⸗Kommando find 
neuerliche Unfüge und Eigenmächtigkeiten bei Gebahrung mit. 
den Militärgebäuden eingetreten, indem in einer gegenwärtig 
nicht beſetzten Kavallerieſtation die Kontraktionsſtallungen, wel⸗ 
che der Ortsobrigkeit in Aufſicht übergeben waren, von den 
Ortsbewohnern unter dem Vorwande, daß fie auf ihrem Grunde 
ſtehen, und von ihnen erbaut worden ſind, ganz weggeriſſen, 
andere wieder zum Theile abgetragen worden ſind, dann ein 
Kreisamt zur Veräußerung einer ärariſchen Stallung unbefugt die 
Bewilligung ertheilt hat, weil das betreffende Dominium vorgab, 
daß der Stall ſein Eigenthum iſt, und von demſelben erhalten wird. 

Da jedoch dieſe Stallungen in dem Hauptausweiſe der dem 
Landesbequartirungsfonde angehörig geweſenen, nunmehr in die 
Militärverwaltung übergangenen Offiziersquartiere und Stallun⸗ 
gen enthalten find, und ſeither vom Militärärar unterhalten wur- 
den, ſo war die Abtragung und rückſichtlich die Veräußerung 
derſelben ein offenbarer Eingriff in das in der Militärverwaltung 
ſtehende Aerarialgut und vermag um ſo weniger entſchuldiget 
zu werden, als die Dominien mit der Gubernial-Verordnung 
vom 8. Sept. 1829, 3. 52678, vor jeder Eigenmächtigkeit hin⸗ 
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ſichtlich der ihnen zur Ueberwachung übergebenen Militärgebäude 
gewarnet worden find, und den Kreisämtern die Gubernial-Ver⸗ 
ordnung vom 13. Juli 1829, 3. 34129, ausdrücklich vorſchreibt, 
daß fie in Fällen der Veräußerung ſolcher Gebäude gemeinfchaft: 
lich mit dem Militär vorzugehen haben. 

Indem man ſonach unter Einem über die fpeziellen Fälle die 
Unterſuchung Behufs der Schadloshaltung des Militärärard und 
Beſtrafung der Schuldtragenden einleitet, werden dem Kreisamte 
aus dieſem Anlaſſe die dießfälligen Vorſchriften mit dem Auftrage in 
Erinnerung gebracht, deren genaue Befolgung auch den betreffen; 
den Dominien zur Verwahrung vor einem Nachtheile einzuſchärfen. 
(In Erinnerung gebracht am 17. Mai 1834, 3. 25200, P. G. 
S. XVI. 282.) 

G. 3. Juni 1833, 3. 31628 (P. G. S. XV. 164). 

Da nach dem mit den k. k. Generalkommando getroffenen, 
den Kreisaͤmtern unterm 3. Aug. v. J., 3. 38802, bekannt 
gegebenen Uebereinkommen, die Militärgebäude in jenen Stas 
tionen, wo kein Militär iſt, von den Ortsobrigkeiten inventar⸗ 
mäßig in Ueberwachung genommen werden ſollen, ſo hat das k. k. 
General-Militär- Kommando, die Truppenkörper unterm 8. v. M. 
3. 3180, R, für die richtige inventarmaͤßige Uebergabe gedachter 
Gebäude wiederholt verantwortlich gemacht, und dieſelben zu— 
gleich im Unterlaffungsfalle dieſer Uebergabe für den durch Ent— 
wendungen herbeigeführten Schaden für erſatzpflichtig erklaͤrt. 

Die k. k. Kreisämter erhalten mit Beziehung auf erwähnte 
Gubernial-Verordnung, dann auf jene vom 31. Dez. v. J., 


3. 74465, den Auftrag, die hiernach entſprechende Verfügung zu 


treffen, und ſonach die Dominien und Magiſtrate, die es betrifft, 
neuerlich anzuweiſen, daß fie die Militärgebäude in der von einer 
Garniſon gänzlich geräumten Station unweigerlich vorſchrifts— 
mäßig zu übernehmen, und um fo forgfältiger zu überwachen 
und zu beaufſichtigen haben, als dieſelben für jeden daran durch 
Entwendungen verurſachten Schaden erſatzpflichtig ſind, auch es 
zu ihrer Obliegenheit, als Ortspolizei-Behörde gehört, dafür zu 
ſorgen, daß ſich in den erwähnten Gebäuden Niemand aufhalte, 
verberge, oder jene nicht befchädiget werden. 


G. 2. November 1836, 3. 64783 (P. G. S. XVIII. 676). 


General⸗Kommando⸗Verordnung vom 17. Okt. 1886, N, 3. 5906. 
Alle in den Caſern-⸗Verwaltungs⸗Bezirken befindlichen un 
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belegten, jedoch noch brauchbaren Aerarial-Stallungen ſind in 
der genaueſten Aufſicht zu halten, in denjenigen Stationen, wo 
Militär liegt, hat dieſes die unmittelbare Aufſicht zu führen, in 
den unbelegten Stationen aber, liegt die dießfällige Ueberwachung 
nach der eingeführten Modalität den Dominien ob, gleichwohl 
haben ſich die Caſern⸗Verwaltungen und die Ingenieur-Offiziere 
gelegenheitlich der jährlichen Gebäudereparatur-Aufnahme, auch 
im letztern Falle von dem Zuſtande der Stallungen gelegenheit— 
lich zu überzeugen, und ſoweit ſelbe in dieſer Hinſicht eine Ber: 
nachläſſigung von Seiten der Dominien bemerken, allſogleich 
dem General-Kommando die Anzeige zu erſtatten. a 

Da auch die unbelegten Stallungen bei den jährlichen Bau— 
reparaturs⸗Aufnahmen aufgenommen, und an denſelben die zu 
deren Erhaltung unumgänglich nöthigen Herſtellungen bewirkt 
werden, mithin bei einiger Aufſicht, dem Verfalle derſelben vor— 
gebeugt werden kann, ſo verſieht man ſich, die Caſern-Verwal— 
tungen werden ſich in dieſer Angelegenheit um fo mehr der nöthi— 
gen Aufmerkſamkeit befleißen, als es ohnehin deren Pflicht iſt, 
das Aerar vor unnöthigen durch gehörige Aufficht ganz zu beſei— 
tigenden Auslagen zu verwahren, und es insbeſondere im Inte: 
reſſe der Cavallerie-Regimenter liegen muß, bei Dislokations⸗ 
Aenderungen jeder Verlegenheit rückſichtlich der Unterbringung der 
Pferde enthoben zu ſein. 

Anbelangend jene Stallungen, welche bereits in einem ſo 
deſolirten Zuſtande ſich befinden, daß deren Herſtellung nicht 
mehr thunlich iſt, und es ſich daher bloß mehr um die Sicherung 
des Beſitzrechtes auf den Grund handelt, ſind im Einvernehmen 
mit den Dominien die Aufnahmen der Gründe nach ihrer Länge, 
Breite und Lage genau zu bewirken; die Plätze dort, wo kein be— 
ſonderes Merkmal mehr vorhanden iſt, durch Aufſtellung eines 
Pfahls oder nach Umſtänden einer Standfäule zu bezeichnen, und 
die dießfälligen Aufnahmsprotokolle mit einem Verzeichniſſe 
über ſämmtliche in dem Caſern-Verwaltungs⸗Bezirke des Regi⸗ 
ments befindliche unbelegte brauchbare und unbrauchbare Stallun— 
gen hieher vorzulegen; es verſteht ſich übrigens hiebei, daß dieſe 
Aufnahmen ohne Auslagen für das Aerar zu geſchehen haben, 
und daher in denjenigen Stationen, in welchen kein Offizier be 
quartirt liegt, nur gelegenheitlich einer anderweiten Kommandi— 
rung zu bewirken ſind, ſo wie auch die Dominien aufzufordern 
ſind, die Forterhaltung dieſer Merkzeichen, auf deren Beſtand 
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die Ingenieur⸗Offiziere bei ihren jährlichen Aufnahmen zu fehen 
haben werden, ſich angelegen ſein zu laſſen. 


Militär⸗Arreſtant. 
H. 14. Juni 1818, 3. 2222; G. 14. Juni 1818, 3. 30756 (Gen. 493). 

Vermöge des am 9. Dez. 1815, 3. 50093, bekannt ge⸗ 
machten h. H. v. 9. Nov. 1815, 3. 19181, iſt in Fällen, wo 
Militaͤr⸗Arreſtanten in Civil-Arreſten verpflegt werden, die Ver 
gütung der Verpflegskoſten, nach dem für jene vom Civile geſetzlich 
beſtehenden Ausmaße, von den Militär-Autoritäten an die Civilbe⸗ 
hörden zu leiſten, und ſo umgekehrt. 

Da jedoch nebſt den eigentlichen Verpflegskoſten noch andere 
Auslagen, als auf Medikamente, Bothenlohn, Diäten, Reiſe— 
ſpeſen, Bekleidung u. ſ. w. ſich ergeben können, ſo wird im 
Nachhange zur bezogenen Weiſung vermöge H. v. 14. v. M., 
3. 2222, bedeutet, daß die Auslagen auf Medikamente für die 
Civil: und Militär-Arreftanten eben fo, wie die eigentlichen Ber- 
pflegskoſten gleich unmittelbar zwiſchen den betreffenden Civil⸗ 
und Militärbehörden ausgeglichen, und wechſelſeitig vergütet 
werden können. Was hingegen die übrigen in ſolchen Fällen vor⸗ 
kommenden Auslagen auf Bothenlohne, Diäten, Recepiſſe, Ber 
kleidung u. ſ. w. betrifft, ſo hat die Vergütung derſelben immer 
erſt nach dem vorher zwiſchen dieſer Landesſtelle und dem General— 
Militär: Kommando gepflogenen Einvernehmen, und nach vor⸗ 
läufiger Beurtheilung der dießfäligen Koſtenberechnungen zu ge- 
ſchehen, daher das Kreisamt in jedem ſolchen Falle die Berech— 
nung von dem betreffenden Militär-Kommando abzuverlangen 
und gutächtlich anher vorzulegen hat. 


Militär⸗Ausreißer. 
H. 4. Mai und 25. Juni 1786 (Löwenwolde I. 159). 
Sobald ein Deſerteur künftig gemeinſchaftlich von Militär⸗ 
und Civilparteien eingebracht wird, ſo hat zwar die Vertheilung 
der Taglia nach den Köpfen zu geſchehen, damit jedes der einen 


Deſerteur anhaltenden Individuen, ohne Unterſchied zwiſchen 


dem Militär- und Civilſtande, einen gleichen Antheil von der 

Taglia erhalte; zugleich aber wird die weitere Weiſung in Be⸗ 

treff des öfter eintretenden Umſtandes gegeben, daß, wenn ein 

Deſerteur nur von einem Soldaten und von einer Civilperſon ein⸗ 
41 
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gebracht würde, der Erſte acht, der Letzte aber ſechzehn Gulden 
zu bekommen hätte. 

G. 18. Sept. 1786 (Löwenwolde I. 160). 

Wenn die Dominien die auf ihren Gütern ſich mit ihrem 
Wiſſen aufhaltenden Deſerteurs nicht der Militärbehörde überant⸗ 
worten, fo ſeien die Gemeinden verbunden, ſolches dem Militär 
anzuzeigen, oder fie ſelbſt aufzuheben und zu überliefern. 

G. 7. Sept. 1804, 3. 35886. 

Das Kreisamt hat fämmtliche Ortsobrigkeiten anzuweiſen, 
daß ſelbe, auf jede erfolgende Requiſition der Regimenter oder 
Corps, das von den namhaft werdenden Ausreißern hinterlaſſene 
Vermögen ohne weiters zur Abführung an die Kriegskaſſe ein- 
heben, und dem betreffenden Regiment und Corps nicht nur in 
jedem ſolchen Falle, ſondern auch wenn kein Vermögen vorhanden 
fein ſollte, darüber jedesmal verläßliche Auskunft unverzüglich 
geben ſollen. 

G. 24, Aug. 1805, 3. 35205 (Gen. 1108 und 110%). 

Es haben ſich in Oeſterreich Fälle ereignet, daß entwichene 
Militäriſten und Verpflegsbäcker, nachdem ſie angehalten wurden, 
und ſich nicht gehörig ausweiſen konnten, ſich für Ausländer an⸗ 
gaben, auf welche Angabe ſie, ohne nahere Unterſuchung und 
Rückfrage, von den Diſtrikts⸗Kommiſſariaten und Landgerichten 
ohne weiters mittelſt des Schubs außer Land geſchafft wurden, 
und ſohin ſelbe, wenn die Deſerteurs-Beſchreibungen bei den 
Diſtrikts⸗Kommiſſariaten einlangten, ſchon die Gränze paſſirt 
hatten. Um nun auch hierlandes derlei beſorglichen Mißgriffen, 
wodurch Deſerteure und größere Verbrecher der geſetzlichen Strafe 
entzogen werden, vorzubeugen, findet man es für nothwendig, 
denſelben aufzutragen, die Dominien hierauf aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, und fie anzuweiſen, daß fie unter ſtrengſter Verantwor⸗ 
tung in derlei vorkommenden Fällen mit dieſen leeren Angaben 
der Arreſtanten ſich nicht begnügen, ſondern ſich um nähere Aus— 
künfte dahin, woher der Angehaltene gekommen zu ſein vorgibt, 
verwenden, und ſodann erſt weiter gehörig Amt handeln follen. 
C. 8. Marz 1811, 3: 8896. Ged. (Pill. S. Nr. XXVII. S. 60). 

$. 1. Hat derjenige, welcher ſich der Theilnahme an der 
Deſertion eines zum Militär⸗Körper gehörigen Mannes, es ſei 
durch Beredung, durch Hilfsleiſtung, durch Unterſtand, durch 
Verheimlichung, durch Ankauf der Montur oder des Gewehres, 
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oder endlich durch was immer für eine, die Deſertion begünſtigende 
Handlung wirklich ſchuldig macht, nach dem §. 199 und 200 des 
Strafgeſetzbuches, nebſt der Kerkerſtrafe zwiſchen ſechs Monaten 
und einem Jahre, auch den Erlag eines Schadenerſatz-Betrages 
und zwar, wenn der Ausreißer vom Fußvolke iſt, von 50 fl. Rhn., 
wenn er von der Kavallerie iſt, von 100 fl. Rhn.; wenn er endlich 
Fuhrweſensknecht wäre, nach dem gedruckten Kreisſchreiben vom 
13. November 1807, 3. 46432, von 12 fl. 30 kr. Rhn. zu 
befahren. 

$. 2. Hat fich jedermann angelegen fein zu laſſen, die De⸗ 
ſerteurs, als welche eben ſo gut mehrere, in Geſtalt eines Kom⸗ 
mando's, jedoch ohne Oberoffizier, Marſch-Route und authenti⸗ 
ſche Legitimation ziehende Kriegsleute, wie die einzelnen, ohne 
Ordre, Paß oder Abſchied betretenen Soldaten anzuſehen ſind, 
nach dem Deſerteurs-Verhehlungs⸗Patent vom 23. Mai 1775 ) 
ohne weiters anzuhalten, an das nächſte Militärkommando wohl⸗ 
verwahrt abzuführen, und dem kommandirenden Offizier gegen 
den gewöhnlichen Uebergabsſchein auszuliefern. Sollte jedoch dieſes 
den einzelnen Apprehendenten oder den Gerichten derjenigen Orts⸗ 
ſchaften, wo die Deſerteurs betreten und aufgebracht werden, zu 
beſchwerlich fallen, fo hat die Einlieferung und Abgabe der Mili⸗ 
tär⸗Ausreißer durch die Grundobrigkeit zu geſchehen, welche dieß- 
falls verantwortlich iſt. 

§. 3. Wird für jeden eingelieferten Deſerteur von der Infan⸗ 
terie, oder auch von einem Kavallerieſten ohne Pferd, die geſetz— 
liche Belohnung oder Taglia mit 24 fl. Rh., für einen noch mit 
dem Pferde verſehenen Reiter aber mit 40 fl. Rhn., endlich für 
einen Fuhrweſensknecht mit 6 fl. Rhn. dem Einlieferer immer un⸗ 
aufgehalten und in dem bisher gewöhnlichen Wege verabfolgt 
werden; jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Taglia die Ent⸗ 
ſchädigung für alle Koſten in ſich faßt, welche bis zur wirklichen 
Auslieferung des Flüchtlings an das Militär anwachſen können, 
Maßen dieſe beſonders nicht vergütet werden. Endlich 

$. 4. wird zur Beruhigung der Apprehendenten die in dem 
vorſtehend angezogenen Patente enthaltene Begünſtigung wieder⸗ 
holt bekannt gemacht, daß ein durch die Civilpartei eingebrach— 
ter Ausreißer die Lebensſtrafe nicht zu befürchten habe. 


1) Dieſes Patent enthält im Weſentlichen nichts Mehreres, als was hier 
vorkommt. 
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G. 22. März 1813, 3. 8994 (G. 241). 

Es ift häufig geſchehen, daß bei Gränzbehörden und Gränz- 
ämtern Deſerteure einer fremden Macht ſich anmelden, welche ge— 
borne öſterreichiſche Unterthanen ſind, dieſe Leute wurden blos als 
fremde Deſerteure betrachtet, und als ſolche mit Marſch-Routen 
durch die Monarchie verſehen, während ſie wegen Aufnahme 
fremder Kriegsdienſte, wenn ſie früher von öſterreichiſchen Fahnen 
entwichen ſind, nach den inländiſchen Kriegsgeſetzen, ſonſt aber 
mindeſtens nach den Auswanderungsgeſetzen behandelt werden 
ſollten. 

Dem Kreisamte wird daher aufgetragen, bei derlei vorkom— 
menden Fällen, und zwar im erſten ſolche Deſerteurs alſogleich 
an den nächſten Militärkommandanten zu übergeben, im zweiten 
aber nach den beſtehenden Geſetzen vorzugehen. 

G. 21. Jänner 1814, 3. 923. 

$. 1. Nach der Gub. Vdg. vom 19. Febr. 1813, 3. 5227, 
liegt es dem Kreisamte ob, auf den von hieraus oder ſonſt in 
einem Wege demſelben bekannt gegebenen Defertionsfall ſogleich 
das Vermögen des Deſerteurs und zugleich den Umſtand zu erhe— 
ben, ob derſelbe Notherben habe, und ob durch die geſetzlich vor: 
geſchriebene Konfiskation feines Vermögens dieſelben in Dürſtig— 
keit verſetzt würden. Im letztern Falle iſt das Vermögen einſtwei— 
len mit Beſchlag zu belegen und ſicher zu ſtellen, unter Einem 
aber, mit Auseinanderſetzung der perfönlichen Familienverhältniſſe 
des Deſerteurs und ſeiner Notherben, ein begründeter Antrag zu 
erſtatten: ob höchſten Orts auf Nachſicht der Konfiskation des 
Vermögens desſelben einzurathen wäre. 

$. 2. Da das Militärkommando neuerdings angegangen 
wird, den Werth der vom Deſerteur mitgenommenen Stücke und 
Militäreffekten, welcher nach der h. Vorſchrift auf jeden Fall aus 
dem Vermögen des Deſerteurs erſetzt werden muß, gleich bei der 
erſten Eröffnung, in welcher nur die Konfiskation des Vermögens 
angeſucht wird, beſtimmt anzugeben, ſo hat das Kreisamt den 
dießfälligen Betrag für jeden Fall gleich Anfangs vom Vermögen 
des Deſerteurs einzuziehen, und an die Kreiskaſſe abzuführen. 

§. 3. Wird höchſten Orts die Konfiskation des Vermögens 
des Deſerteurs entſchieden, fo ift ſolche auf die hierortige Bekannt⸗ 
machung vorzunehmen, und der eingegangene Betrag ebenfalls 
an die Kreiskaſſe abzuführen. 
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G. 11. März 1814, 3. 6409. 

Aus Anlaß der neuen Anzeige, daß mehrere von Kriminalge⸗ 
richten verhaftete Verbrecher auf ihre bloße Angabe, daß ſie De⸗ 
ſerteurs wären, ohne alle genommene Rückſprache ohne weiters in 
das Stabsſtockhaus zur Unterſuchung und Aburtheilung geliefert 
worden, wo durch die nachträgliche Erhebung die Unſtatthaftigkeit 
ihrer Angabe ſich bewährt hat, iſt mittelſt des, von dem hieſigen 
Appellationsgerichte unterm 7. v. M. anher mitgetheilten, höchften 
Dekretes der oberſten Juſtizſtelle vom 15. Jaͤnner 1814 verordnet 
worden, daß zur künftigen Vermeidung der aus dem oberwähnten 
Vorgange ſowohl für das Militär⸗Aerar, als auch für die Juſtiz⸗ 
pflege überhaupt, entſtehenden weſentlichen Nachtheile, die Civil— 
gerichte ſolche bei denſelben inſitzenden Verbrecher, welche ſich für 
Deſerteurs ausgeben, erſt nach der vorlaufig an das betreffende 
Generalkommando gemachten Anzeige, und von dieſer eingeholten 
Erkundigung über die Wahrheit jener Angabe, an das Militär ab: 
zuliefern haben. 

Wovon das k. Kreisamt zur Darnachachtung und Verſtändi⸗ 
gung ſämmtlicher Dominikal-Jurisdiktionen und Magiſtrate in 
Kenntniß geſetzt wird. 

G. 8. Okt. 1814, 3. 36500. 

Das Generalkommando iſt der Meinung, daß die meiſten 
Ausreißer ſich in ihrer Heimath bei ihren Familien verborgen auf⸗ 
halten. Aus dieſem Anlaſſe hat dasſelbe erſucht, wegen genauer 
Invigilirung auf dieſelben an die Dominien und Ortsobrigkeiten 
die dießfalls beſtehenden Befehle zu erneuern, vermöge welchen 
jeder einzelne Soldat, der ſich nicht mit einem Abſchiede, Lauf— 
paſſe oder ſonſt einem Dokumente über ſeine Abweſenheit vom Re— 
gimente auszuweiſen vermag, an das nächft liegende Militär ab: 
geliefert werden ſoll. 

G. 13. Jaͤnner 1815, 3. 589. 

Das Kreisamt hat ſämmtlichen Dominien und Ortsobrigkei⸗ 
ten aufzutragen, bei Habhaftwerdüng eines Deſerteurs, falls 
er nicht mit dem Einbringer zugleich an das naͤchſte Werbbezirks⸗ 
kommando geſchickt werden kann, ſowohl den Deſerteur, als den 
Einbringer zu vernehmen, und ſodann den Erſtern ſammt dem 
Konſtitute dem Bezirkskommando zuzuſchicken, damit ſich dasſelbe 
ſogleich die Ueberzeugung verſchaffen könne, ob —. Einbringer 
die Taglia gebühre oder nicht. 
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G. 3. Nov. 1815, 3. 10697. 

Auf die gemachte Anfrage, wie ſich in jenen Fallen zu be⸗ 
nehmen ſei, in welchen die Kriminalgerichte die an ſie gelangten 
Verhandlungen Über Deſerteurs-Verhehlungen als zu ihrer Ent- 
ſcheidung nicht geeignet erklären, und ob und welche Strafe gegen 
die Unterſuchten zu verhängen ſei, wird dem Kreisamte bedeutet: 
daß dasſelbe in ſolchen Faͤllen nur in ſo fern einzugehen und das 
Amt zu handeln habe, in wie fern jene Handlungen, die die 
Deſertions Verhehlung veranlaßten, zugleich Uebertretungen be— 
ſtimmter Polizeivorſchriften ſind, und nur dann das Verbrechen 
der Deſertions-Verhehlung nicht zur Folge hatten, weil dabei die 
zu jedem Verbrechen nach dem Sinne des Strafgeſetzes erforderliche, 
auf dasſelbe gerichtete, direkte Abſicht mangelte. 

H. 18. Jänner 1816; G. 22. Febr. 1816, 3. 6422. 

Die hochortige Anordnung vom 27. Juli 1815, 3. 18159, 
hebt ſich auf, und es wird von nun an wieder, nach der Cirkular⸗ 
vorſchrift v. 25. April 1795, aus dem Vermögen der Fuhrweſen⸗ 
Deſerteurs jedesmal das feſtgeſetzte Pönale von 30 fl. ganz an 
das Militär⸗Aerar abzuführen fein. 

G. 1. Mai 1816, 3. 16209. (Gen. 467 ©). 

Um die Dominien von der Furcht einer rachſüchtigen Beſchä⸗ 
digung durch Deſerteurs zu befreien, und fie zur thätigen Ergrei- 
fung derſelben zu vermögen, hat der k. k. Hofkriegsrath dem Ge: 
neralkommando aufgetragen: »alle von den hierländigen Dominien 
und Gemeinden eingebrachten Deſerteurs nach ihrer Abſtrafung 
ſogleich zu einem außer Galizien dislocirten Regimente zu trans: 
feriren.“ — 

H. 31. Aug. 1816; G. 9. Okt. 1816, 3. 48214. 

Die h. Hofkanzlei hat mit Dekret vom 31. Auguſt 1816 im 
Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe entſchieden, daß 
zur Vereinfachung der Gefchäfte die Einleitung wegen Ausfor- 
ſchung der Deſerteurs und Konfiscirung ihres allenfälligen Ver: 
mögens nur in ſtreitigen Fällen von den Landesoberbehörden ge— 
troffen, ſonſt aber nur zwiſchen den Regimentern, Werbbezirks⸗ 
Kommanden und Kreisämtern abgethan werden ſoll. Da nun 
im Grunde dieſer h. Entſchließung die betreffenden Regimenter 
durch das General-Militär- Kommando angewieſen werden, jeden 
einzelnen Deſertionsfall mittelſt der im Militär⸗Dienſtreglement 
vorgeſchriebenen Eingaben, in welchen auch der Beköſtigungspreis 
der vom Deſerteur mitgenommenen Montur: und Rüſtungsſorten 
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erfichtlich gemacht werden wird, dem Kreisamte nur unmittelbar 
zu überſenden; ſo wird aufgetragen, über die in dieſem Wege an 
dasſelbe gelangenden Deſerteursanzeigen ohne Verzug nach der 
beſtehenden Vorſchrift Amt zu handeln, das Reſultat der Ver: 
handlung dem Regimente unmittelbar, oder wenn deſſen Rech— 
nungskanzlei fich nicht im Kreiſe befindet, dem Werbbezirks⸗Kom⸗ 
mando zur weiteren Beförderung zu übergeben, und nur bei be— 
ſonderen Anſtänden, oder wenn Gründe vorhanden ſind, um die 
Nachſicht der Vermögens-Konfiscation einzuſchreiten, anher Be: 
richt zu erſtatten. 

Man hat ferner befunden, jenen Theil des Deſerteursvermö⸗ 
gens, welcher dem Militär⸗Aerar als Vergütung für die vom De: 

ſerteur mitgenommene Montur und Rüſtung gebührt, im un⸗ 
mittelbaren Wege vom Kreisamte durch das Werbbezirks Kom— 
mando an die Feldkriegskaſſe abführen zu laſſen. Da hingegen 
iſt das übrige Deſerteursvermögen, welches dem Rekrutirungs⸗ 
und Reengagirungsfonde nach Abſchlag obiger Erſätze zufällt, 
nach den Grundſätzen der hierortigen Vog. v. 15. Juli 1815, 
3. 26214, zu behandeln, durch die Kreiskaſſe zu beeinnahmen, 
und an das Hauptzahlamt abzuführen. 

Das Kreisamt hat daher in feinem dießfäligen Verfahren 
den im mitgetheilten Beköſtigungsaufſatze, unter der Rubrik des 
mitgenommenen Militärgutes, ausgewieſenen Erſatz aus dem hin— 
terlaſſenen Deſerteursvermögen jedesmal unverzüglich, ohne Rück- 
ſicht allenfalls zu erwirkender Konfiscationsnachſicht einzubringen, 
und dem betreffenden Werbbezirks-Kommando gegen Quittung 
unmittelbar zu übergeben, den für den Rekrutirungs- und Reen⸗ 
gagirungsfond konfiscirten Vermögensantheil aber der Kreiskaſſe 
zur weiteren Verrechnung an das Hauptzahlamt einzuhändigen. 
G. 17. Nov. 1816, 3. 45369, 

Daß die Kreisämter bei Unterfuchungen über Deſerteurs⸗ Ver⸗ 
hehlungen nach der Weiſung vom 24. Jaͤnner 1815, 3. 41911, 
ſich genau zu benehmen haben. 

H. 16. April 1821, 3. 108855 G. 9. Mai 1821, 3. 23790 (P. G. S. 

III. 81). 

Die Taglia für die Auslieferung der Deſerteurs wird auf 
Metallmünze feſtgeſetzt. 

H. 4. Nov. 1821, 3. 81842; G. 17. Nov. 1821, 3. 60936 (P. G. S. 

III. 180). 

Das aus dem Vermögen der Fuhrweſens-Deſerteurs einzu⸗ 
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hebende Pönale von 30 fl. muß in Conv. Münze berichtigt 
werden. 


A. h. E. 12. März 1822; H. 11. April 1822, 3. 8910; G. 21. April 1822, 

3. 20312 (P. G. S. IV. 177). 

Die bei den politiſchen Behörden ſich fälſchlich für Deſerteure 
ausgebenden Individuen ſollen als Betrüger — und wenn fie zu⸗ 
gleich gewerbs- und paßloſe Vagabunden ſind, überdieß nach den 
beſtehenden Vorſchriften behandelt werden. (Erneuert am 16. März 
1828, 3. 8523.) 


H. 24. April 1822, 3.107345 G. 18. Mai 1822, 3. 24733 (P. G. S. IV. 189) 

§. 1. Ein Deſerteur iſt vor geendeter geſetzlicher oder Straf— 
dienſtzeit im Allgemeinen weder zur Entlaſſung im Konzertations⸗ 
wege, noch gegen Offerte, geeignet. 

§. 2. Von dieſem Grundſatze kann nur in dem einzigen Falle 
eine Ausnahme gemacht werden, wenn dem Deſerteur während 
feiner geſetzlichen oder Strafdienſtzeit eine Wirthſchaft oder ein Ge— 
werbe, deſſen Beſitz nach dem Konſcriptions-P. von der Stellung 
befreit, durch Erbſchaft zufaͤllt, er zur Aufrechthaltung dieſer 
Wirthſchaft oder dieſes Gewerbes dringend erforderlich iſt, und 
wenn er ſich endlich während ſeiner Dienſtleiſtung durch gutes 
Betragen einer ſchonenden Rückſicht würdig gemacht hat. 


H. 25. März 1824, 3. 6222; G. 22. April 1824, 3. 21885 (P. G. S. 

VI. 67). 

Beamten und dem Aufſichtsperſonale der unmittelbaren Po— 
lizeibehörden gebührt keine Taglia für die Einbringung eines De— 
ſerteurs, wohl aber dem von den politiſchen und ftädtifchen Be⸗ 
hörden abhängenden Aufſichtsperſonale. 


G. 13. April 1825, 3. 19518 (p. G. S. VII. 91). 


Erneuerung der Vorſchriften wegen Einbringung der Deſer— 
teurs und Beſtrafung der Derſerteurs⸗Verhehler und zwar des 
C. 27. Horn. 1808, 3. 8226. — C. 8. März 1811, 3. 3896, 
mit Hinweiſung auf $$. 199 und 200 St. G. B. I. Thl. — dann 
G. 5. Horn. und 7. Juni 1816, 3. 3862 und 27157. 


G. 11. Okt. 1828, 3. 70166 (Gen. 1295. S.) 


Die Vorerhebungen in Fallen von Deſerteurs-Verhehlungen 
ſind in dem, durch das St. G. B. vorgezeichnetem Wege pflegen 
zu laſſen. 
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Das Uebereinkommen zur wechfelfeitigen, unentgeltlichen 
Auslieferung der in der Unterſuchung als Deſerteur oder als 
Civil⸗Individuum erkannten Inquiſiten iſt auf die Magiſtrate der 
Städte und Märkte, dann auf die Patrimonialgerichte auszu⸗ 
dehnen. 

G. 18. Sept. 1828, 3. 55963 (G. 1487. S.). 


Behandlung der ruſſiſchen Deſerteurs bei Kontumaz⸗Uebertre⸗ 
tungen. 


G. 24. Juli 1830, 3. 47061. 7 

Politiſche Behörden haben kartelmäßig aus zuliefernde, fremde 
Deſerteurs nur dem nächſten Militärkommando zu übergeben, ges 
gen Rußland haben ſie ſich (17. Sept. 1822) nur mit Ausliefe⸗ 
rung der konſcribirten Anwendbaren auf jenſeitige Reklamirung 
zu befaſſen; die Militärkommando liefern ſie an das betreffende 
milit. oͤſterr. Auslieferungs- und Uebernahmskommando. 

G. 8. Nov. 1830, 3. 67982 (P. G. S. XII. 452). 

Sobald die Angabe eines von einer politiſchen Behörde als 
Deſerteur einer fremden Macht, mit welcher ein Auslieferungs⸗ 
kartel beſteht, an das Militär zur Auslieferungsveranlaſſung über— 
brachten Mannes gleich auf der Stelle, und ohne erſt eine Erhe— 
bung in dem von ihm angegebenen Auslande einzuleiten, wider: 
legt werden kann, iſt das betreffende Militärkommando gehalten, 
mit dem angeblichen Ueberläufer unter Beitritt der politiſchen 
Ortsobrigkeit ein beſonderes Protokoll aufzunehmen, in welchem 
der Beweis, daß Konſtitut kein ausländiſcher Deſerteur ſei, hin— 
länglich nachgewieſen werden muß, welches Protokoll der politi- 
ſchen Obrigkeit, die den angeblichen Deſerteur überſendet hat, 
ſammt dem Letztern zur weitern Verfügung zurückzuſtellen iſt. 

Gleichwohl aber bleibt bei einem ſolchen Konſtitute die Un- 
kenntniß der Sprache oder Mundart des angeblichen Vaterlandes, 
als auch der ungewöhnliche Name als Hauptbeweis zur Ueberfüh⸗ 
rung des Konſtituten ausgeſchloſſen, indem die Eigenſchaft eines 
Ausländers nicht immer durch die genaue Kenntniß der Mutter: 
ſprache bedingt iſt. 

G. 28. Juni 1836, 3. 30640 (P. G. S. XVIII. 442). 


Nach der Normalvorſchrift vom 6. Nov. 1826, 3. 62247, 
werden die bei den politiſchen Behörden für Deſerteurs ſich aus 
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gebenden Individuen nur nach der von den betreffenden Negi- 
mentern eingeholten Beſtätigung der Wahrheit ihrer Angabe, oder 
wenn den politiſchen Behörden an ihrer früheren Uebergabe be— 
ſonders gelegen iſt, nur dann vom Militär übernommen, wenn 
die betreffenden politiſchen Behörden bei der Uebernahme ſich mit 
einem Revers ausdrücklich verpflichten, dem Militär-Aerar für den 
Fall, wenn die betreffenden Individuen nicht als wirkliche Defer- 
teurs anerkannt würden, alle auf dieſe Individuen verwendeten 
Unkoſten zu erſetzen. 

Gleichwohl ſollen ſich, zu Folge Eröffnung des k. k. General: 
Militärkommando, Fälle ergeben, daß die Dominien ähnliche Re⸗ 
verſe auszuſtellen ſich weigern, und die eingebrachten angeblichen 
Deſerteurs, vor Ausmittlung ihrer Militärzuſtändigkeit, ihrer 
Haft entlaffen. 

Ein ſolcher Fall iſt erſt kürzlich eingetreten, daß ein Domi⸗ 
nium ein auf feinem Territorium ergriffenes, und der Defertion 
verdächtiges Individuum, welches, da deſſen Militärzuſtändig⸗ 
keit erſt erhoben werden mußte, und das Dominium ſich zu nichts 
verpflichten wollte, demſelben bis zur Aus mittlung der Militär⸗ 
zuſtändigkeit übergeben wurde, unter dem Vorwande, daß Nie⸗ 
mand für ſeine Verpflegung ſorgen wollte, der Haft entlaſſen 
hat, wodurch nach Einlangung der Beſtätigung über die Mili— 
tärzuftändigkeit dieſes Individuums kein geſetzliches Verfahren 
gegen dieſes Individuum eingeleitet werden konnte. 

Da die Verpflegung der ausweislos betretenen Individuen 
eine Obliegenheit der Ortsobrigkeiten iſt, und für jene Indivi- 
duen, welche als Deſerteure anerkannt werden, die Verpflegs— 
koſten ohnehin vom Militär⸗Aerar erſetzt werden, ſo wird den 
Kreisämtern aufgetragen, alle Dominien und Magiſtrate mit 
Beziehung auf die erwähnte Vorſchrift anzuweiſen, daß ſie jene 
in ihrem Territorium paßlos aufgegriffenen Individuen, welche 
wegen Deſertion verdächtig ſind, unverweilt dem betreffenden 
Regiments⸗ oder Truppenkommando anzeigen, und im Falle ſie 
die ſogleiche Uebergabe derſelben an die Militärbehörden unter der 
in jener Vorſchrift enthaltenen Vorſicht nicht vorziehen ſollten, 
ſolche, bis zur Einlangung der Beſtätigung über die Militärzu- 
ſtändigkeit oder Nichtzuftändigfeit derſelben, in Verhaft behalten, 
und ſodann nach den dießfalls beſtehenden Vorſchriften das weitere 
geſetzliche Amt mit denſelben zu handeln haben. 
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G. 31. Dec. 1831, 3. 74170 (P. G. S. XIII. 488). 

In Folge Eröffnung des k. k. Generalkommando vom 21. 
Dez. 1831, haben Se. Majeftät der Kaiſer mit dem a. h. Hand⸗ 
billete vom 23. November 1831 dem Hofkriegsrathe allerhöchſt zu 
erkennen gegeben, daß einige Urproduzenten ſich darüber beklagen, 
daß ſie ihre Erzeugniſſe, welche die Staatsverwaltung benöthigt, 
nicht unmittelbar an dieſelbe verkaufen können, ſondern ſich ſolche 
von Lieferanten abdrucken laſſen müſſen, welche ſie dann mit 
bedeutendem Gewinne der Staatsverwaltung liefern. 

Um ſowohl dieſen Nachtheil von dem Aerar abzuwenden, als 
die Produzenten von Seite der Lieferanten gegen Bedrückungen 
zu ſchützen, wird dem k. Kreisamte mit Beziehung auf die Gu- 
bernialverordnung vom 28. Sept. 1831, 3. 55997, aufgetragen, 
die nöthige Bekanntmachung an die Urproduzenten und Fabrikan⸗ 
ten zu erlaſſen, womit fie von dem ihnen freiſtehenden Verkehr - 
mit dem Aerar in Kenntniß geſetzt werden, und ihnen die Gele 
genheit gegeben wird, ihre Erzeugungen, in ſo fern ſolche für die 
Bedürfniffe der Armee geeignet find, direkte an die betreffenden 
Branchen abzuliefern. Um dieſe Ablieferung den Urerzeugern zu 
erleichtern, wird auch die Uebernahme kleinerer Parthien ihrer 
Fabrikate bewilliget, in ſo ferne ein Bedarf hieran beſteht. 

G. 22. Febr. 1832, 3. 9602 (P. G. S. XIV. 52), 

Im Nachhange der Gubernialverordnung vom 31. Dezember 
v. J., 3. 74170, erhalten die k. Kreisaͤmter in der Anlage die 
Beſchreibung jener Artikel, für welche der k. k. Hofkriegsrath den 
freien Verkehr der Urproduzenten mit dem Militär-⸗Aerar zu beför⸗ 
dern wünſcht. 

Jedoch hat das k. k. General-Militärkommando hierbei aus⸗ 
drücklich bemerkt, daß die Qualität dieſer Sorten in obiger Be⸗ 
ſchreibung nur in allgemeinen Umriſſen angezeigt ſei, die nähere 
Beſchaffenheit derſelben aber bei der Monturskommiſſion einges 
ſehen werden können. 

Die Kreisaͤmter werden beauftragt, dieſer Beſchreibung bei 
den dortkreiſes wohnenden Urproduzenten der darin genannten 
Artikel die möglichſte Publizität zu verſchaffen. 


Militär⸗Beurlaubte. 


Militär: Bettzeug. 


G. 17. Febr. 1833, 3. 9495 (p. G. S. XV. 50). 

In der Anlage erhalten die Kreisämter eine, vom k. k. General: 
Militärkommando anher mitgetheilte, an ſämmtliche Verpflegs— 
und Bettenmagazine ergangene Belehrung wegen der verſteige— 
rungsweiſen Behandlung oder eigentlich Verpachtung der Bett— 
ſortenreinigung und Ausbeſſerung, mit dem Auftrage, ſowohl bei 
der Verlautbarung dieſer Behandlung, als bei Vornahme derſelben, 
nicht nur ſelbſt im Einverſtändniſſe mit den Verpflegsmagazinen 
zweckmäßig mitzuwirken, ſondern auch die ä Orts⸗ 
obrigkeiten hiezu anzuweiſen. 
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p. vom 21. Sept. 1781. Ged. (Pill. S. Nr. XVIII. S. 71). 


§. 9. Nebſt dem Paſſe bekommt jeder beurlaubte Gemeine, 
inkluſive der Gefreiten und Vicekorporale, einen von Regiments 
kommandanten unterfertigten Urlaubszettel, welchen er ebenfalls 
bei ſeiner Anlangung in dem Urlaubsorte, nebſt dem Paſſe, der 
Obrigkeit und dem Wirthſchaftsamte vorzeigen muß. 

$. 10. Den Paß nimmt der Mann wieder zu ſich, der Zettel 
aber ſoll bei der Obrigkeit oder bei dem, welcher dem Beurlaub— 
ten Arbeit gibt, ſo lang in Verwahrung bleiben, als der Mann 
im nämlichen Orte bleibt. 

§. 17. Sobald ein Beurlaubter ſtirbt, muß es die Obrigkeit 
dem nächſten Militär melden, und von dem Verſtorbenen den 
Paß, den Urlaubszettel, den Todtenſchein und die Montirungs⸗ 
ſorten mit einer Specification dem naͤchſten Militär gegen Recepiß 
übergeben. 

$. 19. Wenn ein Mann über den Urlaub ausbliebe, ſei 
ſelber aufzufuchen, gleichwie denn alle diejenigen, welche nach 
geſchehener Einberufung, oder nach verfloſſenem Urlaubstermine 
eines Beurlaubten, ſelben verhehleten und ihn nicht handfeſt ma— 
cheten, nach den Deſerteurs-Verhehlungspatenten zu beſtrafen 
kämen, welcher wegen ſich die Regiments-Kommandanten mit 
den Kreisämtern einverſtehen müßten, damit derlei von dem Poli: 
tikum ausfindig gemachte Leute durch das Militär ſogleich hand— 
feſt gemacht, und zum Regiment eingebracht werden mögen; und 
können derlei auf geſchehene Einberufung nicht erſchienene Beur— 
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laubte, fo lange fie ſich in der Nähe ihres Urlaubsortes aufhalten, 

und weder wegen gefliffentlicher Verhehlung, noch wegen einer 

Flucht überwieſen werden, für keine Deſerteurs angeſehen, noch 

eine Taglia für ſie bezahlt werden. 

Anmerkung. Die weggelaſſenen Paragraphe betreffen 
theils bloß die Regiments-Kommandanten zum Behufe ihrer ei— 
genen Darnachachtung, theils wurden ſie durch die nachfolgenden 
Geſetze aufgehoben, abgeändert und berichtigt. 

G. 14. Febr. 1804, 3. 5775. 

Es iſt keinem Beurlaubten geſtattet, ſich ohne Erlaubniß des 
Dominiums und ohne Mitwiſſen des betreffenden Werbbezirks⸗ 
Kommando von ſeinem Urlaubsorte, am allerwenigſten aber ins 
Ausland zu entfernen. 

H. 2. Okt. 1806; G. 25. Okt. 1806, 3. 45054 (Gen. 1173); G. 5. Dez. 1806, 
3. 50603 (G. 1391). Durch G. 30. Okt. 1812, 3. 38382, iu Erinne⸗ 
rung gebracht. Gen. 1131. S. 

(Cvidenzhaltung der Beurlaubten und Patental-Invaliden ($. 38 des Kon⸗ 

ſkriptions-Patentes). 

$. 1. Sind die Ortsvorſteher und Gemeinderichter durch die 
Dominien bei eigener Verantwortung zu verhalten, keinen Beur⸗ 
laubten im Orte zu dulden, deſſen Paß nicht vom Dominium, 
unter welchem er ſich aufhält, vidirt iſt, und da jeder Beurlaubte 
nebſt ſeinem Paſſe noch einen Urlaubszettel vom Regimente mit⸗ 
bekommt, ſo ſind dieſe Letzteren ihm vom Ortsvorſteher oder Ge— 
meinderichter abzunehmen, und dem Dominium zuzuſtellen, wel: 
ches aus dieſen Zetteln eine Konſignation über alle in feinem Be— 
zirke befindlichen Beurlaubten, mit genauer Bemerkung des Regi⸗ 
ments und der Urlaubszeit, fortwährend führet, und dieſe viertel⸗ 
jährig, mit Docirung des Abgangs und des Zuwachſes, dem Kreis⸗ 
amte einzuſchicken hat, welches dieſe Konſignationen dem Kon— 
ſcriptions⸗Reviſor mittheilt, der dadurch in den Stand geſetzt 
wird, über ſämmtliche Beurlaubte des ganzen Konſcriptions⸗ 
Bezirks ein verläßliches Protokoll zu führen, um von ihrem Auf: 
enthalte in fortwaͤhrender Kenntniß zu ſein. 

§. 2. Uebrigens iſt hierbei die weitere Verfügung nöthig, daß 
die Dominien, wohin der Soldat beurlaubt, oder der Invalide 
angewieſen wird, durch das Kreisamt unterrichtet werden, weil 
ſonſt leicht geſchehen könnte, daß der Beurlaubte oder Invalide 
zum angegebenen Dominium nicht gelangt, daß er folglich, wenn 
man ihn haben will, nicht ausfindig gemacht werden könnte, 
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und daß die Abſicht der Evidenzhaltung dieſer Leute verfehlt 
würde. 


§. 4. Die Dominien aber find ſchuldig, wenn ein zu den 
ſelben beurlaubter Mann oder Invalide binnen 14 Tagen, oder in 
einer ſonſt nach dem Verhältniſſe feiner Entfernung zu berechnen— 
den Eintreffungsfriſt, bei demſelben mit feinem Urlaubspaſſe nicht 
erſcheint, davon dem Kreisamte zur weiteren Verſtändigung des 
Regiments die Anzeige zu machen. 

G. 11. Jänner 1816, 3. 1245 (Gen. 10). 

Mit Beziehung auf den hierortigen Erlaß vom 22. v. M., 
3. 53224 (wegen der bei Beurlaubung der Militärmannſchaft bei 
ſaͤmmtlichen deutſchen Infanterie-Regimentern zu beobachtenden 
Modalitäten), wird das Kreisamt angewieſen: alle Dominien 
und Magiſtrate zu verhalten, jeden Beurlaubten, deſſen Paß 
oder Urlaubszettel nicht vom betreffenden Werbbezirkskommando 
vidirt iſt, mit ſeinem Paſſe gleich bei ſeinem Eintreffen zum be— 
treffenden Werbbezirkskommando zu ſchicken, damit jeder Beur⸗ 
laubte allda protokollirt und evident gehalten werde. 

G. 30. Dez. 1816, 3. 57067 (Gen. 1285). 

Nach Eröffnung des k. Generalkommando ſind bei einer 
Streifung und Häuſerviſitation einige Beurlaubte irriger Weiſe 
für Deſerteurs angeſehen, und bloß aus der Urſache aufgehoben 
worden, weil fie ſich gehörig auszuweiſen nicht im Stande waren. 
Damit nun für die Hinkunft ähnlichen Irrungen vorgebeugt 
werde, hat das Kreisamt ſämmtlichen Ortsobrigkeiten aufzutra⸗ 

gen, daß fie den Beurlaubten, wenn ihnen die Urlaubs paſſe zur 
Aufbewahrung abgenommen werden, über die ad depositum ge: 
nommenen Päſſe jederzeit Certifikate erfolgen. 


G. 28. Dez. 1817, 3. 69402. 
(Auszug aus einer gal. Generalkommando⸗Verordnung vom 10. Dez. 1817, 
3. 18966). 

Sollte ein oder anderer Beurlaubter fo plotzlich und ſchwer 
erkranken, daß er nicht ohne Lebensgefahr in das nächſte Militär⸗ 
ſpital gebracht werden könnte, und in dem Urlaubsorte ohne alle 
anderweitige Hilfe ſich befinden, fo wäre nach Befund des be⸗ 
treffenden Generalkommando in derlei Fällen die Vergütung der 
durch Provinzial⸗Feldſcherer beſorgten Kuren ab aerario zu lei⸗ 
ſten, jedoch genau darauf zu ſehen, damit allen Unterſchleifen 

ebeugt werde. 
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Für die nicht anders, als mittelft Vorſpann, transportirt wer⸗ 
den könnenden, kranken Beurlaubten wird die Vorſpann ab aerario 
bewilligt und vergütet. 

G. 25. Nov. 1827, 3. 78658 (P. G. S. IX. 452). 

Was das k. k. General⸗Militär⸗Kommando hinſichtlich einer 
genaueren Evidenzhaltung der Militärbeurlaubten an die hierlaͤn⸗ 
digen Regimentswerbbezirkskommanden erlaſſen, und am 14. d. M. 
3. 9605, anher eröffnet hat, dieſes wird den Kreisaͤmtern mit 
Bezug auf die hierortigen Weiſungen vom 26. Hornung 1805 
und 16. September 1816, 3. 7724 und 41460, zu dem Ende 
in der Anlage abſchriftlich mitgetheilt, um hiernach die Ortsob⸗ 
rigkeiten anzuweiſen, und die genaue Befolgung dieſer Weiſung 
ſtrenge zu überwachen. 

Bog. des General⸗-M.⸗Kommando 14. November 1827, 3. 9605. 

a) Daß bei der nächſten Konſkriptions⸗Reviſion jedes Domi⸗ 
nium ſeine Protokolle über Urlauber, Invaliden und Landwehr⸗ 
männer mit der Vormerkung des konſkribirenden Offiziers in einem 
jeden Orte mit Vorweiſung der Päffe, Urkunden und Landwehr: 
karten kombinire, nach geſchehener Vidirung von Seite des Offi- 
ziers die Päffe, Urkunden und Landwehrkarten aber wieder auf: 
bewahre; 

b) Daß, da jedoch dieſe Reviſion ſtatt der Einſendung der 
vierteljährigen Ausweiſe für das erſte Quartal Ende Jänner gel— 
ten kann, die dießfäalligen vierteljährigen Ausweiſe für die drei 
folgenden Quartale mit 15. April, 15. Juli und 15. Oktober 
jeden Jahres von denen Dominien an die k. Kreisaͤmter für die 
Werbbezirke verläßlich eingeſendet werden. 


e) Daß kein, vom Militär zurückgelangter, eigener oder frem- 


der Unterthan mit oder ohne Paß, Urkunde, Abſchied ꝛc. ꝛc. im 
Territorio des Dominiums 24 Stunden geduldet werde, wenn 
deſſen Paß, Urkunde oder Abſchied vom eigenen Werbbezirks⸗Re⸗ 
viſoriat nicht ſchon vidirt worden iſt, oder aber zu dieſem Zwecke 
im kürzeſten Wege zum Werbbezirks⸗Reviſoriat überſchickt wor⸗ 
den ſei. 

Daß endlich ſich kein Dominium anmaße, wie es ſeit einigen 
Jahren häufig geſchehen, denen Militaͤrbeurlaubten, bei der das 
für ausgeſprochenen ſchweren Verantwortung, eine Heirathslizenz 
um fo weniger wieder zu ertheilen, als nach den Militaͤrgeſetzen 
ein Soldat, welcher ohne Erkenntniß ſeiner ihm vorgeſetzten Mi⸗ 
litaͤrbehörde heirathet, nebſt dem, daß feine eingegangene Ehe 
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null und nichtig iſt, der Pa ion Behandlung unterzo⸗ 
gen wird. 

Dieſem zu Folge hat das Werbbezirks-Kommando auf die 
genaue Erhebung der Beurlaubten ꝛc., ſo wie die richtige Evidenz— 
haltung derſelben, fortan ein wachſames Auge zu verwenden, und 
jene Dominien, welche dieſe Vorſchrift außer Acht laſſen, in den 
jährlichen Relationen über Konſkriptionsgebrechen namentlich auf— 
zuführen. 

Da ferner die, mit dem h. hofkriegsräthlichen Reſkript vom 
8. Hornung 1805, D, 320, herabgelangte Vorſchriſt ſeither nicht 
allgemein aufrecht erhalten worden ſein dürfte, daß nämlich kein 
Soldat jüdiſcher Nation in ſeine Heimath, oder ſonſt in ſolche 
Orte, wo ſie unter ihrer Nation ſind, auf Urlaub gelaſſen werden 
ſolle, wenn ſie nicht von dem Vorſteher der Judengemeinde ver— 
langt werden, in welchem Falle alsdann dieſe auch wegen Ent— 
weichung ſolcher Soldaten verantwortlich bleiben, und daß es 
ferner keinem beurlaubten Juden geſtattet ſein ſolle, ſich jüdiſch 
zu kleiden, oder ſich Haare und Bart nach jüdiſcher Art wachſen 
zu laſſen, fo wird dieſe mit der hierortigen General-Kommando⸗ 
Verordnung vom 17. Hornung 1805, R, 1071, allgemein hin- 
ausgegebene Vorſchrift dem Werbbezirks-Kommando mit dem Auf- 
trage in Erinnerung gebracht, in allen vorkommenden Faͤllen ſich 
genau hiernach zu achten. 

H. 11. Aug. 1830, 3. 187945 G. 9. Sept. 1830, 3. 55899 (P. G. S. 

XII. 392). 

Bisher war in der k. k. Armee die Begünſtigung eingeführt, 
daß den Beurlaubten nach beendeter Waffenübung ein Paar 
Schuhe und die einfache Leibeswäfche beibelaſſen und nach Haufe 
mitgegeben werden durfte. 

Da dieſe Montursſtücke, welche nach einem ſo kurzen Ge— 
brauche der Mannſchaft bisher belaſſen worden ſind, dem Aerar 
einen bedeutenden Aufwand jährlich verurſachen, ſo haben Seine 
Majeſtät mit a. h. E. vom 24. Juli d. J., zu befehlen geruhet, 
daß es künftighin von der Mitgabe des einen Paars Schuhe und 
der einfachen Leibeswäſche für die zur jährlichen Waffenübung auf 
die jeweil beſtimmte Zeit einzurücken habenden, ſo wie für jene 
Beurlaubte, welche zur zeitlichen Erhöhung des Lokalſtandes 
binnen der Sommermonate einberufen werden, abzukommen habe, 
wornach dieſelben von der obgenannten Zeit an, nach der Exerzier— 
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zeit ganz in ihrer mitgebrachten eigenen Kleidung nach Haufe zu 
rückkehren werden. 

Von dieſer a. h. E. werden die k. k. Kreisaͤmter mit dem Be⸗ 
deuten in die Kenntniß geſetzt, hiernach alle Urlauber durch ihre 
Dominien und Ortsobrigkeiten verftändigen zu laſſen und die Letz⸗ 
teren anzuweiſen, daß ſie für die gehörige Bekleidung der zur 
Waffenübung einrückenden Beurlaubten Sorge tragen, indem 
von Seite des Militärs dafür geſorgt werden wird, daß die eigenen 
Kleidungsſtücke, welche die vom Urlaube zur jeweiligen Waffen⸗ 
übung oder zur zeitlichen Erhöhung des Lokoſtandes binnen der 
Sommermonate einrückende Mannſchaft mitbringt, während der 
Zeit der Dienſtleiſtung gehörig aufbewahrt und vor dem Zugrunde— 
gehen geſichert werden ). 

H. 14. Dez. 1830, 3. 28423; G. 22. Jaͤnner 1831, 3. 367 (P. G. S. 
XIII 42). 

Die Wanderungsbewilligungen können auch bei Beurlaubten 
auf den Umfang einer ganzen Provinz oder ſelbſt mehrerer Provin⸗ 
zen ertheilt werden, aber nebſt dem iſt in der Reiſebewilligung 
auch der Ort, an welchen der Wandernde ſich zunächſt (um 
daſelbſt Verdienſt zu ſuchen) zu begeben gedenkt, 
beſtimmt nahmhaft zu machen. 

Wenn der Wandernde dieſen Aufenthaltsort verläßt, ſo wie 
überhaupt bei jeder ferneren Veränderung des Aufenthaltes iſt die 
fremde Ortsobrigkeit gehalten, bei Vidirung des Wanderbuches 
zugleich die Behörde, welche die Reiſebewilligung ertheilt hat, von 
dem neuen Aufenthalte der Beurlaubten zu benachrichtigen. 

H. 25. Aug. 1831; G. 16. Sept. 1831, 3. 51797 (P. G. S. XIII. 380), 

Se. k. k. Majeſtät haben laut Eröffnung des k. k. Hofkriegs⸗ 
rathes vom 25. Auguſt l. J. zu befehlen geruhet, daß alle beur- 
laubte Soldaten, ſobald ſie erwerblos ſind, ſogleich bei ihren 
reſpektiven Regimentern oder Korps einzurücken verhalten werden. 
Den k. Kreisämtern wird daher aufgetragen die unverzügliche Ans» 


Y) Dieſes Gubernial⸗Dekret vom 9. September 1830, 3. 55899, wurde 
mit dem Bedeuten erneuert, die unterſtehenden Dominien und Orts⸗ 
obrigkeiten wiederholt ſtrengſtens anzuweiſen, bei Verantwortung dar⸗ 
auf zu ſehen, daß die Urlauber ſtets gehörig bekleidet und verſehen 
mit den nöthigen Nahrungsmitteln bei Einberufung zu den jährlichen 
Waffenübungen oder zur Erhöhung des Lokalſtandes vom Hauſe abge⸗ 
hen (G. 1. März 1831, 3. 7506). 
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ordnung zu treffen, daß, wo immer öffentliche Arbeiten vorge 

nommen werden, keine beurlaubten Soldaten dazu verwendet, 

ſondern dieſelben, ſobald ſie erwerblos ſind, allſogleich zu ihren 

reſpektiven Regimentern oder Korps abgeſchickt werden. 

G. 24. November 1831, 3. 65090 (P. G. S. XIII. 424). 

Abſchrift eines hofkriegsräthlichen Reſkripts ddto. Wien am 27. 
Oktober 1831, K, 4164. 

Das General-Kommando wird angewieſen, mit genauer 
Beobachtung der beſtehenden Vorſchrift, daß kein Mann wider 
ſeinen Willen beurlaubt werde, die Verfügung an die dortländigen 
Regimenter zu treffen, ſich die ungezwungene Beurlaubung der 
Mannſchaft beſtens angelegen ſein zu laſſen, um ſo viel möglich 
den beabſichtigten Lokoſtand zu erlangen. Doch ſollen ſie dabei 
allerdings jene Leute, welche von ihren Dominien, ihren Ver— 
wandten und Bekannten nach Hauſe verlangt werden, oder die 
ſich ſonſt mit ihrem Unterhalte in dem Urlaubsorte ausweiſen, vor⸗ 
züglich berückſichtigen. 

H. 3. Jaͤnner 1832, 3. 28421; G. 23. Jänner 1832, 3. 3864 (P. G. S. 

XIV. 86. 

Im Nachhange zur hierortigen Verordnung vom 16. Sept. 
1831, 3. 51797, wegen Einrückung der beurlaubten erwerbsloſen 
Soldaten, zu ihren Regimentern oder Korps, wird den k. Kreis: 
ämtern bedeutet, daß über die vom k. k. Hofkriegsrathe Sr. Ma⸗ 
jeftät hinſichtlich der Auslegung des Wortes: „erwerblos“ gemachte 
Anfrage, Se. Majeſtät mit der nachträglichen a. h. E. vom 
2. Dezember v. J. zu beſtimmen geruhet haben, daß nicht der 
Mangel an Verdienſt von wenigen Tagen, ſondern ein länger 
andauernder Mangel an Erwerb des beurlaubten Solda en, deſſen 
baldige Hebung nicht wahrſcheinlich oder unthunlich iſt, für Er⸗ 
werbsloſigkeit zu halten ſei. 

G. 12. Okt. 1833, 3. 59548 (P. G. S. Xv. 284). 

Laut General-Militär⸗Kommando⸗Eröffnung vom 18. d. M. 
ift bemerkt worden, daß in der Mortalität der in die Militär 
fpitäler abgegebenen Urlauber ein äußerſt ungünſtiges Verhält⸗ 
niß ſich darſtellte, welches daher rühre, weil die Urlauber von 
den betreffenden Dominien erſt dann, wenn die Krankheit den 
höchſten Grad erreicht hat und oft ſchon ſterbend in die Militär— 
ſpitäler abgegeben werden. 

Die Kreisämter werden daher angewieſen die dießfalls be— 
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ſtehenden Vorſchriften den fämmtlichen Ortsobrigkeiten wohl in 
Erinnerung zu bringen, und dieſelben ſtrenge dafür verantwort⸗ 
lich zu machen, daß im Falle der Erkrankung von Urlaubern mit 
deren Abgabe in das Spital nicht gezögert, ſondern dieſelben 
gleich bei Beginn der Krankheit, ſo lange dieſelbe die Transpor⸗ 
tirung des Mannes ohne Gefahr zuläßt, zur Heilung an das 
nächſte Militärſpital oder Marodehaus abgegeben werden. Err 
neuert am 27. März 1834, 3. 16985, P. G. S. XVI. 134). 


G. 5. Mai 1835, 3. 20085 (p. G. S. XVII. 220). 

Ueber Anſuchen des k. k. General-Militär⸗Kommando vom 
28. März d. J., Z. 885, , erhalten die k. Kreisämter den Auf⸗ 
trag, ſämmtlichen Dominien wiederholt zu bedeuten, daß ſie bei 
ſtrenger Ahndung ſich ja nicht beigehen laſſen, der Einrückung 
einberufener Urlauber Hinderniſſe in den Weg zu legen, ſondern, 
daß ſie vielmehr die Einrückung ſtets ſchleunig anzuordnen, und 
nöthigen Falls in der beſtimmten Zeit ſelbſt zu bewirken haben. 

Auch werden die Kreisämter zur Vermeidung eigener Verant⸗ 
wortlichkeit, mit Beziehung auf die Gubernial- Verordnungen 
vom 27. Jänner 1830, 3. 2372 und vom 14. Juli 1831, 3. 35374, 
angewieſen, die Befolgung der an die Dominien wegen Einrü- 
ckung der Urlauber erlaſſenen Aufträge jedesmal genau zu überwa⸗ 
chen, und deren Außerachtlaſſung unnachſichtlich zu beſtrafen. 
G. 9. Juni 1835, Z. 27412 (P. G. S. XVII. 270). 

Zufolge der mit hohem Hofkanzleidekrete vom 26. April d. J., 
3. 10597, bekannt gemachten allerhöchſten Entſchließung vom 
23. April d. J., haben die Beurlaubten der erſten Landwehr— 
Bataillons, ſo lange Letztere in der aktiven Militaͤrdienſtleiſtung 
ſtehen, unter der Militärjurisdiction zu bleiben. 


G. 22. Auguſt 1835, 3. 42206 (P. G. S. XVII. 580). 

Um der Behelligung des k. k. General⸗Militaͤr⸗Kommando 
mit unftatthaften Geſuchen um Beurlaubungen der Soldaten für 
die Zukunft Einhalt zu thun, wird den Kreisämtern aufgetragen, 
die Dominien anzuweiſen, Geſuche um Beurlaubung dienender 
Soldaten auch nur bei den k. k. Kreisämtern zu überreichen. 

Die k. k. Kreisämter haben derlei Geſuche mit aller Ge— 
nauigkeit zu würdigen, und nach geſchöpfter Ueberzeugung von 
der Grundhaͤltigkeit ſodann unmittelbar an die betreffenden 
Truppenkörper weiter zu leiten, widrigens aber zurückzu⸗ 


weiſen. 
42 * 


660 Militärbeurlaubte. 


G. 8. Nov. 1836, 3. 64311 (P. G. S. XVIII. 69). 

1. Wird es die Pflicht der Dominien und Magiſtrate ſein, 
den Urlaubern, welche ſehr oft in der Abſicht ſich der Einrückung 
zu entziehen, ſich in andere Orte begeben, nur nach Erlangung 
einer genauen Ueberzeugung des im urſprünglichen Urlaubsorte 
unmöglich zu erlangenden Nahrungserwerbes, eine Abſentirungs— 
Bewilligung in einen andern Ort zu ertheilen. 

2. Werden die auf ſolche Art von den Ortsobrigkeiten an 
Urlauber ertheilten Abſentirungs⸗Bewilligungen nur im nämlichen 
Kreiſe ohne Zuthat der Werbbezirks⸗Reviſoriate ihre Giltigkeit 
fortan behalten, es wird ſonach 

3. der, die Abſentirungs-Bewilligung ertheilenden Obrig⸗ 
keit, bei einer erfolgenden Einberufung des Mannes die Ver⸗ 

pflichtung obliegen, dieſen Mann aus dem gewählten Aufent⸗ 
haltsorte einzuziehen, und an das Werbbezirks-Reviſoriat ab⸗ 
zuſtellen. 

4. Sollte aber ein nahrungsloſer Urlauber ſeinen Nah⸗ 
rungserwerb im nämlichen Kreiſe nicht finden können, und ſo⸗ 
mit genöthiget ſein, ſolchen in einem, zu einem anderen Kreiſe 
gehörigen Orte nachzuſuchen, welcher Fall ſich jedoch ſelten er- 
geben dürfte, ſo iſt die ihm von der Obrigkeit ertheilte dieß⸗ 
fällige Bewilligung dem Werbbezirks-Reviſoriate, wo der Urlau— 
ber in der Evidenz ſteht, zur Vormerkung und Vidirung zuzuſtel⸗ 
len, kein Urlauber aber in einem zu einem fremden Kreiſe gehöri⸗ 
gen Orte, ohne einen ſolchen vom Werbbezirks-Reviſoriate vidir⸗ 
ten Paß zu dulden. 

5. Haben die Ortsobrigkeiten jeden auf ſolche Art in dem 
gewählten Aufenthaltsorte eintreffenden Urlauber an das Werb- 
bezirks⸗Reviſoriat, wohin der Aufenthaltsort des Urlaubers ge⸗ 
hört, zur gleichmäßigen Vormerkung und Vidirung des Paſſes 
zu verweiſen, oder wenigſtens den Paß in dieſer Abſicht dahin 
zu ſenden. 

6. Sollte ſonach ein ſolcher in einem andern Kreiſe beurlaub- 
ter Mann zum Dienſte berufen werden, fo wird das Werbbezirks⸗ 
Reviſoriat, bei welchem derſelbe vom Urſprung feiner Beurlau⸗ 
bung in Evidenz ſteht, ſich an das Werbbezirks⸗Reviſoriat, wo⸗ 
hin der Aufenthaltsort des Mannes gehört, um ſeine Einziehung 
und Abſendung wenden, welch letzteres das Ankommen eines 
ſolchen Mannes in dem neu gewählten Aufenthaltsorte immer dem 
erſteren bekannt geben wird. 
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C. 22. Juni 1887, 3. 31683 (P. G. S. XIX. 284), 

Zu Folge a. h. Entſchließung vom 27. Juni 1835 iſt durch 
das Hofkanzleidekret vom 31. Juni 1835, Zahl 19236, beſtimmt 
worden, daß die bis zur Einberufung beurlaubte Militärmann⸗ 
ſchaft für die Zeit, und ſo lange der Urlaub dauert, unter der 
Civilgerichtsbarkeit zu ſtehen hat. 

Da hierüber verſchiedene Anfragen vorgekommen ſind, ſo hat 
die Hofkanzlei in Erfüllung einer weiteren a. h. Entſchließ ung 
vom 3. März d. J. unterm 5. Mai d. J., 3. 9817, erklärt: 

§. 1. Der Ausdruck: „Civilgerichtsbarkeite iſt im Gegenſatze 
zur Militärgerichtsbarkeit gebraucht worden. Die bis zur Einbe— 
rufung Beurlaubten ſtehen daher, ſo lange der Urlaub dauert, 
unter der Civil- und Strafgerichtsbarkeit der Civilbehörden. 

§. 2. Dagegen bleibt die auf beſtimmte Zeit, oder bis zur 
Exercierzeit oder auf Arbeit (freiwillig oder kommandirt) beur— 
laubte Militärmannſchaft, fortan unter der Militärgerichtsbarkeit. 

Die Art der Beurlaubung iſt in dem Urlaubspaſſe genau 
auszudrücken. 

§. 3. Auch die bis zur Einberufung Beurlaubten find, wenn 
ſich dieſelben des Verbrechens der Deſertion ſchuldig machen, von 
der Civilbehörde an ihre Militärbehörde zur Unterſuchung und 
Beſtrafung nach den Militärgefegen einzuliefern, da durch ihre 
Beurlaubung die Militärpflicht nicht aufgehoben wird. 

$. 4. Der bis zur Einberufung Beurlaubte, welcher während 
der Zeit dieſes Urlaubes in der Abſicht, ſich dem Militärdienſte 
zu entziehen, ſich ſelbſt verſtümmelt, iſt gleichfalls zur Unterſu— 
chung und Beſtrafung nach den Militärgeſetzen an die Militaͤr— 
behörde einzuliefern. 

$. 5. Hat ein nach der Anordnung der $$. 3 und 4 eingelie⸗ 
ferter Beurlaubter vor oder nach der Deſertion, oder der Ver— 
ſtümmlung auch andere Verbrechen oder Vergehen verübt; ſo iſt 
er auch wegen aller dieſer Verbrechen oder Vergehen, wenn die— 
ſelben von dem Civilgerichte nicht ſchon beſtraft worden ſind, von 
der Militärbehörde mit Rückſicht auf die Vorſchriften des Civil— 
Strafgeſetzbuches zu richten. 

§. 6. Für Verbrechen oder Vergehen, welche von einem bis 
zur Einberufung Beurlaubten während des Urlaubes begangen 
worden ſind, und von dem Civilgerichte zu beſtrafen wären, aber 
erſt nach der Einberufung entdeckt werden, iſt derſelbe von dem 
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Mititärgerichte, jedoch mit Berüdfihtigung des Civil: Strafge: 
ſetzbuches zu unterſuchen und zu beftrafen. 

§. 7. Auch iſt der einberufene Beurlaubte, gegen welchen 
vor der Einberufung Anzeigen von Verbrechen oder andern Ver— 
gehen bei der Behörde eingekommen ſind, nur dann zum Behufe 
der bei der Civilbehörde zu veranlaſſenden Unterſuchung und Ab: 
urtheilung zurückzuhalten, wenn vor ſeiner Abſendung an den 
Truppenkörper, dem er angehört, bereits die Unterſuchung gegen 
ihn eingeleitet, ſomit ſeine rechtliche Beinzichtigung erkannt wor⸗ 
den war; im entgegengeſetzten Falle aber die Unterſuchung und 
Aburtheilung desſelben der Militärbehörde, mit Beobachtung der 
im $. 6 enthaltenen Vorſchrift zu überlaſſen. 

§. 8. Die Civilgerichte haben in den Fällen, in welchen es 
ihnen zuſteht, die gegen einen bis zur Einberufung beurlaubten 
Soldaten eingeleitete Unterſuchung zu beendigen, das Urtheil zu 
ſchöpfen, und auch die wider ihn erkannte Strafe vollſtrecken zu 
laſſen. 

Sie haben jedoch das Regimentskorps oder Werbbezirks⸗ 
kommando, unter welches der Beſchuldigte gehört, ſowohl von 
dem Beſchluſſe, wodurch die Unterſuchung eingeleitet wird, als 
auch von dem geſchöpften Urtheile, ſogleich in Kenntniß zu ſetzen. 

§. 9. Den bis zur Einberufung Beurlaubten, welcher von 
der Civilbehörde wegen eines Vergehens überhaupt, oder wegen 
eines Verbrechens zu einer Strafe verurtheilt worden iſt, die 
nicht einen fünfjährigen ſchweren Kerker überſteigt, hat die Mili⸗ 
tärbehörde nach überſtandener Strafe, wenn er einberufen wird, 
und ſonſt noch dienſttauglich iſt, bei dem Militär einrücken zu 
laſſen, und es iſt ſich in dieſer Beziehung hinſichtlich eines ſol⸗ 
chen, mit einer Kerkerſtrafe belegten Beurlaubten ſo zu benehmen, 
wie es in Betreff eines im dienſtleiſtenden Stande befindlichen, 
von dem Militärgerichte zur Schanzarbeit verurtheilten Soldaten 
vorgeſchrieben iſt. 

§. 10. Die im Kerker überſtandene Strafzeit darf in die Ka⸗ 
pitulation nicht eingerechnet werden. 

§. 11. Wird ein bis zur Einberufung Beurlaubter wegen 
eines Verbrechens zu einer fünf Jahre überſteigenden ſchweren 
Kerkerſtrafe oder zur Ausſtellung auf die Schandbühne verurtheilt, 
ſo iſt derſelbe, wenn dem Regimentskorps oder Werbbezirkskom⸗ 
mando nach der Anordnung des $. 8 von der Civilbehörde die 
Anzeige von dem Urtheile zukommt, aus dem Militärſtand ſogleich 
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in Abgang zu bringen, und nicht mehr in das Militär zu über: 
nehmen. 

§. 12. In öſterreichiſche Dienſte mit Kapitulation getretene 
Ausländer können nicht bis zur Einberufung beurlaubt werden. 

§. 13. Die Civilgerichte haben bei Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit in und außer Streitſachen über die bis zur Einberufung 
beurlaubte Militärmannſchaft nach den für die Civilgerichte beſte⸗ 
henden Vorſchriften zu verfahren, jedoch im Falle eines Konkurſes 
oder einer Execution: 

a) den §. 12 des Patentes vom 20. April 1782, Nr. 46, 
der Juſtizgeſetzſammlung, wornach bei Konkurſen über das Ver: 
mögen! einer Militärperſon den Forderungen aus Aerarial- und 
Regimentsgeldern der Vorzug vor allen Gläubigern auf dasjenige 
Vermögen eingeräumt iſt, worauf dieſelben kein Pfandrecht er— 
langt haben, und 

b) die Anordnung des $. 618 (616) der galiziſchen Gerichts⸗ 
ordnung, daß nämlich dasjenige, was zur Militär-Equipirung 
und zum Militärdienſte gehört, in keine gerichtliche Execution 
oder! Pfändung gezogen werden darf, zu beobachten. 

Auch hört der im Wege der Execution erwirkte Perfonal: 
arreſt eines bis zur Einberufung Beurlaubten, in Folge der wirk— 
lichen, Einberufung desſelben auf. 

$. 14. Durch die Beurlaubung bis zur Einberufung wird 
an den Vorſchriften über die Bewilligung der Ehen der Militäre 
perſonen und der Beurlaubten überhaupt nichts geändert. 

§. 15. Zur Ausfolglaſſung des Vermögens von Seite der 
Civilbehörden an die bis zur Einberufung Beurlaubten, iſt die 
ſchriftliche Zuſtimmung ihres Regiments- oder Korpskommando 
noch fernerhin erforderlich. 

§. 16. Das Civilgericht, welches die Verlaſſenſchaft eines, 
während des Urlaubes geſtorbenen, bis zur Einberufung Beur⸗— 
laubten abhandelt, hat in Rückſicht des bei dem Militär befind— 
lichen Vermögens, die Vorſchriften über den Invaliden-Fonds⸗ 


beitrag zu beobachten. 


§. 17. Wenn ein bis zur Einberufung Beurlaubter in der 
Militär: oder in einer andern Kleidung einen Deſerteur einbringt, 
iſt der Deſerteur als von einer Civilperſon eingebracht, anzuſehen, 
und dem Einbringer gebührt die Civil-Taglia. 
$. 18. Die Vorſchriften über die Evidenzhaltung der Beur⸗ 
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laubten bleiben auch in Rückſicht der bis zur Einberufung beur⸗ 
laubten Militärmannſchaft in voller Kraft. 


G. 12. Juli 1837, 3. 36413 (P. G. S. XIX. 318). 

a) Die bis zur Exerzierzeit beurlaubten Leute des erſten 
Landwehrbataillons, ſo wie jene der Feldbataillons, wenn ſie 
vom Urlaube entweichen, oder aus ihrem Urlaubsorte ſich unbe— 
fugt entfernen, ſind nach den militäriſchen Geſetzen zu behandeln. 

b) Hinſichtlich der Ertheilung der Heirathsbewilligung an die 
bis zur Einberufung beurlaubte Militärmannſchaft der erſten Feld— 
bataillons iſt ſich fortan nach der a. h. E. vom 15. Mai 1835, 
mit welcher die Heirathsbewilligung eingeſtellt wurde, zu achten. 

c) Die bis zur Einberufung beurlaubte Militaͤrmannſchaft 
ſowohl der Feldbataillons als der aktiven erſten Landwehrba⸗ 
taillons iſt im Falle der unbefugten Entfernung oder Entweichung 
aus dem Urlaubsorte, vom Militärrichter zu behandeln. 

H. 6. Okt. 1837, 3. 24665; G. 21. Okt. 1837, 3. 69197 (P. G. S. 

XIX. 732). 

Die h. Hofkanzlei ift mit dem k. k. Hofkriegsrathe überein. 
gekommen, daß auch die, bis zur Entlaſſung beurlaubte Militär: 
mannſchaft nunmehr der Civilgerichtsbarkeit zu unterſtehen hat. 
G. 8. April 1838, 3. 22469 (P. G. S. XX. 148). 

a) Alle ſchon dermal bis zur Einberufung beurlaubten 
Kadeten und Unteroffiziere find ſogleich auf beſtimmten 
Urlaub entweder bis zur Exerzierzeit oder bis zu einem ſonſtigen 
beſtimmt bezeichneten Zeitpunkte zu ſetzen. 

b) Von nun an dürfen Kadeten und Unteroffiziere nicht 


mehr bis zur Einberufung, fondern nur bis zur Exer 


zierzeit oder ſonſt auf beſtimmte Zeit beurlaubt werden, ſie haben 
ſomit auch als Beurlaubte unter der Militär-Gerichtsbarkeit zu 
verbleiben. 

e) Dieſe Anordnungen haben für alle deutſchen und lom— 
bardiſch⸗venetianiſchen Truppenkörper und für das Jägerregiment 
Kaiſer, aber für die ungariſchen und ſiebenbürgiſchen und die 
Gränzregimenter nur lin fo fern zu gelten, als aus ihrem Stande 
Kadeten und Unteroffiziere außerhalb Ungarn, Siebenbürgen 
und der Militärgränze beurlaubt ſind, oder in der Folge beur- 
laubt werden. 

G. 9. Juli 1889, 3. 42998 (Gen. 625). 
Nach den neueſten militäriſchen Vorſchriften ſoll die — der 
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Geſundheit und dem Ehrgefühle des Soldaten ſchaͤdliche Strafe 
der Stockſtreiche, ſo weit es ohne Abbruch der Disciplin geſche— 
hen kann, nur in denen durch das Reglement vorgeſchriebenen 
Fällen, wenn nämlich das Vergehen entehrend, oder aber der 
Mann nicht anders zu beſſern iſt, angewendet, folglich die Ver— 
hängung dieſer Strafe, fo viel es nur immer die Beſchaffenheit 
des Vergehens zuläßt, beſchränkt werden. 

Der k. k. Hofkriegsrath hat aus Anlaß eines vorgekommenen 
Falles, daß ein beurlaubter Gemeiner wegen eines auf Urlaub 
begangenen nicht bedeutenden Exceſſes, durch die betreffende 
Ortsobrigkeit mit Stockſtreichen beſtraft wurde, die Beſorgniß 
geäußert, daß die Anwendung der Stodftreiche bei Beurlaubten, 
durch die Civilbehörden, welche eben ſo wenig auf die militäri— 
ſcher Seits fo zweckmaͤßig eingetretene Beſchränkung der Stock— 
ſtreiche auf entehrende Vergehen oder erwieſene Unverbeſſerlich— 
keit, als auch auf die frühere Conduite des Mannes und ſeine 
eventuell durch ein längeres gutes Betragen in ſeiner Truppe er— 
worbenen Stellung Rückſicht nehmen dürften, im directen Wider— 
ſpruche mit der Abſicht des Hofkriegsrathes ſtehen, und in jeder 
Hinſicht auf das Ehrgefühl der Mannſchaft, die ſchaͤdlichſten 
Folgen haben müſſe. 

Da nun in dem, in Folge einer Allerhöchſten Entſchließung 
in Betreff der Jurisdiction über die beurlaubte Militärmannſchaft 
ergangenen hierortigen Kre isſchreiben vom 7. Okt. 1803, 3. 26904, 
die Weiſung ausdrücklich enthalten iſt, daß die den Obrigkeiten 
bei geringen Vergehungen, und Uebertretungen von Polizeivor— 
ſchriften einberaumte Correction, ſich nur auf einen Verweis, oder 
auf einen Arreſt, durch einige, höchſtens 8 Tage, niemals aber 
auf Stockſtreiche, Gemeindearbeit oder ſonſtige Strafe am Leibe, 
zu erſtrecken hat, und bei der Wichtigkeit, der von dem k. k. 
Hofkriegsrathe hier gehegten Abſicht, fo wie in der Erwägung, 
daß letztere bei der großen Zahl der Beurlaubten, und bei der 
längeren Dauer der Beurlaubung, durch die den obigen Direk— 
tiven nicht entſprechende Anwendung der Stockſtreiche von Seite 
der Obrigkeiten, offenbar, wo nicht verloren ginge, doch we— 
ſentlich gehemmt würde, ſo wird dem k. Kreisamte in Folge 
Hofkanzleidekrets vom 7. v. M., 3. 13498 aufgetragen, die 
Ortsobrigkeiten anzuweiſen, daß ſie ſich nach Zulaſſung 
der Geſetze bei Verhängung der beurlaubten Militärmann⸗ 
ſchaft im Sinne und Geiſte des Militär- Dienftreglements, und 
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rückſichtlich der obgedachten neueſten Vorſchriften zu benehmen, 
und wo es geſetzlich thunlich iſt, der Strafe der Stockſtreiche nach 
Anordnung des obigen Kreisſchreibens eine, das Ehrgefühl 
minder beeinträchtigende Strafe zu fubftituiren haben. 

H. 3. Mai 184, 3. 12402; G. 28. Mai 1841, 3. 34512. 

Der k. k. Hofkriegsrath hat wahrgenommen, daß nicht ſelten 
Militärurlaubern, dann Patental- und mit Reſervations-Urkunden 
betheilten Invaliden von Obrigkeiten Heirathsbewilligungen er⸗ 
theilt werden, was den beſtehenden Vorſchriften gerade entgegen 
iſt, nach welchen die beurlaubte Militärmannſchaft, ohne Be: 
willigung der Militärbehörde keine giltige Ehe eingehen kann. 
Demſelben wird daher in Gemäßheit des erwähnten Hofkanzlei— 
dekrets der §. 14 der, mit Kreisſchreiben vom 22. Juni 1837, 
3. 34683, bekannt gemachten erläuternden Beſtimmungen hin- 
ſichtlich der Gerichtsbarkeit über die bis zur Einberufung beur- 
laubte Militärmannfchaft mit dem Bemerken in Erinnerung ge— 
bracht, daß die Kuratgeiſtlichkeit durch die Konfiftorien und Su: 
perintendentur angewieſen werden, die Militärurlauber, und die 


mit Patental- und Reſervationsurkunden verſehenen Invaliden 


nur dann zu trauen, wenn fie die Heirathsbewilligung der Mili— 
tärbehörden nachzuweiſen im Stande ſind. 


Militärbrotbedarf. 
G. 6. Mai 1788 (Löwenwolde I. 476). 

Es iſt dafür zu ſorgen, daß in Orten, wo das Brot dem 
Militär nicht vom Verpflegsamte geliefert werden kann, die Civil— 
bäcker immer mit einem hinlänglichen Brotvorrathe von guter Be— 
ſchaffenheit verſehen ſind. 

G. 15. Mai 1830, 3. 30108 (P. G. XII. 208). 

Um den Beſchwerden abzuhelfen, welche ſich dadurch erge— 
ben, daß die auf dem Marſche begriffene Mannſchaft ohne mit 
Brot verſehen zu fein, in dem Bequartirungsorte eintrifft, und 
dasſelbe ſodann von dem Quartiersträger unentgeltlich abfordert, 
hat ſich die h. Hofkanzlei mit dem k. k. Hofkriegsrathe über einige 
von Seiner Majeſtät genehmigte Beſtimmungen dahin vereiniget, 
daß nämlich die Kreisämter nach dem Erfolge der ſtattgefundenen 
Subarendirungsbehandlungen nicht nur den Obrigkeiten der Bes 
quartirungsorte, in welchen der auf dem Marſche begriffene Sol⸗ 
dat gegen Schlafkreuzer untergebracht iſt, bekannt machen, ob 
derſelbe feine tägliche Brotgebühr daſelbſt in Natura oder im 
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Gelde, und im letzteren Falle, nach welchem Preiſe erhalte, fon- 
dern, daß auch die Marſchſtations-Kommiſſärs in Anſehung der 
marſchirenden Truppe ſtrenge für ihre Obliegenheit verpflichtet 
werden, in den Marſchrouten die von Seite der inſtradirenden 
Kriegskommiſſärs oder derſelben Vertreter beſtimmt ausgeſetzte 
Anweiſung (an welchem Orte und auf wie viel Tage das Brot 
in Natura abzufaſſen, ſohin von dem Manne mitzubringen ſei, 
oder ob derſelbe, für welche Stationen und in welchem Preiſe das 
liberale Brotgeld des zweiten Falles erhalten habe) genau zu be— 
obachten. Nach dieſer Anweiſung der Marſchroute iſt es auch die 
Obliegenheit des Marſchſtationskommiſſärs die Ortsobrigkeit und 
die Quartiersträger zu verftändigen, damit letztere jede unentgeld— 
liche Brotanforderung abweiſen, und diejenigen von der Mann— 
ſchaft, welche ſich Exzeſſe erlauben, gleich auf der Stelle der Orts— 
obrigkeit zur weitern Anzeige namhaft zu machen. 

Durch dieſe Verfügung wird der Obrigkeit des Quartier— 
ortes, im Falle der Mann kein Brot mitbringt, aus der Marſch— 
route entweder der mit dem in Natura erhaltenen Brote verübte 
Unfug, oder wenn er das Brotgeld erhalten hat, zugleich der 
Preis bekannt, in welchem er um das Brot nach vollem Werthe 
zu bezahlen, das Geld bekommen hat. 

Wovon die k. Kreisämter in Folge h. Hofkanzleidekretes 
vom 25. v. M., 3. 9239, zur Nachachtung mit dem Beiſatze in 
die Kenntniß geſetzt werden, hievon die Ortsobrigkeiten zu ber 
ſtändigen, und insbeſondere diejenigen Obrigkeiten, welche hier— 
landes in den betreffenden Militärſtationen die Geſchäfte der Un— 
terbringung, Verpflegung und Beförderung der durchmarſchieren⸗ 
den Truppen zu beſorgen haben, anzuweiſen; daß ſie die Quar— 
tiersträger von der in der Marſchroute in Abſicht auf das Brot 
enthaltenen Anweiſung jedesmal richtig in die Kenntniß ſetzen. 

G. 3. April 1833, Z. 19936 (P. G. S. XV. 106). 
Generalkommando-Verordnung ddto. 21. März 1833, S. 1148. 

63%o Gran Sandes auf ein Pfund oder 26 Loth 14 Gran 
Mühlſteinſandes auf 1 Zentner Backmehl iſt das Maximum, bei 
welchem das Brot noch vollkommen genußbar, und der menſch— 
lichen Geſundheit unſchädlich bleibt. i 

Damit nun dieſer höchſte Ziffer der zuläſſigen Mühlſtein⸗ 
abreibung nicht aus Sorgloſigkeit der Müller für die Reinigung 
der Steine und Zarge überſchritten werde, und die Entdeckung 
eines ſolchen Gebrechens noch in rechter Zeit geſchehe, um den 
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Schuldfaͤlligen dafür verantwortlich zu machen, wird hiemit ver: 
ordnet, daß in allen Magazinsorten, wo Getreide für Militärbrot 
vermahlen wird, von dem aus den Mühlen abgeführten Mehle, 
durch den Militär-Chefarzt Proben genommen, und dieſe in Be— 
ziehung auf vorangedeutetes Gebrechen mit pflichtmäßiger Ge— 
nauigkeit unterſucht werden. Zeigt ſich hiebei, daß ſich in dem 
Mehle eine dem Genuſſe widrige oder gar der Geſundheit des 
Soldaten nachtheilige Sandmenge vorfindet, dann hat ſich das 
Verpflegs⸗Magazin unverzüglich an das betreffende Kreisamt zu 
wenden, damit der ganze von dem Müller geſetzwidrig verunrei⸗ 
nigte Mehlvorrath ſtreng und ſachkündig, ja ſelbſt mittelſt der 
chemiſchen Analyſe auf trockenem Wege unterſucht, 
und nach Befund auf Koſten der Schuldtragenden zum Viehfut⸗ 
ter veräußert, derſelbe zum Entſatze verhalten, und von Seite 
der politiſchen Behörde gegen ihn die geſetzliche Strafe ver⸗ 
hängt werde. 

G. 9. Mai 1833, 3. 21086 (Gen. 719). 

Laut Hofkanzleidekrets vom 14. Mai d. J., 3. 6135, hat 
ſich nach Eröffnung des k. k. Hofkriegsraths der Fall ergeben, daß 
eine Menge Sand in dem Mehle eines Militär⸗Magazins vor⸗ 
gefunden worden iſt, welches daher kommen ſoll, daß die Ver⸗ 
mahlung übereilt, beſonders aber bei dem erſten Gange oder An⸗ 
laufe die Steine hohler geſpannt werden. 

Da durch die Mühlvorſchriften die Verſtaubung von 
3 pCt. paſſirt iſt, ſo kommt es weſentlich darauf an, daß die Rei⸗ 
nigungsvorſchrift ſtrenge gehandhabt und verhütet werde, daß 
nicht durch zu enge Spannung der Steine beim erſten Ablaufe 
die Frucht ſchon theilweiſe zu Mehl verrieben, und ſo das zur 
Verſtaubung Paſſirte, doch unter das Mehl gebracht werde. 

Um dieſem Gebrechen vorzubeugen, hat der Hofkriegsrath 
den ſämmtlichen General-Kommanden die Weiſung ertheilt, in 
allen Stationen, wo die Vermahlung für das Militärbrot ge⸗ 
ſchieht, von dem abgeführten Mehle durch die Aerzte Proben neh⸗ 
men zu laſſen, dieſe in Beziehung auf vorbemerktes Gebrechen 
chemiſch zu unterſuchen, und wenn dieſe Unreinlichkeit vorgefun⸗ 
den wurde, unverzüglich an das betreffende Kreisamt, wegen 
gemeinſchaftlicher Erhebung der Sache ſich zu verwenden, damit 
der ganze verunreinigte Mehlvorrath zum Futter des Viehes ver- 
äußert, und der Schuldtragende zum Schadenerſatze verhalten, 
und gegen ihn die geſetzliche Strafe verhängt werde. 
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Hiernach hat das k. k. Kreisamt in Gemäßheit des ange⸗ 
führten h. Hofdekrets zur eingreifenden Warnung dert Müller: 
zünfte das entſprechende zu erlaſſen, und im Falle eines Einſchrei⸗ 
tens der Militärbehörde hiernach das Amt zu handeln. 

G. 14. Dez. 1834, 3. 77859 (p. G. S. XVI. 528). 

Nach einer von dem k. k. Hoffriegsrathe an die hohe Hof— 
kanzlei gemachten Mittheilung haben Se. Majeftät mit a. h. E. 
vom 25. Oktober d. J., das vom Jahre 1824 her in den italie⸗ 
niſchen Provinzen und in Dalmatien, dann vom Jahre 1833 in 
dem Bezirke des küſtenländiſchen Guberniums eingeführte wei— 
ßere, dagegen verhaͤltnißmäßig im Gewichte geringere Brot all: 
gemein für die k. k. Armee zur Gebühr zu bewilligen geruhet. 


Militärbrunnen. 
G. 18. Jänner 1805, 3. 1301. 

H. 1. Alle künftighin zum Gebrauche des Militärs auf dem 
Lande nach Erforderniß erbaut werdende Brunnen ſind nur 
landartig auszubohlen und einzufaſſen, dann ohne der überflüſſi— 
gen Eindachung und dem ſo koſtbaren als unbequemen Räder— 
und eiſernen Kettenzeugwerke, blos mit einer hölzernen Zug— 
krahne, wo an einer Stange der mit eiſernen Reifen beſchlagene 
Schöpfeimer hängt, zu verſehen. 

$. 2. Da dieſe vorzüglich zum Behufe des Militärs zu er⸗ 
bauenden Brunnen zugleich eine öffentliche und zu Jedermann's 
Nutzen abzielende Einrichtung ſind, ſo müſſen ſie von den Obrig— 
keiten und Unterthanen, deren die Erſtern die Baumaterialien 
und die Letztern die Fuhr⸗ und Handarbeiten zu leiſten haben, her- 
geſtellt werden. Die dabei vorfallenden baren Auslagen find einft- 
weilen von den Dominien vorzuſchießen, deren Berechnungen 
mit den nöthigen Dokumenten belegt, dem Kreisingenieur zur 
Cenſurirung zu übergeben, und ſodann anher einzubefördern, 
um die weitere Vergütung aus dem Militärquartierbeitrag zu 
bewirken. 

$. 3. Sind den zur Unterhaltung jener Ställe, wobei die 
Brunnen hergeſtellt werden, concentrirten Gemeinden die Plätze 
auszuzeichnen. 

§. 4. Endlich, da ohnehin die Anforderungen immer von 
Seite des Militärs geſchehen, ſo ſind derlei Anzeigen, wenn ſie 
vorkommen und gegründet befunden werden, anher vorzulegen, 
und die Nothwendigkeit der Herſtellung neuer Brunnen zu erwei— 


beſtändig zu unterhalten, auf welchen der Name des Ortes, der 
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ſen. Wo aber noch der mehrmal gerügte Mißbrauch beſtünde, 


daß die Unterthanen zur Zufuhr oder zum Zutragen des Waſſers 


in die Militärſtallungen verhalten werden, iſt ſolcher alſogleich 
abzuſtellen, und wenn es wirklich erforderlich wäre, auf die an— 
gegebene Art die Abhilfe einzuleiten (Erneuert am 8. März 1828, 
3. 11537; Gen. 356 S. unter Hinweiſung auf G. 27. Juni 
1804, 3. 24971). 


Militärkonfcription. 

P. 25, Okt. 1804. Ged. (in der polit. Hofgefeßfammlung XXIII. B. 3. S.). 

§. 1. Die Konſcription iſt die Aufnahme der Volksmenge 
überhaupt und der Qualification der Einzelnen insbeſondere, mit 
der Rückſicht, die Armee ohne Nachtheil des Nährſtandes voll— 
zählig zu erhalten. 

$. 2. Zugleich wird bei der Konfeription die Anzahl verſchie— 
dener Viehgattungen ſammt deren Beſitzern, und dabei beſonders 
die Beſchaffenheit der Zug: und Tragthiere erhoben, welche 12 
Gebrauche der Armee im Kriege geeignet ſind. 

§. 3. Die Bevölkerung wird nach den vorhandenen Wohn— 
gebäuden vorgenommen, wozu die Numerirung derſelben die 
Hand biethet. Alle Gebäude, welche zur Wohnung der Men— 
ſchen beſtimmt und eingerichtet ſind, müſſen numerirt werden. 
Hingegen ſind weder jene Gebäude zu numeriren, welche zur 
menſchlichen Unterkunft nicht beſtimmt ſind, noch ſolche, welche 
den in andern Häufern wohnenden Menſchen nur zu einem zeitli— 
chen Aufenthalt dienen, z. B. Kirchen, Wachſtuben, wie auch 
Arbeitshäufer, Mühlen u. dgl., wenn fie von Niemand bewohnt 
ſondern bloß wegen der Arbeit beſucht werden. Geht ein Haus 
zu Grund, ſo wird ſelbes ſo lang als unbewohnt geführt, als 
noch Wahrſcheinlichkeit zu deſſen Wiedererbauung vorhanden iſt: 
wenn aber dieſe verſchwindet, ſo erhält das erſte neu gebaut 
werdende Haus die Nummer des zu Grund gegangenen. Sonſt 
wird ein neues Haus mit jener Nummer bezeichnet, welche auf 
die letzte der in dem Orte befindlichen Häuſer folgt. 

§. 4. Die Aufzeichnung der in jedem Hauſe wohnenden Men— 
ſchen geſchieht auf eigene hiezu beſtimmte Bogen. 

§. 30. Bei jedem Ein⸗ und Ausgange eines Ortes entweder 
über dem Thore, oder auf einer eigens dazu errichteten Säule 
ſind Tafeln, da wo ſie noch nicht beſtehen, anzubringen, und 


Militärkonſcription. 671 


Kreis, die Bezirks⸗, Sektions- und Ortsnummer verzeichnet 
fein muß ). 

$..31. Die Aufnahme der Bevölkerung hat den 2. Januar 
ihren Anfang zu nehmen. Diefes-Gefchäft wird zugleich von mi— 
litäriſcher und politiſcher Seite in jeder Sektion eines Konferip: 
tionsbezirkes vorgenommen; hiezu wird für jede Sektion einfon- 
ſcribirender Offizier mit einem Schreiber beſtimmt, andererſeits 
aber werden die politiſchen Konſcriptionsbücher, wie bisher durch 
die Dominien geführt. In Ortſchaften, die aus Unterthanen 
mehrerer Dominien beſtehen, wird das Kreisamt gleich anfangs 

nach der Mehrheit der Unterthanen und nach dem Beſitze der 
Ortgerichtsbarkeit feſtſetzen, welches Dominium auf immer die 
politiſchen Konſcriptionsbücher zu führen, und aufzubewahren 
haben wird. Dieſes Dominium iſt jederzeit verpflichtet, den an⸗ 
dern Dominien auf Verlangen, die Einſicht in die ihre Untertha— 
nen betreffenden Konſcriptionsakten zu geſtatten. — Diejenigen 
berbeamten von den Kameral- oder Privatherrſchaften, welchen 
die Führung der politiſchen Konſcriptionsbücher von den Kreis— 
ämtern aufgetragen wird, müſſen von dieſen mit Beiziehung 
des Militärs, über die Konſcriptionsvorſchriften geprüft werden. 
§. 32. Zum Anfang und zur Einleitung der Konſcription er— 
laßt das Kreisamt die nöthigen Befehle an die Dominien, und 
der konſcribirende Offizier macht immer im voraus den Tag ſeiner 
Ankunft jedem Dominium bekannt, damit das Geſchaͤft ohne 
alle Verzögerung vor ſich gehe. 

§. 33. Die Konſcription ſelbſt wird künftig nicht mehr von 
Haus zu Haus, ſondern Ortſchaftsweiſe, und zwar auf folgende 
Art vorgenommen. Die Ortsobrigkeit beſtellt in das Amtshaus 
oder in ein anderes hinlänglich geräumiges Gebäude: 

a) die Hausbeſitzer oder deren Stellvertreter. Dieſe haben 
dafür zu haften, daß jeder, der in ihrem Haufe wohnt, konſcri— 
birt werde. 

b) Alle jene, die einen eigenen Aufnahmsbogen erhalten 
(Jeder Verheirathete, Witwer und Witwen, die Kinder haben; 
Klöſter, Spitäler, Akademien, Stiftungen u. |. w. Kaſernen) 
bringen einen Konferiptionszettel mit, in welchem alle auf ihren 


1) Dieſe Tafeln find mit Oelfarben anzuſtreichen und zu beſchreiben, und 
nicht auf einer Latte anzunageln, ſondern auf einem feſten Stamm zu 
befeſtigen (G. 29. Juli 1818, 3. 38041). 
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Aufnahmsbogen Gehörige, wenn ſie auch eben abweſend ſind, 
ſo wie die bei ihnen wohnenden Fremden, mit Namen, Geburts— 
jahr, Stand und Beſchäftigung aufgezeichnet ſind. In einem 
gegründeten Verhinderungsfälle wird dieſes durch eine andere 
Perſon beſorgt. Auch hat, wenn unter denen, die auf den näm« 
lichen Aufnahmsbogen verzeichnet werden, Niemand iſt, der ſchrei— 
ben kann, die nöthige Auskunft mündlich zu geſchehen. — Ueber 
das Maß und die körperliche Beſchaffenheit muß die verläſſige 
Auskunft gegeben, und das Nöthige in der Qualiſication be— 
merkt werden. 

c) Alle unverheiratheten Mannsperſonen von achtzehn bis 
fünfundvierzig Jahren. Dieſe haben immer perfönlich bei der 
Konſcription zu erſcheinen. Auch iſt die Anſtalt im voraus zu 
treffen, daß diejenigen, welche nicht über zwei Stunden von 
ihrem Geburtsorte zeitlich ſich aufhalten, ſich zur Zeit der Kon— 
ſcription in demſelben einfinden; dieſe werden ſodann weder in 
dem Orte ihres zeitlichen Aufenhaltes als Fremde, noch da, wo 
ſie klaſſificirt werden, als Abweſende geführt. 

d) Jene Menſchen, die in die individuellen Verzeichniſſe 
gehören, haben ebenfalls perſönlich bei der Konſcription zu er⸗ 
ſcheinen. Die Fremden müſſen ihre Kundſchaften und Paͤſſe, auch 
die Patentalinvaliden, entlaſſenen Soldaten, Beurlaubten ihre 
Urkunden, Abſchiede und Päſſe mitbringen. 

Hingegen ſollen Geiſtliche, Adelige, Beamten und Hono— 
ratioren nicht gehalten fein, perſönlich bei der Konſcription zu 
erſcheinen; jedoch haben fie für die Nichtigkeit ihrer einzuſchicken— 
den Konſcriptionszettel zu haften, auch die perſönliche Vorſtel— 
lung ihrer Angehörigen und Dienſtleute zu bewirken. 

Der Bürgermeiſter nebſt einem Rathsmanne, oder der 
Richter nebſt einem Geſchwornen, welche alle nöthigen Voran— 
ſtalten zur Beförderung dieſes Geſchäftes zu treffen haben, dann 
der Pfarrer, oder in deſſen Verhinderungsfalle der Schullehrer 
welche die Matrikeln mitzubringen haben, bilden mit dem kon— 
feribirenden Offizier, und dem das politiſche Konſcriptions buch 
führenden Oberbeamten die Konſcriptionskommiſſion in jedem 
Orte. — Vor dieſer Kommiſſion haben immer mehrere Wohn— 
parteien zugleich gegenwärtig zu ſein, um allen Verheimlichun— 
gen vorzubeugen. — Der konſcribirende Offizier und der Be 
amte führen zu gleicher Zeit ihre abgeſonderten Konſcriptions— 
bücher, und ſo wie der Bevölkerungsſtand bei der erſten Aufnahme 
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ganz neu in den Anfnahmbogen eingetragen wird, fo wird der⸗ 
ſelbe bei der erfolgenden Rectification mit den nöthigen beizufü⸗ 
genden Fragen durchaus verleſen, und nach Befinden abgeändert 
und aufgenommen. 

So wie ein Individuum aus einer Rubrik in eine andere, 
oder aus dieſem in jenen Bogen überſetzt wird; ſo wird deſſen Name 
und Aus werfungsziffer dort ausgeſtrichen und hier eingeſchrieben, 
auch immer die Qualification den neuen Perſonalumſtänden ange— 
paßt. Der Bogen einer Wohnpartei, die in ein anderes Haus ge— 
zogen iſt, wird in dem Konſcriptionsbuche ſelbſt dahin verwech— 
ſelt, auch werden Bogen von [Parteien, die in andere Orte der 
nämlichen Section überſiedelt ſind, aufbewahrt, und bei der 
Konſcription der betreffenden Ortſchaften eingeſchaltet. 

§. 45. Die Rubriken der Viehſtandstabelle ſind an ſich klar. 

§. 48. Nach geendigter Reviſion wird in jedem Orte das 
Ortsſummarium verfaßt, und zwar durch den konſcribirenden 
Offizier und den obrigkeitlichen Beamten, und von jedem beſon— 
ders. — Dieſe abgeſonderte Ausfertigung der Summarien iſt 
zur Erreichung der Richtigkeit nothwendig. Am Ende werden die 
beiderſeitigen Arbeiten verglichen, und übereinſtimmend gemacht, 
worauf die Hauptſumme des Ortsſummariums ſogleich in das 
Sektionsſummarium, und die Summe der Ortsviehſtandstabelle 
in die dießfällige Sektionstabelle eingetragen wird, zu welchem 
Ende die nach ihren Nummern gereihten Namen der Ortſchaften 
ſowohl im Sektionsſummarium als in der Sektionsviehſtands⸗ 
tabelle ſchon vorher eingeſchrieben ſein müſſen. 

Nachdem dieſes geſchehen iſt, werden die revidirten Auf— 
nahmsbogen, welche nach den fortlaufenden Nummern der Häu⸗ 
ſer und Wohnparteien geordnet ſind, ſammt der Fremdentabelle, 
dem Ortſchaftsſummarium, und der Viehſtandstabelle des Ortes, 
zwiſchen die dazu beſtimmten zwei Dedelblätter ') gelegt, welche 
durch angebrachte Bänder an den vier Seiten zuſammen gebun— 
den werden. 

Auf dieſe Art wird für jeden Ort das Konſcriptionsbuch in 
dupplo, nämlich von dem Offiziere und dem obrigkeitlichen Be: 
amten gebildet, bei großen Ortſchaften werden daraus mehrere 
Bände gemacht. Auf dem oberſten Deckelblatte wird ein kleines 


1) Die Aufnahmsbogen dürfen keineswegs, wie vormals geſchehen iſt, an 
einander geheftet werden. 
43 
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Titelblatt angebracht, welches die Nummer des Bezirkes, der 
Sektion, des Ortes und den Namen des letztern enthält; auch 
wird, wenn die Ortſchaft mehrere Bände enthält, erſter, zwei— 
ter Band u. ſ. w. darauf angemerkt. 

Wenn die Aufnahme der ganzen Sektion vollendet iſt, ſo 
hat der konſcribirende Offizier das Sektionsſummarium mit allen 
dazu gehörigen Eingaben auszuarbeiten, dieſe Akten zu unterfer— 
tigen, und dem Regimente (Bezirkskommando) zu überantwor— 
ten. Die Dominien ſchicken ihre Summarien dem Kreisamte ein. 

Die militäriſchen Konſcriptionsbücher werden dem Regi— 
mente oder reſpektive dem Konſcriptionsbezirks-Kommando ab- 
geliefert; die politiſchen aber bleiben bei den Dominien auf 
bewahrt. 8 

§. 49. Aus den eingelangten Sektions- und Ortsſummarien 
und Akten, welche genau zu revidiren und zu unterſuchen ſind, 
wird das Bezirks- oder reſpektive Kreisſummarium mit den dazu 
gehörigen Eingaben von dem Bezirkskommando und Kreisamte 
verfaßt, beide Arbeiten verglichen, und ſodann gleichlautend 
und unter gemeinfcheftlicher Fertigung einerſeits dem General— 
kommando andererſeits der Landesſtelle zugeſchickt. 

In jedem Bezirke wird ein Offizier als beſtändiger Kon⸗ 
ſcriptionsreviſor angeſtellt. Er führt in dem Standorte des 
Kreisamtes, da aber, wo das Regiment in ſeinem eigenen Be— 
zirke bequartiert liegt, in jenem des Regimentskommandos die 
Konſcriptionskanzlei, woſelbſt die militäriſchen Konſcriptionsbü⸗ 
cher des Bezirkes ſektionsweiſe aufbewahrt, die nöthigen Pro— 
tokolle geführt, und alle dießfälligen Geſchäfte abgethan werden. 
In jeder Konſcriptionskanzlei wird ein beſtändiger Konſcriptions⸗ 
ſchreiber angeſtellt. t 

So wie von militärifcher Seite das Regimentskommando, 
ſo iſt auch von politiſcher Seite das Kreisamt für die vorſchrift— 
mäßige Behandlung aller Konſcriptionsangelegenheiten verant— 
wortlich. Das Kreisamt hat daher auf die richtige Führung der 
politiſchen Konſcriptionsbücher ein ſorgfältiges Augenmerk zu 
tragen, die Dominien zur genauen Befolgung ihrer Pflicht zu 
verhalten, und, wenn ſich erhebliche Anſtände oder Unregelmä— 
ßigkeiten ergeben, einen Kreiskommiſſär gleich an Ort und 
Stelle zur Unterſuchung und Abſtellung abzuſchicken. — Ueber: 
haupt muß das Politikum und das Militär in allen dieſen 
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Gefchäften ſtets mit dem genaueſten wechfelfeitigen Einverftänd- 
niſſe handeln. 

§. 50. Dem konſcribirenden Offizier hat das Land das un— 
entgeltliche Quartier und einen Vorſpannswagen mit zwei Pfer- 
den, in Galizien aber mit vier Pferden gegen regulamentmaßige 
Bezahlung zu leiſten. Den Konſcriptionsſchreibern gebührt waͤh— 
rend der Geſchäftsreiſe gegen Entrichtung des Schlafkreutzers das 
gemeinſchaftliche Unterkommen mit dem Quartierträger und eine 
gemeine Manneslöhnung als tägliche Zulage. 

§. 51. Aus den bei dem Generalkommando und der Landes— 
ſtelle eingelangten Bezirksſummarien und Eingaben wird das 
Landesſummarium mit den dazu gehörigen Eingaben von dem 
Generalkommando und der Landesſtelle verfertigt, und nach ge— 
ſchehener Vergleichung den beiderſeitigen Hofſtellen längſtens bis 
Ende Juli eingeſendet. 

$. 52. Aus den eingelangten Landes ſummarien und Akten 
wird einerſeits bei dem Hofkriegsrathe, andererſeits bei der po— 
litiſchen Hofſtelle das Hauptſummarium aller konſcribirten Länder 
zuſammengeſetzt. 

H. 12. März 1829, 3. 5198; G. 22. Sept. 1829, 3. 57113 (P. G. S. 

XI. 380). 

Die von Sr. Majeſtät im Monate Auguſt 1827 fanktionir- 
ten Rekrutirungsvorſchriften, haben ebenfalls Aenderungen in 
den dem Konſcriptions-Pat. vom J. 1804 beigefügten Tabellen 
nothwendig gemacht. 

Die Kreisämter erhalten demnach im Anſchluſſe die erfor— 
derliche Anzahl des Unterrichtes oder Inſtruktion zur Verfaſſung 
der Konſcriptionsbögen, Tabellen, Summarien, Auszüge und 
Verzeichniſſe. 

Militär⸗Dislocirung bei Märſchen. 
G. 12. Mai 1801, 3.14297 (Gen. 665), 

Da nach Eröffnung des General-Militär-Kommando die 
nach Oſtgalizien marſchirenden Regimenter ebenfalls auch in 
Mähren und Schleſien auf dem Marſche in ein und andern Sta— 
tionen zuſammengeſtoßen ſind, und wegen der durch die gleich 
darauf nachfolgenden andern Regimenter anſonſt entſtehenden 
gänzlichen Stockung keine Marfchabänderung mehr veranlaßt 
werden konnte; ſo wird dem Kreisamte aufgetragen, in derlei 
vorkommenden Fällen zur Vermeidung aller Bedrückung der 
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Bürgerſchaft und des Landmanns den marſchirenden Truppen 
mehrere herumliegende Konkurrenz⸗Ortſchaften anzuweiſen. 
G. 24. Aug. 1812, 3. 24496 (Gen. 784). 


Da aus Anlaß mehrerer bei Transporten geſchehener De— 
ſertionen wahrgenommen worden iſt, daß derlei Deſertionen haupt— 
ſächlich aus der oft ſehr weitſchichtigen Bequartirung der Wach— 
mannſchaft herrühren, fo wird den Kreisämtern verordnet, bei 
vorkommenden Transporten auf die möglichſt koncentrirte Ber 
quartirung der Mannſchaft den vorzüglichſten Bedacht zu nehmen, 
damit andurch der Deſertion Schranken geſetzt werden. 


Militärentlaffung. 
H. 7. Sept. 1828, 3. 211325 G. 24. Sept. 1828, 3. 66953 (p. G. S. X. 456). 


Aus Anlaß eines von dem k. k. galiziſchen General-Militär⸗ 
Kommando dem k. k. Hofkriegsrathe zur Kenntniß gebrachten 
ſpeziellen Falles einer durch falſche Zeugniſſe erſchlichenen Ent— 
laſſung eines Mannes aus der aktiven Dienſtleiſtung, wurde 
mit hohem Hofdekrete vom 7. September, G. 3. 21132, im 
Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe mit Hinweiſung 
auf das Hofdekret vom 19. Juli v. J., 3. 19387, bekannt ge⸗ 
geben, daß in Fällen der von dem General-Militär-Kommando 
befragten Art ſich mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Ge— 
ſetzbuches über Verbrechen nach dem früheren in dem fo eben er— 
wähnten Hofdekret enthaltenen Uebereinkommen der Hofftellen 
zu benehmen ſei; dieſes Uebereinkommen beſteht darin: daß, da die 
Ausſtellung eines unwahrhaften Zeugniſſes in dem §. 86 des Ge— 
ſetzes über Verbrechen ohnehin als ein Verbrechen erklärt, und 
in dem §. 87 mit der Strafe des ſchweren Arreſtes von 1 bis 5 


Jahre, und im höheren Grade des Verbrechens bis 10 Jahre 


belegt iſt, die in dem §. 22 des Entlaſſungsnormales von dem 
Jahre 1782 beſtimmte Stellung ei Mannes genügend er- 
kannt wurde. 

In Betreff der Erſatzleiſtung an das Militär iſt daher bei 
ähnlichen Fällen nebſt der Entrichtung des Hand- und Montur⸗ 
geldes nur ein nicht militärpflichtiger Inländer für die geſetzliche 
Dienſtzeit zu ſtellen. 

Dieſe Vorſchriften werden den k. Kreisämtern zur genauen 
Darnachachtung mit dem Beiſatze bekannt gemacht, ſolche den 
unterſtehenden Dominien ſogleich kund zu machen. 


— ñ——— — 
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G. 8. Jän. 1880, 3. 841 (P. G. S. XII. 4). 

Man iſt mit dem Hofkriegsrathe übereingekommen, daß die 
Entſcheidung in vorkommenden Entlaſſungsfällen eines unter dem 
rekrutirungspflichtigen Alter geſtellten Individuums der Landes⸗ 
ſtelle im Einvernehmen mit dem betreffenden Generalkommando 
überlaſſen wird, ohne gehalten zu fein, ſolche dem Ausſpruche 
der Hofſtelle vorzulegen. 

Was der Landesſtelle zur Darnachachtung mit dem Beiſatze 
eröffnet wird, daß der Hofkriegsrath dem dortigen k. k. Gene⸗ 
ral⸗Kommando die entſprechende Weiſung bereits ertheilt habe. 
G. 24. Juni 1830, 3. 36965 (P. G. S. XII. 280). 

Die Hofkanzlei und der Hofkriegsrath haben ſich in dem 
Beſchluſſe vereinigt, einem ſchon dienenden Soldaten, welcher 
durch den Tod ſeiner Geſchwiſter einziger Sohn eines erwerbs— 
unfähigen Vaters, oder einer verwitweten Mutter wird, welche 
das ſiebzigſte Jahr zurückgelegt haben, und die Unmöglichkeit 
des eigenen Erwerbes ihres Lebensunterhaltes, fo wie die Fähig- 
keit ihres Sohnes, ihnen denſelben zu verſchaffen, erwieſen iſt, 
die Entlaſſung vom Militär zu bewilligen. 

Dieſe aus dem angeführten Grunde zu ertheilenden Militär— 
entlaſſungen, können jedoch nur im Gnadenwege bewilligt wer— 
den, daher dergleichen Geſuche unter Nachweiſung der vorge— 
zeichneten Erforderniſſe, ſtets der Entſcheidung der Hofſtellen un— 
terzogen werden müſſen. 

Wovon die k. Kreisämter zum Wiſſenſchaft und weiteren 
Verfügung in die Kenntniß 1 werden. 

G. 9. Jänner 1833, 3. 74462 (P. G. S. XV. 2). 


In der Anlage erhalten die k. k. Kreisämter ein Exemplar 
derjenigen Verordnung, welche das k. k. General-Militär-Kom⸗ 
mando im bierortigen Einverſtändniſſe in Betreff einiger die Ent— 
laffung im Konzertationswege betreffenden Gegenſtände an die 
Werbbezirks-Kommanden erlaſſen hat, zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung in vorkommenden Fällen. 

Verordnung an ſämmtliche Werbbezirks-Kommanden sub L, Nr. 4820, 

vom 13. Dez. 1832. 

Zur Nachachtung bei den vorkommenden gemeinſchaftlichen 
Verhandlungen wegen Entlaffung dienender Soldaten im Kon— 
zertationswege findet man im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Lan⸗ 
des⸗Gubernium feſtzuſetzen: 
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a) daß die Entlaſſung im Konzertationswege auf eine durch 
Zeſſion von einer nicht zur Familie des Entlaſſungswerbers ge— 
hörenden Perſon erlangte Wirthſchaft nicht zuläſſig ſei, da nach 
der neuen Rekrutirungs-Inſtruktion und den Militär⸗Entlaſſungs⸗ 
Vorſchriften ſelbſt dienende Soldaten nicht auf während ihrer 


Dienſtleiſtung angekaufte Wirthſchaften entlaſſen werden dürfen; 


b) daß in Fällen, wo über die Echtheit der Zeugniſſe, welche 
von den zur Entlaſſung angetragenen Soldaten über die Unfä— 
higkeit ihrer Väter oder ſonſtigen Familienglieder zum Wirth— 
ſchaftsbetriebe beigebracht werden, Zweifel oder Bedenken ent— 
ſtehen, die Konzertations-Kommiſſion von den betreffenden Ob- 
rigkeiten die perſönliche Vorführung der zur Wirthſchaftsführung 
unfähig angegebenen Individuen, wenn dieſe anders ohne Nach: 
theil für deren Geſundheit thunlich iſt, fordern könne; ſo wie es 
überhaupt in der Verpflichtung der gedachten Kommiſſion liegt, 
und ihr anheim geſtellt bleiben muß, alles dasjenige einzuleiten, 
wodurch ſie ſich die Ueberzeugung von der Wahrheit der vorge— 
brachten Entlaſſungsmotive verſchaffen kann; endlich 

e) daß ein mit der Fallſucht behaftetes Individuum nicht 
ſchon wegen dieſes Defektes allein als zum Wirthſchaftsbetriebe 
ganz untauglich zu betrachten, ſondern daß in jedem einzelnen 
Falle über die Tauglichkeit eines derlei Individuums zum Wirth— 
ſchaftsbetriebe erſt nach Beibringung eines über ſeine Leibesbe— 
ſchaffenheit überhaupt, und die öfter oder ſeltener wiederkehren— 
den Anfälle der Fallſucht abzuverlangenden ärztlichen Zeugniſſes 
abzuſprechen ſei. 


Das Werbbezirks-Kommando hat hiernach den Konſcriptions— 


Reviſor zur pünktlichen Darnachachtung zu belehren. 
G. 28. Jänner 1835, 3 2309 (P. G. S. XVII. 68). 

1. Entlaſſungen gegen Offerte ſind nicht wie die Stellver— 
tretung der Rekruten ohne Unterſchied geſtattet, ſondern müſſen 
jedesmal beſonders angeſucht werden, und können von den Mi— 
litär⸗Behörden nach Maß der von den politiſchen Behörden 
angeführten und beftätigten Gründe bewilliget oder verweigert 
werden, da es das Intereſſe des Dienſtes nicht zuläßt, dienende 
Leute, auf welche bereits Arbeiten und Koſten verwendet worden, 
allgemein zu entlaſſen. 

2. Bereits dienende Soldaten können nicht ohne Bekleidung 
entlaſſen werden; der Entlaßwerber gegen Offert hat daher auch 
künftig, wie es von jeher vorgeſchrieben war, das Montursgeld 
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zu erlegen, welches von Rekruten, weil fie noch keine arariſche 
Montur erhalten haben, nicht gefordert wird. 

3. In allem übrigen, was das Depoſitum, dann die phy⸗ 
ſiſchen und moraliſchen Eigenſcha ften der Vertreter für bereits 
dienende Entlaßwerber betrifft, ſind die von Se. Majeſtät für 
die Vertreter überhaupt feſt geſetzten Vorſchriften auf das genaueſte 
zu beobachten. g 
H. 29. Mai 1835, 3. 12892; G. 7. Juli 1835, 3. 40127 (p. G. S. 

XVII. 496). 

In der Erwägung, daß die bei Entlaſſungen im Gnaden⸗ 
wege dem betreffenden Dominium bisher obgelegene alſogleiche 
Erſatzleiſtung durch ein anderes Individuum aus deſſen Bevöl— 
kerung im Falle einer ſolchen Entlaſſung, ſehr häufig den Anlaß 
zu Unzukömmlichkeiten und Gehäſſigkeiten zwiſchen dem Ent— 
laſſenen und dem für ihn geſtellten Erſatzmanne und deren Fa— 
milien herbeigeführt hat, iſt die vereinigte Hofkanzlei mit dem 
k. k. Hofkriegsrathe übereingekommen, daß bei Entlafjungen im 
Gnadenwege künftig der Erſatz nicht ſogleich geleiſtet, ſondern 
bis zur nächften Rekrutirung verſchoben, und bis dahin den betreffen⸗ 
den Dominien als Schuld (Rekrutirungsrückſtand) vorgeſchrieben 
werde, es wäre denn, das Dominium hätte gleich bei der Ent— 
laſſung im Gnadenwege etwa durch eine Ex Officio-Stellung 
den Erſatz geleiſtet. 

G. 1. Auguſt 1835, 3. 44639 (P. G. S. XVII. 552). 

Da bei den Entlaßverhandlungen im Konzertationswege 
die Zeit, welche der Entlaßwerber wirklich in der Dienſtleiſtung 
zugebracht hat, bisher nicht erſichtlich gemacht wurde, ſo hat 
das General-Kommando unterm 17. Juli l. J., @, 727 fämmts, 
liche Werbbezirks-Kommanden angewieſen, für die Zukunft je⸗ 
desmal, ſowohl in dem gemeinſchaftlichen Kommiſſions-Proto— 
kolle, als auch in der Entlaſſungs-Konſignation erſichtlich zu 
machen, ſeit wann und wie lange ein Entlaßwerber mit ſeinem 
Truppenkörper ſich in der Dienſtleiſtung befindet. 

G. 26. Auguſt 1835, Z. 43264 (P. G. S. XVII. 588). 


Die Kreisämter erhalten den Auftrag, bei Entlaſſungsge⸗ 
ſuchen im Konzertationswege, beſonders jene Leute betreffend, 
welche bei ihren Truppenkörpern in der Dienſtleiſtung ſtehen, 
und nicht ſelten in auswärtigen Provinzen ſich befinden, nach 
ſelbſt gepflogener genauer Prüfung der Umſtände des Entlaß— 
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werbers, ohne vorerſt die Meinung 'des Werbbezirks-Kommando 
einzuholen, oder derlei Geſuche dahin zur Sammlung zu leiten, 
dasſelbe gleich zur Konzertations Verhandlung einzuladen. 

Wenn auch übrigens nach der erſt mit Gubernial-Verord— 
nung vom 27. Nov. 1832, 3. 67895, in Erinnerung! gebrachten 
Vorſchrift, bei jenen Kreisämtern, in deren Standorte fich, kein 
Werbbezirks-Kommando befindet, zur Erſparung der Reiſe— 
koſten des Werbbezirks-Reviſors, die Konzertations-Verhand— 
lungen, wichtige und dringende Fälle ausgenommen, nicht über 
jedes einzelne Entlaſſungsgeſuch, ſondern nur einige Mal im 
Jahre vorgenommen werden ſollen: ſo wird ſelbſt da dem Anwach— 
ſen der Unkoſten vorgebeugt, wenn nach der Gubernial-Verord— 
nung vom 6. April 1832, 3. 14904, von den Kreisämtern die 
einſtweilige Beurlaubung des vorſchriftwidrig geſtellten Mannes 
beim Werbbezirks-Kommando eingeleitet wird, was ſonach die 
Kreisämter in jedem vorkommenden Falle bei ſonſtiger Verant— 
wortung zu veranlaſſen haben. 

H. 16. Okt. 1835, 3. 25992; G. 27. Nov. 1835, 3. 65797 (P. G. S. 

XVII. 876). 

Ueber die von hieraus gemachte Anfrage, ob in Entlaſſungs— 
fällen auf abgetretene Wirthſchaften Schwiegerältern den eige— 
nen Aeltern gleichgehalten werden dürfen, iſt die vereinigte Hof— 
kanzlei mit dem k. k. Hofkriegsrathe in dem Beſchluſſe überein— 
gekommen, daß vor der Hand, und bis mit der Wirkſamkeit 
eines neuen Rekrutirungsgeſetzes auch in dieſer Beziehung die 
definitiven Beſtimmungen eintreten werden, auf die von Schwie— 
gerältern abgetretenen Wirthſchaften zwar die Entlaſſung im 
Konzertationswege nicht Statt finde, bei beſonders rüdfichts- 
würdigen Verhältniſſen aber, auf die Entlaſſung im Gnadenwege 
angetragen werden könne. 


G. 27. April 1836, 3. 19557 (P. G. S. XVIII. 394). 


Es werden bei Konzertations-Verhandlungen über Militär: 
Entlaſſungsgeſuche häufig Fälle wahrgenommen, daß weſent— 
liche Daten und Behelfe zur Begründung dieſer Bewerbungen 
vernachläßigt, und hiedurch unnöthige Gefchäftsverzögerungen 
herbeigeführt werden; vorzüglich bemerkt man den oftmahligen 
Abgang der militäriſch gefertigten Konſcriptions-Aufnahmsbögen, 
dann die unterlaſſene Einvernehmung der Ortsvorſtände zur Be— 
kräftigung der Richtigkeit aller die Entlaßbewerbung begründen 
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ſollenden Umſtände und Behelfe, fo wie endlich die häufig vor— 
kommende Unbeſtimmtheit der ärztlichen Zeugniſſe über den Ge— 
ſundheits- oder Erwerbsfähigkeits-Zuſtand der hiebei intereſſirten 
Individuen. 

Die k. k. Kreisämter werden daher auf die genaue Beob— 
achtung der in dieſer Hinſicht beſtehenden, und auch in der Natur 
des Geſchäftes begründeten Vorſchriften erinnert, und wird na— 
mentlich zur Vermeidung aller Zweifel und Bedenken in Abſicht 
auf die Konftatirung des Geſundheitsſtandes der bei ähnlichen 
Verhandlungen intereſſirten Parteien das betreffende Kreis-Sa— 
nitäts⸗Individuum der Konzertations-Verhandlung beizuziehen, 
und nach gehöriger Erörterung und Gegenwärtighaltung jener Um— 
ſtände, auf welche es eigentlich ankommt, das ärzliche Gutachten 
zu Protokoll abzugeben fein (ſ. G. 27. Sept. 1838, 3. 92743). 
H. 13. Auguſt 1837, 3. 24475; G. 14. Nov. 1837, 3. 70682 (P. G. ©. 

XIX. 788). 

Die h. Hofkanzlei hat aus Anlaß der in mehreren Fällen 
vorkommenden Wahrnehmung, daß die ausgeſchriebenen Rekru— 
ten: Kontingente überſchritten, und als Urſache dieſer Ueber— 
ſchreitung gewöhnlich die, für die im Wege der Gnade Entlaſſene 
zu leiſtenden Erſatzſtellungen angegeben worden ſind, zur Beſei— 
tigung der gedachten Mehrſtellungen, im Einverſtändniſſe mit 
dem k. k. Hofkriegsrathe folgende Verfügung getroffen: 

Das zur Ergänzung der Armee erforderliche Rekruten-Kon— 
tingent, wird von der vereinigten Hofkanzlei wie bisher, im 
Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe ausgeſchrieben. 

Die Landesſtelle und das General-Militär-Kommando ha— 
ben jedoch bei der Repartition des Provinzial-Kontingents auf die 
Kreiſe, hievon die im Gnadenwege bis zur Aus fgneibung der 
Rekrutirung Entlaſſenen abzuſchlagen. 

Die Kreisämter aber haben ſodann bei der Subrepartision 
auf die Stellungsobrigkeiten, denjenigen derſelben, welchen ein 
Erſatz für im Gnadenwege Entlaſſene obliegt, dieſen Erſatz über 
das auf dieſelbe entfallende Kontingent aufzutheilen. 


Militärerzeß. 
G. 21. Mai 1806, 3. 19605 (Als Erläuterung der G. v. 13. Juli 1801, 
Z. 20391) Gen. 417. 
Aus Anlaß mehrerer hierorts zum Vorſchein gekommener 
einſeitiger Beſchwerden und Unterſuchungen über Militärexzeſſe 
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findet man ſich veranlaßt, demſelben die Weiſung zu wiederholen, 
daß ſolche Beſchwerden über die in deſſen Bezirk liegenden Trup— 
pen immer in erſter Inſtanz gemeinſchaftlich mit dem betreffenden 
Regiments- oder Korps-Kommando zu unterſuchen und auszu— 
tragen, und nur erſt dann anher vorzulegen find, wenn von 
Seite dieſes Kommando die erforderliche Abhilfe und Genugthu— 
ung nicht geleiftet wird. (ſ. G. 23. Febr. 18 10, 3. 4109. Gen. 158.) 


Militärgeſchäftsführer. 
A. h. E. 30. Mai 1834; H. 19. Juli 1834, 3. 176835 G. 26. Auguſt 183%, 

3. 50451 (P. G. S. XVI. 436). 

Seine k. k. Majeſtät haben in Anſehung der Aufnahme von 
Militäragenten folgende Beſtimmungen feſtzuſetzen geruhet: 

„In Uebereinſtimmung mit Meiner Entſchließung vom 
1. Mai 1828, finde Ich auch das Inſtitut der Hofkriegsagenten 
eingehen zu laſſen. Es ſind daher nicht ferner mehr ſolche Stellen 
zu verleihen, die beſtehenden Hofkriegsagenten aber im Genuſſe 
ihrer erworbenen Rechte zu fchligen.” 

»Die General-Kommanden außer Ungarn, Siebenbürgen 
und der Militärgränze werden daher ermächtigt, denjenigen der 
bereits vorſchriftmäßig berechtigten öffentlichen Agenten, welche 
darum anſuchen, nach einer vorläufig gut beſtandenen Prüfung, 
für den General-Kommando-Bezirk die Befugniß zu ertheilen, 
die an ſie ſich wendenden Parteien bei den Militärbehörden zu 
vertreten, in ſo weit nicht ausdrückliche Geſetze derlei Vertretun— 
gen anderen dazu berechtigten Perſonen vorbehalten.“ 

»Die Prüfung aus den für die Militärverwaltung vorge— 
ſchriebenen Geſetzen und Normen, in ſo weit ſolche Agenten de— 
ren Kenntniß benöthigen, hat der Juſtiz- und politiſche Referent 
des General-Kommando vorzunehmen.“ 

„Jede Konzeſſion iſt an die Bedingung zu knüpfen, daß der 
Agent die von der Militärbehörde ihm übertragenen Vormund— 
ſchaften und Kuratelen dürftiger Parteien unentgeltlich zu über⸗ 
nehmen ſich verpflichte.“ i 

»Gegen die von einem General-Kommando verweigerte 
Befugnißertheilung kann der Rekurs au den Hofkriegsrath er— 
griffen werden.“ 

»Den zur Vertretung der Partei bei den Militärbehörden 
berechtigten Agenten iſt zu geſtatten, ſich zu allen dießfaͤlligen 
nicht anderen Perſonen geſetzlich vorbehaltenen Geſchäften anzu— 


* 
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bieten, und fie zu führen, dann die Gebühren von den Partheien 
anzunehmen, über welche fie mit dieſen übereingekommen.“ 

„In Anſehung der Militärgränz-Agentenſtelle hat es bei den 
beſtehenden Anordnungen zu verbleiben.“ 

Dieſe h. Entſchließung wird im Nachhange zu dem Kreis⸗ 
ſchreiben vom 22. Mai 1833, 3. 28385 ) bekannt gemacht. 


Militär-Invaliden. 


G. 3. April 1835, 3. 15316 (P. G. S. XVII. 186). 

Nach Eröffnung des k. k. General-Militär-Kommando vom 
4. v. M., 3. 1474, R, haben ſich ſeit einiger Zeit mehrere Fälle 
ergeben, daß Invaliden-Gemeine ohne Bewilligung des k. k. 
General-Militär⸗Kommando geheirathet, und ſomit ſyſtemmäßig 
ſich der Invaliden-Verſorgung verluſtig gemacht haben. 

Die Konſiſtorien werden daher mit Beziehung auf die Gu— 
bernial⸗Verordnung vom 2. März 1830, 3.8974, angewieſen, der 
unterſtehenden Kuratgeiſtlichkeit die beſtehende Vorſchrift, daß 
Invaliden⸗Soldaten eben fo wie alle in der aktiven Dienſtleiſtung 
ſtehende Militär-Perſonen ohne Bewilligung des k. k. General⸗ 
Militär-Kommando ſich nicht verehelichen, folglich auch nicht ges 
traut werden dürfen, mit dem Beiſatze nachdrücklichſt in Erinne⸗ 
rung zu bringen, daß die Uebertreter derſelben nicht nur einer 
Strafe unterliegen, ſondern auch zur Verſorgung der betreffenden 
Invaliden im Falle ihrer Erwerbs-Unfähigkeit werden verhalten 
werden. 


Militär-Lofal- Kontrolle, 
G. 16. Sept. 1835, 3. 54176 (G. S. S. XVIII. 628). 

Hierlandes find mehrere Truppen-Kommanden und Red: 
nungskanzleien in Orten dislocirt, in welchen keine k. k. feldkriegs⸗ 
kommiſſariatiſchen Beamten angeſtellt ſind, und in welchen daher 
die Lokal⸗ Kontrolle bei mehreren den eingangsgenannten Abthei— 
lungen obliegenden Amtshandlungen durch andere zur Subſtitu— 
tion des k. k. Feldkriegs-Kommiſſariates geeignete Behörden be— 
wirkt werden muß. 

Zur ſogeſtalligen Subſtitution ſind vor allen die k. k. Militär⸗ 
Verpflegsbeamten, und in Orten, wo auch keine ſolchen ſich befin- 
den, die Kreisämter oder Ortsobrigkeiten berufen; die Einwirkung 


1) S. das Schlagwort: »Geſchäftsführer.“ 
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der politiſchen Behörden kann aber nur für ſolche Gegenſtände in 
Anſpruch ge nommen werden, bei denen es fi um die Erhebung 
oder Beſtätigung eines notoriſchen Faktums und um einen Augen— 
ſchein handelt, wozu überhaupt die ſpezielle Kenntniß der militäri— 
ſchen Verwaltungs-Vorſchriften nicht erforderlich iſt. 

Die vorzüglichſten ſolcher Amtshandlungen beſtehen: 

a) In der Präſentirung von Beurlaubten und Deſerteurs, 
dann in der Aſſentirung einzelner Rekruten außer einer allgemeinen 
Stellung, bei welcher ohnehin ein Kreiskommiſſär intervenirt. 

Bei beiden Geſchäften wird die Beſtätigung des Tages, an 
welchem ſolche Leute vorgeſtellt werden, und von welchem ſie da— 
her in die Gebühr treten, ſo wie die Erhebung, ob alle in den be— 
treffenden Liſten angeführten Umſtände nach dem eigenen Einge— 
ſtändniſſe des Mannes richtig angeſetzt ſind? erforderlich. 

b) In der Ausfertigung der Marſchrouten für die aus den 
betreffenden Orten ſelbſt abgehenden einzelnen Offiziere und gan— 
zen Transporte bis auf die nächſten Stationen, wo ſich feldkom— 
miſſariatiſche oder Verpflegsbeamte befinden. 

c) In der Beſtätigung von Geldauszahlungs-Dokumenten, 
bei welchen die Zahlung an den Empfänger in Gegenwart des die 
Lokal-Controlle verſehenden politiſchen Beamten Statt finden muß. 

d) In der Beſtätigung von Entlaſſungs⸗Conſignationen und 

Urlaubspäſſen, bei denen es ſich um die Erhebung der Richtigkeit 
des Tages, bis zu welchem die betreffenden gehörig vorgeſtellten 
Leute von Seite ihrer Truppe die Verpflegung mit Geld und Brot, 
dann die in den Dokumenten angeſetzten Montoursſorten richtig 
erhalten haben, handelt. 
x e) In Unterfuchung der, einzelnen Tranſenen-Mannſchaft 
etwa nöthigen Schuh-Reparatur oder Montours-Aushilfe und der 
Reviſion von Transporten, wobei in jeder Hinſicht die augen— 
ſcheinliche Ueberzeugung und die durch das Befragen der Mann— 
ſchaft über die Richtigkeit der in den vorgelegten Liſten angeführ- 
ten Umſtände zum Leitfaden dient. 

1) Endlich in Konkordirung von Abſchriften in jenen Orten, 
wo ſich kein Regiments-Auditor, kein Felokriegs-Kommiſſariat 
und kein Verpflegsbeamte befindet. 

Nachdem ſolche Amtshandlungen in vielen Orten der Provinz, 
vorzüglich aber in ſolchen vorkommen, in welchen ſich kein Regi— 
menıs= oder Bataillonsſtab, ein Depot, eine Truppenkanzlei, ein 
Militär: Spital ꝛc. befinden, und in den wenigſten derſelben 
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ein zu Subſtituirung des Feldkriegs-Kommiſſariats berufener 
Verpflegsbeamte angeſtellt ift, fo wird den k. Kreisämtern über An— 
ſinnen des k. k. General-Kommando vom 26. v. M. Zahl 5031 R. 
aufgetragen, dieſe Amtshandlungen der Lokal-Kontrolle in eintre— 
tenden Fällen, und zwar im Orte des Kreisamts felbft, vorzuneh— 
men, außerdem aber durch Magiſtrate oder Dominien vornehmen 
zu laſſen, und letztere ſonach angemeſſen anzuweiſen. 


Militäroffizier. 
Vorſchrift v. 29. Jänner 1780 (Löwenwolde I. 540). 


Fremde Offiziere find während ihres Aufenthalts in dießſei⸗ 
tigen Ländern der Civil-Jurisdiktion unterworfen, und müſſen ſich 
vor ſelber mit den von dem k. k. General-Kommando, bei welchem 
fie ſich perſönlich zu melden haben, erhaltenen Päſſen legitimiren. 
Dog. 9. Dez. 1784 (Löwenwolde J. 385). 

Offiziers⸗Abſteigquartier hat nur in jenen Orten, wo der 
Stab befindlich, zu beſtehen, und wenn kein Offizier in höchſten 
Dienſten ſich beim Stab befindet, der Hauswirth zu benützen. 

H. 31. Aug. 1789. 3. 1842. G. 12. Sept. 1789. 3. 21987. 

Daß ein Militär: Offizier, der eum infamia caffirt worden 
auch nach ausgeſtandener Strafzeit bei einem landesfürſtlichen 
Dienſte nicht mehr angeſtellt werden könne. 

G. 10. Aug. 1804. Z. 31482 (Gen. 789). 

Daß keiner von den zu Civil-Bedienſtungen gelangten Offi— 
ziere ſich irgend ein Militär-Prärogativ anmaßen, daher auch mit 
ſeinem vorhin begleiteten Offiziers-Charakter ſich nicht unterzeich— 
nen ſoll. (Republicirt am 7. Nov. 1817, 3. 56694.) 

G. 15. Nov. 1811. 3. 45916 (Gen. 1665). 

Dem Kreisamte wird aufgetragen, jeden Sterbefall eines 
penſionirten Generalen oder Offiziers auf der Stelle, wie ſich ſol— 
cher ereignet, der nächſten Militär-Behörde zur Wiſſenſchaft und 
weiteren Veranlaſſung anzuzeigen. 

A. h. E. 25. Aug. 1828, Hofkgsraths⸗Vdg. 3. Sept. 1818, K. 3. 3270. 

G. 30. Okt. 1818, 3. 55758, 

Se. Majeſtät haben über einen Vortrag des Hofkriegsraths, 
betreffend die Behandlung der ohne Beibehaltung des Militär: 
Charakters aus der k. k. Armee ausgetretenen Ausländer-Ofſiziere 
in Hinſicht der Konfeription mit allerhöchſter Entſchließung vom 
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25. Aug. 1818 zu beſtimmen geruht, daß geborne Auslönder, 
welche in der k. k. Armee Offiziers-Charakter durch was immer für 
Zeit bekleiden, zwar von den Vortheilen der öſterreichiſchen Staats— 
bürger nicht ausgeſchloſſen ſind, aber bloß durch den bekleidenden 
Offiziers⸗ Charakter außer den Militärpflichten die übrigen Ber: 
pflichtungen der öſterreichiſchen Staatsbürgerfchaft noch nicht Über: 
nehmen, und nach ihrer etwa erfolgenden Quittirung erſt dann 
dieſer Verpflichtung unterliegen, wenn ſie ununterbrochen durch 
zehn Jahre (vom Tage der Quittirung an gerechnet) in den öfter: 
reichiſchen Staaten ſich aufgehalten haben, oder auf eine andere, 
in dem bürgerl. Geſetzbuche bezeichne Art in die vollen Rechte und 
Pflichten der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft eintreten. In Ge: 
mäßheit dieſer allerhöchſten Entſchließung find künftig ſowohl die 
wirklich in der k. k. Armee dienenden, als auch die mit und ohne 
Militär- Charakter ausgetretenen Offiziere, welche geborne Aus— 
länder find, zu behandeln. Auch die Kinder dieſer Offiziere, fie 
mögen im Auslande oder im Inlande geboren ſeyn, folgen der 
Eigenſchaft ihrer Väter rückſichtlich der Nationalität in ſo lange, 
als dieſe Kinder nicht für ſelbſtſtändig betrachtet, und darnach bes 
handelt werden können. 

Die Gattinnen der dienenden und ausgetretenen Ausländer⸗ 
Offiziere ſind jedoch nur dann als Ausländerinnen zu betrachten, 
wenn ſie im Auslande geboren ſind, und vor ihrer Verehelichung 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft noch nicht geſetzlich erlangt 
haben; die Ausländerinnen müſſen nach den beſtehenden Vorſchrif— 
ten als ſolche behandelt werden. 


Militär⸗Patental-Invaliden. 
G. 30. Aug. 1828, 3. 57631 (P. G. S. X. 294). 

In der Nebenlage erhalten die k. k. Kreisämter die nöthige 
Anzahl Exemplare einer mit hohen Hofdekret vom 17. Juli l. J., 
3. 16199, mitgetheilten neuerlichen Inſtruktion des k. k. Hofkriegs— 
rathes, durch welche die ſchon beſtehenden Anordnungen in Betreff 
der Evidenzhaltung des Standes der Militär-Patental-Invaliden 
und wegen der Aufrechnung ihrer Gebühr, in einen vollſtändigen 
Zuſammenhang gebracht werden, mit dem Auftrage, dieſelbe gehö— 
rig an die Dominien kund zu machen, ſich ſelbſt genau darnach in 
vorkommenden Fällen zu benehmen, und auch die Dominien zu 
einer genauen Befolgung derſelben ſowohl als der nachfolgenden 
Beſtimmungen zu verhalten, rückſichtlich welcher die k. k. Kreis 
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ämter, um ſich ihrer Befolgung zu verſichern, auch die geeigneten 
Verfügungen an alle Obrigkeiten zu treffen haben. 

Zur Evidenzhaltung des Standes der ſehr zerſtreut lebenden 
Militär⸗Patental⸗Invaliden, und um die Vorſichten gegen einen 
Mißbrauch der Patentalurkunden zu verſtärken, iſt nämlich noth— 
wendig, daß nach dem Inhalte des §. 14 der Inſtruktion die Pfar— 
rer beauftragt werden, ſogleich nach dem Tode eines Patentalinva— 
liden ſich deſſen Patentalurkunde im Originale vorlegen zu laſſen, 
damit ſie dieſe der Länge nach mit Tinte durchſtreichen, auf die— 
ſelbe gleich an die letzte Ausbezahlung den Todestag des Invaliden 
ſchreiben, und ſie ſodann nebſt dem förmlichen Sterbzeugniſſe an 
die Ortsobrigkeit zur weiteren Abgabe an das nächſte k. k. Feld— 
kriegs-Kommiſſariat zurückſtellen. Eben fo nothwendig iſt, daß die 
Pfarrer nach der Anleitung des 52. §. der Inſtruktion alle Paten— 
talquittungen, auf welche die Zivilbehörden des Bezirks einen Vor⸗ 
ſchuß an Patentalgehalt zu leiſten pflegen, ohne Ausnahme mit 
der Beſtätigung, daß der Patentalinvalide ſich noch am Leben, 
und in dem angezeigten Aufenthaltsorte befindet, verſehen, indem 
ohne dieſe Beſtätigung auf keine Patentalinvalidens-Urkunde ein 
Erſatz aus dem Invalidenfonde rückſichtlich der von einem Domi- 
nium vorgeſchoſſenen Invalidengebühr geleiſtet werden würde, 
daher ſowohl die Dominien als die Pfarrer auf dieſe Beſtimmung 
vorzüglich aufmerkſam zu machen ſind. 

In Bezug auf die erwahnten Vorſchüſſe, und die Einhebung 
ihres Erſatzes enthalten die 98.51 und 57 der Inſtruktion die um⸗ 
ſtändliche Belehrung. 

Den Inhalt dieſer SS. haben ſich die Dominien ganz beſon— 
ders in ihrem Zuſammenhang gegenwärtig zu halten, damit fie 
nicht bei der beabſichtigten Erhebung des Erſatzes der geleiſteten 
Vorſchüſſe, etwa dieſem Erfage, der bei dem Mangel gehörig ver— 
faßter und vorſchriftmäßig beſtätigter Patentalquittungen, und 
aus Mangel der unerläßlichen namentlichen Verzeichniſſe, verwei⸗ 
gert werden müßte, fruchtlos entgegen ſehen. 

Da nun eine genaue Aufrechthaltung der Ordnung bei der 
periodiſchen Erhebung des Erſatzes der antizipirten Patentalge— 
halte von Seite der Dominien um ſo unerläßlicher iſt, weil die 
Evidenzhaltung des Standes und der Tun der Patentalinvali⸗ 
den, welche den Militärinvalidenhäuſern in den geſetzten Termin 
rechnungsbeſtändig zur Pflicht gemacht iſt, ſonſt unerreichbar ſein 


würde, ſo iſt eine kräftige Mitwirkung der Dominien durch eine 
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ſorgfältige Beobachtung der beſtimmten Termine im hohen Grade 
wichtig. 

Nach dem Invalidenſyſteme vom Jahre 1772, ſollen die 
Dominien den Erſatz der antizipirten Patentallöhnungen viertel— 
jährig aus dem Militär-Invalidenfonde zurückerheben. Dieſer 
Termin iſt zu ihrer Erleichterung in der Folge auf ſechs Monate, 
und endlich dahin verlängert worden, daß, wenn ſie es vorzie⸗ 
hen, der Erſatz jedoch längſtens nach Verlauf eines ganzen Jah⸗ 
res eingeholt werden müſſe, indem ſonſt derjenige Patental-In— 
valide, von deſſen Exiſtenz dem Invalidenhauſe durch ein ganzes 
Jahr nichts bekannt worden iſt, auf irgend eine Weiſe abgängig 
geworden zu ſein vermuthet wird, und alſo aus dem Stande 
der Invaliden in Abrechnung gebracht werden würde. 

Sollte gleichwohl ein Dominium auch dieſen ohnehin ſchon 
ſehr verlängerten, und bei einer ordentlichen Geſchäftsführung 
gewiß leicht und bequem zuzuhaltenden Termin nicht beachten 
wollen, ſo dürfte daraus zu ſchließen ſein, daß das Dominium 
auf den Erſatz ſtillſchweigend verzichtet, und es wird daher auch 
in die Patental⸗Urkunden, welche nach dem $. 76 der Inſtruktion 
neu hinausgegeben weren, zur Warnung der Dominien die Be— 
ſtimmung eingeſchaltet werden, daß, wenn der in Frage ſte— 
hende Erſatz, nach Verlauf eines ganzen Jahres, auch binnen 
der erſten ſechs Wochen des darauf folgenden nächſten Militär— 
jahres nicht eingehoben werden ſollte, dieſe unterlaſſene Einhe— 
bung als eine ſtillſchweigende Verzichtleiſtung auf den Erſatz der 
verfloſſenen Zeit angeſehen, alſo kein Erſatz für den gegebenen 
Vorſchuß weiters geleiſtet werden würde, vorzüglich nachdem 
die Dominien, wie es in den ihnen zur Einſicht zukommenden 
neu auszuſtellenden Patental-Urkunden ausgedrückt iſt, in den: 
ſelben erſucht werden, die Einhebung des Erſatzes nicht über den 
hier ausgeſprochenen Präkluſivtermin hinaus zu verſchieben; in— 
dem es nur durch die genaue Zuhaltung dieſes Termins den Mi— 
litär-Invalidenhäufern, bei welchen ſich die Gebühren aller Pa— 
tental-Invaliden zu konzentriren haben, möglich iſt, ihre Stan— 
des und Gebühren-Evidenz in der beſtimmten Friſt dem a. Be⸗ 
fehl gemäß herzuſtellen. 

G. 31. Jänner 1831, 3. 1607 (P. G. S. XIII. 50). 

Nach Eröffnung des k. k. General-Militär-Kommando hat 
ſich ſchon mehrmal der Fall ergeben, daß Patental- oder Reſer— 
vations⸗Invaliden auf das bloße Zeugniß ihres Dominiums über 
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ihre Erwerbsunfähigkeit unmittelbar in das Peſther Invaliden⸗ 
haus abgegangen ſind, woſelbſt ſie auf das bloße Zeugniß des 
Dominiums nicht aufgenommen wurden, und daher die weite 
Reiſe umſonſt unternommen haben. 

Da ſämmtliche Werbbezirks-Kommanden in Folge hofkriegs⸗ 
räthlicher Weiſung beauftragt ſind, jeden zum Einrücken in das 
Invalidenhaus ſich meldenden Patental-Invaliden vorerſt dem 
Superarbitrio vorzuſtellen, fo kann die Aufnahme von Patental⸗ 
oder Reſervations-Invaliden in die Haus verpflegung nur durch 
das General-Kommando, in deſſen Bezirke ſich der Invalide 
aufhält, nach vorhergegangener abermaliger Superarbitrirung 
Statt finden. 

Das k. Kreisamt erhält daher mit Beziehung auf die Gu— 
bernial-Verordnung vom 11. Jänner v. J., 3. 77865, den 
Auftrag, ſämmtliche Ortsobrigkeiten anzuweiſen, daß ſie Paten— 
tal⸗ oder Reſervations-Invaliden, welche ſich zum Einrücken in 
das Invalidenhaus oder um den Genuß der Invaliden-Verpfle— 
gung melden, jederzeit an ihr Werbbezirks-Kommando verwei— 
ſen, mit welch letzterem ſich die Ortsobrigkeit ins Einvernehmen 
zu ſetzen, und demſelben auch das Erwerbsunfähigkeits-Zeugniß 
im Falle der wirklichen Erwerbsunfähigkeit des Invaliden zu 
übermitteln hat. 

G. 30. Nov. 1831, 3. 65476 (P. G. S. XIII. 438). 

Das k. k. General-Kommando hat unterm 21. d. M. die 
Eröffnung anher gemacht, daß ſich der Fall ergab, daß ein Ins 
valide den Verluſt feiner Patental-Verpflegs-Urkunde dem be— 
treffenden Dominium zur Kenntniß brachte, von demſelben aber 
hierüber weder an das Werbbezirks-Kommando, noch an das 
k. k. General-Kommando eine Anzeige erſtattet, und erſt nach 
langen wiederholten Bitten dieſes Invaliden dießfalls mehr als 
nach einem Jahre, eine Zuſchrift an das Werbbezirks-Kommando 
erlaſſen wurde, wodurch der Patental-Invalide nicht nur ſeinen 
Patentalgehalt durch ein Jahr drei Monate entbehren mußte, 
ſondern auch der Gefahr ausgeſetzt war, als ausgeblieben (Eman- 
sor) in Abgang gebracht zu werden. ä 

Dem k. Kreisamte wird daher aus dieſem Anlaſſe aufge— 
tragen, ſämmtliche Dominien zu verhalten, derlei Anzeigen ſo— 
bald als möglich zur Kenntniß der betreffenden Werbbezirks-In⸗ 
fanterie-Regiments⸗Kommanden zu bringen, damit dem Invali- 
den zum Bezug ſeines Invalidengehalts ein Dupplikat der ver⸗ 
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luſtig gewordenen Verpflegs-Urkunde im balden zukommen ge: 
macht, und er vor der unverſchuldeten Inabgangbringung ge— 
ſichert werde. 

A. h. E. 10. Aug. 1834; Hfkmrd. 7. Aug. 1885, 3. 218055 G. 26. Okto⸗ 

ber 1838, 3. 5514 (P. G. S. XVII. 846). 

Se. Majeftät haben durch eine a. h. Entſchließung vom 10. Au- 
guſt 1834 anzuordnen geruhet, daß den Patental-Invaliden die 
Invalidengebühr nur dann einzuſtellen ſei, wenn das von denſelben 
erlangte anderweitige Einkommen wenigſtens den dreifachen Be— 
trag der Invalidengebühr erreicht. 

Die k. Kreisämter werden von dieſer a. h. Schlußfaſſung in 
Abſicht auf die, eine Anſtellung bei Civil-Behörden erlangenden 
Patental⸗Invaliden, zur genauen Nachachtung mit dem Beiſatze 
in die Kenntniß geſetzt, daß es hiedurch von der, laut der hier— 
ortigen Verordnungen vom 17. April und 23. Sept. 1819, 
3. 15173 und 45071, mittelſt der Hofkammerdekrete vom 5. März 
und 19. Auguſt 1819, 3.8974 und 35717, bekannt gegebenen 
Beſtimmung, zufolge deren die Invalidengebühr der in Civil— 
dienſte übertretenden invaliden Militärs, vom Feldwebel und 
Wachtmeiſter abwärts, bisher in jenen Fällen, wo der mit der 
Civilbedienſtung verbundene Bezug ſich bei einem Gefreiten und 
Gemeinen auf tägliche zwölf Kreuzer Conventions-Münze, und 
bei einem Feldwebel und Korporal auf tägliche zwanzig Kreu- 
zer Conventions-Münze beläuft, zu ſiſtiren war, abzukom⸗ 
men habe. 

Bei dieſem Anlaſſe wird übrigens denſelben neuerlich zur 
Pflicht gemacht, von jeder ſtabilen, proviſoriſchen oder auch nur 
ſubſtitutoriſchen Verwendung der Patental-Invaliden zu Gi: 
vilbedienſtungen jederzeit ſogleich die kompetente Militär- Be- 
hörde in die Kenntniß und hierdurch in den Stand zu ſetzen, 
rückſichtlich der in die Frage kommenden Einziehung der Inva- 
liden-Gebühr, nach der im Eingange erwähnten allerhöchften 
Beſtimmung vorzugehen. 


Militär-Pferde. 

G. 20, Auguſt 1827, 3. 38728 (p. G. S. XI. 860). 
Mehrere Fälle, wo Militär-Rimonten-Transporten Beſchä— 
digungen an Wieſen, Feldfrüchten und dergleichen durch Abwei— 
den, Zertreten, oder auf ſonſtige Weiſe zugerechnet werden, 
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ohne daß der Erfa des zugefügten Schadens mit Biligkeit gel- 
tend gemacht werden kann, weil die Unterſuchung und Erhebung 
des Schadens entweder nicht kommiſſionell mit dem Militär- und 
dem betreffenden Transports: Kommandanten, oder erſt nach ſpaͤ⸗ 
terer Zeit und ohne Zuziehung des Letzteren vorgenommen wur: 
den, haben die hohe Hofkanzlei veranlaßt im Einvernehmen mit 
dem k. k. Hofkriegsrath folgende Maßregeln feſtzuſetzen, damit 
derlei Beſchädigungen künftighin möglichſt vorgebeugt, und dort, 
wo ſolche dennoch vorfallen, der veranlaßte Schaden zum vollen 
Erſatze gebracht werde. In erſterer Beziehung wird von Seite 
des k. k. Hofkriegsrathes die Verfügung getroffen, daß den Kom⸗ 
mandanten von derlei Rimonten-Transporten mittelſt ausdrückli⸗ 
cher Beiſetzung in der Marſchroute die genaueſte Aufſicht und Ord— 
nung zur Vermeidung jeden Nachtheiles und Schadens an den 
Feldern und Saaten, bei ſtrengſter Verantwortung und eigener 
Erſatzleiſtung eingeſchärft werde. 

In ſo ferne ſich aber dennoch Falle von Beſchädigungen er— 
geben ſollten, wird es der beſchaͤdigten Partei zur Pflicht gemacht, 
den erlittenen Schaden binnen 24 Stunden bei der betreffenden 
Ortsobrigkeit anzumelden, wonach Letztere im Einvernehmen mit 
dem Kommandanten des Rimonten-Transportes die kommiſſio⸗ 
nelle Aufnahme des Schadens zu pflegen hat, und das gemein— 
ſchaftlich gefertigte Kommiſſions-Protokoll ſonach an das betreffende 
Kreisamt zur weiteren Veranlaſſung einzuſenden iſt. 

G. 14. Jul. 1829, 3. 35646 (Gen. 945). 

Den Rimonten⸗Transporten gebührt weder Holz, noch Stroh; 
auch dürfen fie nicht die Bewachung der Dfole durch Unterthanen 
fordern. 

G. 14. Dez. 1831, 3. 68175 (p. G. S. XVIII. 446). 

Aus dem vom k. k. General: Kommando unterm 23. v. M. 
mitgetheilten Berichte des Chevauxlegers-Regiments Roſenberg 
hat man entnommen, daß das Quartier-Amt zu Woynicz dem be⸗ 
ſagten Regimente einen Stall zur Bequartierung angewieſen hat, 
in welchem früher rotzige Pferde untergebracht waren. 

Wie leicht durch einen ſolchen Fürgang dem Militär -Aerar 
der größte Nachtheil zugehen kann, lehrt die Erfahrung. 

Es wird demnach den k. Kreisämtern aufgetragen, für die 
Kavallerie-Regimenter und überhaupt die ärarifchen und Militär⸗ 
Pferde nur ſolche Stallungen anzuweiſen, wohin früher ganz ge 
ſunde Pferde untergebracht waren, und denſelben die zu Marode⸗ 
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Ställen benutzten Unterkünfte auch nur wieder zu kranken Pferden 
nach vorheriger Reinigung namhaft zu machen. 


G. 29. Sept. 1836, 3. 56009 (P. G. S. XVIII. 582). 


Nach dem Bequartierungs-Reglement vom Jahre 1748, wel⸗ 
ches auch für Galizien in Anwendung ſteht, iſt für die Unterbrin⸗ 
gung der Pferde, außer den Kaſern⸗Stallungen, keine Vergütung 
für Stallzins, Beleuchtung u. ſ. w. zu leiſten, und, wenn zur Zeit 
des beftandenen Landes-Bequartierungs-Fondes den Gemeinden, 
welche Stallungen bauten, hiefür ein Miethzins bezahlt wurde, 
dieſe Verpflichtung durch die Uebernahme des beſagten Fondes 
doch keineswegs auf das Militär-Aerar übergangen, vielmehr von 
Seiner Majeſtät im Jahre 1828 a. h. Ihre Willensmeinung da⸗ 
hin ausgeſprochen worden, daß die dem Landes » Bequartierungs- 
Fonde gegen die Beſtimmungen des Reglements vom Jahre 1748 
zugemutheten Zahlungen aufzuhören haben. 

Dieſem ungeachtet habe der k. k. Hofkriegsrath auf Verwen⸗ 
dung der Hofkanzlei, in Erwägung der in Galizien beſtehenden 
beſonderen Lokalverhältniſſe, zuzugeſtehen befunden, daß als Aus— 
nahme von der Regel dort, wo die ärariſchen Stallungen zur Un⸗ 
terbringung von Kavallerie-Pferden nicht hinreichen, oder die 
Stallungen des Landmanns zur Unterbringung der ärarifchen 
Pferde ohne Gefahr für deren Erhaltung nicht angenommen wer— 
den können, Miethſtallungen um den bisher üblichen Preis von 
% kr. täglich für ein Pferd aufgenommen werden dürfen. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur eigenen Wiſſenſchaft 
und Verſtändigung der betreffenden Ortsbehörden mit dem Bei— 
ſatze in die Kenntniß geſetzt, daß ſowohl bei der Ausmittlung der 
Stallungen, als auch bei der ausnahmsweiſe geſtatteten Miethe 
einverſtändlich mit den Regiments-Kommanden zu wirken, und 
dort, wo ein oder der andere quartierpflichtige Stall-Eigenthümer 
in einem drückenden Verhältniſſe ins Mitleiden gezogen wird, das 
Nöthige zu veranlaſſen ſei, daß derſelbe von den übrigen quartier- 
pflichtigen Inſaſſen des Orts entſchaͤdiget werde, wenn es nicht 
allenfalls zweckmaͤßig erachtet würde, da, wo es die Verhältniffe 
zulaſſen, die Entſchaͤdigung aus der Kommunal ⸗Kaſſe zu leiſten, in 
welchem Falle jedoch jedes Mal die hierortige Genehmigung ein⸗ 
zuholen ſein wird. 
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Militär⸗Pferdezwinger. 
G. 31. März 1804, 3. 13817. 

Ungeachtet dem k. Kreisamte zu wiederholten Malen, und 
namentlich am 18. Juni 1796, 3. 17017; — 19. Juli 1799, 
3. 19706; — 14. Sept. 1802, 3. 27253; — 29. Auguſt 1803, 
3. 23998; — 30. Jänner und 13. März 1804, 3.3605 und 10649, 
aufgetragen worden, für die Herſtellung der ſogenannten Okols 
oder Pferdezwinger in den militäriſchen Marſch-Stationen zu ſor— 
gen, ſo nimmt man jedoch mißfällig wahr, daß es in den meiſten 
derlei Stationen entweder an den Okols gänzlich mangle, oder 
daß dem Militär hierzu bloß die Reitſchulen, oder kaum vier Schuh 
hohe Umzaͤunungen angewieſen werden, woraus denn die nachthei— 
lige Folge entſteht, daß die wilden Pferde dieſe Umzäunungen 
überſpringen, ſich an den Zaunpfählen verwunden oder gar tödten, 
immer aber auseinander laufen, zur Sommerszeit an den Saaten 
großen Schaden anrichten, und nur mit ſchwerer Mühe, ja manch— 
mal gar nicht, gefangen werden können. Um nun dieſen Nachthei— 
len auszuweichen, hat das k. Kreisamt jene Dominien, wo derlei 
Zwinger beſtanden und noch beſtehen, und wo dieſelben nothwen— 
dig ſind, zur Herſtellung dieſer Zwinger mit dem Beiſatze anzu— 
weiſen, daß 

1. die Dominien hierzu etwas von den Häuſern entfernte, 
trockene, nahe am Waſſer liegende Plätze anzuweiſen, 

2. nicht minder die Pfähle und Zaunruthen unentgeldlich 
herzugeben, und daß 

3. die Unterthanen aus dieſen Materialien eine wenigſtens 
ſechs Schuh hohe Umzäunung herzuſtellen haben. Welches um ſo 
ſicherer zu geſchehen hat, als jene Dominien, welche dieſe zum all- 
gemeinen Beſten nothwendigen Okols nicht herſtellen oder nicht 
hinlänglich verwahren würden, den dem Aerarium oder den Unter— 
thanen hierdurch verurſachten Schaden zu vergüten, und nebſtbei 
zwanzig Dukaten an den Polizeifond als Strafgeld zu zahlen 
haben werden. 


H. 13. Febr. 1833, 3.3148; G. 4. März 1833, 3. 13388 (P. G. S. XV. 80). 


Die Marſchſtations-Gemeinden in Galizien find für die Un 
terkunft der durchziehenden Rimonten-Transporte zu forgen ver: 
pflichtet, die Behörden werden daher, jedoch mit Vermeidung 
jedes Zwanges dahin wirken, daß ſie zur Erleichterung in Erfül— 


694 Militär⸗Quartier⸗Kompetenz. 
lung dieſer Pflicht, da, wo es mit geringem Aufwan de geſchehen 
kann, aus ihren Mitteln Okols erbauen und unterhalten. 

Dieſe a. h. E. wird den k. k. Kreisämtern in Folge H. v. 13. 
v. M., 3. 3148, zur eigenen Richtſchnur und Verſtändigung der 
betreffenden Obrigkeiten mit dem Beiſatze mitgetheilt, daß es hier: 
nach von der mit Gubernial- Verordnung vom 12. April 1831, 
3. 16461, bekannt gemachten Beſtimmung, zu Folge welcher die 
Koſten für die Erbauung und Erhaltung der Rimonten⸗Okols das 
Militär⸗Aerar getragen hat, ſein Abkommen erhält. 


We rene eee 
G. 30. Mai 1824, Z. 31151 (P. G. S. VI. 89). 
Ausweis 
über die für ſämmtliche Militär-Chargen, theils durch das allge— 
meine Bequartierungs-Reglement vom 13. Juli 1748, theils mit 
hohen Hofkanzlei-Dekreten vom 28. Februar und 12. Mai 1824, 
Zahl 5099 und 13815, feſtgeſetzte Natural-Quartier-Kompetenz. 


od 
28 5 
3323 
735 

7 


Benennung 
der Militär⸗Chargen. 


Anmerkung. 


Poſt⸗gahl. 


Feldmarſchall 
Feldzeugmeifter . . 5 
General der Kavallerie 
Feldmarſchall⸗Lieutenant . 
Oberſtfeldwachtmeiſter . 
General-Adjutant 


(Zu ee. 6.) Hat 
bag ni. feine Kompetenz nach 

Oberſtlieutenant der bekleideten Charge. 

Major . 

Hauptmann. . 

Oberlieutenant » 

Unt rlieutenant. 

Fähnrich. - 

Regimentskaplan 1 

Regiments⸗Auditor 2 

Profoß ſammt Stodhaus . 

Regimentsarzt . 

Ein Oberarzt (graduirter 

Ein Oberarzt (nicht graduirter) . 

Regiments⸗ e er, 
ſammt Kanzlei . a 

Ein Oberfourier 13 

Kriegsſekretaͤ r 


Lei II I EI lese [Kammer 


„eee e Küche 


eee ede d enen 2222 


(Zu P. 3.21.) derſelbe 
iſt zwar bei der bisheri⸗ 


w | eo 
lu 
als 


Militär-Quartier- Kompetenz. 


En 


Quartier 
ge 
— enz. 
2 Benennung 72 
€ der Militär-Chargen. 8 8 2 enn 
a 1312 
* 
23 Kriegskonzipiſt 9 — A| gen Kompetenz von 1 
24 Kriegskanzelliſt . 2 2 — 1] Zimmer und 1 Küche 
25 Oberkriegskommiſſär : 44 1 1] zu befaffen, doch wird 
25 Kriegskommiſſar . . | 1 4] die Entſcheidung über 
27 Kriegszahlmeiſter 411 deſſen weitere dießfaͤl⸗ 
28 | Kriegszahlamts-Kontrollor 3110 1 lige Bepandinng nach⸗ 
29 Generalauditor⸗Lieutenant 4 1 1 folgen. 
30 Ein Feldſuperior F 184] 4 
31] Ein Staabsarzt (irigisender) 14 2 4 
32] Ein Staabsauditor - «183 114 
33 Ein Rathsproto⸗ bei dem Judi- 
roll iſt. clum delega- 3—1 1 
34 Ein Gerichtsaktuar | tum, mötare .— 4 
35 Ein Feldkriegs⸗ 3 
55 ein Feldt 1 nd 2 1 
in Feldkriegsprotokolli 1 
37 Ein ee FE 8 — 1 (Zur P. 3. 43.) Das 
38 Ein Feldkriegskanzleiadjunkt. 2 — 1] Quantum eines Ober⸗ 
39] Ein Oberverpflegsverwalter . 4 1 1 bäckermeiſters nach der 
40 Ein Verpflegsverwalter . » 80 1 1 nebenſtehenden Kom⸗ 
— Ein Verpflegsadjunkt . 3.— 1 Den in leihen — 
2 2 — ı] 8 * s 
1 Ein Verpflegsaſſiſtent 3 1. 12455 2 — 4] dern dasselbe wich ber. 
750 ein Verpſſegaoderdacgermeiſer NED 
44] Ein Fortifikations⸗Rechnungs⸗ . k, Hoffriegsrath6 . 
führer. 9.— 1117. Jann. 1822, 3.372 
45 Ein Fortifkationg „ Rechnungs- T.,dom Militär-Yerar 
führer Adjunkt. 21 verzinfet 
46 Ein Fortiſikations⸗Fourier 11 Cu P. 3. 46.) Dem 
47J Ein Garniſons⸗Spitals⸗Rech⸗ Fortifikations⸗Fourier 
nungsführer ſammt Kanzlei 3) 1 1 iſt vermöge hohen Hof: 
48 Ein Feldapotheken⸗Senior . . 2 1 1 dekrets vom 20. Dez. 
49] Ein Feldapotheken = Beamter 1823,3.39404 das Na: 
(subjective) 10 1) 1 turalquartier nach der 
50 Ein Rechnungsadjunkt bei der gegenwaͤrtigen Kom⸗ 
Monturs⸗Kommiſſion . . 2 — 1 petenz nur dann zu ers 
(ie dem Garni- folgen, wenn es nicht 
51 Ein Oberzeugarzt (ons ‚Artillerie | 2]—| 1 thunlich it, ihn in dem 
52 Ein Unterzeugerit Dititte u dem | 2i—| 1 Fortifkalions- Bauho⸗ 
Feldzeugamte fe oder ſonſt in einem 
53 Ein Kriegszahlamts⸗Kaſſaofſizier [2 — 1 Militärgebäude zu uns 
541 Ein Kriegskommiſſariats⸗Aſſiſtent 1 2 — 1 terbringen. 


Allgemeine Anmerkung. 


Bei gegenwärtiger Kompetenz-Beſtimmung iſt die, im 8. Abſatze des 


Bequartierungs⸗Reglements vom Jahre 1748 bekannt gemachte a. h. Entſchei⸗ 
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dung genau zu beobachten, wonach die mit Natural: Quartieren betheilten 
Militär⸗Individuen an jenen Orten, wo mit der hier angeſetzten Anzahl Zim⸗ 
mer nicht auszukommen iſt, ſich nach Beſchaffenheit des Orts, auch mit 
einer geringern Anzahl Zimmer, oder wo anftatt deren bequeme Kammern 
vorhanden ſind, ſich mit denſelben zu begnügen haben. 


G. vom 15. Jänner 1827, 3. 1710 (P. G. S. IX. 12). 


Der k. k. Hoffriegsrath hat mit Reſkript v. 14. v. M., 3.6178 
erwiedert, daß, nachdem die in dem Bequartierungs-Reglement 
bemeſſene Quartier-Kompetenz eines Regiments-Kaplans durch 
die im Jahre 1754 erfolgte Entſchließung Ihrer Majeftät, der 
Kaiſerin Maria Thereſia auf 2 Zimmer und eine Küche feſtgeſetzt 
worden iſt, es keinem Anſtande unterliege, die Regiments-Kapläne 
mit der Quartiers- Kompetenz gleich den ſubalternen Offizieren 
zu behandeln. 


G. 24. April 1827, 3. 26132 (P. G. S. IX. 176). 


Es kommen häufig Fälle vor, daß den Militär ⸗Offizieren und 
Parteien überkompetente Quartiere angewieſen, und dieſe Ueber— 
ſchreitungen damit entſchuldiget werden, daß ſich die überkompe⸗ 
tenten Wohnungsbeſtandtheile von dem Quartiere nicht trennen 
laſſen. 

Dieſe für das Militär⸗Aerar ſehr nachtheiligen Syſtems-Ueber⸗ 
ſchreitungen können nicht geduldet werden, und es wird daher den 
Kreisämtern wiederholt erinnert, ſich die in Abſicht auf die Militär— 
Quartier⸗Kompetenz beſtehenden Vorſchriften auf das genauefte ge— 
genwärtig zu halten, und alle mit den Quartiers-Anweiſungen be⸗ 
ſchaͤftigten politiſchen Behörden des dortigen Kreiſes hiezu mit dem 
Beiſatze anzuweiſen, daß bei vorkommenden Ueberſchreitungen der— 
jenige zur Entfchädigung des betreffenden Hauseigenthümers ver— 
halten werden wird, der ein überkompetentes Quartier angewie⸗ 
ſen hat. 

Die Handhabung dieſer Vorſchrift kann um ſo weniger einem 
Anſtande unterliegen, als das k. k. General-Kommando unterm 
11.1. M., Zahl 2829 R., gleichförmige Anordnungen dießfalls an 
ſaͤmmtliche Truppen erlaſſen hat, und als bereits in dem allgemei— 
nen Bequartierungs-Reglement vom 13. Juli 1748 im $. 8 feſt⸗ 
geſetzt ift, daß ſich die Militärparteien mit ihrem Quartiers-An— 
ſpruche nach der Beſchaffenheit des Ortes zu reguliren, mithin auch 
mit einer wenigeren Anzahl Zimmer, als in der Quartier-Kompe⸗ 
tenz für jede Charge beſtimmt iſt, zu begnügen haben. 
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Wenn übrigens ein oder der andere Militäroffizier ein größeres 
Quartier als ihm gebührt, zu beſitzen wünſchet, fo ſteht es dem⸗ 
ſelben frei, ſich in Abſicht auf die Miethe der über ſein Ausmaß 
benöthigten Beſtandtheile mit dem Hauseigenthümer abzufinden. 
G. 1. Mai 1828, 3. 27369 (Gen. 650). 

Kompetenz der Übikazionen für Militär-Rechnungskanzleien 
und der Quartiere für den Rechnungsführer. 

G. 3. Juni 1828, 3. 86043 (Gen. 783). 

Erhöh'te Quartierskompetenz für ſolche Oberärzte, die als 

magistri chirurgiae approbirt find. 


G. 20. Juli 1831, 3. 55009 (p. G. S. XIII. 278). 

Beſtimmung der Unterkunft für die Familien der ausmarſchir⸗ 
ten Generale, Stabs- und Oberoffiziere, dann ſonſtigen Militär: 
individuen. 3 
G. 3. Dez. 1831, 3. 66671 (P. G. S. XIII. 440). 

Militarquartiersentſchaͤdigungen für Militärfamilien gebüh— 
ren erſt von dem Tage, wo der Genuß der frühern Wohnung 
aufhört. 

G. 5. März 1832, 3. 5524 (P. G. S. XIV. 70). 
(Erläuterung der zwei voranſtehenden Vorſchriften). 


G. 21. Juli 1839, 3. 47894 (Gen. 661 S.). 

Das k. k. General⸗Kommando hat unterm 2. d. M., R. 5413, 
anher eröffnet, der k. k. Hofkriegsrath habe mit Reſkript vom 
19. Juni 1839, Nr. 2015, anzuordnen befunden, daß bei der 
Aufnahme der Übikationen für das Militär auf eine angenehme 
Lage, luxuriöſe Ausſtattung und beſondere Bequemlichkeit der: 
ſelben nicht zu ſehen, ſondern einzig und allein nur die Kompe⸗ 
tenz und die Bewohnbarkeit des Quartiers zu berückſichtigen iſt, 
und daß man nicht nur auf eine Wohnung das Augenmerk zu 
richten, ſondern mehrere in die Konkurrenz zu ziehen hat. 

Das k. Kreisamt hat daher ſämmtliche Ortsobrigkeiten und 
Magiſtrate anzuweiſen, daß fie ſich bei der Militär - Quartier 
Aufnahme nach dieſen Andeutungen ſtrenge zu halten, und in 
den Abſchätzungs⸗Protokollen ausdrücklich anzuführen haben, ob 
und welche diſponible Quartiere gleicher Kompetenz in Konkur⸗ 
renz gezogen worden ſeien, dann warum ſich ſelbe zur Aufnahme 
nicht eignen, endlich in ſo weit Faſſionen vorhanden ſind, welcher 
Zins für das in Antrag gebrachte Quartier fatirt, oder beim Man⸗ 
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gel der Faſſionen, welcher Zins für Quartiere gleicher Kompetenz 
von Privaten in der Regel gezahlt wird. 


Militär⸗Quartiergeld⸗Reluizions betrage. 


G. 6. Okt. 1833, 3. 61373 (P. G. S. XV. 268). 


In der Abſicht die ſeit mehreren Jahren mit gutem Erfolge 
in Lemberg beſtehenden Quartiergeld-Reluizionen, für die Char- 
gen von Hauptmann abwärts, auch in den Kreisſtädten nach 
und nach einzuführen, hat der Hofkriegsrath laul General-Mi⸗ 
litär⸗Kommandonote vom 21. Auguſt d. J. bewilligt, daß die 
im anliegenden Tableau enthaltenen Reluizionen für die inerwähn⸗ 
ten Chargen vom 1. Nov. d. J. an erfolgt werden, wobei es ſich 
übrigens von ſelbſt verſteht, daß es den betreffenden Militärpar: 
teien überlaſſen bleibt, das Natural-Quartier zu verlangen, oder 
mit dem Quartier-Relutum ſich zufrieden zu ſtellen. Hievon wer⸗ 
den die k. k. Kreisämter zu ihrer Wiſſenſchaft und zur Belehrung 
der betreffenden Ortsobrigkeiten in Kenntniß geſetzt. 

Da gegenwärtig, wo die Provinzial-Buchhaltung auf die 
Militär⸗Quartier-Zinsbemeſſungen keinen Einfluß mehr ausübt, 
die Glaubwürdigkeit der vorgenommenen Lokalabſchätzungs-Kom⸗ 
miſſionen nur mehr nach den beigeſetzten Beftätigungen der Kreis— 
ämter beurtheilt werden kann, ſo werden die Kreis ämter dafür 
verantwortlich gemacht, daß nur ſolche Zinsbemeſſungen freis- 
ämtlicher Seits beſtätiget werden, welche den Lokalpreiſen und 
Verhältniſſen angemeſſen ſind. 


Militär- Quartierträger, 


G. 5. Juni 1808, 3. 23377 (Gen. 839). 

Da der $.15 des Bequartierungs-Regulaments vom J. 1748 
beſtimmt verordnet, daß für die gemeinſchaftlich bequartierte 
Mannſchaft für zwei Mann jederzeit eine Bettſtatt oder Pritſche 
vom Quartierträger beigeſtellt werde, ſo wird dem Kreisamte 
hiermit aufgetragen, dafür zu ſorgen, damit die Quartierträger 
dieſer Verbindlichkeit möglichſt nachkommen. 

G. 1. Juli 1819, 3. 28718 (Gen. 668). 

Der Soldat hat ſich aller ungebührlichen Forderungen an 
die Quartierträger zu enthalten, und außer dem im Reglement 
gegründeten Bett und Service nichts anzuſprechen. 
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G. 10. Sept. 1821, 3. 47008 (P. G. S. III. 141). 

Dem Kreisamte wird die Vorſchrift v. 27. Aug. 1816, 
3. 38438, in Erinnerung gebracht: vermöge welcher die Quartier: 
träger zu verhalten find, den Soldaten, wenn auch nicht Bett⸗ 
ſtätte oder Pritſche, doch wenigſtens die dieſen ähnliche, erhöht 
gelegte Bretter zur Schlafftätte an geben. 
G. 15. Sept. 1823, 3. 42985 (P. G. S. v. 199). 


Die Ortsobrigkeiten haben die betreffenden Quatllerttäger 
dahin anzuhalten, daß die Reinigung der Bettſtätten für die Mi⸗ 
litärmannfchaft, und der öftere Wechſel mit friſchem Stroh als 
eine höchſt nöthige Sorgfalt bewirkt werde. 


G. 27. Juli 1827, 3. 45402 (P. G. S. IX. 308). 

Es iſt die Beſchwerde vorgekommen, daß die Quartiersträ— 
ger der während der Konzentrirung zur Waffenübung, bei dem 
Landmanne auf den ganzen Schlafkreuzer verlegt werdenden 
Mannſchaft, kein Bettzeug erfolgen, ſondern der Soldat ſich 
fait durchgehends mit etwas Stroh, als gaͤnzlicher Lagerflätte 
behelfen müſſe, wodurch die Mannſchaft bei den im September⸗ 
monat hierlandes eintretenden kalten Nächten vor Verkühlungen 
ſich nicht ſchützen kann, und eine frühere Abnützung der Mon⸗ 
tur erfolget. 

Da der halbe Schlafkreuzer lediglich für die Abnützung des 
Bettzeuges gezahlt wird, ſo iſt ſo viel möglich zu ſorgen, daß der 
Soldat ſolches auch nach Möglichkeit erhalte. 7 

Die k. Kreisämter haben daher wirkſame Verfügungen an 
die betreffenden Dominien, in deren Umfange derlei Truppen⸗ 
Konzentrirungen Statt haben werden, zu treffen, daß ſolches 
möglichſt erzielt werde. 

G. 9. Mai 1827, 3. 29213 (P. G. S. IX. 222). 

Nach dem, mit dem k. k. General⸗Militär⸗Kommando gepflo⸗ 
genen Einvernehmen hat es in Zukunft von der Drucklegung der 
Schlafkreuzer-Quittungen ganz abzukommen, weil der Schlaf⸗ 
kreuzer den Quartierträgern baar auf die Hand gezahlt wird, und 
das k. k. Militär ſich auch mit ſchriftlichen Empfangs quittungen 
dann begnügen will, wenn den letzteren zur größeren Beglaubi⸗ 
gung ſtets das Siegel des quittirenden Dominiums, Magiſtrats, 
oder der Gemeinde beigedrückt wird. 

Bei Quittungen der Gemeinden, welche größtentheils bloß 
durch beigefügte Kreuzzeichen gefertigt zu werden pflegen, iſt über⸗ 
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dieß zur Vermeidung von Unterſchleifen die Koramiſirung der 
Ortsobrigkeit erwünſcht; an Orten aber, wo letztere entfernt iſt, 
wird es genügen, wenn der Ortspfarrer, oder ſonſt des Schrei« 
bens kundige Individuen die erfolgte richtige Zahlung mit ihrer 
Unterſchrift bezeugen. 

A. h. E. 22. Dez. 1829; H. 31. Dez. 1829; G. 20. Jänner 1830, Z. 2809 

(P. G. S. XII. 22). 

Seine k. k. Majeſtät haben anzuordnen geruhet: daß der 
bisher beſtandene Militär⸗Landesbettenfond aufgelöfet, und die 
Erfüllung feiner Verbindlichkeiten an die Militär: Verwaltung 
übertragen werde; ferners, daß fortan der halbe Schlafkreuzer 
vom Militär an den Quartiersträger bezahlt werde, aber dafür 
vom Quartiersträger nebſt dem, was er bis jetzt dafür geleiſtet 
hat, auch das reglementsmäßig erforderliche Lagerſtroh, vom Au— 
genblicke der Uebernahme des Landes-Betten-Geſchäftes in die 
Militär⸗Verwaltung hergegeben werden müſſe. 

Dieſe Verbindlichkeit hat vom 1. Mai d. J. in Ausübung 
zu kommen: wornach ſämmtliche Militär-Quartiersträͤger der 
gegen halben Schlafkreuzer einquartierten Mannſchaft ſich genau 


zu richten haben. 0 


G. 26. Jaͤn. 1831, 3. 81393 (P. G. S. XIII. 48). 

Laut Eröffnung des k. k. General-Militär-Kommando hat 
ſich das mähriſche Fuhrweſens⸗Poſto-Kommando bei feiner vor— 
geſetzten Behörde beſchwert: daß die galiziſchen Quartiersträger 
auf der Route von Olmütz nach Lemberg ſich weigerten, für die 
Fuhrweſens⸗Dienſtpferde das gebührende Streuſtroh wegen der 
äußerft unergiebigen Ernte zu verabfolgen. 

Aus dieſem Anlaſſe wird dem Kreisamte aufgetragen, die 
dortkreiſigen Quartiersträger mittelſt der betreffenden Ortsobrig— 
keiten zur unweigerlichen Verabreichung des Streuſtrohes für 
die Militärdienſtpferde anzuweiſen, und denſelben zu bedeuten, 
daß in ſofern aus erwieſenem Mangel an Streuſtroh ſolches nicht 
verabreicht werden könnte, in einem ſolchen Falle wenigſtens die 
Waldſtreu beſtehend in trockenem Laub vorzüglich der Eichen- und 
Buchenbäume erfolgt werden müſſe. 

G. 16. März 1831, 3. 15993 (p. G. S. XIII. 106). 

Dem k. k. General-Militär⸗Kommando iſt angezeigt worden, 
daß die Quartiersträger den Offiziers und der Mannſchaft wäh: 
rend des Marſches das fuͤr die Pferde erforderliche Streuſtroh 
und das Stall⸗Licht zu erfolgen mit der Erklarung verweigern, 


Tg 


. 
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daß ſie hiezu nicht verpflichtet feien. Da nach dem Quartier: 


Reglement der Quartierträger verpflichtet iſt, den marſchirenden 
Truppen jene Erforderniſſe nach Maaß der Nothwendigkeit und 
wie derſelbe damit verſehen iſt, zu verabreichen, ſo wird das 
Kreisamt angewieſen, die Quartiersträger mittelſt der Obrig⸗ 
keiten über ihre Verpflichtung mit dem Beiſatze belehren und auch 
gehörig verhalten zu laſſen, daß ſie die beſagten den marſchirenden 
Truppen für die Pferde in den Nachtſtationen ſyſtemmäßig ger 
bührenden Erforderniſſe bei künftigen Märſchen unweigerlich bei⸗ 
ſtellen ſollen. 
G. 27. Juni 1831, 3. 38165 (P. G. S. XIII. 246). 

Wenn der Militär. Quartierträger gar kein Bettzeug geben 
kann, erhält er nur das halbe Schlafgeld. 
A. h. E. 19. Juli 1833; H. 23. Juli 1833, 3. 17909; G. 6. Auguſt 1833, 

3. 47762 (P. G. S. Xv. 216). 

»Ich geſtatte, daß von nun an für die Dauer der dermaligen 


Truppenvermehrung in den Provinzen, wo noch das Reglement 


vom Jahre 1748 in Ausübung iſt, in ſo weit dieſe Vermehrung 
den Stand der Friedens dislokation überſchreitet, die Offiziers⸗ 
Quartiere mit täglichen 6 kr. vom Hauptmann abwärts, mit täg⸗ 
lichen 12 kr. für einen Stabsoffizier, und mit täglichen 24 kr. für 
einen General vergütet werden. Bei der Ausmittlung dieſer Quar- 
tiere iſt jedoch nicht die volle Kompetenz zu fordern, ſondern 
nach Möglichkeit die Quartierlaſt auf eine anftändige Unterkunft 


zu beſchränken. 
H. 29. Auguſt 1833, G. 13. Sept. 1833, 3. 56053 (p. G. S. XV. 248). 


a) Bei der Infanterie wird die Zahl der für jede Provinz 
ſyſtemiſirten Werbbezirks⸗Regimenter nach Bataillons, mit Aus⸗ 
ſchluß der als eine außergewöhnliche Errichtung zu behandelnden 
Landwehr⸗Bataillone, ſonach ein Regiment zu drei Bataillons 
gerechnet, dann jene Grenadier-Bataillons, welche im Frieden 
in den Hauptſtädten garniſoniren, dann die Jaͤgerbataillons, 
welche ein oder der andern Provinz, mit ihren Ergänzungen zu: 
gewieſen ſind, als zur ſtabilen Dislokation gehörige Truppen zu 
betrachten, und nach der früheren Beobachtung in der Bequar⸗ 
tierung zu behandeln ſein; alle übrigen über dieſe Anzahl enthal⸗ 
tenden Bataillons der bezeichneten Truppen⸗Gattungen werden 
ſonach als tranſen oder als zeitlich ſtabil dislozirte Truppen anzu⸗ 
ſehen, und daher für die Stabs- und Oberoffiziere derſelben von 
nun an, d. i. vom 19. Juli an, als dem Tage der a. h. E. die 
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mit Verordnung vom 6. Auguſt 1833, 3. 47762, paſſirten 
Quartiers- Vergütungen zu 6 kr., 12 kr. und 24 kr. täglich nach 
der Kathegorie der bequartierten Chargen zu leiſten ſein. 

b) In Hinſicht der Kavallerie hat die letzterwähnte Vergü— 
tungsart der Quartiere der Offiziere jener Anzahl von Eskadronen 
einzutreten, welche in einer Provinz ſich mehr befinden, als 
nach den ſogenannten Kavallerle-Nummern für eben dieſe Pro— 
vinz beſtimmt ſind. 

c) Bezüglich der Fuhrweſens- und der Artillerie-Beſpan— 
nungen werden alle jene Abtheilungen in Abſicht auf die Ver— 
gütung der Offiziers-Quartiere als tranſen oder zeitlich ſtabil 
dislocirt zu betrachten ſein, welche im Frieden gewöhnlich nicht 
beſtehen, ſondern welche blos neu aufgeſtellt werden, und aus 
andern Provinzen neu zugewachſen ſind. 

Hievon werden die Kreisämter im Nachhange zum Dekrete 
vom 6. Auguſt 1833, 3. 47762, mit dem verſtändigt, hiernach 
ſich bei Würdigung der Quartiers-Vergütungs-Anſprüche zu be— 
nehmen, und die bisher als tranſen betrachteten Offiziers-Quar— 
tiere zu behandeln, ſo wie diejenigen Parteien und Quartierträ— 
ger, welche es betrifft, gehörig zu verftändigen. 

G. 4. Jänner 1834, 3. 5454 (P. G. S. XVI. 4). 


Für die zu den zeitlich ſtabilen Truppen gehörigen Oberärzte . 


wird die für einen ſubaltern Offizier bemeſſene Quartierzins-Ver— 
gütung täglicher 6 kr. C. M. bewilligt. 
G. 4. Febr. 1834, 3. 2256 (P. G. S. XVI. 32). 

Inſtruktion über die näheren Beſtimmungen hinſichtlich der 
Verabfolgung der Quartierzins-Vergütung ſowohl für einzelne 
Offiziere in Kommandirungs- und Beurlaubungsfällen als für 
Truppenabtheilungen und ganze Truppenkörper in Marſch- und 
Konzentrirungsfällen. 

G. 24. Mär; 1884, 3. 14751 (P. G. S. XVI. 130). 


Die den ſubalternen Offizieren der zeitlich ſtabilen Truppen— 
körper bewilligte Quartierzins⸗Vergütung wird auch auf die Ad— 
jutanten der Fuhrweſens⸗Reſpicirungs-Kommanden ausgedehnt. 
G. 15. April 1834, 3. 17736 (P. G. S. XVI. 184). 

Inſtruktion wegen Zinszahlung für die Militär⸗Monturs⸗ 
und Pulverdepoſitorien, Wachſtuben, Kanzlei: und andere Loka⸗ 
litäten dex zeitlich ſtabilen Truppenkörper. 


Militär⸗Quartierzins. 
Militär⸗Quartierzins. 
G. 20. April 1829, 3. 20304. 

Um alle willkührlichen und überfpannten Militär-Bequar- 
tirungs⸗Zinsforderungen zum Nachtheile des Militär⸗Aerars zu 
beſeitigen, wird demſelben mit Hinweiſung auf die fo oft wieder— 
holten Verfügungen zur beſonderen Pflicht gemacht, hierauf ſeine 
pflihtmägige ſtete Aufmerkſamkeit zu richten, damit die Lokal⸗ 


privatmiethungs-⸗Verhaͤltniſſe bei Abſchätzung der Militär-Quar: 


tierzinſe niemals überſchritten werden. ’ 

Da künftig alle vom 1. November v. J. anfangenden Mili⸗ 
taͤr⸗Quartierzins⸗Liquidationen zur Amtshandlung der k. k. Hof- 
kriegsbuchhaltung gelangen werden, ſo muß von nun an bei jeder 
Militär⸗Quartierzins-Bemeſſung immer ein Offizier von dem im 
Orte ſtationirten Militärförper und, wo Feldfriegs- Kommiſſariate 
aufgeſtellt ſind, auch dieſes beigezogen werden. 

G. 12. Auguſt 1829, 3. 47985 (P. G. S. XI. 258). 

Der k. k. Hoffriegsrath hat aus Anlaß eines beſonderen 
Falles, die ſchon früher öfters gemachte Bemerkung wiederholt 
geäußert, daß bei Abſchätzungen der Militär-Quartiere, äußerſt 
überſpannte Zinsanſchläge von den durch die Obrigkeit hiezu 
delegirten Schätzleuten in Antrag gebracht werden, und dagegen 
die bei der Schätzung intervenirenden Individuen der Ortsobrig— 
keit, ohne Rückſicht auf die von Jedermann leicht wahrzunehmende 
Angemeſſenheit der Miethzins-Verhältniſſe des Ortes, nicht 
das Mindeſte einwenden, vielmehr denſelben ſtillſchweigend bei— 
ſtimmen. 

Auf Anſuchen des k. k. General-Militär⸗Kommando wird 
daher den k. k. Kreisimtern aufgetragen, den Ortsobrigkeiten 
in dieſer Hinſicht ein zweckmaßiges und billiges Benehmen ein⸗ 
zuſchärfen. 

G. 25. Juli 1831, 3. 42598 (P. G. S. XIII. 292). 

Man hat feit Einführung der neuen Verrechnung der Mili: 
tär⸗Quartierauslagen die Kreisämter wiederholt und umftänd- 
lich zur ſchleunigen und zweckmaͤßigen Führung dieſes Gefchäftes 
angewieſen, und mit den Gub. Verordnungen vom 29. Juni 
v. J., 3. 38708; vom 29. Juni v. J., 3. 39740; vom 10. Nov. 
v. J., 3. 69181 und vom 19. Hornung d. J., 3. 2860, insbe⸗ 
ſondere denſelben die pünktliche Einſendung der Militär-Quartier⸗ 
zins⸗Ausweiſe an die Truppenkörper zur Pflicht gemacht, damit 
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dieſe die dießfälligen Rechnungen in dem beſtimmten Termine an 
das Ober⸗Kriegskommiſſariat einſenden können. 

Dennoch hat man aus einer Eröffnung des k. k. General- 
Militaͤr⸗Kommando vom 7. d. M. ſehr mißfällig erſehen, daß 
für die erſte Jahreshälfte 1831 daſelbſt noch keine Rechnung 
einlangte, obſchon der Termin hierzu bereits vorlängſt ver— 
ſtrichen iſt. 

Es erhalten die k. Kreisämter den ſtrengſten Auftrag, nicht 
nur die Quartierzins-Ausweiſe ſammt den dazu gehörigen Certi— 
ficaten binnen der beſtimmten Friſt, nämlich: bis 15. Mai für 
den Sommerſemeſter, und bis 15. November für den Winterſe⸗ 
meſter zuverläſſig an die betreffenden Militärförper einzuſenden, 
ſondern auch die Quartiersträger durch die Ortsobrigkeiten anzu— 
weiſen, daß ſie die Quartierszinſe, welche gleich nach Ablauf 
des halben Jahres fällig werden, ungeſäumt beheben. 


Militar⸗Reitſchulen. 
G. 2. Juli 1802, 3. 19221. 

Die Kreisämter haben die gewöhnlichen Reitſchulen, wo 
ſie von der Kavallerie gefordert werden, auf die Weiſe herzuſtel— 
len, daß die Dominien das zu den Schranken erforderliche Holz 
unentgeldlich hergeben, die Unterthanen aber dasſelbe abzuzim- 
mern, die Schranken aufzuſtellen, und den Sand oder Schotter, 
auf welchem die Pferde zu gehen haben, unentgeldlich zuzuführen 
haben. Da nun derlei Reitſchulen nicht immer herzuſtellen ſind 
und die Dominien in den Ortſchaften, wo ſich Kavallerie befindet, 
mannigfachen Nutzen von denſelben haben, ſo können ſie derſelben 
dieß unbedeutende Opfer unbedenklich bringen, und den Unter- 
thanen kann die bei den Reitſchulen verwendete Arbeit in den 
Scharwerk⸗Frohnen zu Guten gerechnet werden. 

G. 21. Sept. 1803, 3. 25872 (Gen. 796). 

Den Kreisämtern wird die Abſchrift einer hofkriegsräthlichen 
Verordnung wegen Beſchaffenheit der für die Kavallerie erforder— 
lichen Reitſchulen mit dem Auftrage zugeſtellt, ſich hiernach auf 
das Genaueſte zu benehmen. 
bſchrift der hofkriegsrathl. Vdg. v. 3. Sept. 1803.) 

Zur Abrichtung eines Zuges Kavallerie zu Pferd iſt eine Reit: 
ſchule von 24 Klaftern Länge und 16 Klaftern in der Breite er- 
forderlich. Dieſe Reitſchule muß auf einem horizontalen Platze 
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angelegt, und der Boden mit grobem Sand, welcher dem Tritte 
des Pferdes nachgibt, wenigſtens einen Schuh hoch aufgetragen 
werden. Die Pfähle müſſen unterhalb, um der Fäulung zu wider— 
ſtehen, gut angebrannt, und zwei bis drei Schuhe in die Erde 
gut eingegraben, und oben mit Barrierebalken verſehen werden. 
Die Barriere ſelbſt aber muß vier und einen halben Schuh hoch 
ſein. Wo mehrere Züge in einer Station beiſammen einquartirt 
ſind, können, wenn mit einzelnen Plätzen für jeden Zug nicht 
aufzukommen iſt, auch zwei Reitſchulen neben einander in der 
Breitenflanke errichtet werden. 


Militär⸗Schilderhaus. 
Hkg. R. 30. April 1834, Z. 1661. 
Die Koſten der Schilderhäuſer ſind für die Zukunft von 
demjenigen Fonde zu tragen, zu deſſen Gunſten das Schilderhaus 
aufgeſtellt wird (ſ. G. 9. Jänner 1836, 3. 301). 


Militär⸗Schmied. 
St. H. C. v. 2. Aug. 1811. G. 6. Sept. 1811, 3. 37431 (Gen. 837). 
Den Militär » Schmieden iſt die Behandlung der erkrankten 
Hausthiere, welche Civilperſonen gehören, durchaus unterſagt, mit 
der einzigen Ausnahme der Pferde. 


Militär⸗Stallrequiſiten und Stallbeleuchtung. 
G. 12. Dez. 1831, 3. 69920 (p. G. S. XIII. 444). 

Nach Eröffnung des k. k. General-Kommando vom 26. v. M. 
wurde in Folge hoffriegsräthlichen Reſkriptes vom 8. Februar 
d. J. ſämmtlichen Kavallerie-Regimentern und derlei Depots für 
ein jedes in Loko befindliche ordinäre Dienſtpferd, welches in ära= 
riſchen Stallungen oder in ſolchen größeren, kontraktmäßig gemie⸗ 
theten Stallungen, in welchen ſich nicht mittelſt Kontraktes die 
unentgeltliche Beiſchaffung der Stallrequiſiten und die Stallbe— 
leuchtung von dem Vermiether bedungen ward, untergebracht iſt, 
ein konkretuelles Pauſchalgeld, täglich auf fünf zwei und dreißigſtel 
(7%) Kreuzer Conv. Münze feſtgeſetzt, von welchem beiläufig 
Yar Kreuzer Conv. Münze auf Stallrequiſiten-Nachſchaffung und 
deren Ausbeſſerung, dann 7½ Kreuzer zur Anſchaffung der Stall- 
kerzen vom 15. Dez. 1831 angefangen, mit dem Beiſatze beſtimmt 
ift, daß das Beleuchtungs⸗Pauſchale von Ya, Kreuzer täglich, gleich 
wie bisher die Stallkerzen, nur für die Wintermonate verrechnet 

45 
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werden darf. Alle neuen Anſchaffungen und Ausbeſſerungen der 
Stallrequiſiten, ſo wie der Ankauf von Stallkerzen auf Rechnung 
des Militär-Aerars, hören ſonach vom Zeitpunkte der bewilligten 
Pauſchirung, nämlich vom 15. Dez. 1831, auf, und es werden 
beim Eintritte dieſes Zeitpunktes, die in allen Kavallerie-Bequar⸗ 
tierungs-Friedens-Stationen vorhandenen, auf Rechnung des 
Aerars angeſchafften Stallrequiſiten inventariſch kommiſſionell 
aufgenommen, und gemeinfchaftlich mit Zuziehung der Ortsbehör— 
den abgeſchätzet, und dieſe Stallrequiſiten von jenen Kavallerie 
Abtheilungen übernommen werden, welche den betreffenden Bezirk 
gegenwärtig inne haben; dagegen die entfallende Schägungsbe- 
köſtigung den Kavallerie: Regimentern in Konto des Pauſchales 
anzurechnen, und ein Pare dieſes Schätzungs-Ausweiſes zur wei⸗ 
teren Verfügung an das k. k. General-Kommando einzuſenden 
kommt. 

Die Kavallerie-Regimenter haben ſich hiernach in ihren Be⸗ 
quartierungs-Bezirken wegen Uebernahme der Stallrequiſiten an 
jene Behörden zu verwenden, in deren Gewahrſam ſich die Stall⸗ 
requiſiten befinden. ; 


Militär⸗Stations⸗Kommando. 


G. 24. Juni 1818, 3. 32822 (Gen 510½). 


(Auszug aus der Abſchrift einer an ſaͤmmtliche Werbbezirks⸗Regimenter und 
Bataillons erlaſſenen General-Kommando⸗Verordnung. 


§. 3. Es iſt die Einberufung der Beurlaubten, die monatliche 
reſpektive quartalige Auszahlung der penſionirten Offiziere und 
Patental-Invaliden, dann ſonſt vorkommende Verpflegung durch 
das in der Kreisſtadt jedes Bezirksantheiles befindliche Stations 
Kommando, es ſei nun von dem eigenen Bezirks-Regimente oder 
aber von einem andern Regimente, zu beſorgen. 

Eben ſo haben gedachte Stations-Kommanden die Abtrans⸗ 
portirung der erkrankten oder erkrankenden Urlauber an das nächſte 
Militärſpital, und die Ausſtellung der hierzu erforderlichen Doku⸗ 
mente, die Uebernahme der von verftorbenen Urlaubern verblieber 
nen Montursſorten, ihrer Urlaubs paſſe und Todtenſcheine, dann die 
Ablieferung der Erſteren an die Jaroslauer Monturs⸗Kommiſſion, 
und die Verſendung der Letztern an die betreffenden Regimenter, 
nicht minder die Amtshandlungen über Exceſſe und Verbrechen der 
Beurlaubten, ſo wie alle Geſchäftsverhandlungen mit den Paten⸗ 
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tal« und eum reservatione benefieii entlaffenen Invaliden u. ſ. w. 
zu beſorgen. 

$. 4. Die Entlaſſungsunterſuchungen im Koncertationswege 
hat in der Kreisſtadt des Bezirksantheiles der Konſkriptionsreviſor 
eines jeden Bezirksregimentes, oder ein andrer vom Bataillon be— 
ſtimmter Offizier vorzunehmen. 

§. 5. Alle Anfragen von hinterbliebenen Soldatenweibern 
über die Exiſtenz ihrer Männer, u. dgl. werden die Kreisäinter an 
das Bezirksregiment oder Bataillon gelangen machen. 


G. 1. Juli 1818, 3. 33898 (Gen. 519). 

Daß Dominien in jenen Kreiſen, wo keine Konſkriptions⸗ 
Kanzlei beſteht, die Werbbezirfs- Eingaben und Correſpondenz 
unter der Adreſſe an das betreffende Werbbezirks-Regiment dem 
in der Kreisſtadt aufgeſtellten Militär-Stations- Kommando über⸗ 
geben können, welches ſelbe dem Bezirks-Regimente oder Ba- 
taillone zukommen machen wird. 


Militär- Stellung. 

G. 17. Aug. 1827, 3. 54787 (p. G. S. IX. 342). 

Se. k. k. Majeſtät haben allerhöchft anzuordnen geruhet: 

1. Daß die Reſerve von nun an gänzlich aufzuhören habe; daß 

II. die rekrutirungspflichtige Mannſchaft künftig unmittelbar 
aus der Population in die Regimenter und Korps einzutreten, und 

III. nach vollſtreckter 14jähriger Kapitulation in der Linie, in 
die Landwehr überzutreten habe. 

IV. Es ſind für die Zukunft nur die eilf Altersklaſſen vom 
vollſtreckten 19.) bis einſchließlich zum vollſtreckten 29. Lebensjahre 


) Derjenige iſt als neunzehnjährig anzuſehen, welcher in dem Solarjahr vom 
1. Jaͤnner bis letzten Dezember, welches einer jeweiligen Rekrutirung 
vorangeht, das 19. Lebensjahr bereits vollendet hat (H. 17. Jaͤnner 1828, 
3. 748; G. 4. Febr. 1828, 3 8236, P. G. S. X. 36). 

Mit dem h. H. vom 10. März 1827, 3. 6869, welches dem k. k. 
Kreisamte unterm 26. März 1827, 3. 19243, bekannt gemacht worden 
iſt, wurde geſtattet, daß Individuen, welche als Müller, Bäcker u. ſ. w. 
beim Militär freiwillig eintreten, oder als Fouriere ſich anwerben laſſen, 
den betreffenden Dominien bei künftigen Stellungen auf ihre Kontin⸗ 
gente zu Guten gerechnet werden. 

Dieſe unbedingte Gutrechnung wurde zu einer Zeit zugeſtanden, in 
welcher es noch in der Willkühr der Dominien war, Rekruten in was 
immer für einem Alter der Aſſentirungskommiſſion vorzuführen. 
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der Rekrutirung für die Linie unterworfen, ohne daß jedoch hier⸗ 
durch die Landwehrpflichtigkeit vom 30. Jahre aufwärts aufgeho⸗ 
ben würde. 


Nach den neuen, allerhöchſt ſanktionirten Rekrutirungsvorſchriften, 
welche mit der G. vom 17. Auguſt 1827, 3. 54787 hinausgegeben wor⸗ 
den ſind, dürfen jedoch nur ſolche Leute als Rekruten geſtellt werden, 
welche ſich in den rekrutirungspflichtigen Altersklaſſen befinden. 

Die h. Hofkanzlei hat daher mit Verordnung vom 22. Oktober l. J. 
3. 24506, mit Rückſicht auf die oben erwähnten a. h. Vorſchriften, im 
Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegsrathe feſtgeſetzt: daß die, in die 
obgenannten Kathegorien freiwillig beim Militär eintretenden Indivi⸗ 
viduen, den betreffenden Gemeinden nur dann künftig zu Guten zu rech⸗ 
nen ſeien, wenn ſie ſich in der Altersklaſſe befinden, auf die in dieſer 
Rekrutirung, wo ſie eben geſtellt werden, gegriffen wird (G. 27. No⸗ 
vemb. 1829, 3. 67160. P. G. S. XI. 438). 

1) Da in der Regel junge Leute mit dem vollendeten 19. Lebensjahre 
zur Ertragung der Beſchwerden des Militärftandes geeignet find, fo hat 
die Rekrutirung mit den A9jährigen Leuten zu beginnen. 

2) Sollte jedoch ein Neunzehnjähriger, ohne körperliche, vom Militär 
ausſchließende Gebrechen, noch zu ſchwaͤchlich befunden werden, fo 
iſt Folgendes zu beobachten: 

3) Um jeder Partheilichkeit möglichſt vorzubeugen, hat über dieſe 
Schwäͤchlichkeit nicht der Militär-Arzt allein zu entſcheiden; immer 
muß dazu ein Civil-Arzt beigezogen werden. 

4) Diefe beiden Aerzte haben genau zu unterſcheiden, zwiſchen Schwäche 
lichkeit, welche gar keine Erholung hoffen läßt, und jener, 
welche nach mehr entwickelter Körperkraft zur Erholung' 
Hoffnung gibt. 

Iſt die erſte Art der Schwächlichkeit von Beiden anerkannt, ſo iſt der 
Mann nicht zum Militär zu übernehmen, und ſelbſt aus der Rubrik 
»zum Linien-Dienſt vorgemerkt“, in den Konſkriptions⸗Bögen 
zu löſchen. 

5) Wenn beide Aerzte einen Schwächling der zweiten Art für jetzt 
noch für das Militär zu ſchwach finden, ſo iſt derſelbe für die im Zuge 
begriffene Rekrutenſtellung nicht zum Militär beizuziehen. 

6) Wenn aber der Civil- und Militaͤr-Arzt verſchiedener Mei⸗ 
nung find, fo iſt der Mann in einem Superarbitrium dem Regi— 
ments-Arzte mit Zuziehung des Kreis-Arztes oder eines andern 
Civil-Arztes vorzuſtellen, und nach ihrem einſtimmigen Urtheile zu 
behandeln. 

7) Sollte bei dieſer Superarbitrirung der Militär- und Civil- Arzt 
verſchiedener Meinung fein, fo ift das Urtheil des Erſten als entſchei⸗ 
dend anzunehmen. 

8) Der Neunzehnjaͤhrige, welcher vom Civil- und Militär⸗Arzte zum Re: 
kruten noch zu Schwach befunden wird, iſt noch fortan als rekrutirungs⸗ 
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V. Die erwähnten eilf rekrutirungspflichtigen Altersklaſſen 
ſind von nun an in der Art zur Erganzung der Armee zu wid— 
men, daß 

a) zuerſt aus allen dieſen eilf Altersklaſſen die zur ex ollieio- 

Stellung nach den bisherigen Grundſätzen geeigneten Indivi— 

duen von ihrer Obrigkeit, jedoch mit Genehmigung des 

Kreisamtes ſowohl bei der Rekrutirung ſelbſt, als auch unter 

dem Jahre auf Rechnung ihres Kontingentes an das Militär 

abgegeben werden können ). 


pflichtig in den Konſkriptionsbüchern zu führen, und bei der nächſten 
Rekrutirung wieder vorzuführen. 

9) Wenn er da zum Waffendienſt ganz tauglich befunden wird, ſo iſt 
er mit den 19 jährigen zum Militär zu widmen. 

10) Wenn der Mann auch dann noch zu ſchwach erkannt würde, fo iſt 
er mit 21 Jahren noch einmal zur Rekrutirung vorzuführen, und 
nach dem 9. Punkte zu behandeln. 

11) Erſt dann, wenn er drei Jahre nach einander für den Linien⸗ 
dienſt zu ſchwach erkannt wurde, iſt er aus der Rubrik der zum Linien⸗ 
dienſte Vorgemerkten zu löſchen, und in die Rubrik der Landwehrpflich⸗ 
tigen einzutragen (H. 7. Jul. 1831, 3. 15259; G. 24. Jul. 1831, 
3. 43421 (P. G. S. X III. 288). 

Inſtruktion über die Beſtimmungen wegen Behandlung der unter dem 
geſetzlichen Alter zum Militär abgeſtellten Individuen (G. 4. April 1838, 
3. 20860. Gen. 290 und P. G. S. XX. 138). 

1) Nach dem Antrage dieſer Landesſtelle iſt die h. Hofkanzlei mit dem k. k. 
Hofkriegsrath übereingekommen, daß paßloſe oder mit einem ungültigen 
oder erloſchenen Paſſe verſehene Juden von den Dominien, welche ſie 
ergreifen, und als Rekruten abſtellen, auf Rechnung und zu Guten dies 
ſer ergreifenden Stellungsobrigkeit angenommen werden müſſen, mithin 
auch in Fällen, wo die den vagabunden Juden apprehendirende Obrigkeit 
ihr jüdiſches Rekrutenkontingent ſchon abgeſtellt, oder gar keine Juden 
zu ſtellen hätte — dieſe Gutſchreibung eines Rekruten für künftige 
Stellungskontingente an Chriſten oder Juden, doch Platz zu greifen 
habe (G. vom 2. Nov. 1829, 3. 65491. P. G. S. XI. 418). 

Nach den im Jahre 1827 erfloſſenen Rekrutirungs-Vorſchriften dur⸗ 
fen die Obrigkeiten jene Individuen, welche ſie entweder ganz paßlos, 
oder mit erloſchenen oder font ungültigen Paͤſſen ergreifen, auf ihre ei— 
gene Rechnung zum Militär ſtellen, nur iſt der Fall ausgenommen, daß, 
wenn ein ſolches Individuum vor dem Zeitpunkte der Rekrutirung von 
feiner Grundobrigkeit, welcher der Aufenthaltsort bekannt war, rek la = 
mirt wurde, dasſelbe nicht auf Rechnung der ergreifenden Obrigkeit, 
ſondern auf Rechnung ſeiner Grundobrigkeit geſtellet werden muß. 
Mit der durch das Kreisſchreiben vom 5. März d. J., 3. 11588, be⸗ 

kannt gemachten a. h. E. vom 29. Zänner d. M. geruheten Seine Ma: 
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Eben fo haben Seine Majeftät erneuert die Stellung zum 
Vorhinein derjenigen Ausgedienten und Entlaſſenen angeord- 


jeſtät weiters zu befehlen, daß nicht nur das von ſeinem Dominium re⸗ 
klamicte, ſondern auch das ediktaliter eitirte Individuum nicht 
auf Rechnung des ergreifenden Dominiums geſtellet werden dürfe. 

Es iſt nun die Frage über die Art zur Sprache gebracht worden, wie 
das ergreifende Dominium in Kenntniß der von fremden Dominien er⸗ 
laſſenen Ediktaleitationen gelangen könne, und wie ſolche Paßloſe, von 
denen es unbekannt iſt, ob fie von ihren Konſkriptions-Dominien be⸗ 
reits mit Edikt vorgerufen worden ſeien, einſtweilen zu behandeln wären? 
Zur Beſeitigung dießfälliger Anſtaͤnde, und um ein gleichförmiges Be⸗ 
nehmen zu erzielen, fand ſich die Hofkanzlei veranlaßt, als Richtſchnur, 
mit Dekret vom 22. April d. J., 3. 8878, feſtzuſetzen: 

Paßloſe, oder mit erloſchenen oder illegalen Päſſen ergriffene Indivi⸗ 
duen, die von ihren Obrigkeiten noch nicht reklamiret wurden, ſind auch 
noch ferner, wie bisher, von dem ergreifenden Dominium unter Beobach⸗ 
tung der darüber beſtehenden Vorſchriften und Vorſichten vorläufig auf 
eigene Rechnung zum Militär zu ſtellen. 

Nach bewirkter Stellung derſelben haben die ergreifenden Obrigkeiten 
(wie dieß überhaupt die Berichtigung der Konſkriptions⸗Tabellen for: 
dert) den betreffenden Konſkriptions-Dominien der Geſtellten von der 
erfolgten Stellung Kenntniß zu geben. 

Wenn die Konſkriptions-Dominien ſich dann über die ſchon vor der 
Stellung ergangene Ediktalcitation legal ausweiſen können, ſo wäre 
dann zu ihren Gunſten, nach der mit dem erwähnten Kreisſchreiben be⸗ 
kannt gemachten a. h. Entſchließung vom 29. Jaͤnner d. J., die Zugut⸗ 
ſchreibung der Geſtellten auf ihr Kontingent einzuleiten (H. 22. April 
1830, 3. 8878; G. 22. Mai 1830, 3. 29255. P. G. S. XII. 248). 

Paßloſe, oder mit ungültigen Päſſen verſehene Individuen, welche zur 
Zeit ihrer auswärtigen Stellung bereits reklamirt waren, find auf ihr 
Bezirksregiment, zu welchem ſie nach ihrer Obrigkeit gehören, zu aſſenti— 
ren, und gelegentlich eines Transportes an dasſelbe abzuſchicken. Die 
übrigen, auswärts geſtellten Uebertreter der Paßvorſchriften, ohne Unter⸗ 
ſchied, ſollen für jenes Bezirksregiment, zu welchem das ergreifende Do- 
minium gehört, aſſentirt, und erſt in der Folge, allenfalls bei einer Beur⸗ 
laubung oder einem anderen Anlaſſe, wo es ohne beſondere Auslagen 
für das Aerar geſchehen kann, zu ihrem eigentlichen Bezirksregimente 
transferiret werden (G. 13. Sept. 1830, 3. 51572. P. G. S. XII. 394). 

Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein ruſſiſch-polniſcher Flüchtling, 
welcher ſich das Nationale eines galiziſchen Unterthans fälſchlich beilegte, 
und ſeine Dienſtzeugniſſe verloren zu haben angab, deshalb gleichſam 
als paßlos betrachtet wurde, und über ſeinen freiwilligen Antrag zum 
k. k. Militär aſſentirt worden iſt. 

Nachdem bei Aſſentirungen nur jene Individuen als paßlos angeſehen 
und behandelt werden können, welche von einer politiſchen Obrigkeit als 


—— — 
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net, welche nach dem Patente vom 4. Mai 1802 zur ex officio- 
Stellung geeignet, und noch ganz dienſttauglich ſind. 

b) In ſo ferne auf dieſem Wege das Rekrutenkontingent einer 
Obrigkeit nicht gedeckt wird, find die übrigen Refrutirungs- 
pflichtigen in der Art beizuziehen, daß unter gleichen Umſtän— 
den und Verhältniſſen zuerſt die 19jährigen, für welche kein 
geſetzlicher Befreiungsgrund ſpricht, geſtellt, und dann erſt 
20jährige beigezogen werden, wenn die Altersklaſſe von 19 
Jahren zur Deckung des Rekruten-Kontingents nicht hinreicht. 
Auch bei größeren Rekrutirungen ſei auf die Altersklaſſe von 

21 und 22 Jahren, u. ſ. w. unter gleichen Umſtänden nicht zu grei— 
fen, ſo lange der Armeebedarf mit der jüngern Altersklaſſe gedeckt 
werden kann Y. 


ſolche ergriffen, und auf den Aſſentplatz geſtellt werden, ſo iſt der obige 
Mißgrif von höchſten Orten mit dem Beifügen gerügt worden, daß zur 
Vermeidung ähnlicher Unzukömmlichkeiten auch den Kreisämtern zur 
Pflicht zur machen ſei, in ihrem Wirkungskreiſe für die Verhütung 
ähnlicher Irrungen zu ſorgen. 

Das k. k. General⸗Kommando hat bereits den Werbbezirks-Komman⸗— 
den bei freiwilliger Engagirung von Individuen, welche ſich über ihre 
Nationalität nicht gehörig ausweiſen können, eine beſondere Vorſicht 
mit dem Beiſatze eingebunden, daß das k. k. Militär nicht gehalten ſei, 
derlei Individuen unbedingt zu aſſentiren, und es wird ſonach zugleich 
dem Kreisamte erinnert, bei offizioſen Stellungen der Paßloſen, die 
hierortige Verordnung vom 26. April v. J. 3. 27149, wonach bei paß⸗ 
loſen Juden eine gerichtliche Erhebung ihrer Nationalität der Aſſentirung 
vorausgehen ſoll, dann jene vom 22. Mai 1830, 3. 29255 genau zu 
beobachten, nach welch letzteren eine jede Stellung eines Paßloſen ſogleich 
feinem angeblichen Geburts- oder Konſkriptions-Dominium bekannt ge⸗ 
macht werden ſoll, weil auf dieſem Wege eine allfällige Unrichtigkeit in 
dem angegebenen Nationale ohne Zeitverluſt entdeckt werden muß. 
G. 30. Jaͤnner 1840, 3. 751.) 

1) Mit Hinweiſung auf die Gubernial-Verordnungen vom 26. Jänner 1828, 
3.2095, vom 20. Juli 1828, 3. 49859, vom 6. Sept. 1828, 3. 59688 
und 63230, vom 14. Oktober 1828, 3.69927, vom 9. März 1829, 3. 8116, 
wird den k. Kreis ämtern, in Folge h. H. vom 31. Dezember v. J., Z. 30507, 
aufgetragen: 

1) Daß gegen jene Dominien, welche bei der letzten Rekrutenſtellung 
ihre militärpflichtigen Individuen aus der jüngſten Altersklaſſe nicht gleich 
Anfangs, ſondern nur auf wiederholte Betreibungen, der Aſſentirungs⸗ 
kommiſſion vorgeführt haben; ferners gegen jene Dominien, welche an 
dem geſetzwidrigen Unfuge Schuld tragen, daß viele nach ihrer Alters— 
klaſſe berufenen Militärpflichtigen, ohne eine Urſache anzugeben, nicht 
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VI. Se. k. k. Majeſtät geruhten um das Auslangen mit 


jüngern Altersklaſſen nach Möglichkeit zu erzielen, und weil manche 


erſchienen ſind, mit ſtrengen Verweiſen, und bei höherem Grade der 
Schuld mit vorſchriftsmäßigen Strafen vorzugehen ſei. 

2) Um aber dieſen Uebelſtaͤnden für die Zukunft vorzubeugen, hat die 
h. Hofkanzlei, im Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegsrathe, verordnet: 
daß bei künftigen Rekrutirungen 

a) die des erwähnten Vergehens ſchuldig befundenen Militaͤrpflichti⸗ 
gen, vor allen anderen der Aſſentirungskommiſſton vorgeführt; 

b) die Tauglichen hievon a Conto dem Militärſtande gewidmet; 

o) die Nichtnachgeſtellten als Rekrutirungsflüchtlinge in Bor: 
merkung genommen werden. 

Hiernach werden die k. Kreisämter ſämmtliche Stellungsobrigkeiten 
anzuweiſen, und ſelbſt pflichtmäßig, im Einvernehmen mit dem Werbbe⸗ 
zirks⸗Kommando, ihr Amt zu handeln haben (G. vom 30. Jänner 1830. 
3. 3253. P. G. S. XII. 28). 

1) Darf künftighin, jo wie bisher, die ex otſielo-Stellung nur bei vol⸗ 
lendetem 19. Lebensjahre Statt finden, da durch die Rekrutirungsgrund⸗ 
ſätze vom Jahre 1827 das 19. Lebensjahr als das geſetzliche Alter zur 
Militärftellung beſtimmt worden iſt. 

2) Sollte ſich jedoch der Fall ergeben, daß ein Individuum als paßlos 
und ex officio geſtellt wird, von dem es ſich nachher zeigt, daß dasſelbe 
zur Zeit ſeiner Stellung das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, 
fo iſt dasſelbe unverzüglich vom Militär zu entlaffen, und ſeiner Obrig⸗ 
keit zur vorſchriftmäßigen Beurtheilung zu übergeben. 

Wenn ein ſolches, unrechtmäßig zum Militär geftelites Individuum 
entweicht, ſo kann dieſe Entfernung nicht als Deſertion angeſehen und 
beſtraft werden, da die Stellung ungiltig und der Mann nicht rechtkraf— 
tig zum Militär verpflichtet war; es iſt daher auch in einem ſolchen Falle 
nach vorſtehender Vorſchrift vorzugehen (G. vom 1. Oktober 1832, 
3. 56088. P. G. S. XIV. 328). e 

Das Reſkript vom 19. Jaͤnner l. J. R. 298 enthält sub No. 3 die 
Anordnung, daß für legal Abweſende, deren Aufenthaltsort nicht bekannt 
iſt, dann für Erkrankte in dem Falle, als ſie die Beſtimmung zum Mi⸗ 
litär erhalten, indeſſen, bis ſie ſelbſt zum Militaͤr einrücken, ein anderer 
Mann geſtellt werden ſolle. 

In der von Sr. Majeftät ſanktionirten mit dem Reſkripte vom 4. Aus 
guſt v. J. R. 2324 et 2325 kund gemachten Rekrutirungs-Inſtruktion 
iſt zwar ſchon der Grundſatz ausgeſprochen, daß 

1) von dergleichen Altersklaſſen immer zuerſt die mehr Entbehrlichen 
geſtellt werden ſollen; 

2) wenn eine Altersklaſſe erſchöpft iſt, ſo ſei auf die nächftfolgende 
Altersklaſſe nach der nämlichen Abſtufung der Entbehrlichkeit zu greifen. 

Damit dieſe Grundſätze auch bei der Stellung der Nachmaͤnner genau 
beobachtet werden können, ſo darf die proviſoriſche Beſtimmung der für 
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bisherige Militär-Befreiungen nicht für hinlaͤnglich begründet er- 
kannt wurden, die beftandenen Exemtionen einer genauen Prü— 
fung unterziehen zu laſſen, und nach dem Erfolge derſelben zu 
verordnen: 

1. Unter der Rubrik Geiſtlichkeit ſind auch künftig ganz 
befreit: 

a) Die katholiſche und griechiſche Geiſtlichkeit mit höheren Wei— 
hen vom Subdiakonate aufwärts. 

b) Kloſtergeiſtlichkeit mit Gelübden einſchlüßig der Laienbrüder, 
welche ſchon Profeß abgelegt haben. 

c) Kleriker und Novizen der geiſtlichen Orden, jedoch gegen 
dem, daß ſie, wenn ſie vor abgelegter Profeß oder vor 
empfangenen höheren Weihen aus dem Orden treten, der 
Rekrutirung in jener Altersklaſſe unterliegen, in welcher ſie 


legal Abweſende oder Kranke zu ſtellenden Individuen nicht individuell, 
fondern fie muß ſummariſch vor ſich gehen, und der Grundſatz beobach⸗ 
tet werden, daß bei jenem Bezirke, wo Nachmänner (Subſtituten) aus 
verſchiedenen Altersklaſſen vorhanden ſind, 

1) beim Einrücken für die nicht zur rechten Zeit erſcheinenden 
Abweſenden oder Kranken immer zuerſt die Nachmänner aus den jünge⸗ 
ren Altersklaſſen zu ſtellen, dagegen 

2) bei dem Entlaſſen derſelben wegen ſpätern Eintreffens der 
Abweſenden oder Erkrankten zuerſt die Nachmaͤnner aus der hö hern 
Altersklaſſe zu entlaſſen ſeien. 

Um allen Anſtänden vorzubeugen, welche beim Einrücken und Ent⸗ 
laſſen hinſichtlich der Wahl der in der nämlichen Altersklaſſe befindlichen 
Individuen ſich ergeben könnten, wird die k. k. Hofkanzlei im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit dem Hofkriegerathe die Verfügung treffen, daß die Kreis⸗ 
ämter auf die dießfalls durch die von den Bezirksobrigkeiten erhaltene 
Anzeige gleich nach der Aſſentirung die Nachmänner einer jeden Alters⸗ 
klaſſe abgeſondert, nach Maßgabe ihrer häuslichen Verhältniſſe und 
ſonſtiger Würdigkeit in arithmetiſcher Ordnung klaſſifiziren, und zwar 
in der Art, damit nach Altersklaſſen die zu Hauſe mehr Entbehrlichen 
einrücken gemacht, und die zu Hauſe nothwendigen im Falle des Ein⸗ 
treffens der Abweſenden oder Kranken entlaſſen werden. . 

In Folge dieſer Verfügung müſſen, wenn bei einer Stellungsbehörde 5 
mehrere Nachmaͤnner ſich vorfinden, dieſe Nachmanner numerirt werden, 
der Entbehrlichere in der jüngſten Altersklaſſe mit No. 1 und ſo fort mit 
2, 3, wo ſodann der am wenigſten entbehrliche Nachmann aus der hoͤch— 
ſten Altersklaſſe auch die höchſte Nummer erhält. Rückt nun was immer 
für ein Vormann ein, fo kommt die Reihe zur Entlaſſung immer an 
den Nachmann der höchſten Nummer. (Vog. des Hkg. v. 5. April 1828, 
3.1225; G. 10. Sept. 1836, 3. 50580. P. G. S. XVIII. 544.) 
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wären beigezogen worden, wenn ſie den geiſtlichen Stand 

nicht erwählt hätten U. 

d) Von allen übrigen Konfeſſionen wurde den wirklichen Reli— 
gionslehrern und den Seelſorgern die Militärbefreiung zu— 
geſtanden. 

2. Dem Adel haben Seine k. k. Majeftät, wie bisher, die Mi— 
litär⸗Befreiung zuzugeſtehen geruhet 7). 

3. Rückſichtlich der Staatsbeamten hat es bei den bisherigen 
Vorſchriften fo lange zu verbleiben, bis ein neues Konſcriptions— 
und Rekrutirungs-Syſtem nähere Beſtimmungen dießfalls treffen 
wird 5). 


) Seine Majeftät haben mit a. h. E. vom 14. April d. J. zu bewilligen 
geruhet, daß die Seminariums⸗Kleriker, welche die Philoſophie ſtudie— 
ren, und in Folge der a. h. E. vom 26. März 1816 die ſonſt für Theo: 
logen beſtimmten Plätze erhalten, hinſichtlich der Rekrutirung wie die 
Novizen und Kleriker geiſtlicher Orden behandelt werden dürfen (H. 
5. Mai 1830, 3.8831; G. 20. Mai 1830, 3.31257; P. G. S. XII. 246). 

Auf Seminariums-Kleriker aller drei Ritus und die nicht unirte 
Geiſtlichkeit in der Bukowina werden die Grundfäge der zeitlichen Mi⸗ 
litär⸗Befreiung ausgedehnt (A. h. E. 14. Nov. 18303 H. 19. Nov. 1830, 
3. 26917; G. 4. Dez. 1830, 3. 74393; P. G. S. XII. 484). 

2) Wenn das ſtändiſche Legitimationszeugniß nicht auf die Perſon desjeni⸗ 
gen lautet, der es beibringt, ſo muß derſelbe ſeine ehelige Abſtammung 
von demjenigen, auf den es lautet, darthun (G. 3. März 1829, 
3. 11738; P. G. S. XI. 86). 

Die vorgekommene Frage: ob in den militäriſch-konſeribirten Provin⸗ 
zen dem ausländifchen, jedoch von Seiner Majeſtät anerkannten Adel die 
Befreiung von der Militärdienftpflicht zu Statten komme? haben Seine 
Majeſtät zu bejahen geruht (A. h. E. 5. Juni 1829; H. 18. Juni 1829, 
3. 13762; G. 11. Juli 1829, 3. 39529; P. G. S. XI. 230). 

3) Es werden zwei Hauptkathegorien von Beamten angenommen: 

A) Staatsbeamte. N 

B) Solche obrigkeitliche Beamte, welche vermöge ihres Wirs 
kungskreiſes die Stelle der Staatsbeamten erſetzen. 

ad A) Die Staats beamten theilen ſich wieder in folgende Un: 
terkathegorien: 

aa) Staatsbeamte im engeren Sinne, die als ſolche bei den Hof- 
ſtellen und bei den denſelben unmittelbar untergeordneten Behörden an⸗ 
geſtellt ſind. 

bb) Beamte, die bei den Staats- und ſtändiſchen Gefällen, Tabak 
Mauth, Stämpel, Münz, Lotto, Salz, Poſt ꝛc. angeſtellt find. 

co) Staatsgüter⸗Adminiſtrations-Beamte, endlich 

ad) Landesfürſtliche Beamte, welchen die Verwaltung von Staats: 
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Von beeideten Praktikanten bei Staatsbehörden find jedoch 

künftig nur diejenigen befreit, zu deren Aufnahme die Zeugniſſe 
vollendeter juridiſcher Studien erforderlich ſind. 


Entrepriſen, d. i. von ſolchen Unternehmungen anvertraut iſt, wo⸗ 
mit ſich auch Private beſchaͤftigen können und dürfen: z. B. dem 
Staate oder Landesfürſten eigenthümliche Fabriken, Bergwerke, Ham⸗ 
merwerke ꝛc ıc. 

In Anſehung der zwei erſten Unterkathegorien aa) und bb) von 
Staatsbeamten wird nach dem im 1. Punkte des F. 10 des Konſeriptions⸗ 
patentes vom Jahre 1804 ausgeſprochenen Regulativ feſtgeſetzt: »Daß 
alle Beamten, welche bei landesfürſtlichen, landſchaftlichen und geiſtli⸗ N 
chen Stellen und Aemtern, bei Univerſitäten, Lyceen, Gymnaſien und 
allen übrigen öffentlichen Lehranſtalten, wie auch bei den Akademieen 
der bildenden Künſte angeſtellt find, fo wie auch die bei landes fürſtli⸗ 
chen und andern organifirten Stellen beeideten Praktikanten, zu deren 
Aufnahme die Zeugniſſe der vollendeten juridiſchen Studien erfordert 
werden, von der Militärdienſtpflicht befreit, von dieſer Befreiung 
aber die Hausinſpektoren, Thürhüter, Kanzleidiener und das noch 
mindere Perſonale ausgeſchloſſen find.” 

»Eben ſo haben dieſe Befreiung zu genießen, jene Beamten der 
Aerarial und ſtändiſchen Gefälle, Tabak, Mauth, Stämpel, Salz, 
Münz, Lotto, Poſt rc. ꝛc., welche bei den Direktionen der Länder, 
dann bei den Inſpertoraten, Adminiſtrationen u. ſ. w. angeſtellt E. 
keineswegs aber blos Aufſeher, Ueberreiter ꝛc. 2c.9 x 

»Hinſichtlich der dritten Unterkathegorie cc), nämlich der bei der 
1 n SStaatsgüter⸗Adminiſtration angeftellten landes fürſtlichen Be⸗ 
\ amten, find nur jene von der Militardienſtpflicht zu befreien, welche, 
j mit Ausnahme der Dienerſchaft, bei der dießfaͤlligen Centralverwaltung 
in jeder Provinz angeſtellt ſind, die übrigen ſind wie privatobrigkeitliche 
Beamte zu behandeln.“ 

Zu dieſer letztern Klaſſe wird endlich auch die vierte Unterkathegorie 
dd), nämlich jene Beamte gerechnet, die bei Staats-Entrepriſen angeſtellt, 
»die daher nach den für Geſchäftsbeſorger von derlei Privat⸗Unterneh⸗ 
4 mungen beftehenden Grundſätzen zu behandeln find, folglich als nicht 
* befreit erklärt werden, jene jedoch ausgenommen, die ſchon als k. k. 
! Räthe der Militärdienſtleiſtung nicht unterliegen.“ 
| Zur zweiten Hauptfathegorie von Beamten 

ad B) gehören ſolche obrigkeitliche Beamte, die vermöge ihres 
Wirkungskreiſes die Stelle der Staatsbeamten erſetzen. Dieß ſind 

aa) Magiſtratsbeamte. 

bb) Obrigkeitliche, reſpektive herrſchaftliche Beamte. 

In Anſehung der Erſteren, namlich 

aa) der Magiſtratsbeamten, wird nach der Vorſchrift des 2. Punk⸗ 
tes des g. 20 des Konſcriptions⸗Patentes vom Jahre 180% feſtgeſetzt: 
daß die in Städten und Markten unter landes fürſtlicher Genehmhal⸗ 
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4. Unter der Rubrik Honoratioren haben die Militär- Be⸗ 


freiung zu genießen: 


a) die Doktoren der Rechte, welche Stallum agendi haben, 
b) Doktoren der Medizin und Chirurgie ). 


tung bei organiſt irten Magiſtraten für beftändig angeftellten Magiſtratual⸗ 
Räthe, Sekretäre und Syndiken von der Militärdienftpflicht be— 
freit find.” 

pb) Hinſichtlich der obrigkeitlichen, reſpektive herrſchaftlichen 
Beamten wird beſtimmt „daß jene obrigkeitliche Beamte, welche als 
Oberbeamte die politiſchen oder Juſtiz- oder Steuergeſchäfte beſorgen, 
die Begünſtigung der Militärdienſtpflicht-Befreiung zu genießen haben.” 
(A. b. E. 2. März 1829; H. 16. März 1829, Z. 6346; G. 20. April 
1829, 3. 22122; P. G. S. XI. 112.) 

Die Beamten der, dem General-Rechnungs⸗Direktorium unterſtehen⸗ 
den, Berg: und Salinen⸗Buchhaltungen find von der Militärpflichtig— 
keit loszuzählen (H. 14. Mai 1835, 3. 11267; G. 8. Juni 1835, 3.88264 
(p. G. S. XVII. 268). 

Inſtruktion über die Militärpflicht der Poſtmeiſter, Poſtadminiſtrato⸗ 
ren und Expeditoren (A. h. E. 22. Mai 1841; H. 27. Mai 1841, 
3. 16758; G. 19. Juni 1844, 3. 42184). 

Inſtruktion über die Militaͤrpflicht der Briefſammler (H. 28. Se: 
ptemb. 1841, 3. 28565; G. 27. Okt. 1841, 3. 69560). 

1) Auch graduirte Doktoren der Rechte ohne Unterſchied, ob fie den stallum 
agendi haben oder nicht, ſind gänzlich von der Militärpflicht befreit. 

H. II. Die graduirten Doktoren der Philoſophie, als ſolche, genießen 
nur die für Studierende feſtgeſetzte Begünſtigung. f 

$. III. Diejenigen Individuen, welche die Studien der Rechte, der 
Medizin oder der Chirurgie vollſtändig beendigt, und in den letzten 
Studienzeugniſſen durchgehends die erſte Klaſſe mit Vorzug erhalten 
haben, find durch die nächſten drei Jahre vom Austritte aus den Stu: 
dien gerechnet, von der Stellung zum Militär, jedoch nur unter fol— 
genden Bedingungen befreit: 

$. IV. Die Juriſten, welche die Doktorswürde erlangen wollen, müſſen 
mit Ablauf des zweiten Jahres nach beendigten Studien, ſich über 
zwei mit Approbation zurückgelegte Rigoroſen und mit Ablauf des 
dritten Jahres mit dem erlangten Gradus ausweiſen können, wenn 
ſie nicht der Befreiung verluſtig werden ſollen. 

$. V. Die Juriſten, welche wegen Erlangung des Richteramtes ſich 
zur Appellations⸗Prüfung vorbereiten, müſſen mit Ablauf des erſten 
Jahres nach beendeten Studien, über ihre Praxis bei einer Civil- oder 
Kriminalbehörde, mit Ablauf des zweiten Jahres, über die entweder 
aus dem Civil: oder Kriminalgeſetze einzeln vollbrachte Appellations⸗ 
Prüfung und dabei erwieſene gute Fähigkeiten und mit Ablauf des drit⸗ 
ten Jahres über die vollbrachte Appellations-Prüfung aus beiden Ge⸗ 
ſetzen ſich ausweiſen. 
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Alle übrigen, in dem Konſcriptions⸗Syſtem vom Jahre 1804 
unter der Rubrik Honoratioren aufgeführten Befreiungen haben 
von nun an aufzuhören, es bleibt jedoch den von der Befreiung 
neu Ausgeſchloſſenen frei, für den Fall, als ſie die Beſtimmung 


$. VI. Juriſten, welche weder Doktoren noch Richter zu werden ges 
denken, aber entweder als Praktikanten oder Auſcultanten bei einer 
politiſchen, oder Juſtiz⸗, Staats- oder dieſer gleich geachteten Behörde 
einzutreten wünſchen, haben mit Ablauf des erſten Jahres nach been- 
deten Studien über die angetretene Praxis, mit Ablauf des zweiten 
Jahres mit dem erhaltenen Dekret über ihre beeidete Aufnahme ſich 
auszuweiſen, unb dieſe Vorweiſung mit Ende des dritten Jahres zu wies 
derholen. 

$. VII. Wenn binnen der hier feſtgeſetzen Friſt die mit Vorzugsklaſſen 
abſolvirten Juriſten, die vorgeſchriebenen Dokumente beibringen Fön: 
nen, bleiben ſie im Laufe der drei Jahre nach Beendigung der Studien 
zeitlich, und wenn ſie mit Ablauf des dritten Jahres ſich entweder 
mit dem Doktors⸗Diplome oder mit dem Wahlfaͤhigkeits-Dekrete aus 
beiden Geſetzbüchern, oder mit einem Dekrete als Praktikanten oder 
Auscultanten ausweiſen können, ganzlich von der Militärpflicht bes 
freit. 

$. VIII. Juriſten, welche zwar ihre Studien ganz, aber nicht mit 
Vorzugsklaſſen beendet haben, unterliegen eben ſo, wie während der 
Studien der Militärpflicht. Trifft fie aber im Laufe der nächften zwei 
Jahre die Militärwidmung nicht, und können fie ſich mit Ablauf des 
zweiten Jahres nach beendeten Studien, mit den für die mit Vorzugs⸗ 
klaſſen abſolvirten Juriſten feſigeſetzten Erforderniſſen ausweiſen, fo 
erwerben ſie erſt dann den Anſpruch auf zeitliche Befreiung für das 
dritte Jahr zur vollſtaͤndigen Erlangung der oberwähnten Zwecke. 

g. IX. Die Mediziner und Chirurgen, welche ihre Studien ganz und 
nach ihren letzten Zeugniſſen mit Vorzug beendet haben, müſſen mit 
Ablauf des zweiten Jahres ſich über ein mit Approbation beſtandenes 
Rigoroſum, und mit Ablauf des dritten Jahres, mit dem Doktorate 
ausweiſen können, um die gaͤnzliche Befreiung von der Militärpflicht 
zu erlangen. 

$. X. Mediziner und Chirurgen, die zwar ihre Studien ganz, aber 
nicht mit Vorzug abſolvirt haben, werden eben fo wie die Juriſten sub 
$. 8 behandelt. 

$. XI. Diejenigen, welche während der Zeit ihrer zeitlichen Befrei⸗ 
ung nach vollendeten Studien die Bedingungen, unter welchen ſie ihnen 
zugeſtanden worden iſt, in den feſtgeſetzten Terminen nicht erfüllen, 
werden dieſer zeitlichen Befreiung verluſtig, und unterliegen der Nez 
krutirung in jenen Altersklaſſen, in welchen fie ihr gleich nach vollende⸗ 
ten Studien einbezogen worden wären (H. 3. Aug. 1836, Z. 20551; 
G. 27. Auguſt 1886, 3. 49682; P. G. S. XVIII. 524). 


— 
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zum Militär trifft, ihrer Pflicht gegen den Staat durch einen 
Stellvertreter Genüge zu leiſten. 

5. Der Beſitz eines Bürgerhauſes, auch verbunden mit dem 
Bürgerrechte, befreit künftig nicht mehr von der Widmung zum 
Militär, im Falle nicht etwa ein anderer Exemtions-Grund eintritt. 

6. Rückſichtlich der Gewerbsinhaber haben es Se. k. k. Ma⸗ 
jeftät bei den bisherigen Vorſchriften bewenden zu laſſen geruhet ). 

7. Die Befreiung der Schauſpieler hört von nun an gaͤnz⸗ 
lich auf. 

8. In Anſehung der Künſtler haben Seine k. k. Majeftät 
die für das lombardifch-venezianifche Königreich erlaſſene Verfü⸗ 
gung auch auf die übrigen konſcribirten Provinzen aus zudehnen 
befunden, vermöge welcher die Zöglinge der Akademie der ſchönen 
Künſte, welche eines der erſten Prämien erhalten haben, und 
jene, welche zur weiteren Ausbildung im Auslande auf Staats- 
koſten ihre Verwendung fortſetzen, vom Militär ganz befreit ſind. 

9. Eigenthümer von ererbten und von erkauften Bauern⸗ 


1) Die neuen Rekrutirungsvorſchriften beſtimmen, daß es rückſichtlich 
der Gewerbsinhaber bei den bisherigen Normativen zu verblei⸗ 
ben habe. 

Dem Wortlaute dieſer Beſtimmung gemäß, ſind Inhaber von ra⸗ 
dizirten Gewerben von der Stellung zum Militär befreit. 

Was aber dienende Soldaten betrifft, welche ſich in der Lage be⸗ 
finden, unter den verſchiedenen Erwerbstiteln radizirte Gewerbe 
als eine Realität an ſi ch zu bringen” fo find in Bezug auf ihre Entlaſſung 
aus dem Militär eben jene Grundfäge zu befolgen, welche für Militär 

- entlaffungen auf Bauernwirthſchaften die Richtſchnur ge 
ben (9.3. Jaͤnner 1830, G. 1. Febr. 1830, 3. 3257; P. G. S. XII. 32). 

Seine k. k. Majeſtät haben unterm 29. pr J. J. nachſtehende 
a. h. E. herabgelangen zu laſſen geruhet: 

„Für die Zukunft, das iſt, für die nach der Kundmachung dieſer 
Meiner Entſchließung neu eintretenden Gewerbs-Inhaber, und bis zur 
definitiven Feſtſetzung des Konſcriptions- und Rekrutirungs⸗Syſtems, 
haben die den Gewerbs⸗Inhabern bisher zugeſtandenen Befreiungen 
von der aktiven Militär⸗Dienſtverpflichtung ganz aufzuhören, und ſind 
dieſelben ſolchen nach den nämlichen Beſtimmungen, wie die übrigen 

dazu berufenen Klaſſen, einzubeziehen.“ 

»Dagegen will Ich es in Anſehung der Verpflichtung zur Landwehr, 
während des Beſtandes der dermaligen Landwehr⸗Einrichtung, bei den 
Beſtimmungen belaſſen, welche dermal in Beziehung auf die Gewerbs⸗ 
betriebe beſtehen. (©. 16. Juni 1885, 3. 38266; P. G. S. XVII. 276). 
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wirthſchaften bleiben auch künftig von der Stellung zum Militär 
befreit, wenn ſie ihre Wirthſchaft mit Rücken beſitzen. 

Der Wirthſchaftskauf berechtigt jedoch künftig nicht zur Ent⸗ 
laſſung ſchon wirklich dienender Soldaten im Konzertationswege. 

Der Pacht einer Bauernwirthſchaft befreit künftig weder 
von der Stellung zum Militär, noch begründet er eine Entlaſſung 
im Konzertationswege. 

Der Beſitz abgetretener Wirthſchaften ſichert künftig die 
gänzliche Befreiung von der Stellung zum Militär, und die Ent⸗ 
laſſung im Konzertationswege nur dann, wenn die Aeltern, welche 
die Wirthſchaft abtreten, alt und gebrechlich find, und keine an- 
deren zur Wirthſchafts-Uebernahme geeigneten, entweder von 
der Rekrutirung ſchon freien, oder doch im Alter weiter vorgerückten 
Söhne haben. 

Nähere Beſtimmungen hierüber wird das künftige Kon⸗ 
ſcriptions⸗Syſtem enthalten ). 


) Es wird nunmehr auch in Anſehung der erheiratheten Bauernwirth⸗ 
ſchaften der Grundſatz feſtgeſetzt, daß künftig der Beſitz einer erheiratheten 
Wirthſchaft weder einen rekrutirungspflichtigen Mann von der Stellung 
befreie, noch einen wirklichen Soldaten zur Entlaſſung im Konzerta⸗ 
zionswege eigne. 

Da jedoch Geſetze nicht zurückwirken, ſo befreien die vor der Pub⸗ 
likation der mit dem bezogenen hierortigen Erlaſſe denſelben zugeſtell⸗ 
ten hohen Vorſchrift vom 7. Auguſt 1827, 3. 21602, durch Kauf und 
Heirath erworbenen Wirthſchaften, ſo lange ſie der Erwerber mit Rü⸗ 
cken beſitzt, denſelben von der Stellung zum Militär (H. 23. Aug. 1827, 
3. 22677; G. 16. Sept. 1827, 3. 61241; P. G. S. IX 378). 

1. Daß zwar der Kauf einer Wirthſchaft ſchon wirklich dienende 
Soldaten nicht zur Entlaſſung im Konzertationswege berechtiget, wenn 
der Kai erſt nach der Publikation der erwähnten Inſtruktion Statt 
gefunden hat, daß aber Beſitzer von erkauften Wirthſchaften, wenn 
ſie dieſelben mit Rücken beſitzen, auch künftig von der Stellung zum 
Militär (wie die Beſitzer von ererbten und abgetretenen Wirthſchaften) 
befreit ſind. 5 

2. Daß der Beſitz einer nach der Kundmachung des Hofkanzleidekre⸗ 
tes vom 23. Auguſt l. J. erheiratheten Wirthſchaft weder einen Militär: 
pflichtigen von der Stellung befreit, noch einen wirklichen Soldaten 
zur Entlaſſung im Konzertationswege eignet. 

Hiernach haben ſich die k. Kreisaͤmter in vorkommenden Fällen genau 
zu benehmen (H. 29. Okt. 1827, 3. 283455 G. 23. Nov. 1827, 3. 77868; 
p. G. S. IX. 448). 

Die k. k. vereinte Hofkanzlei hat, aus Anlaß eines ſpeziellen Falles, 
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10. Die unter der Rubrik Häusler, Gärtler und vermifchter 
Beichäftigung begriffenen Individuen haben künftig keine Mili- 
tär⸗Befreiung mehr zu genießen. 

11. Studierende: unter dieſer Rubrik bewilligen Se. k. k. 
Majeſtät künftig die Militär⸗Befreiung, 

a) den Theologen, fo lange fie Sittlichkeit und guten Fort— 
gang zeigen. 

Wenn jedoch ein Theologe wegen ſchlechten Fortgangs die 
theologiſchen Studien verlaſſen muß, oder wegen geänderter Stan— 
deswahl freiwillig verläßt, unterliegt derſelbe der Rekrutirung 
in jener Altersklaſſe, in welcher er wäre beigezogen worden, 
wenn er das theologiſche Studium nicht angetreten haͤtte. 

b) Die Zöglinge der Ingenieur- und der Neuſtädter-Akademie, 
auch wenn ſie nicht adelich ſind, bleiben künftig von der 
Militärwidmung befreit, indem dieſe beiden Inſtitute die 
Bildung der Zöglinge für das Militär zum Zwecke haben. 

e) Alle übrigen Studierenden, auch Stipendiſten und Konvik— 
toren, genießen die zeitliche Militär-Befreiung nur inſoferne 


im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe zu entſcheiden befun⸗ 
den: daß der Beſitz von Wirthſchaften, welche nicht von Aeltern, ſon⸗ 
dern von andern Individuen an Soldaten geſchenkt oder abgetreten 
werden, in der neuen Rekrutirungs-Vorſchrift unter die Titel nicht 
aufgenommen worden iſt, welche zur Entlaſſung im Konzertations⸗Wege 
einen Anſpruch geben; es kann demnach ein im Militär dienendes In⸗ 
dividuum, welches die Wirthſchaft durch Schenkung erhalten hat, die 
Militär⸗Entlaſſung im Konzertationswege nicht anſprechen (H. 14. Okt. 
1828, Hofgeſetz⸗S.). A 

Das k. Kreisamt hat die Obrigkeiten und Dominien zu'berftändigen 
daß künftighin der Erſatz für vom Militär entlaſſene Leute Lum deren 
Entlaſſung im Konzertationswege nachgeſucht wurde) in dem Falle, wo 
aus den Akten erſichtlich iſt, daß die Wirthſchaftsabtretungs- bezeich⸗ 
nungsweiſe Entlaſſungs⸗Motive ſchon zur Zeit der Stellung der Leute 
zum Militär vorhanden waren, nicht mehr aus dem Konkretum der 
Provinz, ſondern aus der eigenen Population der Dominien gleichſam 
als Nachtrag zu dem für das betreffende Jahr ihnen anrepartirt gewe⸗ 
ſenen Rekruten⸗Stellungs⸗Kontingente geleiſtet werden muß, und daß 
eine derlei Abſtellung und ſohinige Entlaſſung die weitere Folge nach 
ſich ziehet, daß das dem Manne verabreichte Handgeld zu erſetzen, und 
dem Militär⸗Aerar für die demſelben bei feiner Entlaſſung mitgegebenen 
Montursſtücke durch das ſchuldtragende Dominium die Vergütung zu 
leiſten kommt (G. 25, Sept. 4839, 3. 61569), 


= 2 
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als fie in Sitten, in der Religion, und in den andern Lehr— 
gegenftänden die Vorzugsklaſſe erhalten Y. 

12. Schullehrer, zu deren Unterhalt die Dotation vollſtän— 
dig ausgemittelt iſt, bleiben künftig von der Militärftelung 
ganz befreit. 


1) Nachdem das Accedens zur Eminenz keine wirkliche Vorzugs-Klaſſe 
ſondern nur eine Annaͤherung zu derſelben iſt; ſo kann dasſelbe, nach 
dem Wortlaute der dießfälligen Direktiven, auch nicht geeignet ſein, die 
zeitliche Militär-Befreiung zur bewirken (H. 3. Okt. Okt. 1828 an das 
mähr. ſchleſiſche Landesgubernium; Pol. Hof. G. S. 339). 

Die Civil⸗Schüler der in Wien beſtehenden Jo ſe ph: Akademie find 
von der Militärpflicht nicht befreit, und daher ganz fo, wie die 
übrigen Studierenden zu behandeln. 

Die Civil⸗Schüler der Joſephs-Akademie, und zwar ohne Unterſchied, 
ob ſie ſich auf dem höheren oder dem minderen Lehrkurs befinden, ge— 
nießen demnach die zeitliche Befreiung nur dann, wenn ſie, wie in 
dem Abſchnitte VI. Nr. 11 Lit. C. der Rekrutirungs-Inſtruktion vom 
Jahre 1827 ausdrücklich beſtimmt wird, in Sitten, in der Religion 
und in den andern Lehrgegenftänden die Vorzugsklaſſe erhalten. 

Die feldärztlichen Praktikanten unterliegen ebenfalls der 
Militärpflicht, und können ohneweiters zum Militär geſtellt, und für 
die Waffengattung gewidmet werden, für welche ſie die körperliche 
Angemeſſenheit haben. N 

Von der Aſſentirung eines Individuums zum feldärztlichen Gehilfen, 
hat demnach die oberfeldärztliche Direktion immer das betreffende 
Werbbezirks⸗Regiment durch den dirigirenden Stabsarzt zur Verſtän⸗ 
digung der Konſcriptions-Obrigkeit in die Kenntniß zu ſetzen, wo es 
ſodann der letzteren zwar geftattet iſt, dieſes Individuum bei einer 
künftigen Rekrutirung auf ihr Kontingent zu ſtellen, dasſelbe aber 
demungeachtet bei der Dienſtleiſtung zu verbleiben hat, für welche es 
aſſentirt wurde. > ö 

Zugleich findet man die Beſtimmungen bekannt zu geben, nach wel⸗ 

chen die Civil⸗Schüler der Joſephs-Akademie, falls einer derſelben in 
Folge der obigen Anordnung zum Militär geſtellt wird, zu behandeln ſind: 

1. Sind dieſelben auf 14 Jahre zu aſſentiren. 

2. Wenn der oberſte Feldarzt die Beibehaltung eines, auf dieſe Art 
Geſtellten in der ärtzlihen Branche wünſcht, fo iſt auf fein Anſuchen 
der Geſtellte ſogleich zur Fortſetzung der Studien zu beurlauben, und 
zwar auf ſo lange, als er in Studien genügende Hoffnung gibt (H. 9. Jan. 
1829, 3. 29895; G. 29. Jan. 1829, 3. 4267; P. G. S. XI. 46). 

Zeitliche Befreiung der Studierenden von der Militärwidmung hängt 
von den Zeugniſſen des letzten Semeſters oder Jahres ab. Aſſentirten 
Studierenden iſt die Fortſetzung der Studien geſtattet (St. H. C. 10. Sept. 
1830, 3. 4576; G. Sept. 1880, 3. 60085; P. G. S. XII. 412). 
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Schulgehilfen, welche durch Dekrete höherer Behörden an⸗ 
geftellt find, haben die zeitliche Militär⸗Befreiung zu genießen, 
nicht aber diejenigen Schulgehilfen, welche von den Lehrern ſelbſt 
ohne höhere Dekrete aufgenommen werden. 

13. Se. k. k. Majeſtät haben aus landes väterlicher Milde 
eine für das lombardiſch⸗venezianiſche Königreich erlaſſene Verfü⸗ 
gung auch auf die übrigen konſcribirten Provinzen auszudehnen 
geruhet. 

In Gemäßheit derſelben iſt von der Militärwidmung ganz 
befreit: 

A. Der einzige Sohn eines Vaters oder einer Mutter, im 
Fall der erſte geſtorben ſein ſollte, welche das ſiebenzigſte Jahr 
zurückgelegt haben, und der Mittel zur Unterhaltung ihres Lebens 
beraubt ſind, ſo wie auch derjenige, welcher nach dem Ableben 
ſeines Vaters, einen Großvater, oder eine Großmutter, im Fall 
der Großvater geſtorben ſein ſollte, von gleichem Alter und von 
gleichen Umſtänden zu ernähren hat. 

B. Die zeitliche Befreiung haben zu genießen: 

a) Der Militärpflichtige, welcher vom Vater und Mutter ver⸗ 
waiſet iſt, und keine Brüder hat, aber einen Großvater oder 
eine Großmutter vom Vater her, oder beide zu ernähren 
hat, jedoch nur für den Fall, wenn er keinen väterlichen 
Oheim hat. 

b) Der Militärpflichtige, welcher zwar Brüder hat, aber doch 
nur allein den Unterhalt eines, der Mittel zu ſeiner Erhaltung 
beraubten fiebzigjährigen Vaters zu beſorgen hat. 

c) Der Militärpflichtige, der von beiden Aeltern verwaiſt iſt, 
der allein auf eigene Koſten die Erhaltung eines oder 
mehrerer Brüder oder Schweſtern von minderem Alter als der 
Militärpflichtige ſelbſt iſt, zu beſorgen hat, jedoch nur in 
dem einzigen Falle, wenn dieſe Geſchwiſter aus körperlicher 
Schwäche unfähig find, ſelbſt ihre Nahrung zu gewinnen. 

d) Der älteſte Sohn eines Vaters, oder einer Mutter, welche 
Witwe iſt, wenn dieſe unfähig find, ihre tägliche Nah⸗ 
rung zu ſichern, und der Sohn zugleich den Unterhalt von 

einem oder mehreren Geſchwiſtern, welche noch nicht das 
fünfzehnte Jahr erreicht haben, oder welche aus körperlicher 
Schwäche unfähig ſind, die Mittel zur Erhaltung ihres Le⸗ 
bens zu gewinnen, zu beſorgen hat. 

Bei der unter der Nummer 13 angeführten zugeſtandenen, 
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theils gänzlichen, theils zeitlichen Befreiung wird jedoch erfor: 
dert, daß derjenige, dem ſie zu Theil werden ſoll, auch im Stande 
ſei, im bürgerlichen Leben die erwähnten Aeltern, Großältern oder 
Verwandten ernähren zu können. 

Die betreffende Obrigkeit hat daher vor jeder Rekrutirung 
dasjenige Individuum, welches unter dieſem Titel befreit fein ſoll, 
unter Darſtellung der obwaltenden Umſtände, dem Kreisamte an- 
zuzeigen, und von demſelben die Beftätigung dieſer Befreiung 
einzuholen. | 

Das Kreisamt hat über das nämliche Individuum auch bei 
künftigen Rekrutirungen eine ähnliche Beſtaͤtigung zu ertheilen, 
daher auch von der Obrigkeit eine kurze Anzeige an das Kreisamt, 
daß die Umſtände noch die naͤhmlichen ſeien, zu erſtatten iſt. 

Seine k. k. Majeftät geſtatten allergnädigft, daß die Obrig⸗ 
keiten in ſolchen Fällen, in welchen ein Individuum wegen außer⸗ 
ordentlicher im Geſetze nicht vorgeſehener Umſtände bei Hauſe 
dringend nothwendig wäre, dieſe Umſtände dem Kreisamte an— 
zeigen, und die Befreiung eines ſolchen Individuums für die 
nächſtbevorſtehende Rekrutirung erwirken können ). 


1) Philipowaner und Mennoniten bleiben, wie bisher, von — Rekrutirung be⸗ 
freit (O. 19. März 1830, 3. 6282; G. 2. April 1830, 3. 19528, Gen. 573). 
Der k. k. Hofkriegsrath hat unterm 16. April d. J., 3: 941 K. der 
vereinigten Hofkanzlei eröffnet, daß ſich oft der Fall ergebe, daß Bezirks⸗ 
obrigkeiten, welche nicht zugleich die Grundobrigkeiten des Steilungs⸗ 
pflichtigen ſind, und das Geſchäft der Rekrutirung leiten, ſolche Indivi⸗ 
duen für den Militärſtand widmen, welche bald hierauf aus geſetzlichen 
Urſachen zum Schaden des Aerars von der Militärdienſtleiſtung befreit 
werden. 

Da nun die Schuld an den unrechtmäßigen Stellungen hauptſächlich 
darin zu liegen ſcheint, daß derlei Bezirksobrigkeiten nicht in die genaue 
Kenntniß von den Verhältniſſen der, andern Obrigkeiten unterthänigen 
Inſaſſen geſetzt werden, fo ſoll in Folge h. H. vom 24. April d. J., 
3. 8601, Sorge getragen werden, daß den Bezirksobrigkeiten zur rech⸗ 
ten Zeit die ein Individuum befreienden Gründe zur Kenntniß gebracht 
werden, damit das Militär-Aerar, auf ſolche Art vor unnützen, ſich 
öfters ergebenden Koſten verwahrt werde (G. vom 1. Juni 1832, 
Z. 26205. P. G. S. XI V. 160). 

Es kommen häufig Stellungen folder Individuen vor, die bald hierauf 
aus geſetzlichen Urſachen zum Schaden des Aerars von der Militärs 
dienſtleiſtung wieder befreit werden müſſen. 

Um dieſem Uebelſtande Einhalt zu thun, haben die Kreisaͤmter ſammt⸗ 
liche Dominien, in Gemäßheit der in der gedruckten Rekrutirungs⸗In⸗ 
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14. Alle bisher nicht erwähnten, im $. 16 des Konſkriptions⸗ 
Syſtems vom Jahre 1804 aufgeführten, zeitlichen Befreiungen ha- 
ben von nun an aufzuhören, nur rückſichtlich der Berg-, Pulver- 
und Salpeter-Arbeiter hat es, bis zur Erlaſſung einer neuen dieß⸗ 
fälligen Vorſchrift, bei der bisherigen Uebung zu verbleiben ). 


ſtruktion vom Jahre 1827 enthaltenen Vorſchrift anzuweiſen, daß ſie die 
Befreiungsgründe für ihre militärpflichtigen Individuen dem Kreisamte 
zur Prüfung und Beftätigung bei Zeiten vorlegen, um ſich bei Vorladung 
eines ſolchen Individuums von einer Rekrutirung zur andern gehörig 
aus weiſen zu können. 

Zaugleich iſt denſelben zu bedeuten, daß fie im Unterlaſſungsfalle für 
jeden daraus entſtehenden Schaden um ſo mehr werden zur Verantwor⸗ 
tung gezogen werden, als die Stellung eines ſolchen Individuums zum 
Militär dann nur ihnen allein zur Laſt fällt. 

Diejenigen Grundobrigkeiten, die nicht zugleich Stellungsobrigkeiten 
find, haben nach der Gubernial⸗Verordnung vom 1. Juni v. 3.3. 26205, 
Letztere von den Verhältniſſen der unterthänigen Inſaſſen zu obigem 
Zwecke zu rechter Zeit in die Kenntniß zu ſetzen (G. vom 13. April 1833, 
3. 19057. P. G. S. XV. 114). 

1) Senſen⸗, Sichel- und Strohmeſſerſchmiede, Seeſalzerzeuger in Iſtrien, 
bei der Einlöſungsſchein- und Banknoten-Fabrikation verwendete Indi⸗ 
viduen, Pulver- und Salpeter-Erzeuger, Arbeiter in Gewehrfabriken 
und Bergleute find als militärpflichtig zu behandeln (H. 18. Sept. 1828, 
3. 21638; G. 17. Okt. 1828, 3.706445 P. G. S. X. 476). 

Mindere Diener der Bergweſens behörden find von der Militärpflicht 
nicht losgezaͤhlt (G. 2. Mai 1836, 3. 24814, P. G. S. XVII. 402). 

Hieher gehören folgende Geſetzesſtellen aus dem H. vom 28. Jän. 1838, 
3. 1462; G. 6. März 1838, 3. 11125 (d. i. der $. 11 ſamt den darin 
bezogenen $$. 1 und 9; P. G. S. XX. 70): 

$. 1. Unobligate Combattants find jene, welche mdDienſte 
als Combattants, aber ohne Verpflichtun i nſtzeit 
(Kapitulations-Dauer) aſſentirt werden, wenn fie auch vermöge ihrer 
politiſchen Verhältniſſe rekrutirungs pflichtig geweſen wären (vide $$. 6 
und 7). 

$: 9. Jeder Obligate, wenn er zum Ober-Offiziere befördert wird, 
hört eben dadurch auf, obligat zu ſein, und kann eben ſo, wie die unobli⸗ 
gaten Kadetten, unter Beobachtung der beſtehenden Dienſtvorſchriften, 
nach eigener Wahl aus dem Militär⸗Dienſte austreten. 

$. 11. Wenn die als unobligat Aſſentirten ($. 1), freiwillig oder auch 
gezwungen, aus dem Militär-Dienſte ausgetreten find (F. 9); fo unter: 
liegen ſie nach ihrer Altersklaſſe, Falls nicht ſonſt ein geſetzlicher Be⸗ 
freiungsgrund für fie ſpricht, der Rekrutirung. 

Die Poſtillons ſind zwar nach den neuen Rekrutirungsgrundſätzen 
vom 7. Auguſt 1827, 3. 21602, von der Militaͤrdienſtleiſtung nicht be⸗ 
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VII. In dem Anbetrachte, daß manche bisherige Exemtionen 
wegfallen, daß künftig auch Leute von beſſeren Vermögensumſtän⸗ 
den die Widmung zum Militär erhalten werden, haben Seine k. k. 
Majeſtät den Rekruten ohne Ausnahme künftig die Stellvertretung 
in Friedenszeiten zu geſtatten, und dießfalls folgende Beſtimmun⸗ 
gen allergnädigſt zu erlaſſen geruhet: 

1. Als Stellvertreter können angenommen werden: 

a) ausgediente Kapitulanten, ungeachtet fie noch landwehrpflich- 
tig wären, jedoch ſollen ſie nich mehr als 36 Jahre alt, zum 
Militär noch vollkommen tauglich ) fein, und nach ärztlichem 
Befunde noch eine 14jährige Dienſtleiſtung hoffen laſſen. 


freit, jedoch iſt bei Rekrutirungen, beſonders in Friedenszeiten, auf die 
Poſtillons nach Möglichkeit ſchonende Rückſicht zu nehmen. 

Es wird ſonach einem Poſtmeiſter, welcher wegen außerordentlicher 
Umſtände die Befreiung eines Poſtillons, jedoch nur für eine bevorſte— 
hende Rekrutirung, erwirken will, geſtattet, dem Kreisamte, unter gehörig 
inſtruirter Auseinanderſetzung der Beweggründe der Befreiung, ſeine 
Bitte vorzulegen. g 

Der Herr Kreisvorſteher wird hingegen verpflichtet ſein, dieſe Um— 
ſtände ſtreng zu würdigen, und nur da, wo es die Verſehung des Poſt⸗ 
dienſtes unumgänglich erheiſcht, die zeitweiſe Befreiung eines Poſtillons, 
nur jedesmal für eine Rekrutirung, zu ertheilen hiemit ermächtigt 
(G. 12. Jän. 1830, 3. 72271, Gen. 31). 

1) Die Hofkaazlei hat über die Frage, ob auch ausgediente Kapitulanten, 
welche zwar das für Stellvertreter feſtgeſetzte Normalalter noch nicht 
überſchritten haben, und noch eine vierzehnjährige Dienſtleiſtung verſpre⸗ 
chen, aber bereits in den Stand der Landwehr aufgenommen worden 
find, als Supplenten in den Liniendienſt eintreten dürfen, im Einver⸗ 
nehmen mit dem k. k. Hofkriegsrathe zu entſchließen befunden, daß kein 
Anſtand obwalte, dergleichen ausgediente Kapitulanten als Supplenten 
anzunehmen, indem auch andere Individuen in dem landwehrpflichtigen 
Alter ohne Anſtand als Supplenten in den Liniendienſt eintreten können 
(H. 3. Juli 1829, 3. 13809; G. 22. Juli 1829, 3. 41986. P. G. S. XI.). 

1) und 2) Weder in den Rekrutirungs-Vorſchriften, noch in einer 
nachtraͤglichen Verordnung, iſt anbefohlen, daß der ausgediente und als 
Supplent ſich reengagirende Kapitulant aus dem Kreiſe oder der Provinz 
des Supplirten gebürtig fein müffe. 

Dieß wurde auch dem General-Militaͤr⸗Kommando mittelſt Reſkript 
vom 8. März 1828 K. 786 bekannt gemacht, weil man die Stellvertres 
tung nicht durch läſtige, von Sr. Majeſtät nicht vorgeſchriebene Bedin⸗ 
gungen erſchweren, ſondern überdieß in ſolchen Fällen das Beſte des 
Dienſtes befördern wollte, indem den Regimentern an der Beibehaltung 
ſolcher ausgedienten Kapitulanten immer gelegen iſt (G. 7. März 1831, 
3. 12512. — Pp. G. S. XIII. 90). 
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Auch dürfen als Stellvertreter ſolche Ausgediente angenom- 


men werden, welche während ihrer erſten Kapitulation von guter 
Aufführung waren. 


Die Annahme der, in den Stand des gegenwärtig aufgeſtellten erſten 
Landwehr⸗Bataillons einverleibten, ausgedienten Kapitulanten als Sup⸗ 
plenten für die Linie und ihr Uebertritt aus der Landwehr zum Regi⸗ 
ment, unterliegt, wenn ſie hiezu erforderliche Eigenſchaften beſitzen, in 
ſo lange nichts Anderes anbefohlen wird, keinem Anſtande. 

Wornach das Kommando ſich genau zu achten hat (Vdg. des Gene: 
ral-Kommando v. 26. April 1831, 3. 4671. R. — G. 26. Mai 1831, 
3. 90618; P. G. S. XIII. 200): 

1) Die nach der Kundmachung der neuen Rekrutirungs-Inſtruktion 
entlaſſenen Kapitulanten dürfen nur dann als Stellvertreter angenom⸗ 
men werden, wenn in ihrem Abſchiede die Klauſel beigefügt iſt, welche 
die neue Rekrutirungs⸗Inſtruktion in dieſem Falle verlangt. 

Die vor der Kundmachung dieſer Inſtruktion entlaſſenen Kapitulanten 
haben ſich mit einem Zeugniſſe der Obrigkeit ihres Aufenthaltes und mit 
ihrem Abſchiede auszuweiſen. Dieſe Kapitulanten können, vorausgeſetzt, 
daß ſie die ſonſt hierzu erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, als Stell⸗ 
vertreter angenommen werden, wenn das obrigkeitliche Zeugniß beſtätigt, 
daß fie von tadelloſer Aufführung find, und wenn ſich aus dem Abſchiede 
ergibt, daß fie treu und redlich im Militär gedient haben. 

2) Den Individuen, welche nach den dermal beſtehenden Rekrutirungs⸗ 
Vorſchriften nach dem vollendeten neunzehnten Lebensjahre militärpflich⸗ 
tig werden, wird geſtattet, noch vor dem vollendeten neunzehnten Le: 
bensjahre, und ſelbſt außer der Zeit einer Rekrutirung einen Vertreter 
zu ſtellen, wodurch ſie ſich von dem perſönlichen Einrücken bei dem Mi⸗ 
litär auf immer befreien. 

Um dabei jedoch allen Uebelſtänden zuvorzukommen, hat ein Indivi⸗ 
duum, welches ſich auf die bemerkte Art von der Militärpflicht befreien 
will, einen ausgedienten Kapitulanten jenes Werbbezirks-Regiments 
als Stellvertreter zu reengagiren, zu welchem Regimente dasſelbe hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Geburt oder ſeines Aufenthaltes gehört. 

Die Einrechnung des Individuums, welches ſich durch dieſe Stellver⸗ 
tretung von der Militärpflicht befreit, hat bei der Rekrutirung jenes 
Jahres zu erfolgen, in welchem es nach ſeinem Alter hätte vorgeſtellt 
werden müſſen. N 

3) Es iſt weder in der neuen Rekrutirungs-Inſtruktion, noch in einer 
der nachträglich erlaſſenen Verordnungen ausgeſprochen, daß der Ver⸗ 
treter demſelben Dominium unterthänig ſei, oder zu demſelben Kon⸗ 
ſeriptionsbezirke gehöre, oder aus demſelben Kreiſe oder aus derſelben 
Provinz gebürtig ſein müſſe, wie derjenige, welcher ſich vertreten läßt. 
Es würde auch die Aufſtellung eines ſolchen Grundſatzes die Stellver⸗ 
tretung erſchweren, wenn man fie an laͤſtige, von Seiner Majeſtät nicht 
vorgeſchriebene Bedingungen knüpfen wollte. 
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Die Regimenter haben daher künftig ſolchen Ausgedienten 
in dem Abſchiede einzurücken: 
„Verdient als Stellvertreter angenommen 
zu werden.“ 


Nach dem g. 7 Litt. b. der neuen Rekrutirungs-Inſtruktion dürfen 
noch nicht gediente und rekrutirungspflichtige Individuen, welche bereits 
25 Jahre alt ſind, als Vertreter angenommen werden. 5 

Bei dieſer Beſtimmung wurde von der Vorausſetzung ausgegangen, 
daß in Friedenszeiten die Nothwendigkeit nicht eintreten werde, Leute, 
die bereits 25 Jahre alt ſind, folglich in die ſiebente Altersklaſſe gehören, 
zur Deckung des Bedarfs an Rekruten beiziehen zu müſſen. Da ſich aber 
der Fall bei den Rekrutirungen im Jahre 1827 ergeben hat, daß nicht 
nur Leute von der Altersklaſſe von 25 Jahren, ſondern ſelbſt von hö⸗ 
heren Altersklaſſen geſtellt wurden, und da dieſer Fall ſich auch bei den 
folgenden Rekrutirungen wieder ergeben kann, ſo wird hiemit nachträg- 
lich feſtgeſetzt, daß nicht gediente und rekrutirungspflichtige Individuen 
von 25 Jahren, oder auch von höherem Alter bis zu 29 Jahren, nur dann 
als Vertreter angenommen werden dürfen, wenn die betreffenden Kon: 
ſkriptions⸗Obrigkeiten ihr Rekruten⸗Kontigent aus den jüngeren Alters⸗ 
klaſſen bereits vollftändig geftellt haben. 

Durch dieſe Beſtimmung beabſichtigt man allen Beſchwerden von 
Seite der Konſkriptions⸗ Obrigkeiten vorzubeugen, da denſelben ſodann 
durch die Vertretung kein Mann entzogen wird, welchen fie auf ihr eis 
genes Kontigent ſtellen können (Hkg. 8. März 1828, 3. 736. K; 
G. 24. Juni 1836, 3. 36289; P. G. S. XVIII. 43%). 

Der Hofkriegsrath findet die mit dem Reſkripte vom 18. Aug. 1829, 
K. 2680, den in jeder Beziehung zur Stellvertretung geeigneten, ausge- 
dienten Unteroffizieren zugeſtandene Begünſtigung, daß ſie ſelbſt noch 
bis zum vollendeten 87. Lebensjahre als Stellvertreter reengagirt wer— 
den können, auch auf geeignete und vorzüglich brauchbare Trompeter der 
deutſchen Kavallerie-Regimenter und Jäger-Bataillons, an deren Beibe⸗ 
haltung dem Dienſte gelegen iſt, und welche, vermöge ihrer phyſiſchen 
Körperbeſchaffenheit die Ausdienung einer noch weiteren Kapitulation 
hoffen laſſen, inſoferne auszudehnen, als fie vermöge ihrer Nationalität 
zum Fortdienen in den betreffenden Truppenkörpern, nach dem Geſetze 
oder in Folge ausnahmsweiſer Bewilligung, auch berechtiget ſind. 

Eben ſo wird auch geſtattet, daß die hierortigen Reſkripte vom 
1. September 1832, K. 2776, und vom 24. Juni 1839, K. 2055, nach 
welchen brauchbare Unteroffiziere der lombardiſch- venetianifchen Trup⸗ 
penkörper und des Kaiſer-Jäger-Regiments ſelbſt bis zum vollſtreckten 
Alter von vieczig Jahren als Stellvertreter reengagirt werden können, 
auch auf geeignete und vorzügliche Trompeter des Chev.-Legers⸗Regi⸗ 
ments Noſtitz, des 8. und 11. Jaͤger-Bataillons und des Kaiſer⸗Jaͤger⸗ 
Regiments unter obiger Bedingung in Anwendung gebracht werden * 
konnen (G. 12. Juni 1840, 3. 39760). * 
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Es können daher nur ſolche Ausgediente als Stellvertreter 
angenommen werden, in deren Abſchieden dieſer Beiſatz enthal⸗ 
ten iſt. 

b) Als Stellvertreter können auch diejenigen angenommen wer— 
den, welche noch nicht im Militär gedient haben, wenn ſie 
auch rekrutirungspflichtig ſind, jedoch dürfen dieſelben nicht 
jünger als 25, und nicht älter als 29 Jahre ſein, auch dieſe 
Stellvertreter müſſen vollkommen körperlich tauglich fein. 
Diejenigen, welche noch nicht gedient haben, müſſen, um 

Stellvertreter ſein zu können, ein Zeugniß guter Aufführung von 
der Obrigkeit beibringen Y. 


1) g. 2. Ungarn dürfen nur bei der Artillerie und Extra-Korps, Tyroler 
und Italiener, ſobald ſie ſich ausweiſen, der Militärpflichtigkeit in ihrem 
Lande nicht mehr zu unterliegen, bei allen Truppengattungen der alt⸗ 
konſkribirten Provinzen als Stellvertreter angenommen werden. — 
§. 3. Den Rekruten wird ein Monat vom Tage ihrer Widmung zur 
Stellung eines Vertreters zugeſtanden (G. 14. Sept. 1827, 3. 61164; 
p. G. S. IX. 372). 

1) Da die a. h. Anordnung bloß ſagt: daß der Stellvertreter voll⸗ 
kommen dienſttauglich ſein müſſe, ſo könne in dieſer Beziehung, 
in ſo lange nicht eine weitere a. h. Anordnung zu ferneren Anforderun⸗ 
gen berechtiget, auch nicht mehr von einem Stellvertreter verlangt wer: 
den, als dieſes, woraus folge, daß man vor der Hand von einem Stell: 
vertreter nicht die Angemeſſenheit für jene Waffengattung fordern konne, 
zu welcher jener, der ſich vertreten laſſen will, nach ſeinen Eigenſchaften 
beſtimmt worden iſt. 

2) Rekruten, welche für das Militär-Fuhrweſen klaſſiftzirt werden, 
müſſen in Folge des oben angeführten Grundſatzes, daß der Stellver⸗ 
treter vollkommen dienſttauglich ſein müſſe, falls ſie ſich vertreten laſſen 
wollen, einen für den Liniendienſt geeigneten Vertreter ſtellen. 

3) Jeder Stellvertreter habe ſich über fein Alter legal auszuweiſen, 
entweder durch den Tauſſchein, oder mit einem ſonſtigen legalen obrig⸗ 
keitlichen Zeugniſſe. 

4) Dienende Leute, welche mit Ende Oktober desſelben Jahres, in 
welchem die Rekrutirung erfolgt, ihre Kapitulation vollſtrecken, dürfen 
als Stellvertreter angenommen werden (G. 14. Okt. 1827, 3. 64418. 
P. G. S. IX. 416). 

Die Frage: ob derjenige Stellvertreter, der ſelbſt militärpflichtig iſt, 
ein Unterthan desſelben Dominiums fein müffe, wird verneinend beant⸗ 
wortet (H. 14. Febr. 1828, 3, 3317; ©. 5. März 1828, 3. 15105 
Pp. G. S. X. 58). 5 ; 

Inſtruktion, wie ſich bei Stellvertretungen zu benehmen ſei (H. kg. 

23. Dez. 1827, 3. 3871. K.; G. 7. Feb. 1828, 3.6148 (P. G. S. X. 44). 
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2. Für jeden Stellvertreter muß der Rekrut ein Depoſitum 
von 120 fl. M. M. deponiren. Das Regiment oder Korps hat 


Den proviſoriſch für den Militärdienſt gewidmeten Nachmaͤnnern von 
Abweſenden und Kranken lauft die Friſt von einem Monate zur Stel: 
lung eines Vertreters von dem Tage, an welchem ſie nach den neuen 
Grundſätzen, wegen Nichteinrücken eines Abweſenden oder Kranken, zum 
wirklichen Eintritte in die Militärdienſtleiſtung aufgefordert werden 
(G. 23. Mai 1828, 3. 34082; Gen. 74g. S.). 

Auch jenen Individuen, die als Paßloſe, oder mit erloſchenen oder 
ungültigen Päflen betreten, zum Militär geſtellt werden, iſt zu geſtatten, 
einen Stellvertreter zu ſtellen (H. 21. Aug. 1828, 3. 19580; G. 5. Sept. 
1828, 3. 63024; P. G. S. X. 444). 

Auch den bereits aſſentirten Rekruten iſt binnen Monatsfriſt von der 
Aſſentirung die Stellung von Vertretern zu geftatten (H. 22. Sept. 1828, 
3. 24652; G. 7. Okt. 1828, 3. 77894; P. G. S. X. 466). 

Weder Civil- noch Militärbehörden haben ſich mit der Aufſuchung von 
Supplenten zu befaſſen (G. 8. Mai 1829, 3. 27446). 

Bei einem jeden Stellvertretungsfall ſoll gleich nach erfüllter Beding⸗ 
niß das dießfällige Befreiungs⸗Certifikat von der gemeinſchaftlichen Aſ 
ſentirungs-Kommiſſion für den Vefreiten ausgefertigt, und ſolches in 
deſſen Abweſenheit demjenigen zur Einhändigung an denſelben ausge: 
folgt werden, der die Stellvertreterbedingniſſe für ihn erfüllt hat 
(G. 7. Sept. 1829, 3. 52598 (P. G. S. XI. 304). 

Stellvertreter für Rekruten können auch zu fremden Werbbezirks-Regi⸗ 
mentern abgeſtellt werden (G. 8. Juni 1831, 3.34338; P G. S. XIII. 206). 

a) Jeder ohne Unterſchied, ob er ein ausgedienter Kapitulant, oder ein 
Civil⸗Individuum iſt, der als Supplent für einen Mititärpflichtigen 
oder Entlaßwerber im Offertwege einzutreten geſonnen iſt, muß außer 
den Beweiſen über die ſonſtigen, fir einen Supplenten vorgeſchriebenen 
Erforderniſſe auch noch den Taufſchein über ſein Alter beibringen. 

b) Dieſer Taufſchein, der bei der oft entfernten Dislokation der Trup⸗ 
pen, hinſichtlich ſeiner Echtheit ſchwer zu kontrolliren iſt, muß für den 
beabſichtigten Gebrauch um ſo gewiſſer von der betreffenden Civilbehörde 
legaliſirt ſein, als ſonſt auf einen nicht legaliſirt beigebrachten Taufſchein 
keine Rückſicht genommen werden dürfte. 

ch) Da die Supplirung aus dem Privatintereſſe der Individuen ents 
ſpringt, ſo iſt ihnen die Sorge wegen Erlangung eines legaliſirten 
Taufſcheins zu überlaffen (G. 28. Juni 1838, 3. 37002. P. G. S. XV. 186). 

Seine k. k. Majeſtät haben über die vorgelegte Frage, wie in dem 
Falle vorzugehen ſei, wenn ein Supplent einverſtändlich mit dem Mili⸗ 
tärpflichtigen, für den er eingetreten iſt, einen Betrug verübt hat, in 
der Abſicht, um als Supplent angenommen zu werden, mit a. h. E. vom 
30. Mai d. 3. zu befehlen geruhet, daß jene Individuen, die durch Be: 
trug auf geſetzwidrige Weiſe Supplenten geſtellt haben, der Wohlthat, 
noch einen andern Supplenten zu ſtellen, verluſtig erklärt werden ſollen, 
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die Einleitung zu treffen, daß dieſes Depofitum bei dem Zil- 
gungs fonde nutzbringend angelegt werde 9. 


Von dem Stellvertreter hängt es ab, ob ihm die entfallen⸗ 


5 


und ſomit ſelbſt ihrer Militär⸗-Widmung zu folgen haben (H. 12. Juni 
1834, 3. 14171; G. 3. Zuli183%4, 3. 39100. P. G. S. XVI. 342). 

Da die Rückſendung ſolcher betrügerifhen Supplenten öfters aus 
fehr entfernten Provinzen an den Ort ihrer Beſtim mung zu geſchehen 
hat, ſo iſt die Hofkanzlei zur Vermeidung mancher hiedurch für die po⸗ 
litiſchen Behörden etwa hervorgehenden Unzukömmlichkeiten mit dem 
k. k. Hofkriegsrathe in dem Beſchluſſe übereingekommen, daß ſolche In⸗ 
dividuen von Seite des Militärs in ihre Heimath transportirt werden 
ſollen, und daß ſich das Militär-Aerar für die durch eine derlei Trans⸗ 
portirung entſtandenen Koſten aus dem erlegten Supplenten⸗ „Kautions⸗ 
Kapitale ſchadlos zu halten habe, vorausgeſetzt, daß der Supplent vermö⸗ 
genslos waͤre, und ſich von ihm kein Erſatz hereinbringen ließe (H. 23. Sept. 
1834, 3. 24486; G. 31. Okt. 183%, 3. 62900. P. G. S. XVI. 488). 
Da jeder Militärpflichtige, wenn ihn die Widmung zum Militär trifft, 
ja ſelbſt vor erreichtem militärpflichtigen Alter die Stellvertretung an⸗ 
biethen, und das Depoſitum erlegen kann, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß dieß auch dem im In⸗ oder Auslande abweſenden Mili⸗ 
tärpflichtigen zukommen, und das für ihn erlegte Depoſttum in Empfang 
genommen werden könne. 

Jeder Militärpflichtige, ſobald er bei erhaltener Widmung zum Mi⸗ 
litär die Stellvertretung anbiethet, wird, ohne aſſentirt zu werden, 
zur Beſorgung feines Anerbiethens ſogleich wieder entlaſſen, und ihm 
hiezu die geſetzlich feſtgeſetzte Friſt von 30 Tagen einberaumt. Bis zu 
dieſer Zeit und bis zu ſeiner eigenen oder ſeines geſtellten Vertreters 
Aſſentirung gehört dieſer Rekrut nicht dem Militär, ſondern ſeiner 
Stellungs⸗Obrigkeit an. 

Hat er indeſſen das Depoſitum erlegt, jedoch weder einen Supplen⸗ 
ten noch ſich ſelbſt geſtellt, ſo hat ihn ſeine Obrigkeit zur Stellung zu 
zwingen, oder, wenn er entwichen wäre, als Rekrutirungsflüchtling 
zu behandeln. 

In keinem dieſer Fälle hat aber das Militär-Aerar einen Anſpruch 
auf das erlegte Depoſitum, welches ſeinem Begriffe gemäß erſt nach 
der wirklichen Aſſentirung eines Stellvertreters in 
den geſetzlich beſtimmten Fällen dem Militär⸗Aerar zufällt. Dieſes vom 
Militär einſtweilen in Empfang genommene Depoſitum iſt immer dem 
Erleger ſelbſt, und wenn dieß der entwichene Rekrut wäre, ſeiner 
Obrigkeit zu erfolgen. 

Jedoch hat ſowohl in dem Falle, wenn der Rekrut ſich gar nicht 
ſtellet, als auch in jenem, wenn er bei der Stellung für dienſtuntauglich 
anerkannt wird, ſeine Obrigkeit einen andern Mann zu ſtellen (G. 7. Marz 
1831, 3. 12512; P. G. S. XIII. 90). 


4 


—n 
“ 


Militaͤr⸗Stellungs⸗Auslagen. 731 


den Intereſſen auf die Hand bezahlt, oder zum Kapital geſchla⸗ 
gen werden ſollen. 

Was der Rekrut dem Stellvertreter über 120 fl. M. M. be⸗ 
zahlt, darüber hat der Stellvertreter ganz freie Verfügung; nur 
wenn er freiwillig dieſen Mehrbetrag deponiren will, liegt es dem 
Regimente ob, auch dieſen Mehrbetrag auf die erwähnte Art 
nutzbringend anzulegen. 

3. Wenn der Stellvertreter die Kapitulation ausgedient 
hat, ſo wie, wenn er vor vollſtreckter Kapitulationszeit ohne ſein 
Verſchulden dienſtuntauglich wird, iſt ihm das Depoſitum un⸗ 
verkürzt zu verabfolgen, r im Falle ſeines Todes haben es 
deſſen Erben zu erhalten Y. 

Wenn aber der ee entweicht, wenn er während 
feiner Dienſtzeit durch Selbſtverſtümmlung, oder wie immer er⸗ 
wieſenermaßen durch ſein Verſchulden den Militärdienſt verlaſſen 
muß, fo iſt das Depoſitum dem Militär⸗Aerar verfallen. 

Dieſe Beſtimmung hat jedoch nicht in Anwendung zu kom⸗ 
men, wenn der Stellvertreter hinlänglich erweiſen könnte, daß 
die Verletzung ohne ſeine Schuld durch einen unglücklichen Zufall 
erfolgt ſei. 


Militär - Stellungsauslagen. 


C. 20. Sept. 1793. Ged. (Pill. S. Nr. XLVII. S. 38). 


Man findet zur allgemeinen Regel feſtzuſetzen: 

Daß nur die Dominien die mit den Rekrutenſtellungen ver⸗ 
bundenen Auslagen, als da ſind: 

a) Die Abführung der Rekruten auf den Aſſentirungsplatz, und 

b) die Verpflegung derſelben, bis zur Uebergabe an das 
Militär zu beſtreiten haben. 

Welches demnach zu Jedermanns Wiſſenſchaft mit dem Bei⸗ 
ſatze bekannt gemacht wird, daß, wenn deſſen ungeachtet ein oder 


1) Mit H. vom 18. v. M., 3. 13659, wurde einvernehmlich mit dem 
k k. Hofkriegsrathe anher bedeutet, daß die Rückſtellung des Depoſitums 
nach Ausdienung der Kapitulation, für welche das ſelbe gelegt worden 
iſt, ohue irgend einer weiteren Beſchränkung Statt zu finden hat, daß 
daher dasſelbe ebenfalls bei einer Reengagirung oder überhaupt bei 
einem Fortdienen über die Kapitulation, für welche es erlegt wurde, 
dem Supplenten auszufolgen iſt (G. 10. Juli 1829, 3. 39265; P. G. 
S. XI. 230). 
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das andere Dominium dawider handeln, und dieſe Laſten den 
Gemeinden aufbürden ſollte, dasſelbe nebſt dem Rückerſatz der 
von der Gemeinde erwieſenger Maßen getragen a Auslagen noch 
insbeſondere mit dem w Ba als cine Polizeiſtrafe be— 
legt werden würde (Republicirt am 18. April 1826, 3. 20933, 
P. G. S. VIII. 59). 


G. 14. April 1831, 3. 151830 p. ©. S. XIII. 188). 


Das k. k. böhmiſche Landesgubernium hat, um die Anſtände 
zu beſeitigen, welche ſich bisher bei Beurtheilung der Unkoſten— 
Berechnungen über die in den andern Provinzen vollzogenen Mi« 
litär⸗Stellungen der an e ihrer rechtmaͤßigen 
Obrigkeiten aus Mangel an chförmigen geſetzlichen Beſtim— 
mungen ergeben, mit Genehmigungen der h. Hofkanzlei die Ver— 
fügung getroffen, daß die Unkoſten-Berechnungen in Anſehung 
der dortlandes vollzogenen Aſſentirungen von Militärpflichtigen 
aus andern konſcribirten Provinzen für Rechnung ihrer recht— 
mäßigen Obrigkeiten von Seite desjenigen Kreisamtes adjuſtirt 
und beſtätiget werden, von welchem das betreffende Individuum 
dem Militärſtande gewidmet wurde. 

Hiernach find nur diejenigen Unkoſten⸗ Liquidationen zur 
Erſatzforderung und Berichtigung für geeignet erklart worden, 
welche hinſichtlich ihrer Richtigkeit und Geſetzmäßigkeit von Seite 
des betreffenden Kreisamts oder des Prager Magiſtrats adjuſtirt 
und beftätigt worden find. 

Man findet der Zweckmäßigkeit wegen eine gleichförmige 
Verfügung auch hierlandes zu treffen, und die k. Kreisämter 
erhalten ſonach den Auftrag, die Unkoſten-Berechnungen für hier— 
landes vorkommende Aſſentirungen militärpflichtiger Unterthanen 
aus Böhmen für Rechnung ihrer rechtmäßigen Obrigkeiten hin: 


ſichtlich ihrer Richtigkeit und Geſetzmäßigkeit jedesmal ſogleich 


zu adjuſtiren und zu beſtätigen, damit nicht dieſe zur Erlangung 
der nöthigen Beruhigung erforderliche Beſtätigung mit Vermeh— 
rung und Verzögerung des Gefchäftes erſt nachträglich eingeholt 
werden muß. 

G. 20. Sept. 1833. 3. 50802 (P. G. S. XV. 345). 

Schon das Kreisſchreiben vom 20. Sept. 1793, 3. 25510, 
ſpricht den Grundſatz aus, daß, nachdem die Rekruten-Stellung 
eine allgemeine Laſt der Konſcriptions-Obrigkeiten iſt, die Ber 
ſtreitung der damit verbundenen Auslagen nicht den Gemeinden, 
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fondern den Dominien obliege. Hiernach müſſen auch die Aus- 
lagen, welche aus Anlaß der Abſtellung der Rekruten von Seite 
der Städte und Magiſtrate auflaufen, von Seite der betreffenden 
Stadtkaſſen getragen werden. Um aber den aus dieſen Anläſſen 
von den zu dieſem Abſtellungsgeſchäfte verwendeten ſtädtiſchen 
Beamten gemachten Aufrechnungen Maaß und Ziel zu ſetzen, 
findet man zu beſtimmen, daß es von der bisherigen Beigebung 
eines eigenen bezahlten Wächters für je zwei Rekruten abzufom- 
men habe, indem es für hinlänglich erkannt wurde, wenn immer 
blos zu vier Rekruten ein eigener Wächter mit dem gewöhnlichen 
Lohne verwendet wird, wobei auch für die Anzahl von vier Re⸗ 
kruten immer nur eine einzige Fuhr paſſirt werden wird. Von 
dieſer Beſtimmung find ſämmtliche unterſtehende Magiſtrate und 
Kämmereien zur Bekanntgebung an ihre untergeordneten Beam: 
ten zu verſtändigen, mit dem Bedeuten, daß die von denſelben 
gelegten Reiſepartikularien über die Rekruten-Abſtellungen künf⸗ 
tighin genau nach dieſer Norm werden richtig geſtellt werden. 


Militär⸗Stellungs⸗ und Aſſentirungs⸗Kommiſſion. 
G. 16. Juni 1829, 3. 32119 (P. G. S. XI. 180). 


In Folge H. vom 27. Nov. v. J., 3. 26936, wird die 
Aufnahme der mit der Krätze, oder der Luſtſeuche Behafteten, zur 
Militärdienſtleiſtung berufenen Individuen in die Militärfpitäler 
unter der Vorausſetzung und Bedingung geſtattet, wenn das 
zur Heilung übergebene Individuum oder deſſen Ortsgemeinde, 
welcher jedoch die freiwillige Abgabe ſolcher Kranken unbeſchränkt 
überlaſſen iſt, zur Bezahlung der Verpflegs- oder Heilungskoſten 
verhalten werden. 

G. 30. Sept. 1829, 3. 54746 (p. G. S. XI. 372). 

Mit Beziehung auf die hierortige Weiſung vom 16. Juni 
l. J., 3. 32119, wird dem k. Kreisamte bedeutet, daß dieſe 
die Aufnahme der mit der Krätze oder Luſtſeuche behafteten zur 
Militärdienſtleiſtung berufenen Individuen, in die Militärfpitäler 
betreffende Anordnung, in Folge H. vom 27. Auguſt l. J., 
3. 19911, auch auf die mit aufgebeitzten Füßen, und überhaupt 
auf alle an leicht heilbaren Uebeln erkrankte, ſonſt aber taugliche 
Rekrutirungspflichtige auszudehnen iſt; wobei jedoch in Abſicht 
auf die Abſendung ſolcher Individuen in die Militärſpitäler, 
folglich auch in Abſicht auf die Bezahlung oder den Erſatz der 
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Heil: und Verpflegskoſten in dieſen Spitälern kein Zwang von 
Seiten der intereſſirten Parteien einzutreten hat, da es in ihrer 
Willkühr ſteht, das zu aſſentirende Individium nicht abzuſtellen, 
ſondern ſeine Heilung entweder ſeiner eigenen Sorge, oder 
einem Civilſpital zu überlaſſen, oder bei der Militärbehörde im 
gütlichen Weg die Verhandlung einzuleiten, daß ſolche Kranke 
auch um geringere Koſten, als die geforderte Pauſchalvergütung 
täglicher 24 kr. C. M. für den Kopf in den Militärſpitälern auf⸗ 
genommen werden. 

H. 3. Dez. 1830, 3. 290323 G. 8. März 1831, 3. 12513 (P. G. S. 

XIII. 94). 

Ueber die Frage, wie die angeblich zum Militär untaugli⸗ 
chen Konſcriptionspflichtigen in Abſicht auf die Verpflichtung der 
Aſſentirungs⸗Kommiſſion perſönlich vorgeführt zu werden, zu 
behandeln ſind, geruhten Seine Majeſtät über einen rückſichtlich 
dieſes Gegenſtandes von der h. Hofkanzlei erſtatteten Vortrag 
mit der a. h. E. zu befehlen, daß, um den zu großen Zuſammenfluß 
von Rekrutirungspflichtigen bei den Aſſentirungs-Kommiſſionen 
möglichſt hindanzuhalten, bei der vorzunehmenden Konſcriptions⸗ 
Reviſton alle in den zur Rekrutirung beſtimmten Altersklaſſen be⸗ 
findlichen, nicht exemten 

a) untauglichen Invaliden vorgeführt, 

b) die Krüppel in den Konſcriptionsliſten vorgemerkt, je⸗ 
doch zu den Aſſentirungen nicht einberufen 

e) die zweifelhaften aber, und 

d) die ſeit der letzten Reviſion untauglich gewordenen zu 
den Aſſentirungen vorgeführt werden ſollen. 

Dieſe Vorſchrift iſt laut eines nachträglich herabgelangten 
a. h. Kabinetsſchreibens vom 9. Dez. v. J., lediglich dahin zu 
zu deuten; daß dieſe Verfügung erſt dann vorzunehmen ſei, wenn 
eine Rekrutirung Statt zu finden hat. 

Da mehrere der Konſeriptions-Obrigkeiten für Abweſende 
und Kranke nur in fo ferne proviſoriſch Nachmänner geſtellet 
haben, als dieſelben für tauglich erklart wurden, fo wurde das 
Beſorgniß erhoben, es dürfte ſich hieraus der mögliche Nachtheil 
ergeben, daß für jene Abweſende oder Kranke, welche die Kon- 
ſcriptions⸗Obrigkeiten für untauglich angeben, keine Nachmänner 
proviſoriſch geſtellt worden ſein dürften. 

Seine k. k. Majeſtät geruhten jedoch 

a) in der bereits erwähnten a. h. Entſchließung vom 11. De: 
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zember v. J. zu erkennen, daß die in dieſer Hinſicht geäußerte 
Beſorgniß durch den in dem vorigen Punkte ertheilten Auftrag 
in der Folge größentheils behoben fein dürfte. Im entgegenge— 
ſetzten Falle aber ſei ſich in Anſehung aller Abweſenden auf gleiche 
Weiſe zu benehmen, in ſo fern ſie nicht bereits unterſucht und 
untauglich erkannt worden, wo übrigens diejenigen überhaupt, 
welche falſche Angaben, Betrug oder Uebertretungen der beſte— 
henden Vorſchriften und Anordnungen ſich erlauben, hierwegen 
gehörig anzuſehen wären. 

Mit dem oben angeführten a. h. Kabinets ſchreiben vom 
9. Dezember v. J. geruhten ſeine Majeſtät 

b) zu befehlen; daß die politiſchen Behörden darüber wachen 
ſollen, daß die militärpflichtige Mannſchaft eines Bezirkes nicht 
ſtärker als in dem andern und auf Koſten eines andern Bezirks 
in Anſpruch genommen werde. 

G. 22. Okt. 1831, 3. 59239 (P. G. S. XIII. 410). 

1. Das k. k. General⸗Kommando hat ſich bereit erklart, jü— 
diſche, mit Krätzen behaftete, ſonſt aber ganz taugliche Rekruten 
auf Koſten der betreffenden Dominien oder Gemeinde in das 
nächſte Militärſpital zur Heilung übernehmen zu laſſen, wie 
dieß bereits nach den Gub. Verordnungen vom 7. Okt. 1819, 
3. 50794, und vom 20. Nov. 1820, 3. 53419, bei der Referve- 
Stellung mit Leuten, welche mit einem vorübergehenden leicht 
zu behebenden Gebrechen behaftet waren, der Fall war. 

Jedoch kann dieſe Aufnahme nur in ſo weit Statt finden, 
als die Krätzen nicht bösartig, folglich in kurzer Zeit zu heilen 
ſind, und als überdieß der Erſatz der Kurkoſten dergeſtalt vom 
Kreisamte verbürget wird, daß ſolchen das Militär gleich bei der 
Rekonvalescenz gegen gehörige Beſcheinigung erhält. 

2. An Zähnen iſt bei einem Rekruten für das erſte Land⸗ 
wehr⸗Bataillon hinreichend, daß er ganz über einander geſtellte 
aus 4 bis 5 Zähnen beſtehende Reihen habe, um die Patronen 
abbeißen zu können, die Reihen mögen rechts oder links oder 
vorne im Munde ſtehen. 


G. 28. März 1888, 3. 16942 (P. G. S. Xv. 96). 


Ueber nachträgliches Einſchreiten des k. k. General-Militär- 
Kommando findet man die hierortige Verfügung vom 29. Jänner 
d. J., 3.7429, wornach die Rekruten⸗Aſſentirungen und Land⸗ 
wehr⸗Reviſionen, wenn fie außerhalb der Werbbezirks⸗Stationen 
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Statt finden, in der Regel in den betreffenden Magiſtratual- und 
Dominifal: Kanzleien abgehalten werden follen, auch auf den 
Fall auszudehnen, wenn in der Werbbezirks⸗Station dieſe Kom⸗ 
miſſion durchaus nicht in der Konſcriptions-Kanzlei abgehalten 
werden kann. 

Die k. k. Kreisämter haben daher auch nur in dieſem Falle, 
und wenn die Abhaltung der Affentirungs- und Reviſions-Kom⸗ 
miſſionen in der Werbbezirks⸗Kanzlei platterdings unmöglich iſt, 
hiezu ein Lokale in den Magiftratual- oder Dominical-Kanzleien 
zur Beſeitigung vermeidlicher Auslagen in Bereitſchaft halten 
zu laſſen. 

G. 13. April 1838, 3. 19057 (p G. S. XV. 114). 

Es kommen häufige Stellungen ſolcher Individuen vor, die 
bald hierauf aus geſetzlichen Urſachen zum Schaden des Aerars 
von der Militärdienſtleiſtung wieder befreit werden müſſen. 

Um dieſem Uebelſtande Einhalt zu thun, hat das Kreisamt 
fämmtlihe Dominien in Geinäßheit der in der gedruckten Refru- 
tirungs⸗Inſtruktion vom Jahre 1827 enthaltenen Vorſchrift an— 
zuweiſen, daß ſie die Befreiungsgründe für ihre militärpflichti— 
gen Individuen dem Kreisamte zur Prüfung und Beſtätigung 
bei Zeiten vorzulegen, um ſich bei Vorladung eines ſolchen In- 
dividuums von einer Rekrutirung zur andern gehörig ausweiſen 
zu können. 

Zugleich iſt denſelben zu bedeuten, daß fie im Unterlaſſungs— 
falle für jeden daraus entſtehenden Schaden um ſo mehr werden 
zur Verantwortung gezogen werden, als die Stellung eines 
ſolchen Individuums zum Militär dann nur ihnen allein zur 
Laſt fällt. 

Diejenigen Grundobrigkeiten die nicht zugleich Stellungs⸗ 
Obrigkeiten find, haben nach der Gubernial-Verordnung vom 
1. Juni v. J., 3. 26205, letztere von den Verhältniſſen der un: 
terthänigen Inſaſſen zu obigem Zwecke zu rechter Zeit in die Kennt⸗ 
niß zu ſetzen. g 
G. 3. Sept. 1833, 3. 53348 (P. G. S. XV. 240). 

Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein Dominium einen Mann 
im Zuge der gegen ihn anhängig geweſenen Kriminal-Unterſuchung 
ans Militär abgeſtellt hat, wo ſodann die Unterſuchung nach deſſen 
Aſſentirung zum Abbruch das Militärdienſtes durch das Militär: 
gericht fortgeſetzt werden mußte. 
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Da es jedoch ſowohl den Jurisdiktions-Vorſchriften, als 
auch der Rückſicht für den Militärdienſt entſpricht, daß Militär 
pflichtige hinſichtlich der im Civillebenſ begangenen Geſetzübertre— 
tungen auch noch vor ihrer Aſſentirung von den Civilgerichten 
unterſucht und abgeurtheilt, nicht aber erſt beim Militär durch 
Unterſuchungen dem Dienſte entzogen werden, ſo wird das k. k. 
Kreisamt über Anſinnen des k. k. General-Militär-⸗Kommando 
angewieſen, ſämmtlichen Dominien zu bedeuten, daß ſie die 
wegen Verbrechen oder bedeutenderer Polizei-Vergehen entweder 
ſchon in Unterſuchung befindlichen oder dazu geeigneten Leute 
vor vollendeter Unterſuchung zum Militär bei ſonſtiger Verant- 
wortung nicht abgeben ſollen. 


G. 17. Febr. 1834, 3. 4185 (P. G. S. XVI. 44). 

Ungeftämpelte Tauf- und Todtenſcheine, welche zum Be: 
hufe der Militär-Konſkription und Rekrutirung, oder der Land— 
wehrreviſion ausgeſtellt werden, haben die Obrigkeiten und Kom⸗ 
miſſionen zurückzubehalten, damit ſie nicht zu andern Zwecken 
benützt werden können. 

G. 15. Nov. 1835, 3. 63451 (P. G. S. XVII. 880). 

Es haben ſich bisher mehrere Fälle ereignet, daß militär- 
pflichtige auf dem Aſſentplatze, ohne alle nähere Beweiſe, als 
mit der Fallſucht behaftet angegeben wurden. 

Zur Hindanhaltung von Unfügen iſt es jedoch nothwendig, 
und auch in den Rekrutirungsvorſchriften gegründet, die Umftände 
wegen welcher ein Individuum von der Militär-Stelung befreit 
ſein ſoll, gehörig nachzuweiſen. 

Man iſt daher mit dem k. k. General-Kommando übereinge— 
kommen, daß die bloße Angabe eines auf den Aſſentplatz geſtell— 
ten Militärpflichtigen, daß er mit der Fallſucht behaſtet ſei, 
ſelbſt wenn dieſelbe von der Stellungsbehörde beftätiget wird, 
nicht genüge, um ein ſolches Individuum von der Aſſentirung 
freizulaſſen, ſondern daß die Stellungsbehörde verpflichtet ſei, 
über dieſen Umſtand vorerſt die gehörige Erhebung, insbeſondere 
auch mit dem betreffenden Ortsſeelſorger das Einvernehmen zu 
pflegen, und den Beweis ſodann noch vor der Rekrutirung dem 
Kreisamte vorzulegen. 5 

Die Kreisämter haben einvernehmlich mit dem Werbbezirks— 
Kommando auszuſprechen, ob das betreffende Individuum im 
Grunde der über deſſen Krankheit beigebrachten Beweiſe von der Afe 
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ſentirung freizuſprechen, und ſonach aus der Klaſſe der Militärpflich- 
tigen zu löſchen ſei, oder nicht. 

Die erprobte Fallſucht eines Individuums iſt ſofort auf den 
Konſcriptions-Familienbögen vorzumerken. Bis zur erfolgten 
gedachten Entſcheidung iſt mit der Aſſentirung eines ſolchen In— 
dividuhms inne zu halten, um Falle, wie fie gegenwärtig nicht 
ſelten vorkommen, zu vermeiden, daß mit der Fallſucht behaf— 
tete Leute aſſentirt werden, dann aber wieder zum Nachtheil des 
Aerars entlaſſen werden müſſen. 


G. 14. Sept. 1836, 3. 51628 (P. G. S. XVIII. 548). 

Neue Formularien der Widmungsrolle und der Subrepartition 
zur beſſeren Ueberſicht und Vereinfachung des Rekrutirungsge⸗ 
ſchäftes, dann Erſparung von Auslagen auf Druckpapier. 

A. h. E. 27. Febr. 18375 H. 3. März 1837, 3. 5375; G. 31. März 1837, 

2. 16894 (P. G. S. XIX. 102). 

Ueber die Frage, in wie fern der vom Kreisamte zur Re⸗ 
kruten⸗Stellung delegirte Kreis-Kommiſſär auf die Ertheilung 
zeitlicher Befreiungen vom Militarſtande während des Rekruten— 
aktes ſelbſt einen entſcheidenden Einfluß zu nehmen berufen, und 
die ſogleiche Stellung auf den Aſſentplatz gebrachter Individuen 
zu ſuſpendiren befugt ſei? haben Se. Majeftät anzuordnen geruhet: 

a) daß es hinſichtlich der Ertheilung zeitlicher Befreiungen 
vom Militär-Stande in der Regel bei den Beſtimmungen des 
dreizehnten Abſatzes des §. 6 der Rekrutirungs-Inſtruktion vom 
Jahre 1827 zu verbleiben hat, wornach Se. Majeſtät insbefon- 
dere allergnädigſt geſtattet haben, daß die Obrigkeiten in ſolchen 
Fällen, in welchen ein Individuum wegen außerordentlicher, im 
Geſetze nicht vorgeſehener Umſtände bei Haufe dringend nothwen— 
dig wäre, dieſe Umſtände dem Kreisamte anzeigen, und die 
Befreiung eines ſolchen Individuums für die nächft bevorſtehende 
Rekrutirung erwirken können. 

b) daß ſelbſt dem zur Rekrutenſtellung delegirten Kreiskom⸗ 
miffär die Befugniß zuſteht, in beſonders wichtigen Fällen die 
ſogleiche Stellung auf den Aſſentplatz gebrachter Individuen zu 
ſuspendiren. 

Von dieſer a. h. E. wird das Kreisamt mit dem Auftrage in 
Kenntniß geſetzt, dafür Sorge zu tragen, daß in Fällen, wo 
eine derlei Suspendirung von Seite des zur Rekrutenſtellung de: 
legirten Kreiskommiſſärs eintritt, die definitive Entſcheidung hier— 
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über von Seite des Herrn Kreisamtsvorſtehers ſtets in möglichſt 
kurzer Zeitfriſt erfolge, damit der Gang der Rekrutenſtellung auf 
keine Weiſe gehemmt werde. In welcher Hinſicht daher der be— 
treffende Kreiskommiſſär anzuweiſen iſt, daß er jeden derlei wäh— 
rend der Rekrutenſtellung vorkommmenden Fall noch am nämlichen 
Tage dem Herrn Kreisvorſteher anzuzeigen habe. 


G. 19. Mai 1838, 3. 26863 (Gen. 468 und P. G. S. XX. 232). 


Inſtruktion über die Art und Weiſe, wie der Arzt die Unter⸗ 
ſuchung vorzunehmen hat. 

Dieſe Inſtruktion bezeichnet die Gebrechen, welche a) von 
dem Militärdienſte ganz und für immer ausſchließen, b) welche 
die Tauglichkeit für mindere Militärdienſte zulaſſen, e) welche 
mit Rückſicht auf die volle oder geringere Anwendbarkeit für den 
Militärdienſt geheilt werden können, und d) welche auch dem 
bei der Aſſentirung intervenirenden Nichtarzte erkennbar ſind, und 
die er daher, wenn er vor Verantwortlichkeit ſich ſchützen will, 
feiner Aufmerkſamkeit nicht entgehen laſſen darf. 

Die nichtärzl ichen Mitglieder der Aſſentirungs⸗Kommiſſion 
ſind außer dem Maße eines Rekruten, und außer den Faͤllen, in 
welchen die Verantwortlichkeit derſelben für die Annahme unge⸗ 
eigneter Supplenten durch beſondere Vorſchriften näher beſtimmt 
iſt, noch für die in dem vierten Verzeichniſſe angeführten Gebre⸗ 
chen, und in dem Fall verantwortlich, wenn ſie auf der Aſſen— 
tirung des Rekruten, ungeachtet ſie von dem Arzte auf ein die 
Untauglichkeit bedingendes Gebrechen aufmerkſam gemacht worden 
ſind, beſtanden haben. 


d) Verzeichniß der von einem Nichtarzte Beh: 
nehmbaren Gebrechen: 
$. 3. Verunſtaltung und Verſchobenheit des Schaͤdels in 
einem ſo hohen Grade, daß eine Militär-Kopfbedeckung entweder 
gar nicht, oder nur mit großen Beſchwerden, oder auch nur in 
einer fchrägen oder geneigten Richtung getragen werden könnte. 
$. 4. Vollkommene Kahlköpfigkeit. 
§. 5. Mangel eines oder beider Augenlieder oder eines be— 
trächtlichen Theiles derſelben, mit dem gänzlichen Unvermögen, 
das Auge zu ſchließen (Haſenauge). 
8. 6. Der aus der Augenhöhle und zwiſchen den Augenliedern 
ganz hervorgetriebene Augapfel (Vorlagerung des Augapfels). 
Zapfen am vorderen Theile des Augapfels (das Traubenauge). 
* 


— 


—= 


— — 


— — 


740 Militär-Stelungs- und Aſſentirungs⸗Kommiſſion. 


§. 7. Auffallend große weiße Flecken vor dem Augenſterne 
(Pupille). 

§. 8. Mangel einer oder beider Ohrmuſchel. 
S. 9. Auffallend mißgebildete, das Geſicht ekelhaft ent- 
ſtellende Naſe, Mangel der vorderen Naſenlöcher. 

$. 10. Einfache oder doppelte Spaltung der Lippen mit bee 
trächtlichem Mangel derſelben (Haſenſcharte); Spaltung des 
harten Gaumens mit gleichzeitiger Spaltung der Oberlippe 
(Wolfsrachen). 

Horizontal vorwärts ſtehende Zähne, welche die n 
des Mundes hindern. 

Mangel mehrerer Schneid- und Edzähne. 

$. 11. Großer, veralteter, an mehreren Stellen haftender, 
das Athmen hindernder Kropf. 

Schiefe Stellung des Kopfes, veranlaßt durch große Haut⸗ 
narben. 

§. 12. Deutlich wahrnehmbare Verkrümmungen der Rücken⸗ 
fäule nach vor-, rück-, oder ſeitwärts. — Starke Einwärtsbeu⸗ 
gung mehrerer Rippen. — Stark einwärts gebogenes Bruſtbein. 

§. 13. Ein auffallender und unverhältnißmäßig großer Bauch. 

Große Narben am Bauche mit beträchtlichem Subſtanz⸗Ver⸗ 
luſte. — Große Bauch-, Nabel: und Leiſtenbrüche. 

Eine widernatürliche Oeffnung in der Bauchwand mit dem 
beſtändigen Austritte des Kothes aus derſelben (künſtlicher After). 

§. 14. Auffallende Verſchobenheit und ſchiefe Stellung des 
Beckens. 

§. 15. Mangel des mannlichen Gliedes. 

§. 16. Auffallende Länge oder Kürze der einen oder der an— 
dern Gliedmaße. — Der auffallende Schwund einer Gliedmaße. 

$. 17. Auffallende Verkrümmung und Verſtümmlung der 
Gliedmaßen. 

Starke Ein- und Auswärtsbeugung der Knie-⸗Gelenke, Schen« 
kel⸗ oder Schienbeine (Kniebohrer und Säbelfüße). 

Große Aderknoten, welche den ganzen Unterſchenkel und Fuß 
einnehmen (Krampfaderknoten). 

§. 18. Auffallend verbildeter und zum Gehen nicht geeigneter 
Fuß (Klumpfuß, Pferdefuß). 

Stark verkrümmte und übereinander liegende Fußzehen. 

Ueberzahl oder Mangel der Finger und Zehen, ihre gänz- 
liche Verwachſung untereinander. 
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Zu große klauenartig gekrümmte Nägel. 

$. 19. Im hohen Grade entſtellende Muttermale im Geſichte. 

$. 20. Bedeutende Geſchwülſte an den verſchiedenen Theilen 
des Körpers mit oder ohne einen Ausfluß. 

F. 21. Fettleibigkeit in einem fo hohen Grade, daß fie der 
freien körperlichen Bewegung hinderlich iſt. 
Hoher Grad von Abmagerung mit deutlich erkennbarer Kör⸗ 
perſchwäche. 

Auffallend große und tiefe Narben, durch welche der Ge— 
brauch und die Beweglichkeit der Theile gehindert wird. 


Militär⸗Stellungs⸗ oder Rekrutirungs⸗Flüchtling. 
G. 29. Jaͤnner- 1816, 3. 2534 (Gen. 71). 

Die unausgeſetzte Handhabung der Vorſchrift vom 28. Jaͤn⸗ 
ner 1814, 3. 2340, gemäß welcher kein Rekrutirungs⸗Flüchtling 
außer dem Falle, daß er bei feiner Rückkehr ſich freiwillig zur Militär: 
dienſtpflicht geſtellt hat, zum Antritte einer Wirthſchaft oder eines 
Gewerbes zugelaſſen werden ſoll, wird in Erinnerung gebracht. 
H. 27. Dez. 1816, Z. 26686; G. 26. Jänner 1817, 3. 3711. 

Daß durch die kundgemachte h. Hofverordnung vom 13. Sept. 
v. J., Z. 12028 (hierortiges Intimat vom 27. Sept. 1816, 3. 44123) 
die früher erfloſſenen Vorſchriften ), vermöge welcher Rekruti— 
rungs⸗ Flüchtlinge, wenn fie zurückkehren, ohne weiters und zwar 
binnen 24 Stunden ſelbſt à conto einer erſt nachträglich zu er⸗ 
folgenden Entlaſſung eines andern Mannes zum Militär geſtellt 
werden ſollen 2), nicht aufgehoben, ſondern noch immer in Wirk— 
ſamkeit find. (Gen. 111, 112 S.) Dieſemnach wird dem Kreis- 
amte im Nachhange zur hierortigen Vdg. v. 29. Jänner v. J., 
3.2534, aufgetragen, ſich in dieſer Hinſicht in einem genauen 
Einvernehmen mit dem Werbbezirks-Kommando zu erhalten, und 
bei jeder angeforderten Stellung eines Rekrutirungs-⸗Flüchtlings 
ſich nach Vorſchrift der hierortigen Vdg. v. 20. Dez. 1815, 3. 51612, 
durch vorläufige Unterſuchung die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
ob der in Frage ſtehende Mann nach dem eigentlichen Sinne des 
Wortes wirklich als Rekruten-Flüchtling betrachtet werden kann, 
wonach ſodann ſeine Stellung oder Freilaſſung zu verfügen iſt. 


1) G. 2. Maͤrz 1814, 3. 5095; und G. 29. Juli 1814, 3. 26528. 
2) Dieſe Verfügung wurde durch H. v. 31. März 1819, 3. 9824; G. 25. 
April 1819, 3. 19283, bekräftigt. 
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G. 13. März 1817, 3. 5438; G. 17. April 1817, 3. 16008, 

Die beſtehende Vorſchrift, daß alle wirklich überwieſenen 
Rekrutirungs-Flüchtlinge zum Militärſtande, in ſo ferne ſie hierzu 
tauglich ſind, aſſentirt werden ſollen, wird nunmehr auch auf 
jene erſtreckt, die zwar das für die Infanterie mit 5 Schuhen, 
3 Zoll beſtimmte Maß nicht haben, jedoch 5 Schuhe 1 Zoll 
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H. 16. Okt. 1817, 3. 23817; G. 22. Nov. 1817, 3. 62928 (Gen. 1087). 

Jeder Rekrutirungs⸗Flüchtling iſt Kraft des Geſetzes zum Ans 
tritt eines Gewerbes oder Grundbeſitzes unfähig. 

Dieſe Unfähigkeit kann durch feine Stellung zum Mililär nicht 
erlöſchen, weil ſonſt der Rekrutirungs-Flüchtling ganz gleich mit 
jenem behandelt würde, welcher ſich der Militärpflicht auf An— 
forderung ſeiner Obrigkeit willig unterzogen hat, wodurch der 
Zweck des Geſetzes verfehlt würde. 

Indeſſen kann die Unfähigkeit des Rekrutirungs— Flüchtlings 
zum Antritte eines Gewerbes oder Grundbeſitzes billigerweiſe nicht 
immer dauern, weil ſonſt die Strafe dem Vergehen nicht ange⸗ 
meſſen wäre. Es wird daher feſtgeſetzt, daß ein zum Militär ge— 
ſtellter Rekrutirungs-Flüchtling nach ausgedienter Kapitulation 
in die Rechte eines jeden andern Unterthans wieder eintritt. 

Vor geendigter Kapitulation darf künftig ein Rekrutirungs⸗ 
Flüchtling weder im Konzertationswege, noch gegen lan ent⸗ 
laſſen werden. 

H. 7. Aug. 1818, 3. 13802; G. 31. Aug. 1818, 3. 45229, 

Die Ediktal⸗Vorladungen bei Rekrutirungsflüchtlingen ſollen 
künftig nur bei den Ortsgerichten affigirt, und in die Provinzial— 
Zeitung auf die gewöhnliche Art, nämlich dreimal nach einander 
eingeſchaltet werden, wogegen es von aller weitern Kundmachung 
durch das Kreisamt und Länderſtellen abzukommen hat, und wo— 
bei es den Ortsobrigkeiten unbenommen bleibt, beſonders qualifi— 
zirte Flüchtlinge durch eigene Steckbriefe zu verfolgen, oder bei 
dem bekannten Aufenthalte eines Rekrutirungsflüchtlinges, deſſen 
Stellung durch Requiſitions -Schreiben an die betreffende Orts— 
obrigkeit nach den beſtehenden Modalitäten zu bewirken. 


H. 2. Marz 1827, 3. 5590; G. 15. März 1827, 3. 16521 (P. G. S. IX. 110). 


Ueber eine vorgekommene Frage, wer als Rekrutirungsflücht— 
ling anzuerkennen, und hiernach zu behandeln ſei, iſt feſtgeſetzt wor— 
den, daß Jemand als rekrutirungsflüchtig nur dann zu erklären 
ſei, wenn einer der folgenden beiden Umßände eintritt, nämlich 
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a) wenn ein Konffribirter aus Anlaß einer Rekrutirung ſich ohne 

Paß vom Hauſe entfernt, oder 

b) wenn der ohne Paß abweſende auf die Ediktalvorladung ſich 
nicht ſtellt. 

Jeder dieſer beiden Umſtände bildet den Charakter der Re— 
krutirungsflüchtigkeit. 

H. 18. Okt. 1827, 3. 32146; G. 26. Nov. 1828, 3. 74600. 

Der Hofkriegsrath hat im Einverſtändniſſe mit der hohen 
Hofkanzlei den General⸗Kommanden in den alt konſkribirten Pro⸗ 
vinzen die Weiſung ertheilt, bis auf weitere Anordnung nur ſolche 
Rekrutirungsflüchtlinge für das wirkliche Militär oder für die 
Landwehr zu übernehmen, welche ſich nach den neuerlich bekannt 
gemachten Grundfägen noch in dem militärpflichtigen Alter befinden. 
G. 31. März 1835, 3. 15765 (P. G. S. XVII. 182). 

Aus Anlaß einer Anfrage eines Werbbezirks-Kommando, ob 
die ediktaliter vorgeladenen, und innerhalb der beſtimmten Zeitfrift 
ſich nicht ſtellenden Rekrutirungs-Flüchtlinge von der Population 
abgeſchrieben werden dürfen, iſt man mit dem k. k. General-Mi⸗ 
litär⸗Kommando in dem Beſchluſſe übereingekommen, daß dieje— 
nigen Rekrutirungs Flüchtlinge, welche, nach dem Auswanderungs— 
Patente vom Jahre 1832, als Auswanderer anerkannt werden, 
in der Konſkription zwar mit Namen und Qualifikation verzeich— 
net bleiben, in der Klaſſifikation jedoch gelöſcht werden ſollen, 
um einerſeits die Verzeichniſſe dieſer Flüchtlinge zu lichten, an— 
dererſeits aber bei jeder Konſkriptions-Reviſion der Nachfrage 
über ein ſolches Individuum begegnen zu können. 

Die k. Kreisämter haben daher die Dominien hiernach zu 
verſtändigen, und dieſelben zugleich anzuweiſen, daß ſie gegen jene 
abweſenden Rekrutirungs⸗ Flüchtlinge, welche ſich nach der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift hiezu eignen, das Verfahren nach dem Auswan⸗ 
derungs-Patente ſtets einleiten ſollen, um ſelbe aus der Vormer— 
kung bringen zu können. * 
Hfkmrd. 18. Aug. 1838, 3. 29800; G. 14. Okt. 1838, 3. 66600 (p. G. S. 

XX. 514). 

Im Einverſtändniſſe mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei und 
mit dem k. k. Hofkriegsrathe wird bedeutet, daß für den Fall, als 
ungeachtet der beſtehenden Vorſichten ein rekrutirungsflüchtiges 
Individuum ſich in die Gränz- oder Gefällenwache einſchleichen 
ſollte, dem Kreisamte das Recht vorbehalten iſt, das Begehren 
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der Zurückſtellung eines ſolchen Individuums zu ſtellen, welchem 
ſonach unweigerlich Folge zu geben iſt. Es verſteht ſich übrigens 
von ſelbſt, daß die Reklamirung nicht durch den Umſtand bedingt 
fei, daß das betreffende Individuum bereits zur Fahne geſchworen 
habe; ſondern daß es hinreicht, wenn bei demſelben ein zur Be— 
gründung der Eigenſchaft der Rekrutirungsflüchtigkeit geſetzlich 
beſtimmtes Merkmahl eintrifft. 


Militär⸗Streuſtroh. 


G. 13. Aug. 1833, 3. 47377 (Gen. 1040), 

Ueber eine Anfrage des k. k. General-Militaͤr-Kommando: 
ob denjenigen Herren Stabs- und Oberoffizieren, welchen die Fou— 
rage vom Aerar unentgeldlich gebührt, auch das Streuſtroh in 
gleicher Art, und inſoferne erfolgt werden dürfe, als ihre Pferde 
in gemietheten oder ärariſchen Stallungen untergebracht ſind, und 
die Streu vom Landmanne gegen Zurücklaſſung des Düngers, 
nicht erlangt werdenifann, hat der Hofkriegsrath laut Eröffnung 
des k. k. General-Militär⸗-Kommando mit Beſchluß vom 18. Juli 
l. J., Z. J. 2761, fi dahin ausgeſprochen, daß in jenen Fällen, 
wo den betreffenden Individuen nach der Traktements⸗Vorſchrift 
der Bezug des Streuſtrohes mitbegriffen ſei, deſſen Abfaſſung 
aus den Aerarial-Magazinen, ſobald die Truppe ſelbſt nicht 
tranſen iſt, ſondern zur ſtabilen Bequartierung gehört, keinem 
Anſtande unterliegt. 

G. 16. Juli 1836, 3. 36574. (P. G. S. XVIII. 456). 

Mit einem Reſkripte des k. k. Hofkriegsrathes vom 20. Mai 
l. J., Z. 2275 A., ift dem k. k. Generale Kommando bedeutet 
worden: 8 

1) Daß nachdem der hierlandes beſtehende Militärquartier⸗ 
fond aufgehoben, und der Bedarf an Streuſtroh für den ftabilen 
Truppen⸗Friedensſtand, welcher ſonſt von Seite des Landes aus 
beſagtem Fonde beigeſchafft worden ift, auf das Militär- Aerar 
übernommen wurde, der kurrente Streuſtroh-Bedarf für den hier— 
ländigen Friedens-Bequartierungs-Militärſtand in den für den» 
ſelben aus gemittelten ſtabilen Quartiersorten, auf Rechnung des 
Militär⸗Aerars beizuſchaffen ſei; wobei bemerkt wurde, daß alle 
aus Galizien nicht wegbeordneten Truppenkörper, und die nicht 
zur Auflöſung beſtimmten Fuhrweſens-Abtheilungen, mit den 
Friedens Branchen, worunter auch das Beſchäl- und Remonti— 
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rungs-Departement zu zählen iſt, die künftige ſtabile Militär⸗ 
Bequartierung bilden. 

Dem zu Folge bleibe nach dem Abmarſche der aus dem Lande 
wegbefehligten Truppen, und nach Auflöſung der betreffenden Fuhr⸗ 
weſens-Abtheilungen, nichts mehr, was für eine zeitweife und 
tranſenale Bequartierung anzuſehen wäre, daher denn auch vom 
Tage des Einrückens der Truppenkörper und der nicht aufgelöſten 
Beſpannungs⸗Abtheilungen in ihre ſtabile Quartierorte, der 
Pferdeſtand derſelben mit dem Streuſtroh aus den Militär-Ver⸗ 
pflegs⸗Magazinen, oder durch die Subarendirung mittelſt auf 
Rechnung des Aerars vorſchriftmäßig behandelter Pachtverträge 
zu verſorgen ſei. 

Dieſer für die Beiſchaffung des Streuſtrohes auf ärariſche 
Koſten feſtgeſetzte Maßſtab für den ſtabilen Friedens-Dislokations⸗ 
ſtand, gilt auch für die Quartiere der Offiziere, Mannſchaft und 
Parteien. 

2) Hinſichtlich der Streuſtroh-Beiſchaffung ſei auch die jähr- 

liche Diviſions⸗, Bataillons- und Regimentsweiſe Concentrirung 
als gewöhnlich und bleibend jährlich eintretend, dazu zu rechnen, 
ſohin für dieſe Concentrirung das Streuſtroh-Erforderniß ebenfalls 
vom Aerar zu beſtreiten. 

Für die Quartiere der Offiziere, Mannſchaft und Parteien 
aber, welche ihren ftabilen Quartierort während der Divifions-, 
Bataillons- oder Regimentsweiſen Concentrirung verlaſſen müſ⸗ 
ſen, trete die Tranſenal- oder Marſchgebühr ein. 

3) Während aller andern Märfche zu größeren Concentri⸗ 
rungen, Behufs der Waffenübung im Lager, oder zur Beziehung 
von Cordons, oder wegen Dislokations-Aenderungen, tritt für das 
Streuſtroh, ſo wie für die Quartiere, die Tranſenal-Gebühr und 
unentgeltliche Abgabs-Obliegenheit auf Seite des Landes, gleichwie 
für alle Ergänzungs- und Rimonten-⸗Transporte ein, bei welchen 
nur die Bezahlung des Schlafkreuzers für die Mannſchaft vom 

Aerar zu leiſten iſt. 

4) Zu dieſen dem Lande obliegenden Streuſtroh- und Quar⸗ 
tiers⸗Marſcherforderniſſen ſei auch der Marſch oder Transport der 
Beſchälpferde in die zum Beſten des Landes nach Bedarf gewechſelt 
werdenden Belegungsſtationen, fo wie während des bloß zeitwei— 
fen Aufenthaltes in letzteren Stationen zu zählen, und durch dieſe 
Marſch⸗, dann Aufſtellungszeit beſagter Pferde das Streuſtroh 
eben fo, wie in den übrigen Provinzen vom Lande für dieſe, wie 


746 Militär - Subarendirung. 


befagt, bloß zum Beſten und Nutzen der Einwohner Statt har 
bende Detachirung unentgeldlich abzugeben. 


Militär: Subarendirung. 


C. 23. Nov. 1816, 3.4708. Ged. (Pill. S. Nr. LX. S. 20%). 

Der a. h. Entſchl. zufolge, ſoll die Militär-Verpflegung 
überall, wo und in ſo weit es nur immer möglich iſt, gleich in den 
Kantonirungs⸗Stationen durch Verpachtung an Städte, Zünfte, 
Ortsobrigkeiten, Gemeinden oder ſonſtige Private im Wege der 
ſogenannten Subarendirung unmittelbar bewirkt, und nur in ſo 
weit durch eigene Regie beſorgt werden, als die Subarendirung 
durchaus nicht zu erreichen wäre. 

In dieſer Hinſicht hat die Landesſtelle und das General-Mi⸗ 
litär-Kommando die nöthigen Vorkehrungen getroffen, um das 
Verpflegs⸗Subarendirungsgeſchäft in den gewünſchten Gang zu 
ſetzen. 

Sowohl die Kreisämter als auch die Militär-Verpflegs-Ma— 
gazine ſind mit den nöthigen Inſtruktionen ) verſehen worden. 
Dieſe Behörden ſind es, welche nach den örtlichen Verhältniſſen 
die gehörigen Aufforderungen zur dießfälligen Unternehmung zu 
erlaffen haben, und an die ſich, vorzüglich an die Kreisämter, auch 
ohne beſondere Aufforderung, gewendet werden kann; indem dieſe 
ſchon die Initiative zu dieſem Geſchäfte vorzunehmen, die Unter— 
nehmer in allen Fällen, wo von Seite des Militärs wider alles 
Verhoffen doch etwa die Kontrakts-Bedingniſſe nicht zugehalten 
werden wollten, auf ihr jedesmaliges Anſuchen um Abhilfe immer 
ſogleich gehörig zu vertreten, und darauf zu ſehen angewieſen 
worden ſind, daß dem Subarendator die ſtipulirte Zahlung immer 


ſogleich, das iſt: ſyſtemmäßig monatlich, oder auch halbmonatlich 


ſicher geleiſtet werde. 

Der Subarendator muß die Naturalienabgabe in der kontrakt— 
mäßigen Qualität, im ſtipulirten Maße und Gewichte an die 
Truppen unmittelbar ohne alle Zuthat des Verpflegsperſonals 
gegen Quittung des Militärs beſorgen, und darf unter keinem 
Vor wande eine Vorſpann, oder ſonſt eine der Verpflegsregie zuſte— 
hendes Befugniß benützen. Tritt jedoch der Fall ein, daß der Sub— 
arendator ärariſche Magazinsbehältniſſe oder Requiſiten zu benützen 
in der Gelegenheit iſt, ſo hat er den Zins dafür zu entrichten. 


1) Inſtruktion ddo. Wien 1. Sept. 1810. G. 27. Sept. 1810, 3. 36782. 
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Die Subarendirungs-Kontrakte werden in der Regel auf drei 
bis ſechs Monate, nach Umſtänden auch auf längere Zeit abgeſchloſ— 
fen; jedoch werden auch Anbote zur Lieferung der Verpflegsartikel 
auf zwei oder ſogar auf Einen Monat angenommen, wenn es 
ganz und gar unmöglich wäre, Unternehmer für den immer wün⸗ 
ſchenswertheren längeren Zeitraum zu finden. 

Um das Subarendirungsgeſchäft möglichſt zu befördern, wer: 
den den Subarendatoren auf Verlangen Geldvorſchüſſe, die dem 
dritten Theile ihrer kontraktmäßigen Forderungen gleich kommen, 
verabreicht, und dieſer Beſtimmung wird keine zu ängſtliche An— 
wendung gegeben werden; folglich werden ſolche Vorſchüſſe, wo 
nur immer keine Gefahr eines Verluſtes für das Aerar vorliegt, 
verabfolgt werden. 

Desgleichen hat der Subarendator die Forderung übertriebe— 
bener Kautionen und ſonſtiger läſtiger Bedingniſſe nicht zu beſor— 
gen. Kautionen ſind bei Dominien, bei Solidarhaftungen von 
Gemeinden, Zünften oder verlaͤßlichen Ge ten, und bei 
ſonſtigen in Anſehung ihres Vermögens, der! de lichkeit, Thätig- 
keit und Solidität hinlänglich bekannten Untepehmern nicht nöthig; 
ſie unterziehen ſich der politiſchen Exekutio und Sequeſtration. 

Bei den Subarendirungs-Verhandlungen wird der von den 
Kreisämtern gehörig zu regulirende Marktpreis des Quartierorts, 
und wenn da kein Markt gehalten wird, jener des nächſten Markt: 
ortes zur Grundlage genommen; hierbei werden die Regiekoſten 
nebſt einem angemeſſenen bürgerlichen Gewinne berückſichtigt, und 
wird überhaupt nach der, den Behörden vorgezeichneten Inſtruttion, 
nicht aus zu ängſtlichen, ſondern möglichſt liberalen Grundſätzen 
ausgegangen werden. i 

Sollten ſich Fälle ereignen, daß Stationen vor dem Aus: 
gange des Kontraktes von den Truppen geräumt werden müſſen, 
und daß der Subarendator hierdurch berechtigt ſein dürfte, aus 
Anlaß der erübrigten Vorräthe eine Entſchädigung anzuſprechen; 

ſo wird, wenn hierwegen mit dem Subarendator in dem Kon— 
trakte kein anderes Uebereinkommen getroffen werden könnte, die 
Bedingung angenommen werden: daß das Aerar, wenn die Trup— 
pen ohne vorhergegangene vier- oder ſechswöchentliche Aufkündi— 
gung abrücken ſollten, von dem erübrigten wirlich vorhandenen 
Vorrathe ein nach dem Verhältniſſe der noch nicht verfloſſenen 
Kontraktzeit zu bemeſſendes Quantum übernehmen wolle. 
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Alle dieſe den Unternehmern der Truppen = Verpflegs- 
Subarendirung zugeftandenen beſonderen Begünſtigungen, dann 
die weiteren ſehr rückſichtswürdigen Betrachtungen, daß durch dieſe 
Verpflegungsart alle Laſten der Landeslieferung wegfallen, daß 
jedem Produzenten der freie Verkehr ſeiner Fechſung geſichert, 
Müllern und Bäckern ihr Erwerb erleichtert und vergrößert, daß 
die das Land ſo drückende Naturalienverführung aus den Magazi— 
nen in die Bequartierungsortſchaften, zu und aus den Mühlen ꝛc. ꝛc., 
welche ſowohl bei der Landeslieferung, als bei der ärariſchen Re— 
gie unvermeidlich iſt, entbehrlich wird, daß endlich in dem Maße, 
als das Aerar durch eine billige Verpflegs-Subarendirung Er— 
leichterung findet, auch die Unterthanen in ihrer Beſteuerung mehr 
geſchont werden, alle dieſe Vortheile und Vorzüge alſo ſprechen 
zu laut und mächtig für Einzelne und für das Allgemeine, als 
daß dieſe Anſtalt nicht überall willkommenen Eingang, die beſte 
Aufnahme finden, ſomit nicht die üg und bleibende 
Ausdehnung erhalten ſollte. 


G. 26. Febr. 1817, 3.9331, 
Aus Anlaß eines vorgenommenen Entſchädigungs⸗ Anſpruches, 
welcher ſich auf einen in der Textirung des Kontrakts enthaltenen 
Vorbehalt der Schadloshaltung gründete, hat der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath ſämmtlichen General-Militär-Kommanden zur Anweiſung der 
Magazine aufgetragen: zur Vermeidung aller Streitigkeiten und 
Entſchaͤdigungs-Anſprüche für die Zukunft in dem Subarendirungs- 
Kontrakte keine auf Entſchädigungen wie immer lautende Klauſeln 
oder Bedingniſſe aufzunehmen. f 
G. 20. März 1817, 3. 24208 (Gen. 535 und 586). 

Man findet ſich veranlaßt, dem Kreisamte in Erinnerung zu 
bringen: daß zu den Subarendirungs-Verhandlungen, weil wegen 
Erleichterung derſelben keine Vadien, und keine Kautionen in Abſicht 
auf die Zuhaltung der Kontrakte gefordert werden, nur immer 
ganz verläßliche und ſolide Unternehmer zuzulaſſen, und hievon 
Individuen, gegen welche dießfalls Bedenken obwalten, auszuſchlie— 
ßen ſeien, nachdem widrigens nur das Kreisamt, wenn die Ver— 
pflegung der Truppen gefährdet würde, oder wohl gar das Aerar in 
pefuniärer Beziehung zu Schaden käme, dafür verantwortlich bleibt. 
G. 28. Aug. 1817, 3. 37330. 

$. 3. Bei gleichen Preisanboten haben chriſtliche Gewerbs⸗ 
leute und Unternehmer vor den Juden den Vorzug. 
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G. 28. Aug. 1817, 3. 42195. 

Mit h. Dekret der Subarendirungs-Hofkommiſſion vom 
9. Auguſt, 3. 814, wurde aus Anlaß einer höchſten Orts vorge— 
kommenen Anfrage eröffnet, daß, nachdem in Folge A. h. Befehls 
alle, in Militärangelegenheiten eingehenden Strafbeträge zu Gun— 
ſten der Militär-Badanftalten verwendet werden, auch die in Folge 
des §. 11 der Subarendirungs-Inſtruktion von ſtraffälligen 
Subarendatoren eingetriebenen Strafgeld er zu gleichem Zwecke an 
die Militär⸗Behörde abzuführen feien. 

G. 18. Jänner 1818, 3. 2073 (Gen. 65 und 66 S.). 

Daß der Subarendator in dem Orte, für welchen er die Ver⸗ 
pflegung kontrahirt, oder wenigſtens in der Umgegend desſelben 
anſäßig ſein ſoll, und daß an einen und den nämlichen Unterneh— 
mer nur im Falle eines wirklichen bedeu; Vortheils für das 
Aerar, oder wenn für jeden einzelnen Bedärfsort durchaus kein 
beſonderer annehmbarer Subarendator aufzufinden wäre, 
Stationen überlaſſen werden dürfen, wovon die dem k. Kreis 
am 3. März 1817, 3. 10643, bekannt gemachte Hofkommiſſibns⸗ 
Bog. v. 19. Febr. 1817, 3. 463, bloß für Galizien eine Ausnahme 
rückſichtlich der Ausdehnung des Unternehmens auf einen ganzen 
Bezirk geſtatten mußte. 

G. 27. Jän. 1819, 3. 3703 (P. G. S. 1. 13). 

Nach dem Ableben eines Subarendators treten deſſen Erben 
zur Vollziehung der Kontraktsverpflichtungen ein. 
G. 14. Aug. 1820, 3. 39357 (P. G. S. II. 214). 

Die Kontrollirung der Subarendatoren durch Mehl- und 
Backproben wird aufgehoben. 


G. 12. Juli 1821, 3. 36489 (P. G. S. III. 114). 5 
Von Subarendirungsunternehmern darf außer der für die 
genaue Zuhaltung der Kontraktsverbindlichkeit zu leiſtenden Kau⸗ 
tion, für die ihnen überlaſſene ärariſche Magazinsbäckerei und 
Depoſitorien, keine weitere Bürgſchaftsleiſtung verlangt werden. 


G. 30. März 1822, 3. 12731 (p. G. S. IV. 148). 

Auch in Subarendirungskontrakten iſt die Klauſel: daß ſich 
der Kontrahent dem politiſchen Executionswege unterwerfe, und 
auf den Rechtsweg Verzicht leiſte, weg — den Kontrahenten der 
Rechtsweg offen zu laſſen, und der Lizitationsakt für den Beſtbieter 
gleich vom Tage der Ratifikation verbindlich. 
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G. 5. April 1824, Z. 20019 (P. G. S. VI. 64). 

Militar⸗Verpflegs-Subarendatoren ſollen gleich nach der 
letzten Faſſung eines jeden Monats mit den Verpflegs-Magazinen 
abrechnen. 

G. 5. Okt. 1821, 3. 58175 (P. G. S. VI. 181). 

Wie ſich bei Militär⸗Verpflegs-Subarendirungs-Kontrakten 
rüchſichtlich des Stempels zu benehmen ſei. 

G. 9. Jän. 1826, 3. 76259 (P. G. S. VIII. 2). 2 

Subarendatoren ſollen mit den Verpflegs-Magazinen mit 
Ende jeden Monats Abrechnung pflegen. 

G. 13. Jän. 1826, 3. 75834 u. 885 (P. G. S. VIII. 5). 

Beſtimmung der Modalitäten, wie ſich bei Subarendirungs— 
Verhandlungen rückſichtlich der Erfüllungs-Kautionen zu beneh— 
men ſei. 

G. 2. Aug. 1826, Z. 47545 (P. G. S. VIII. 121). 

Subarendatoren ſollen gegen bloße Interimsſcheine keine 
Natural: und Service⸗Artikel verabfolgen. 

G. 23. Sept. 1826, 3. 55427 (P. G. S. VIII. 158). 

Anhang zur Subarendirungs-Inftruftion, daß Ortsgemeinden 
zur Subminiſtrirung für garniſonirende Truppen gar nie, für 
marſchirende aber höchſtens bei unvorhergeſehen größeren Truppen⸗ 
märſchen verhalten werden dürfen. 

G. 4. März 1827, 3. 12788 (P. G. S. IX. 90). 

Nachtragsofferten bei Subarendirungen müſſen an die Lokal⸗ 
behandlungskommiſſionen, oder an die Kreisämter oder Kreisma— 
gazine eingereicht werden. — In welchen Fällen ſelbe zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. 

G. 9. Juni 1827, 3. 37562 (p. G. S. IX. 286). 

In den fünftägigen Marktpreiszetteln müſſen die Verkaufs⸗ 
preiſe bei Früchten für den nieder⸗öſterreichiſchen Metzen, und bei 
Unſchlittkerzen für das niederöſterreichiſche Pfund notirt werden. 
G. 19. Juli 1827, 3. 88007 (p. G. S. IX. 296). 

Preiſe für Feilſchaften ſollen in den obrigkeitlichen Markt: 
preiscertiſikaten nicht nur mit Ziffern, ſondern auch mit Buchſtaben 
geſchrieben werden. 

G. 18. April 1830, 3. 24160 (P. G. S. XII. 160). 

Modalitäten wegen Vergütung des Lagerſtrohes, welches von 
Subarendatoren bis zum Ausgang ihrer Kontrakte ſtatt der Quar⸗ 
tierträger für das Militär geliefert wird. 
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G. 1. Juni 1830, 3. 18535 (P. G. S. XII. 262). 

Wie ſich gegen die Subarendatoren zu benehmen ſei, welche 
bei Verhandlungen über vorgekommene Klagen wegen ſchlechter 
oder nicht hinreichender Verpflegsartikel nicht erſcheinen. 

G. 1. Juni 1830, 3. 33477 (P. G. S. XII. 266) 

Behandlung der Subarendatoren in Fällen, wo es nicht mög— 
lich ſein ſollte, die verlangte Sicherheit des Aerars durch bloße 
Bürgſchaft zu erreichen. 

G. 4. Juni 1830, 3. 34427 (p. G. S. XII. 270). 

Beſtimmung über die Ausfertigung der Marktpreiszetteln 
für die Verpflegsmagazine. 

Hofkriegsraths-Vdg. 5. Aug. 1830, 3. 3536; G. 23. Sept. 1830, 3. 56612 

(P. G. S. XII. 402). 

Vorſchrift über Ergänzung der Reſerve-Vorräthe, wozu die 
Subarendatoren verpflichtet ſind. 

G. 9. Okt. 1830, 3. 62776 (P. G. S. XII. 424). 

Vorſchrift wegen genauer Ueberwachung, größerer Garantie 
und Vorbeugung der heimlichen Verwendung der von Subaren— 
datoren zu unterhaltenden Reſerve-Vorräthe. 

G. 5. Dez. 1830, 3. 78778 (P. G. S. XII. 486). 

8 Vorſchrift wegen guter Verpflegung der Soldaten mit Brot, 
und Verhütung jeder Verkürzung derſelben an ihrer Gebühr. 

G. 16. Jän. 1831, 3. 79966 ex 1830 (P. G. S. XIII. 30). 

Wenn das Militär zur Kontraktionszeit aus dem Bequar— 
tirungsorte abrückt, ſei die Ueberwachung der von den Subaren— 
datoren zu unterhaltenden Reſervevorräthe den Ortsobrigkeiten 
zu übertragen. 

G. 22. Jän. 1832, 3. 991 (P. G. S. XIV. 24). 

Benehmen mit den kurrenten Abgaben der Verpflegsartikel 
und mit der Sammlung der Reſervevorräthe. 
G. 3. Okt. 1832, 3. 56366 (P. G. S. XIV. 330). 

Im Militär-Verpflegsweſen genügt bei Obligationen zur 
Kaution bis auf ein Jahr eine Widmungsurkunde anſtatt der 
Vinkulirung. 

G. 30. März 1833, Z. 17839 (P. G. S. XV. 90). 

Der Anſpruch des Reſervevorrathes der Subarendatoren iſt 
den Verpflegsmagazinen noch 30 Tage vom Ausgange des Kon— 
traktes vorbehalten. 


752 Militär- Unterart. 
G. 30. Nov. 1833, 3. 73509 (P. G. S. XV. 306). 

Beſtimmung der Nefervevorräthe bei Subarendirungen für 
kürzere Perioden. 

G. 30. Okt. 1884, 3. 65942 (P. G. S. XVI. 488). 

Wie ſich die Lokalkommiſſionen bei Subarendirungs = Ver: 
handlungen hinſichtlich der Kautionen der Unternehmungsluſtigen 
zu benehmen haben. 

G. 29. Mai 1835, 3. 31152 (P. G. S. XVII. 252). 

Beſtimmungen über die Form und Beſtätigungsart der 
Subarendirungs⸗Kontrakte. 

G. 21. Juli 1835, 3. 40738 (P. G. S. XVII. 528). 

Subarendirungs-Behandlungskommiſſionen dürfen nicht bloße 
Grundbuchsextrakte ohne Intabulations-Beſtätigungsklauſel und 
ohne Widmungserklärung für Kautionen annehmen. 

G. 11. Aug. 1836, 3. 46509 (P. G. S. XVIII. 500). 

Beſtimmung, daß ein Subarendator im Weigerungsfalle der 
mit dem Verpflegsmagazine zu pflegenden Abrechnung, hiezu mit 
Zwangsmitteln von den politiſchen Behörden eben fo zu verhalten 
ſei, wie ihm gegenſeitig das Recht eingeräumt werde, gegen das 
die Kontraktsbedingniſſe etwa nicht zu haltende Militär-Aerar eine 
gleiche Abhilfswirkſamkeit dieſer Behörden anzuſprechen. 

G. 25. Sept. 1836, 3. 54287 (P. G. S. XVIII. 578). 

Subarendatoren werden verpflichtet, dort, wo keine Militär— 
magazine beſtehen, zur Aufbewahrung des Mehls, auf eigene Ko— 
ſten zweckmäßige Mehlkammern zu miethen oder herzuſtellen. 

G. 22. Mai 1837, 3. 31909 (P. G. S. XIX. 258). 

Vorſchrift, wenn bei der Subarendirungsverhandlung von der 
Erzeugung des Brotes durch die Subarendatoren auf den ärariſchen 
Bäckereien abgegangen werden kann. 


Militär-Unterarzt. 
St. H. C. 8. Okt. 1829, 3. 4876; G. 26. Okt. 1829, 3. 64323 (P. G. 

S. XI. 41). 

Es langte die Weiſung herab, daß Se. Majeftät neuerlich zu 
befehlen geruhten, daß bei den geſammten Univerſitäten und ſon— 
ſtigen Givil-Lehranftalten die beſtehenden Verordnungen, wornach 
kein Militärarzt bei ſolchen als ordentlicher Schüler aufgenommen 
werden ſoll, mit Nachdruck erneuert werden. 


Militär Wade. 
Militär -Verpflegs - Magazin, 


G. 28. Aug. 1833, 3. 44882 (P. G. S. XV. 228). 

Ueber Anſuchen des General-Militär-Kommando vom 12. d. M. 
S. 2844 findet man, zur möglichſten Vermeidung der von den 
Verpflegsmagazinen zur Beförderung ihrer Dienſtpackete in Auf— 
rechnung gebracht werdenden Botenlohns-Auslagen, ſich veranlaßt, 
den Kreisämtern aufzutragen, alle jene Ortsobrigkeiten, wo ſich 
ein Verpflegs⸗Magazin, aber keine Poſtſtation befindet, aufzufor— 
dern, fo oft dieſelben ohnehin Boten zur Beförderung der ämtlichen 
Korreſpondenz an das k. k. Kreisamt, oder an die nächſt gelegene 
Poſtſtation abſenden, ſtets auch auf Verlangen des Verpflegs— 
Magazins die ämtlichen Packete und Dienſtſchriften desſelben, 
ohne Entgelt, mittelſt derſelben Botengelegenheit zu befördern. 
Uebrigens verſteht ſich aber von ſelbſt, daß die Ortsobrigkeiten 
nicht verhalten werden können, zur Beſorgung der Amtspackete 
der Verpflegs⸗Magazige beſondere, außer den ohnehin gewöhnlich 
abgehenden Boten zy bezahlen oder aufzunehmen. 


Militär⸗Wache. 
C. 2. Aug. 1782. Ged. (Pill. S. Nr. XXVII. S. 105). 

Von der Militärwache Arretirte laufen Gefahr, von ſelber 
erſchoſſen zu werden, wenn ſie ihr entſpringen wollen. 
C. 11. Aug. 1807, 3. 5368. Ged. (Pill. S. Nr. XLIL. S. 141). 

Da es von beſonderer Wichtigkeit für die Erhaltung der Ruhe 
und Sicherheit iſt, daß die üblen Folgen vermieden werden, welche 
daraus entſtehen müſſen, wenn Beamte und Wachen in der Voll— 
ſtreckung ihres Amtes oder Dienſtes verhindert werden, ſo haben 
Se. Majeſtät den Befehl zu ertheilen nothwendig befunden, daß 
jede gegen Militär-Wachen verübte Unbill auf der Stelle auf das 
Strengſte geahndet, und bei Widerſetzlichkeiten gegen die Wache von 
dem Säbel und Bajonette, ja ſogar, wenn es erforderlich iſt, vom 
Schießen Gebrauch gemacht werde. ($$. 72 und 73, II. Thl. d. 
St. G. B.) Republizirt am 28. Mai 1827. G. 3. 33069. 

H. 16. Jän. 1838, 3.1050; G. 22. März 1838, 3. 6888 (P. G. S. XV. 86). 

Gelegentlich der im Einvernehmen mit den betreffenden Hof: 
ſtellen verhandelten Frage: ob die öffentlichen Wachen gegen Ver— 
folgte oder Flüchtige, die auf dreimaliges Anrufen der Wache zum 
Haltmachen nicht ſtehen bleiben, zu ſchießen berechtiget werden 
ſollen! haben Seine k. k. Majeftät mit a. h. E. vom 11. Jänner 
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J. ſich verneinend zu erklaren geruhet, mit dem Beiſatze, daß 
man ſich in dieſer Beziehung nach den Beſtimmungen des $. 284 
J. Theils des Strafgeſetzes zu benehmen habe. 


Militär⸗Wachſtuben. 
G. 21. Jänner 1835, 3. 801 (P. G. S. XXVII. 64). 

Man iſt mit dem k. k. General-Militär⸗Kommando überein- 
gekommen, daß es hinſichtlich jener Wachſtuben, welche hauptfäch- 
lich zu militäriſchen Zwecken aufgeſtellt ſind, und von welchen nur 
einzelne Poſten für den Dienſt der politiſchen Gerichts- oder Ka— 
meral⸗Verwaltung abgegeben werden, bei der mit hierortiger Ver: 
ordnung vom 27. Auguſt 1832, 3. 45793, bekannt gemachten 
Verzichtleiſtung des Militär-Aerars auf den Erſatz der Auslagen 
für dieſe einzelnen Poſten, von der durch die politiſchen, Unterbehör— 
den eingeleiteten, halbjährigen Ausweiſung der Beköſtigungs-Aus— 
lagen gänzlich abzukommen habe; daß hingegen für jene Wachſtu⸗ 
ben, welche hauptfächlich zu nicht militäriſchen Zwecken beſtehen, 
deren Beköſtigungs-Auslagen jedoch vom Militär-Aerar beftritten 
werden, die halbjährigen Beköſtigungs⸗Ausweiſe zum Behufe der 
Rückvergütung von den Militär-Unterbehörden, und zwar je nach⸗ 
dem dieſe Rückvergütung entweder das Kameral-Aerar oder die 
Gefällskaſſe betrifft, abgeſondert zu liefern ſeien. 

Indem man hievon die k. Kreisämter mit dem Beiſatze in 
die Kenntniß fest, daß das k. k. General-Militär⸗Kommando dieß⸗ 
falls das Nöthige an die betreffenden Truppenkörper erlaſſen hat, 
werden dieſelben zugleich von der, mit hierortiger Verordnung vom 
29. Mai 1833, 3. 28950, angeordneten, halbjährigen Einſendung 
der Wachſtuben-Auslagen-Ausweiſe für die Zukunft hiermit gänz- 
lich enthoben. 

G. 30. Juni 1837, 3. 39188 (P. G. S. XIX. 302). 

Die Beiſchaffung der Geräthſchaften für die zum Civilzweck 
abgetretenen Militär-Wachſtuben und deren Unterhaltung, fo wie 
die Reinigung und 4 der Wachſtuben⸗Lokalien, liegt dem 
Civil⸗Aerar allein ob. 

G. 1. Juli 1837, 3. 37018 (P. G. S. XIX. 304), 

Dem Militär-Aerar iſt das, an die für Civilzwecke aufgeſtellten 
Militär⸗Wachſtuben verabreichte Wachſervite — wenn die Mann- 
ſchaft nicht aus dem Stande der auf Schlafgeld Bequartierten 
genommen wird, — zu vergüten. 


Militär » Waffenübung. 755 
Militär - Waffenübung. 


H. 2. Nov. 1837, 3: 26838; G. 2. Dez. 1837, 3. 77511 (P. G. S. XIX. 812). 

1. Für die Exerzierplätze zu den gewöhnlichen Konzentrirun— 
gen der einzelnen Regimenter, oder ihrer Unterabtheilungen, muß 
fortan in der bisherigen Art vorſchriftsmäßig geſorgt, und können 
ſonach Entſchädigungsanſprüche für dieſe nicht vorausgeſetzt werden. 

Die Exerzierplätze für Brigaden oder mehrere Regimenter 
müſſen, in ſo weit nicht für ſolche, wie dieß größeren Theils bereits 
der Fall iſt, in einer Art geſorgt wurde, daß gegründete Schadlos— 
haltungsforderungen nicht wohl vorkommen können, in Gemäßheit 
der a. h. E. vom 28. Jänner 1831 dergeſtalt ausgemittelt werden, 
um derlei Anſprüchen möglichſt begegnen zu können. 

2. Gleichwie für die Uebungs-Lager die Zeit ihrer Abhaltung 
mit Rückſicht auf möglichſte Hindanhaltung von Störungen in 
den landwirthſchaftlichen Geſchäften beſtimmt wird, iſt dieſe Sorg— 
falt im wechſelſeitigen Einverftändniffe des General-Militär-Kom⸗ 
mando und der Landesſtelle auch bei Feſtſetzung der Zeit für grö— 
ßere Truppen⸗Konzentrirungen zu beobachten. 

3. Es kann daher nur bei Uebungs-Lagern, dann in den ſel⸗ 
tenen Fällen, wo zum Behufe größerer Truppen⸗Konzentrirungen 
die sub 1 bezeichneten Waffenübungs⸗Plätze durchaus nicht aus: 
findig zu machen fein ſollten, die Vergütung des wirklich verur— 
ſachten Schadens eintreten. 

4. Unmittelbar nach Bekanntgebung der Zeit, in welcher die 
Verſammlung der Truppen ſtattfinden fol, hat eine militäriſch— 
politiſche Lokal-Kommiſſion den dazu erforderlichen Platz auszu— 
mitteln, und die Grundbeſitzer darnach zu verſtändigen, auch zur 
Abräumung der Früchte zur gehörigen Zeit anzuweiſen. Kurz vor 
Beginn der Truppen-Verſammlung wird ſodann dieſe Lokal⸗ 
Kommiſſion, mit Beiziehung der betreffenden Grundbeſitzer, den 
Stand der Dinge auf dem fürgewählten Platze, insbeſondere den 
Werth der bis dahin noch nicht zur Reife gediehenen und deßhalb 
nicht abgeräumten Früchte, und deſſen Differenz gegen jenen der 
gereiften, auf das Genaueſte zu erheben haben. 

Zum dritten Mal endlich hat dieſe nämliche Kommiſſion gleich, 
nachdem die Truppen den Platz verlaſſen haben, und die unten 
ad 6 erwähnten Erdausgleichungen bewerkſtelliget find, dieſen noch 
einmal in Augenſchein zu nehmen, und den Schaden aller Art, 
welcher den Grundbeſitzern durch die Benützung ihrer Realitäten 
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für die militärifchen Zwecke wirklich zugefügt worden, forgfältig in 
deren Gegenwart auszumitteln, und mit Genauigkeit ſchaͤtzen zu laf- 
fen. Alle Entſchädigungsanſprüche müſſen bei dieſer dritten Kom 
miſſion angemeldet und verhandelt werden, weßhalb die politiſchen 
Behörden zur Hindanhaltung nachträglicher Reklamationen für 
die gehörige Vorladung aller Partheien, welche es betrifft, unter 
ihrer Verantwortung gewiſſenhaft zu ſorgen haben. 

5. Obwohl auch für den entgangenen Nutzen Erſatz gebührt, 
ſo muß doch dieſer Nutzentgang genau bewieſen werden. Dieß gilt 
namentlich von der behaupteten Unthunlichkeit des Winteranbaues 
auf den in Rede ſtehenden Feldern, die ſtets mit Rückſicht auf das 
übrige Wirthſchaftsſyſtem geprüft und gewürdigt werden muß. 

6. Die Erdausgrabungen für Kochheerde, Keller, Abzugs— 
gräben, Latrinen, Zelte u. f. w. find, nach Beendigung des Lagers, 
durch Militärmannſchaft ſo ſchleunig, als möglich, wieder ausglei— 
chen zu laſſen. In Betreff des auf den Lagerplätzen befindlichen 
Pferdedüngers iſt ſich, mit Rückſichtnahme auf die beftehende La— 
gerordnung, nach der bisherigen Gepflogenheit zu benehmen. Fire 
Entſchädigungs-Pauſchalien finden in obigen Beziehungen ſowohl, 
als in den früheren, nicht ſtatt. 

7. Es iſt die beſondere Pflicht der Lokal-Kommiſſion mit Un⸗ 
partheilichkeit und Umſicht zu verfahren, alle gerechten Anſprüche 
zu beachten, allen unbegründeten oder überſpannten Forderungen 
aber kräftig zu begegnen. 

8. Das Protokoll der Kommiſſion über die letzte Beaugen— 
ſcheinigung mit den Entſchädigungsanträgen iſt laͤngſtens 4 Wo⸗ 
chen nach beendigter Waffenübung, im vorgeſchriebenen Dienſtwege, 
nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. General-Militär⸗ 
Kommando an die Hofkanzlei zu leiten, und von dieſer an den 
k. k. Hofkriegsrath gelangen zu machen, der ſich angelegen ſein zu 
laſſen hat, die Vergütung des, nach genauer Erörterung, liquid be— 
fundenen Schadenbetrages, oder die Behebung der etwaigen An— 
ſtände, unverweilt zu verfügen. 


Mineralwäſſer. 


A. h. E. 22. Dez. 1832, H. 29. Dez. 1832, 3. 800995 G. 24. Jän. 1888, 
3.3884 (P. G. S. XV. 24). 


Se. Majeſtät haben die Nachbildung von Mineralwaͤſſern 
allgemein zu verbieten geruhet. 


— 


Montur. 757 


Montur. 


G. 22. Jan. 1817, 3.3366 (Gen. 87 u. 88. S.). 

Es iſt hervorgekommen, daß einem vom Militär entlaſſenen 
Soldaten aufgebürdet werden wollte, diejenige Entſchadigung für 
Monturs Sorten dem Militär-Aerar zu leiſten, welche nach den 
beſtehenden Vorſchriften das Dominium ſelbſt zu entrichten ver— 

n iſt. 

Obwohl durch die dermalige, mit hierortiger Vdg. v. 26. Sep⸗ 
temb. 1816, 3. 44103, demſelben bekannt gemachte, a. h. Ent⸗ 
ſchließung, nach welcher es vom Erſatze des Montur- und Hand: 
geldes für die im Konzertationswege entlaſſen werdenden Soldaten 
abkommt, ein derlei Fall nicht ſobald eintreten wird, ſo wird das— 
ſelbe dennoch für die Zukunft auf dieſen Unfug aufmerkſam gemacht, 
und zu deſſen Abſtellung in vorkommenden Fällen angewieſen. 

G. 25. Mai 1829, 3. 31446 (P. G. S. XI. 154). 

Da, ungeachtet des zu wiederholten Malen kundgemachten 
Verbots des Ankaufes und des Verkaufes ärarifcher Montursſtücke 
dennoch bei ſehr vielen Unterſuchungen und Aburtheilungen der 
Militär: Individuen Verkäufe ärariſcher Montursſtücke wahrge— 
nommen wurden, und ſchädliche Unterſchleife mit neuen und alten 
Aerarial⸗Montursſorten getrieben werden, ſo wird das zuletzt un— 
term 20. Jänner 1809, 3. 1455, allgemein kund gemachte Verbot 
des Einkaufes oder Verkaufes, der Einhandlung oder Umtauſchung 
eines Montursſtückes, von wem es immer ſein möge, mit dem Bei— 
ſatze erneuert, daß alle betroffenen neuen oder alten Aerarial-Mon— 
tursſorten ohne Rückſicht in Beſchlag genommen, und an die nächſte 
k. k. Militär⸗Oekonomie-Kommiſſion oder Depot werden abgege— 
ben werden; ferners, daß jeder, der durch Kauf oder Tauſch, oder 
auch durch Schenkung, derlei Montursgegenſtände an ſich gebracht 
hatte, ſolche zurückzuſtellen habe, oder wenn er ſich in deren Beſitze 
nicht mehr befände, den wahren Werth derſelben erſetzen müſſe, 
nebſtbei aber einer ſtrengen Ahndung unterliegen werde. * 

H. 29. Aug. 1839, 3. 26261; G. 10. Okt. 1839, 3. 65040). 

Mit Beziehung auf die hierortige Verordnung vom 5. Au: 
guſt 1816, 3. 33158, womit das Verbot: Militär⸗Montursſtücke 
zu kaufen, zu verkaufen oder einzutauſchen erneuert wurde, wird 
demſelben bedeutet; daß das in Rede ſtehende Verbot fortan, je— 
doch mit der Modifikation aufrecht erhalten bleibt, daß den Truppen 
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geftattet wird, die für den Militärgebrauch nicht mehr verwendba⸗ 
ren Sorten, ausſchließend, nur dergeſtalt zerriſſen, zerſchnitten 
oder zerſchlagen, daß ſelbe auf keine Art mehr zu ganzen Stücken 
zuſammengeſetzt werden können, lizitando öffentlich hindanzugeben; 
welche Lizitationen durch den Truppen oder Abtheilungs-Kom⸗ 
mandanten im Voraus mittelſt der Ortsobrigkeit zu publiziren 
ſind, und bei denen dieſe Kommandanten perſönlich zu interveniren 
und ſich von der gänzlichen Zerſtückelung der veräußert werdenden 
Abfälle zu überzeugen haben. 


* 


M oräſte. 
H. 9. Aug. 1787; 30. Aug. 1787 (Pill. S. Nr. CIV. S. 171). 

Moraſtige Strecken, welche die Dominien auf eigene Rech— 
nung auszutrocknen entweder nicht vermögen oder nicht wollen, 
können 

1. durch Private in urbaren Stand gebracht werden, welchen 
daher für jeden Fall der eigenthümliche Beſitz eines ſolchen urbar 
gemachten Terrains, nebſt einer zwanzigjährigen Befreiung von 
landesfürſtlichen Gaben verheißen würde; nach verlaufenem Frei⸗ 
heitstermine haben fie aber, wie jeder andere Grundbeſitzer, die ge— 
ſetzmäßigen land esfürſtlichen Gaben zu entrichten. 

2. Die Beackerung einzelner Flecken in Waldungen iſt an 
ſich höchſt ſchädlich, weil es hierlandes nicht an der Zahl der Fel— 
der, ſondern an der beſſeren Beurbarung fehlt, und ſich leicht an- 

durch ein Holzmangel ereignen Fönnte, dann auch, w weil ſolches, 
wenn gleich im Verhältniſſe des Bedarfes ein Ueberſchuß fein. 
ſollte, zu andern nützlichen Artikeln zu verwenden möglich ſein 
dürfte. Dieſem Uebel alſo in Hinkunft vorzubeugen, wird hiermit 
verordnet, daß kein Unterthan, ohne vorläufig von der Behörde 
eingeholte Erlaubniß, eine ſolche Waldverwandlung eigenmächtig 
vorzunehmen ſich unterfangen ſoll. 

4. Iſt ein dem Kommerz höchſt ſchädlicher Unfug bemerkt 
worden, daß ſich nämlich die Ueberführer bei den Pletten nur nach 
ihrer Willkür einfinden, und die Paſſagiers und Salzvekturanten 
viele Stunden warten ließen; daher die Ueberführer unter Strafe 
von 5 Dukaten ſich an der Ueberfahrt in einer kleinen Chaluppe 
Tag und Nacht ſtets bereit zu halten haben. Die Kreis-Kommiſ— 
ſäre aber werden bei jeder Gelegenheit, und vorzüglich bei ihren 
Kreisbereiſungen, auf dieſe Anordnung zu wachen haben. 


Mühlordnung. 759 


Mühlordnung. 


P. 1. Dez. 1814. Ged. (Pill. S. Nr. XXXI. S. 80). 

$. 1. Kein Mühlenbau, keine Veränderung eines Gerinnes, 
eines Ein- oder Abl. einer Wehre, Schleuße oder Arche, keine 
Erhöhung oder Erniedrigung eines Haimſtockes, Fachbaumes oder 
Fachbretes, keine Ausleitung aus einem Fluſſe oder Bache, keine 
Uferſchützung oder Verdammung, eben ſo auch keine Umſtaltung 
einer Mahlmühle in ein anderes Werk, ſoll ohne obrigkeütliche Be— 
willigung und ohne vorläufiges Einvernehmen derjenigen, deren 
Intereſſe hierbei befangen iſt, vorgenommen werden. 

§. 2. Jedermann ſteht das Recht zu, die Errichtung eines 
neuen Werkes im ordentlichen Wege zu verlangen; die politiſche 
Behörde hat aber die angeſuchte Bewilligung nur dann zu erthei— 
len, wenn dadurch ein Vortheil für die beſſere Bedienung des 
Publikums erreicht wird; und wenn es ohne die Anreiner des Ba— 
ches oder Fluſſes einer Beſchädigung aus zuſetzen, ohne fie in der 
bisherigen Benützung des Waſſers zu beirren, und ohne die Wir— 
kung der ſchon beſtehenden Waſſerwerke zu hemmen oder zu ſchwä— 
chen, geſchehen kann. £ 

$. 3. Es findet kein Mühlenzwang, nämlich keine Verbind— 
lichkeit Statt, ſein Getreide auf dieſer oder jener Mühle vermahlen 
zu laſſen, ſondern Jedermann ſteht es frei, jene Mühle zu gebrau« 
chen, bei der er am beſten bedient zu werden glaubt. Hierdurch wird 
aber keineswegs die Verbindlichkeit aufgehoben, daß diejenigen, 
welche Mühlen mit der Dienſtbarkeit übernahmen, Getreide ent— 
weder unentgeltlich oder gegen eine geringere Vergütung zu ver— 
mahlen, dieſelbe noch ferner erfüllen müſſen. 

§. 4. Ueberall ſollen die Beſtandtheile der Mühlen, als: Rä— 
der, Schaufeln, Zähne, Getreibe, Stein ꝛc., das ganze Mahlzeug, 
als: Beutel, Säcke, Siebe, Scheffeln, Bodungen u. ſ. w. in ge: 
höriger Güte vorhanden ſein. In den Mühlen muß durchaus die 
erforderliche Reinlichkeit herrſchen, und ſind der Boden, die Wände, 
der Kaſten, die Thüren und Fenſter in einem ſo guten Bauſtande 
zu erhalten, damit weder von dem Getreide, noch von dem Mehle 
etwas verloren gehe. 

$. 5. Die Aufwäfferung der Räder, die Geſchwindigkeit und 
Schärfung der Steine, die Annäherung des Laufers zum Boden— 
ſteine, die Beutelweite und die Spannung des Anſchlages, ſowohl 
für die Ausbeutelung, als Säuberung, fol fo vorgenommen werden, 
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wie es die Beſchaffenheit der zu vermahlenden Frucht und des zu 
erzeugenden Mehls nach den ſtufenweiſen Mehlgängen fordert. 

§. 6. Auf einer Mahlmühle darf ohne eine beſondere obrig— 
keitliche Bewilligung nichts Anderes, als die verſchiedenen Mehl⸗ 
gattungen zubereitet, dann geſchrottet, nicht aber andere Gegen: 
ftände verrieben werden. 

$. 7. Niemand, als welcher das Handwerk ordentlich erlernt 
hat, darf als Mühlknecht angenommen werden, und um ſo weniger 
die Leitung eines Mühlwerkes beſorgen. 

$. 8. Jede Partei iſt berechtiget, ihr eigenes Getreide ſelbſt 
zu vermahlen, und von dem Müller jene Vorrichtung und Schär— 
fung der Steine zu fordern, die der von ihr perlangten Mehlgattung 
entſpricht. Der Müller iſt hierbei auch unaufgefordert von den 
Mahlgäſten verbunden, die Steine wenigſtens nach jedem Muth 
oder nach vermahltem dreißigſten nied. öfter. Metzen zu fchärfen, 
die friſch gefchärften Steine durch Herablaſſen eines Metzens eige- 
ner Einſchüttkleien gehörig zu reinigen, und damit den Raum 
der Zange auszufüllen. 

§. 9. Jeder Partei iſt unbenommen, bei der Vermahlung 
ihres Getreides, auch wenn ſie der Müller beſorget, gegenwartig 
zu bleiben. 

§. 10. Die Mahlgäſte find in der Ordnung, wie fie zu der 
Mühle kommen, ſie mögen viel oder wenig Getreide haben, zu be— 
fördern, worüber eine ordentliche Vormerkung zur Einſicht der 
Mahlgäſte zu führen iſt. Jedem muß das von ihm mitgebrachte 
Getreide, wenn es anders ſechs Metzen beträgt, insbeſondere ver— 
mahlen, auch darf nicht jenes von mehreren Parteien wider ihren 
Willen vermengt werden. 

§. 11. Jene, welche die Vermahlung ſelbſt verrichten, können 
ihr Getreide nach ihrem Belieben gemiſcht zur Mühle bringen. 
Jedoch haftet der Müller weder für das Gewicht, noch für die 
Güte des Mehls, ſondern nur dafür, daß ſich ſein Werk in gutem 
Stande befindet, und daß die Partei durch keine Oeffnung, Aus⸗ 
leitung oder Vorrichtung etwas an Körnern, Mehl, Kleien oder 
an andern Abfällen verliert. 

§. 12. Wippelhaftes und brandiges Getreide, von welchem 
die Anſteckung und Verunreinigung des übrigen zu beſorgen iſt, 
ſoll der Müller nicht auf den Mehlboden bringen, ſondern außer 
der Mühle, jedoch unter einem Dache, bis zur Vermahlung auf— 
bewahren. 
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Mit Mutterkorn vermiſchtes Getreide darf der Müller weder 
für ſich noch für eine Partei vermahlen, ſondern er muß ſolches 
zur Reinigung und Ausſcheidung zurückweiſen. 

§. 13. Jedes zur Mühle beſtimmte Getreide, fo wie das 
hieraus erzeugte Mehl ſammt Kleien, muß auf einer Schalwage 
abgewogen werden, zu welchem Ende jeder Müller mit einer ſolchen 
Wage ſammt den geſetzlichen zimentirten Gewichten verſehen fein ſoll. 

Wenn nach Verlauf von drei Monaten, von dem Tage des 
kundgemachten gegenwärtigen Patents an gerechnet, in einer Mühle 
eine Schnellwage entdeckt wird, ſo ſoll ſolche konſiszirt, als Eiſen 
verkauft, der gelöſte Geldbetrag dem Orts-Armen-⸗Inſtitute zuge: 
wendet, und der Müller noch insbeſondere beſtraft werden. 

§. 14. Wenn der Müller die Vermahlung ganz beſorget, muß 
ihm ein landesüblich gereinigtes, geſundes, von Mutter- oder Hin- 
terkorn gefäubertes Getreide übergeben werden, widrigens er das— 
ſelbe zurückzuweiſen befugt iſt. 

§. 15. Wenn der Mahlgaſt ſein auf die Mühle zur Vermah— 
lung gebrachtes Getreide in mehrere als eine Mehlgattung ver: 
mahlen zu haben verlangt, fo hat der Miller das vierzehnte Pfund 
des zur Mühle gebrachten Getreides vor geſchehener Netzung als 
Mahllohn abzunehmen; wofern der Mahlgaſt aber aus ſeinem Ge— 
treide nur eine Mehlgattung, ohne die Kleien zu nehmen, zu erzeu- 
gen begehrt, hat ſich der Müller mit dem ſechszehnten Pfunde des 
zur Vermahlung gebrachten Getreidegewichtes zu begnügen. 

$. 16. Wo der Müller felbft vermahlt, jedoch nur die gemeine 
Abſonderung mit vier- oder fünſmaligem Aufſchütten vornimmt, 
hat er ſich mit dem ſechszehnten Theile der Frucht und 1 kr. Mahl- 
geld für den Zentner zufrieden zu ſtellen. Sobald er aber feinere 
Abſonderungen vornehmen muß, iſt ihm das Mahlgeld für den 
Zentner Weitzen, wenn Mundmehl gemahlen wird, von 2 kr., und 
wenn insbeſondere noch Gries oder fein gerollte Gerſte erzeugt 
werden muß, von 2½ bis höchſtens 3 kr. zu entrichten. Die Ab: 
forderung jeder andern Abgabe oder Vergütung, auch für die Be— 
leuchtung und Verftäubung, iſt unterfagt. 

$. 17. Wenn wippelhaftes oder brandiges Getreide vermahlen 
wird, ſo iſt dem Müller das ſogenannte Mahlmaßl, nämlich der 
ſechszehnte Theil nicht in der Frucht, ſondern im Gelde nach dem 
Mittelpreiſe des letzten Marktes im näͤchſten Marktorte abzureichen, 
weil der Müller ſonſt mit dem empfangenen Antheile ſeine Körner 
anſtecken und verunreinigen würde. 


* 
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$. 18. Da die Vermahlung auf Schiffmühlen ungleich ſchnel— 
ler vor ſich geht, auch nie das Mehl in gleicher Reinheit und Güte, 
wie auf den Landmühlen erzeugt wird, ſo hat die Gebühr in dem 
vier und zwanzigſten Theile der Frucht, und in der Haͤlfte des in 
dem $. 16 beſtimmten Mahllohnes zu beſtehen. 

$. 19. Ueber die Reinlichkeit in den Mühlen, die gute Be⸗ 
ſchaffenheit des Bauſtandes haben die Ortsgerichte die Aufſicht zu 
führen, und des Monates wenigſtens ein Mal die Nachſicht per: 
ſönlich zu pflegen, auch die nöthigen Verbeſſerungen ſogleich an— 
zuordnen. Die Aufſicht über die gute Beſchaffenheit des innern 
Mühlwerkes, die Handhabung des angemeſſenſten Verfahrens bei 
der Vermahlung ſelbſt iſt in der Handwerks-Ordnung vorge⸗ 
ſchrieben. 

$. 20. Jede Uebertretung dieſer Mühlordnung iſt mit einer 
Geldbuße von 10 fl. zu belegen, die bei Wiederholung zu verdop⸗ 
peln, verhaͤltnißmäßig zu erhöhen, und in jedem Falle dem Armen⸗ 
Inſtitute des Ortes zuzuwenden iſt. In Fällen hingegen, wo zu: 
gleich eine erweisliche, vorſetzliche Beſchaͤdigung des Mahlgaſtes, 
jedoch kein Betrug eintritt, iſt bei der erſten Betretung nebſt dem 
vollen Erſatze an den Beſchädigten auch der Werth des Erſatzes | 
als Strafe zu entrichten, diefe Strafe bei der zweiten Betretung 
zu verdoppeln, bei der dritten dreifach zu erlegen, und bei dem 
vierten Rückfalle der Müller ſeines Gewerbes zu entſetzen, zu 
welchem Ende über alle Straffälle ein ordentliches Protokoll zu | 
führen ift. / 

§. 21. Sollte der Partei durch die Unaufmerkſamkeit oder 
Ungeſchicklichkeit des Müllers oder feiner Dienſtleute eine Verkür⸗ 
zung oder Beſchaͤdigung zugefügt worden ſein, ſo iſt der Müller, 
wenn dieſe Verkürzung und Benachtheilung erwieſen iſt, zum Er⸗ 
ſatze des der Partei verurſachten Schadens zu verhalten. 

§. 22. Wenn der Müller falſches Maß oder Gewicht gebraucht, 
fo macht er ſich nach dem §. 178, Thl. I. des Strafgeſetzes des 
Verbrechens des Betruges ſchuldig. 

Wenn er ferner Getreide oder Mehl bei der Vermahlung 
ableitet, wenn er ein beſſeres Korn gegen ein ſchlechteres aus— 
tauſcht, wenn er ſchlechtere Gattungen, oder Gerſte, Hafer, Heiden, 
Wicken zu den beſſeren von Weitzen oder Korn menget, oder ver: 
ſchiedene Mehlſorten, als: Weitzenpohl unter den Roggen, oder 
die ſchlechtere Mehlſorte unter die edlere miſcht, um das beſtimmte 
Gewicht in einer von dem Geſetze nicht vorgeſchriebenen Miſchung 
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zu erhalten, oder wenn er dieſes Gewicht durch Vermengung des 

Mehls mit andern, zwar der menſchlichen Geſundheit an und für 
ſich nicht ſchaͤdlichen Körpern bewirkt; wenn endlich das erzeugte 
Mehl in ſeuchte Behältniſſe, um ein höheres Gewicht zu erzielen, 
gelegt wird: ſo iſt der Müller, wenn der durch eine ſolche liſtige 
Handlung der Partei zugefügte Schade ſich höher als 25 fl. be- 
läuft, nach dem §. 179, Thl. I. des Strafgeſetzes zu behandeln, 
wofern aber der Schaden den Betrag von 253 fl. nicht überſteigt, 
nach dem §. 211, Thl. II. zu beſtrafen. 

§. 23. Wäre aber die Beimiſchung mit verdorbenem Getreide 
oder Mehl und anderen der Geſundheit ſchädlichen Beſtandtheilen 
geſchehen, ſo iſt der betrügeriſche Müller nach dem ö. 160, Thl. II. 
des Strafgeſetzes zu beſtrafen. 

§. 24. Die Theilnehmer dieſer Uebertretungen, als die Mühl⸗ 
knechte oder ſonſtige Dienſtleute, ſind ebenfalls nach Vorſchrift des 
Strafgeſetzes zu behandeln. 

Damit ſich nicht mit der Unwiſſenheit entſchuldiget werden 
könne, iſt bei jeder Aufnahme eines Lehrlings, und bei deſſen Ueber— 
tritt zum Mühlknechte, demſelben das gegenwärtige, Patent von 
dem Müller ⸗Aelteſten oder Vorſteher vorzuleſen, und dieſes in 
dem Lehrbriefe oder in der Kundſchaft immer anzuführen, welche 
Vorleſung auch bei der Verſammlung des Müllermittels, alle Jahre 
wenigſtens ein Mal, in Gegenwart einer obrigkeitlichen Perſon zu 
geſchehen hat. 

S. 25. Die Obrigkeiten haben dafür zu forgen, daß die Müh⸗ 
len ſich in einem guten Stande befinden, und daß ſowohl die Mül— 
ler, als auch die Ortsgerichte, ihre in der gegenwärtigen Mühlord— 
nung vorgezeichnete Schuldigkeit erfüllen. 

Den Obrigkeiten ſteht in Klagfällen, mit Ausnahme jener 
Fälle, welche nicht zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, das Erkenntniß 
unter dem Vorbehalte der gewöhnlichen geſetzmäßigen Berufung 
an die höheren Behörden zu. 

Nun folgt die Ordnung, welche Wir insbeſondere für die 
Vermahlung des Proviant-Getreides zu beſtimmen befunden haben. 
(NB. Iſt aber bei dem gegenwärtigen Syſtem der Subarendirung 
von keiner praktiſchen Anwendung.) 

G. 4. Nov. 1816, 3. 48772 (Gen. 1131). 

In dem mit Kreisſchreiben v. 3. Nov. 1815, 3. 44759, be⸗ 
kannt gegebenen Tarife über den, gemäß Patent v. 1. Dez. 1814, 
den Müllern bewilligten Mahllohn, und das den Mahlgaͤſten ge: 
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bührende vermahlene Naturale ift in der Rubrik »&andmühlen?, 
wo nur eine Mehlgattung ohne die Kleien zu nehmen verlangt 
wird, oder nur die gemeine Abſonderung mit vier- oder fünfmali⸗ 
gem Aufſchütten geſchieht, und der 16. Theil zu geben iſt, der 
Fehler entdeckt worden, daß bei der Poſt von 70 Zentnern, wo es 
heißt: dem Müller gebühren 4 Zent. 62 Pf. 16 Loth, und dem 
Mahlgaſt 65 Zent. 37 Pf. 16 Loth heißen ſoll: dem Müller ge⸗ 
bühren 4 Bent. 37 Pf. 16 Loth, dagegen dem Mahlgaſte 65 Zent⸗ 
ner 62 Pf. 16 Loth. 


G. 9. März 1835, 3. 7815 (P. G. S. XVII. 148). 


Die Kreisaͤmter werden erinnert, den genaueſten Befolg 
der Mühlordnung durch die Ortsobrigkeiten, nach den §§. 19 
und 25 des beſprochenen Patentes, überwachen zu laſſen, und auch 
ihrerſeits gelegenheitlich zu überwachen und insbeſondere darauf 
zu dringen, daß der mit dem Kreisſchreiben vom 3. November 
1815, Zahl 44759, bekannt gegebene Mahltariff in den Mühlen 
nach Vorſchrift zu Jedermanns Einſicht aufgehangen werde. (Re: 
publizirt am 5. Sept. 1837, 3. 50951, und wurde insbeſondere 
das Verbot der Netzung des Getreides eingeſchärft.) 

G. 24. Jän. 1838, 3. 5101 (Gen. 71 u. P. G. S. XX. 18). 

Es iſt zur hierortigen Kenntniß gekommen, daß den Militär— 
Subarendatoren zur Vermahlung ihrer Getreidegattungen hier und 
dort Aſſiſtenzen ertheilt, und die Mühlen auf dieſe Art der Ver: 
mahlung für das Publikum ganz entzogen werden; eine derlei 
zwangsweiſe Verwendung der Mühlen iſt in keiner Vorſchrift ge— 
gründet. Den Subarendatoren iſt in Gemäßheit der Weiſungen 
v. 29. Nov. 1822, Z. 61005, und v. 16. Dez. 1832, 3. 73179 
nur jene Unterſtützung zu leiſten, auf welche Jedermann geſetz— 
lich Anſpruch zu machen berechtigt iſt, ſonach dieſelben gegen 
Ueberhaltung in Mahllohne, ungebührlichen Aufenthalt, oder an— 
dere Bevortheilungen in Schutz zu nehmen, und ihren dießfälli⸗ 
gen Klagen von Fall zu Fall die ſchleunige geſetzliche Abhilfe zu 
verſchaffen. 

G. 18. März 1838, Z. 14336 (Gen. 238 u. P. G. S. XX. 110). 

In Fällen, wo der zur Mühle gekommene Subarendator 
wegen der Mehrzahl ſchon vorhandener früherer Mahlgaͤſte gaͤnz⸗ 
lich zurückgewieſen wird, kann für die Dauer außerordentlicher 
Umſtände, welche eine Mahlnoth herbeiführen könnten, aus— 
nalhmsweiſe den Mühleigenthümern aufgetragen werden 

* 


—— 


Nachformen. 765 


eine beſtimmte, gemeinſchaftlich mit dem Militär⸗Verpflegs⸗ 
amte zu ermittelnde und zur Truppenverpflegung dringend 
benöthigte Quantität für die Subarendatoren unter Feſtſetzung 
einer angemeſſenen Zeitfriſt zu vermahlen. — Der Subarendator 
muß gleich anderen Mahlgäſten ſich die Schwendung gefallen 
laſſen, die ſich bei der Mühle wirklich ergibt; dagegen ſteht ihm 
frei, das anrepartirte Getreideguantum gegen Entrichtung des 
vorgeſchriebenen Mahlmaſſels⸗ ſelbſt zu vermahlen. 


MNachformen. 
G. 20. Dez. 1838, 3. 88442 (P. G. S. XX. 378). 

Seine Majeſtät haben in der Betrachtung, daß den beſte— 
henden Geſetzen, welche den Nachdruck und Nachſtich verbiethen, 
die Abſicht zum Grunde liegt, die inländiſchen Schriftſteller und 
Künſtler gegen Verkürzungen des gerechten Lohnes ihrer Be— 
mühungen zu ſchützen, welche ihnen durch Nachbildungen ihrer 
Werke auf bloß mechaniſchem Wege widerfahren können, durch 
die a. h. E. vom 17. Nov. 1838, jene Verbothgeſetze in gleicher 
Abſicht auch auf das mechaniſche Nachformen felbftftändiger Werke 
der plaſtiſchen Kunſt, nämlich bildlicher Darſtellungen in ganz 
oder halb erhabener Arbeit, welche einzig nur zur Beſchauung 
beſtimmt ſind, auszudehnen geruhet; wornach immerhin von 
dieſem Verbothe ſolche plaſtiſche Arbeiten ausgenommen bleiben, 
welche entweder zwar ſelbſtſtändig, jedoch zu einem wirklichen 
materiellen Gebrauche beſtimmt, oder bloße Verzierungen eines 
Gewerbsproduktes ſind. 


Nachſtunden. 
St. H. C. 29. Aug. 1820, 3. 5322; G. 21. Okt. 1820, 3. 48231 (P. G. 

S. N. B. 48). 

1. Daß das Verboth, inländiſchen und ordentlichen Schü— 
lern Privat⸗Korrepetizionen um Geld zu geben, nur die öffent 
lichen Lehrer und Profeſſoren der vier höheren Fakultäten verbinde. 

2. Daß den Gymnaſial-Profeſſoren, fo lange fie ihre öffent— 
lichen Lehrämter pflichtmaͤßig verwalten, unter der Bedingung 
Privat⸗Korrepetitionen fortan geſtattet werden: 

a) Daß jeder Lehrer gleich beim Anfange des Schuljahres dem 
Präfekten diejenigen Schüler namhaft mache, mit welchen 
er Wiederholungen zu halten gedenket, weil der Präfekt 
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auf dieſe Schüler bei den Prüfungen und der Klaſſifikation 

deſto aufmerkfamer ſein muß. 

b) Daß die Anzahl der Schüler bei dieſen Korrepetizionsſtun⸗ 
den nicht zu groß ſei. 
e) Daß die Lehrer dieſe Erlaubniß auf keine Art mißbrauchen. 

3. Daß eben ſo auch den Volksſchullehrern Nachſtunden 
und Privatunterricht gegen dem erlaubt werde, daß die Lehrer 
an Hauptſchulen ebensfalls die Namen der Kinder, denen ſie 
Nachſtunden geben, gleich zu Anfange des Schuljahres dem Di— 
rektor anzuzeigen haben. 

G. 18. Juni 1832, 3. 34488 (P. G. S. XIV. 178). 

Wenn die Gymnaſien und Hauptſchulen von geiſtlichen 
Korporationen des Regularklerus beſorgt werden, deren einzelnen 
Gliedern die Natur ihres Gelübdes, der Armuth, und die Or— 
densſtatuten gar keine Dispoſition mit dem Gelde theils im 
kleineren, theils im größeren Betrage erlauben, ſind die für den 
Nachſtundenunterricht der Regularen eingehenden Beträge dem 
Vorſteher des Stiftes, Kollegiums oder Kloſters einzuhändigen. 

Zu den obigen Vorſchriften hinſichtlich der Nachſtunden wird 
daher in Beziehung auf die Regularen, auch noch Folgendes 
beigefügt: 

1. Die Regularen, welche Nachſtunden geben, haben dem 
Vorſteher des Stiftes oder Kloſters bei dem Anfange des Schul— 
jahrs die Namen der Schüler, ſowohl der Zahlenden als der 
Unentgeltlichen, anzugeben, welcher die von den Zahlenden mo: 
natlich zu entrichtende Gebühr, mit Rückſicht auf Lokal- und Per- 
ſonalumſtände, von Einem bis Fünf Gulden Wiener⸗ 
Währung beftimmt. 

2. Den monatlichen Betrag für die Nachſtunden, hat eben 
ſo, wie die Gehalte, Remunerationen und alle andern wie immer 
Namen habenden Gaben nicht der einzelne Ordensmann, ſondern 
der Vorſteher des Stiftes oder Kloſters in Empfang zu nehmen. 

3. Der Vorſteher hat die unter verſchiedenen Titeln empfan— 
genen Beträge nach ſeiner Einſicht unter die Glieder des Kloſters 
ſo zu vertheilen, daß diejenigen, durch deren Bemühen die Be— 
träge eingegangen find, auch einen größern Theil erhalten. 

4. Von dem, auf Jeden ausfallenden Theile hat der Vor⸗ 
ſteher den Prieſtern und Klerikern die zu ihrer weiteren Ausbil— 
dung nöthigen Bücher, Frühſtück und andere dergleichen kleinere 
Bedürfniſſe, wenn er darum erſucht wird, und dieſelben in 
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Beziehung auf die Ordensſtatuten zuläffig find, anzuſchaffen; 
auch kann er 

5. den Prieſtern zur Beſtreitung der letztern Gegenftände 
einiges von dem, durch die von ihm gemachte Vertheilung ihnen 
zugefallenen Gelde auf die Hand geben, niemals jedoch einem 
Kleriker, welche ſich immer bei dem Vorſteher zu melden, und 
ihm anzuzeigen haben, wozu ſie das Geld bedürfen, damit der 
Vorſteher wiſſe, ob dasſelbe gut verwendet werde, und ſich 
überzeuge, daß es wirklich zu dem angezeigten Zwecke verwendet 
worden iſt. 

6. Ueber die genaue Beobachtung dieſer Maßregeln haben 
die Ordens- und Stifts-⸗Vorſteher zu halten, und die Ordinariate 
darauf zu dringen, daß es geſchehe. 

G. 13. Aug. 1884, 3. 45869 (P. G. S. XVI. 410). 

Mit a. h. Entſchließung vom 29. Juni l. J. haben Se. Ma⸗ 
jeſtät zu bewilligen geruhet, daß die Abhaltung von Nachſtunden 
an den Normal- und Hauptſchulen unter folgenden Modalitäten 
wieder Statt finden dürfe: 

a) Sind die Lehrer zu verpflichten, alle armen Schüler un⸗ 
entgeltlich in die Nachſtunden aufzunehmen, weil gerade dieſe 
am meiſten Nachhilfe brauchen, und von den Lehrern dadurch 
der Verdacht des Eigennutzes und der Parteilichkeit entfernt wird. 

b) Müſſen die Nachſtunden gleich unmittelbar nach den 
Schulſtunden gegeben werden, um dadurch zu verhindern, daß 
die Kinder in der Zeit zwiſchen dem Schulunterrichte und der 
Nachſtunde ſich nicht zerſtreuen, und auf das bereits Erlernte 
vergeſſen. 

e) Sind die Nachſtunden täglich mit Ausnahme der Feier— 
tage zu halten. 

Die Beſtimmungen des Studien-Hofkommiſſions⸗Dekretes 
vom 3. Mai 1832, 3. 1917, welches den Konfiftorien mit dem 
hierortigen Erlaſſe vom 18. Juni 1832, 3. 34433, bekannt ge: 
geben wurde, werden daher in Bezug auf die Normal- und 
Hauptſchulen hierdurch außer Wirkſamkeit geſetzt, jedoch mit Aus⸗ 
nahme jener, welche die Art und Weiſe vorſchreiben, wie mit dem 
Honorar für die Ertheilung von Nachſtunden durch Ordensgeiſt— 
liche vorgegangen und gebahret werden ſoll. 
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Namen. 


P. v. 3. Febr. 1776. Ged. (Pill. S. Nr. V. S. 8). 

Seinen wahren Namen ſoll Niemand von den Unterthanen 
verändern, da ſie aus Mißbrauch den Namen des Vaters, nach— 
dem ſie auf eine Wirthſchaft gelangen, oder ſich verheirathen, 
oder auch nach dem Tode des Vaters oder Mannes verändern. 
Daher jeder den Zunamen, den er dermalen führt, beibehalten, 
und forthin nach des Vaters Zunamen ſich Söhne und Töchter 
nennen, und nur Letztere bei ihrer Verehelichung jenen des Man— 
nes annehmen ſollen. Dieſerwegen die Seelſorger die Kirchen— 
bücher darnach zu halten, und bei vorzunehmenden Kopulationen 


allemal den wahren Zunamen des Bräutigams und der Braut. 


einzutragen, und eine gleiche Genauigkeit auch bei den eingeführ— 
ten Tauf- und Sterbebüchern zu beobachten haben. 


Neophyten. J 


P. v. 30. Sept. 1780. Ged. (Pill. S. Nr. VII. S. 45). 

Den Neophyten, d. i. den Juden, ſo ſich zum chriſtlichen 
Glauben bekehren, ſind folgende Begünſtigungen zugeſtanden, daß 
ſelbe nämlich: 

8. 1. in königlichen ſowohl, als andern Städten und Maͤrk⸗ 
ten ſich häuslich niederlaſſen können, und das hiemit ipso facto 
aus höchſten Gnaden unentgeltlich erhaltene Bürgerrecht erwer⸗ 
ben, mithin der nämlichen Freiheiten, wie die in derlei Städten 
befindlichen Bürger, genießen ſollen. Wonächſt 

$. 2. jenen Neophyten, welche ſich dem Ackerbau widmen, 
frei ſtehen ſoll, Aecker, Felder und Wieſen, gegen Entrichtung des 
der betreffenden Grundobrigkeit davon gebührenden Zinſes und 
der ſonſtigen auf dem Grunde radizirten Abgaben, eigenthümlich 
zu beſitzen. 

§. 3. Daß fie dieß Orts, wo fie ſich niederlaſſen, denjenigen 
Handel und Wandel, oder Profeſſion, welche ſie im Judenthume 
erlernet, ungehindert forttreiben können, zu welchem Ende ihnen 

$. 4. die Aushängung der Kund- und Handwerkszeichen an 
ihren Häuſern und Wohnungen ſo wie den Chriſten erlaubt iſt, und 

§. 5. fie auch, gleich dieſen, Geſellen halten, und ihre aus 
chriſtlicher Ehe erzeugten oder getauften Kinder zu den Künſten 
und Handwerken gegen die nämliche Taxe, wie der chriſtlichen 
Meiſter Kinder, zugelaffen werden ſollen. 
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P. v. 16. Aug. 4783. Ged. (Pill. S. Nr. XXXVI. S. 88). 

Den Neophyten iſt bei den Magiſtratswahlen, nebſt dem un- 
entgeltlichen Bürgerrecht, auch das Recht zu Magiſtratsſtellen zu 
gelangen, gleich den übrigen Bürgern, ohne Einfchränfung, zuge⸗ 
ſtanden. | 

Normale. 
C. 25. Aug. 1788 (Löwenwolde I. 482). 

Für einen durch ein allgemeines Normale entſtandenen Ver⸗ 

luſt fol Niemand entſchaͤdiget werden. 


Normalſchulfond. 

C. 9. Aug. 1789. Ged. (Pill. S. Ne. LXXIII. S. 149). 

3 Von jeder Verlaſſenſchaft, wenn das reine Vermögen 300 fl. 

0 und darüber beträgt, ſoll eine beſtimmte Abgabe für den Nor⸗ 
malſchulfond, und zwar beim Herrenſtande mit 4 fl., dem Rit⸗ 

terſtande, den Honoratioren und dem Handelsſtande mit 2 fl., 

bei den Profeſſioniſten, Bürgern und Bauern mit 1 fl., durch 

die Abhandlungsinſtanzen abgenommen werden. 

H. 5. Febr. 1807, 3. 1626; G. 27. Febr. 1807, 3. 8260. 

1. Für den Normalſchulfond iſt von allen maskirten und 
ſolchen Bällen, bei welchen das Eintrittsbillet um einen beftimm: 
ten Preis gelöst werden muß, und wo das Billet für das 
Verzehrte nicht an Zahlungsſtatt angenommen wird, immer das 
achte Billet, oder das Achtel der Einnahme, ſowohl in der Haupt- 
ſtadt als in den Kreisftädten ganz an gedachten Schulfond ab: 
zugeben, und ordentlich zu verrechnen. 

2. Auf gleiche Weiſe hat der achte Theil des Ertrages von 
Caſinos und Clubs zu einer Hälfte dem Armeninſtitut und zur 
andern Hälfte dem Polizeifonde zu Gute zu kommen. 

G. 19. Jän. 1834, 3. 79878 (P. G. S. XVI. 12). 

Den k. Kreisaͤmtern wird angeordnet, künftig bei Einfendung 
der halbjährigen Verlaſſenſchafts-Ausweiſe nebſt den gewöhnlichen 
affirmativen Ausweiſen jedesmal auch ein beſonderes Verzeichniß 
der ſämmtlichen negativen Eingaben, ohne ſie dem Verzeichniſſe 
anzuſchließen, vorzulegen, und dieſem jedesmal eine verläßliche 
Beſtätigung beizuſetzen, daß für dieſe Zeitperiode keine 
Abhandlungs-Behörde mehr mit einem Rückſtande 
| aushafte. 

Auch find die im Kreife abgehalten werdenden Bälle genau 
zu überwachen, und wo ſolche vorkommen, hierüber die gewöhn: 
49 
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lichen ganzjährigen BallbilletenP-Ausweiſe, oder im negativen 

Falle jederzeit die Anzeige hievon zum Behufe der Evidenzhaltung 

nach Verlauf des Jahres vorzulegen. 

A. h. E. 24. Nov. 1838; H. 4. Dez. 1838, 3. 30330; G. 31. Dez. 1888, 
Z. 88488 (P. G. S. XX. 586). 

Seine k. k. Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß für 
die Zukunft die Normalſchulfonds-Beiträge unter Beobachtung 
der geſetzlichen Abſtufungen von einer jeden Verlaſſenſchaft, ſobald 
ſelbe ein reines Vermögen von dreihundert Gulden Conv. Münze 
oder darüber beträgt, ohne Rückſicht auf die ſonſtigen Eigenſchaften 
des Erblaſſers, in Conv. Münze abgenommen werden ſollen. 


Nothſtand. 
G. 26. Sept. 1786 (Löwenwolde I. 339). 

Bei den Unterthanen, die ihre Früchte gleich nach der Fechſung 
zu verſchleudern pflegen, um ſich ſodann durch Vorſchüſſe erhalten 
zu laſſen, können die Grundobrigkeiten die zur Saat und ihrer 
Nahrung nöthigen Früchte, gleich nach der Fechſung, durch irgend 
eine dienliche Anſtalt verſichern laſſen, widrigens ſie es ſich ſelbſt 
beizumeſſen hätten, wenn ſie zur Unterſtützung ihrer liederlichen 
Wirthe verhalten werden würden (Republicirt am 9. Nov. 1805, 
G. 3. 46452). 

C. 8. März 1787 (Pill. S. Nr. XXV. S. 29). 

Die Unterſtützung der Unterthanen mit Getreide ſei in Anſe— 
hung der von der Landesſtelle dieſerwegen getroffenen Anſtalten 
nicht fo anzuſehen, als ob fie ſchlechterdings an die Stelle derjeni⸗ 
gen Pflichten treten ſollte, die die Grundherrſchaften ſich ſelbſt und 
der Erhaltung ihrer Unterthanen ſchuldig ſind, ſondern nur als 
ein Hülfsmittel, welches erſt alsdann einzutreten hat, wenn die 
gewöhnlichen Mittel nicht mehr hinreichen. Von dieſer Pflicht 
können die Dominien unter keinerlei Vorwand, z. B. daß die Gü⸗ 
ter verpfändet, verpachtet, oder in Krida begriffen ſeien, entlediget 
werden, und hätten die Kreisämter keine dergleichen Entſchuldigun⸗ 
gen anzunehmen, und würde man nur alsdann von Seite des Staa- 
tes zutreten, und die Pflichten der Grundherrſchaften übernehmen, 
wenn erwieſen ſein würde, daß ein Dominium ohne Verſchulden 
des Gutsbeſitzers, er ſei wer er wolle, völlig außer Stand wäre, 
ſeinen Unterthanen unter die Arme zu greifen. 

C. 12. April 1787 (pill. S. Nr. LI, S. 80). 
Wenn die Grundherren und Güterbeſitzer ihre Unterthanen 


3 
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unter vorgeblicher, aber nicht bewieſener Unvermögenheit mit den 
zur Verbrotung und Ausſaat erforderlichen Körnern zu unterſtützen 
außer Acht laſſen würden, ſo wird den Unterthanen zwar die 
Aus hülfe vom Staate geleiſtet, den Dominien hingegen fo lang 
ihre Einkünfte geſperrt, bis dieſe Vorſchüſſe hereingebracht ſein 
werden. 

Miniſt. Schr. 1. Aug. 1805. G. 20 Sept. 1805, 3. 39152. 

Gegen jene Dominien, welche die Unterſtützung mit Körnern 
zur Ausſaat und Verbrotung ihren Unterthanen, den heuer erneuer— 
ten Vorſchriften vom J. 1787 und 1788 (und zwar 15. Febr., 
19. April, 5. Juni und 5. Juli 1805, 3. 6048, 16521, 26814 und 
27889) zuwider, nicht leiſten, ſoll mit Strenge verfahren werden, 
was den Kreisämtern im Nachhange zur Weiſung vom 9. Sep: 
tember 1805, 3. 37124, eröffnet wird. 

H. 27. Mai 1807, 3. 10206; G. 19. Juni 1807, 3. 24924. 

Das Umlauſſchreiben vom 4. April 1786, 3. 8983, wird ab⸗ 
geändert, und beſtimmt: 

1. Dominien müſſen auch hinführo ihre nothleidenden Unter— 
thanen mit Früchten zur Ausſaat und Verbrotung unterſtützen; 

2. den dieſe Unterſtützung leiſtenden Gutspächtern ſoll zur 
Vergütung, falls ſie ſelbe während ihrer Pachtung nicht erhalten 
könnten, auf dem politiſchen Wege mittelſt Sequeſtration verholfen 
werden. 

3. u. 4. Falls aber dieſe Güter gerichtlich ſequeſtrirt würden, 


oder in Krida verfallen, wo dann jene politiſche Sequeſtration 


aufhören müßte, da ſoll dieſe Vergütung der Gränzkämmerer mit 
dem Kreisamte liquidiren, der entfallende Betrag ohne weitere 
gerichtliche Liquidation vor Allem ausbezahlt werden. Falls aber 
eine oder die andere Partei mit dieſer Liquidirung nicht zufrieden 
wäre, ſoll der Betrag indeſſen bei Gericht hinterlegt werden, wo 
dann die Partei in via politica rekurriren kann; worüber die po- 
litiſche Behörde zu entſcheiden oder in verwickelten Fallen die Par⸗ 
tei an den Rechtsweg zu weiſen hat. 

G. 25. Febr. 1831, 3. 11859 (P. G. S. XIII. 62). 

Obſchon vielfältige Vorſchriften hinſichtlich der Erhebung des 
Nothſtandes der Unterthanen beſtehen; ſo kommen doch noch ſolche 
Erhebungen vor, die zu dem beabſichtigten Gebrauche nicht dienen 
können. 

Man ſieht ſich daher veranlaßt, die Vorſchriſten in der Zur 
ſammenſtellung neuerdings in Erinnerung zu bringen. 

49 * 
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Vor Allem muß ſich das Kreisamt gegenwärtig halten, daß 
nach der a. h. Entſchließung Sr. Majeſtät nur für den gehörig zu 
erweiſenden Fall, daß in einzelnen Gemeinden Galiziens in Folge 
von Elementarereigniſſen die Unterthanen in einen ſolchen Noth— 
ſtand verfielen, welcher ſie in die Unmöglichkeit der Saatbeſtellung 
ihrer Felder, oder ſich ihren eigenen Lebensunterhalt zu verſchaffen, 
verſetzte, und ihnen auch von ihren Obrigkeiten die geſetzliche Hülfe 
nicht geleiſtet werden könnte, geſtattet wird, daß ihnen, jedoch nur 
in fo weit, als es zur Beſtellung ihrer Felder, oder zu ihrem Le- 
bensunterhalte nothwendig iſt, Vorſchüſſe im Wege der Obrigfei- 
ten erfolgt werden dürfen. Hieraus ergibt ſich von ſelbſt die Wei- 
ſung, daß 

1. die Getreide- und fonftigen Lebensmittel-Vorräthe von allen 
Gattungen eines jeden einzelnen Unterthans, von welchem eine 
Unterſtützung angeſprochen wird, und 

2. der Körnerbedarf zur Saatbeſtellung genau erhoben; 

3. die einer Gemeinde gehörigen Obligationen, die ſie wirk— 
lich beſitzt, mit ihren Kapitals- und Intereſſenbeträgen, dann der 
Verfallszeit der Letzteren, erſichtlich gemacht, und zugleich die Er— 
klärung der Gemeinde abgefordert werden müßte, ob ſelbe nicht 
geneigt ſei, ihre Obligationen entweder alle oder nur einzeln zu 
verkaufen, und das gelöſte Geld zum Ankauf von Lebensbedürf— 
niſſen für die einzelnen Unterthanen zu verwenden. 

4. Auf gleiche Art jede Aktiv-Forderung einer Gemeinde, z. B. 
an den Straßenfond für geleiſtete Arbeit, und die Schritte, die zu 
deren Realiſirung gethan wurden, auszuweiſen. 

5. Eben ſo den Verdienſt, den eine Gemeinde und die einzel— 
nen Unterthanen, bis zur naͤchſten Sammlung der Erderzeugniſſe, 
durch ihre Arbeit auf der gebauten Straße, bei den eigenen oder 
bei fremden Obrigkeiten und Privaten in der Umgegend, ſich ſelbſt 
verſchaffen können, beiläufig zu berechnen, und 

6. den wirklichen Bedarf an Körnern zur Verbrotung, oder 
zur Beiſchaffung anderer nach den verſchiedenen Lokalverhältniſſen 
erforderlicher Lebensmittel, erſt nach Abſchlag der eigenen Mittel 
und des Lebensunterhaltes, den ſich die Unterthanen durch Ver— 
dienſt ſelbſt verſchaffen können, auszumitteln, und eben ſo, jedoch 
abgefondert, den Körnerbedarf zur Saatbeſtellung eines jeden 
einzelnen Unterthans, mit Rückſichtnehmung auf den Umfang ſeiner 
Gründe und die Gattung des anzubauenden Getreides, auszu— 
weiſen. 
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Nachdem das Erforderniß der Körner zur Verbrotung und 
zur Aus ſaat, womit die einzelnen Unterthanen unumgänglich gegen 
künftige Erſatzleiſtung unterſtützt werden müſſen, erhoben wor⸗ 
den, muß . 

7. zur Erhebung der herrſchaftlichen Getreidevorräthe, ſowohl 
in Körnern als im Geſtröh, geſchritten werden, weil vor Allem aus 
dieſen, das Gut mag verpachtet ſein oder nicht, die Unterſtützung 
zu leiſten iſt. Sollten dieſe nicht zureichen, fo muß getrachtet wer— 
den, den Abgang durch Anwendung des Kredits des Grundherrn 
oder Pächters zu verſchaffen. Auch darf nicht überſehen werden, 
ob ein Grundherr nicht mehrere Güter (entweder in dem eigenen 
oder in fremden Kreiſen des Landes) beſitzt, aus deren Vorräthen 
ſelber die Unterſtützung leiſten kann, und nur dann, wenn es voll⸗ 
kommen erwieſen iſt, daß die Grundobrigkeit die geſetzliche Hülfe 
zu leiſten durchaus nicht im Stande iſt, ſolche bei dieſer Landes⸗ 
ſtelle anzuſuchen, ſolche darf aber 

8. nie in Getreide, ſondern ſtets im Gelde für die Grundobrig— 
keit zum Ankauf der Körner für die Unterthanen angeſprochen wer— 
den, und daher muß immer der erhobene Bedarf zur Verbrotung 
und zur Ausſaat, nach den Marktpreiſen in der naͤchſten Stadt, in 
Geld berechnet werden. 

9. Die Grundherren haben über die erhaltenen Geldbeträge 
ordentliche Schuldſcheine auszufertigen, und es ſind die Obrig— 


keiten darauf aufmerkſam zu machen, daß derlei Vorſchüſſe nach 


dem Kreisſchreiben vom 10. April 1795 allen übrigen, wenn gleich 
intabulirten Gutslaſten vorzugehen haben, und im Nichtzuhaltungs— 
falle des Rückzahlungstermins durch politiſche Exekutionen und 
Sequeſtrationen beigetrieben werden würden. Endlich 

10. muß von dem Kreisamte darüber gewacht werden, daß 
die Vorſchüſſe nur zum Ankauf der erforderlichen Körner verwen— 
det, und dieſe unter die hülfsbedürftigen Unterthanen wirklich nach 
dem erhobenen Bedarfe eines jeden vertheilt werden, zu welchem 
Ende jedesmal eine verläßliche Kontrolle, wo ſich ein Pfarrer be— 
findet, mit Zuziehung desſelben, zu beſtellen iſt. 

Da übrigens für das laufende Jahr die Dominien bald nach 
der vorjährigen Ernte auf die Nothwendigkeit der einzutretenden 
Unterſtützung ihrer Unterthanen aufmerkſam gemacht, und zur Auf— 
bewahrung angemeſſener Getreidevorräthe zu dieſer Hülfleiſtung 
aufgefordert worden ſind, ſo iſt bei jeder Erhebung des Nothſtan⸗ 
des, da, wo keine oder nicht zureichende herrſchaftliche Vorraͤthe 
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vorgefunden werden, auch zugleich in die Erhebung der Frage 
einzugehen, ob nicht einige und wie viele Vorräthe mit Hintan⸗ 
ſetzung der geſetzlichen Pflicht der Unterſtützung veräußert wor: 
den, und über die erwieſene Uebertretung das Amt zu handeln, 
das Reſultat aber jedesmal zur hierortigen Kenntniß zu bringen. 
G. 19. April 1831, 3. 23373 (P. G. S. XII. 142). 

Es ſind neuerlich mehrere Mittel zur Sprache gekommen, 
welche bei der im Lande herrſchenden Noth und zur theilweiſen 
Abhilfe in ſelben immerhin einige Beachtung verdienen und daher 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 

1. Bei der Aus ſaat des Heidekorns, ſollte bloß das leichte 
Korn (Rudaki) verwendet, das ſchwerere aber nur als Nahrungs: 
ſtoff gebraucht werden, weil die Erfahrung lehrt, daß das leichte 
Heidekorn, eben ſo gut als das ſchwere zur Ausſaat tauglich, als 
Nahrungsmittel aber kaum zur Hälfte ſo ausgiebig als das ſchwere iſt. 

2. Als Surrogate zur Broterzeugung ſtellt ſich a) das Stroh: 
mehl, und b) das Mehl aus den Queckenwurzeln Triticum repens 
Line. pol. Pyrz, als der Geſundheit nicht nachtheilig und als ein 
anwendbares Hülfsmittel dar. 

a) Zum Strohmehl iſt zwar alles Stroh, vorzüglich aber das 
reine Gerſten⸗ und Haberſtroh geeignet. 

Solches wird auf der bekannten Häckerling-Schneidma— 
ſchine zu Häckerling geſchnitten, getrocknet, auf der Mühle ver: 
mahlen, und gebeutelt, und kann als ſolches mit anderen Ge— 
treidemehl gut vermengt, zur Hälfte, dem dritten, vierten oder 
fünften Theil vermengt mit einem flüßigen Sauerteige zum Gäh— 
ren gebracht, zu Brot verbacken werden. Dieſe Brote müſſen 
jedoch vorher ſtark geknetet und zu 1 Zoll hohe Kuchen geformt 
und länger als anderes Brot im Ofen gelaſſen werden. 

Dasſelbe iſt in dieſem Zuſtande ein nahrhaftes, genußbares, 
unſchädliches und leicht zu bereitendes Nothbrot und verdient 
daher vor vielen andern Miſchungen, wie ſolche bereits zum 
Nachtheil der Geſundheit der Genießenden vorgekommen ſind, 
den Vorzug. Durch einen Zuſatz von fein geſtoßenen Kimmel er⸗ 
hält dasſelbe ſogar einen ziemlich angenehmen Geſchmack. Das— 
ſelbe wurde vor mehreren Jahren ſowohl in Ungarn, als auch 
in Frankreich, mit gutem Erfolge in Zeiten von Hungersnoth an- 
gewendet. 

b) Auch die Queckenwurzel, welche in vielen Gegenden eine 
Laſt für die Aecker iſt, kann auf gleiche Art zu Mehl und 
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Brot und ſonach zum Brotbacken verwendet werden, nur 
ſind die ausgegrabenen Wurzeln rein zu waſchen, gut aus⸗ 
zutrocknen und erſt ſodann zu vermahlen; ſonſt iſt ſich wie 
oben zu benehmen und nur zu bemerken, daß die Quecken⸗ 
wurzel im Ganzen mehr Zucker, ſomit mehr Nahrungsſtoff, 
als das Stroh enthalte. 

Die Anwendung dieſer Anweiſung wird jedoch bloß dem 
Ermeſſen jedes Einzelnen überlaſſen, und findet hierbei nicht der 
mindeſte Zwang Statt, und nur den Ortsobrigkeiten iſt zur Pflicht 
zu machen, darüber zu wachen, damit ſolche, da wo ſie Statt 
findet, genau und ordentlich angewendet, und jede geſundheits— 
widrige Vermiſchung vermieden werde. 

A. h. E. 28. u. 24. Juli 1821; H. 28. Aug. 1821, 3. 240975 G. 10. Zän. 

1835, Z. 9049 (p. G. S. XVII. 10). 

Se. Majeftät haben die Auflöſung des hierländigen Gemein— 
deſpeichers in der Art auszuſprechen geruhet, daß die Beſtand— 
theile desſelben theils zur Tilgung der Vorſpannsmehrauslage 
für die Jahre 1818 und 1819 verwendet, theils aber, in ſo fern 
ſelbe den unterthänigen Gemeinden gehören, an ihre Eigenthü— 
mer zurückgeſtellt werden ſollen. In Anſehung jener Kapitalien 
und Baarſchaften aber, welche aus vergüteten Lieferungen der 
Grundobrigkeiten von den Jahren 1789 und 1799 enſtanden ſind, 
haben ſich Se. Majeſtät die nachträgliche Verfügung vorbehalten, 


welche ſodann mittelſt der, laut H. vom 1. Auguſt 1826, 3.21477, 


herabgegebenen a. h. E. dahin erfolgte, daß dieſes Dominical- 
Vermögen zu Bildung eines neuen Hunterthänigen Unterſtützungs— 
fondes” für verarmte unterthänige Grundbefiger unter beſtimmten 
Modalitäten, welche den Kreisämtern ſeiner Zeit, ſo wie dieſer 
Fond ins Leben treten wird, werden bekannt gemacht werden, 
gewidmet werde. 


Obſtbaumzucht. 
Vog. 3. Okt. 1786 (Löwenwolde I. 489). 

Die Obſtbäume⸗Pflanzung an den Straßen, dann Anlegung 
der Baumpflanzſchulen, und die Ermunterung der Dominien 
zur Errichtung dieſer Baumpflanzſchulen wird verordnet. : 
H. 5. Mai 1829, 3.104775 C. 19. Mai 1829, 3. 29136 (P. G. S. XI. 146). 

In der Erwägung, daß die gemeine Obſtzucht in Gegenden 
wo ihr das Klima und der Boden günſtig ſind, dem Landmann 


76 Opferſtock. 


ohnehin in dem Nutzen, den er davon zieht, einen angemeſſenen 
Lohn ſeiner Arbeit gewährt, dann, daß jene Landwirthe, die 
für die edlere Obſtzucht Luſt bezeigen, vielmehr einer Unterweiſung 
und Unterſtützung zur Anpflanzung und Veredlung, als der Aus— 
ſicht auf eine entfernte Belohnung bedürfen, haben Se. k. k. Ma: 
jeſtät mit der a. h. E. vom 1. Mai d. J. das Kreisſchreiben vom 
17. Hornung 1797 außer Kraft zu ſetzen, und dagegen allergnä⸗ 
digſt anzuordnen befunden, daß jene einzelnen Fälle, wo 

1. unterthänige Grundbeſitzer in Galizien oder in der Bu— 
kowina durch eine, im Verhältniſſe ihres Grundbeſitzes bedeu— 
tende Obſtkultur und 

2. obrigkeitliche Grundbeſitzer oder Seelſorger durch eine 
gemeinnützige Verbreitung der Obſtkultur ſich beſonders auszeich— 
nen, mit angemeſſenen Belohnungs-Anträgen zur allerhöchſten 
Kenntniß Seiner Majeſtät gebracht werden ſollen. (Siehe St. 
G. B. II. T. Anhang 3. 3.) 


Opferſtock. 
Cabinetsbefehl. H. 7. Okt. 1811; G. 7. Nov. 1811, 3. 50666 (Gen. 1049). 

Da dem Vernehmen nach viele Kirchen theils wegen der ob— 
waltenden Theuerung ihrer Bedürfniſſe, theils wegen Vermin- 
derung der Stiftungs-Capitalien-Intereſſen mit ihren Einkünften 
weit unter die jährliche Bedeckung herabgekommen ſeien, geſtat⸗ 
ten Allerhöchſtdieſelben da, wo dieſer Fall erweislich eintrete, 
und ſo lange ſelber fortdauere, daß in der Kirche, nebſt dem 
Opferſtocke für die Armen noch ein zweiter für die leichtere Be⸗ 
ſtreitung der täglichen Erforderniſſe errichtet werde, von dieſer 
Erweiſung aber die Kirchen der Stifte und Klöſter ausgeſchloſſen 
bleiben. 

Daß aber die in dieſe Opferſtöcke eingehenden oder in den 
Klingelbeutel von den Gläubigen geworfen werdenden Beiträge 
kein Einkommen für die Pfarrer ausmachen, ſondern bloß zur 
Bedeckung der täglichen kirchlichen Erforderniſſe verwendet wer- 
den ſollen, darüber haben die Landdechante bei ihren Viſitationen 
und die Kreisaͤmter die gehörige Aufſicht zu führen. 

G. 28. Auguft 1834, 3. 44866 (P. G. S. XVI. 416). 


Die Beſtimmung der Zeit, wann in den Kirchen mit dem 
Klingelbeutel geſammelt werden darf, wird den Ordinariaten 
überlaſſen. 


Ordensgeiſtliche. 3 


Ordensgeiſtliche. 


P. 24. März 1781 (Pill. S. Nr. VI. S. 13). 
Den Ordensgeiſtlichen ſind alle Verbindlichkeiten und Zu⸗ 


ſammenhang mit auswärtigen Provinzen verboten, die alleinigen 


Konföderationen quo ad preces et suffragia ausgenommen. 


P. 19. Aug. 1784 (Pill. S. Nr. LXI. ©. 187). 

Kein Ordensgeiſtlicher ſoll zur Profeſſion oder Prieſterweihe 
gelaffen werden, der nicht ein Zeugniß über den gehörten kateche— 
tiſchen Präparandenkurs aufweiſen kann. 

P. 30. Dez. 1785 (Pill. S. Nr. CXXXX. ©. 209). 

Den Orden und Klöftern wird verboten, neue Statuten bei 
den Provinzialkapiteln zu errichten. 

C. 27. April 1786 (Pill. S. Nr. XXX. S. 179). 

Alle Klagen der Ordensgeiſtlichen wider ihre Obern ſollen 
mit Ausnahme derjenigen, welche die Uebertretung landesfürſt— 
licher Anordnungen betreffen, unmittelbar bei den betreffenden 
Konſiſtorien angebracht, und bei weltlichen Behörden nur in 
ſolchen Fällen die Beſchwerde anhängig gemacht werden, wenn 
über die Unthätigkeit oder Unbilligkeit des Konſiſtoriums Klage 
geführt werden kann. 

A. h. E. 27. Sept. 1836, H. 8. Okt. 1836, 3. 26201; G. 8. Nov. 1886, 

3. 62184 (P. G. S. XVIII. 694). 

Die Landesſtelle wurde von der abgeforderten periodiſchen 
Vorlage der Ausweiſe über die in den Mendikanten-Orden auf— 
genommenen Kandidaten, für die Zukunft enthoben. — Hievon 
werden die Konſiſtorien des lat. Ritus mit dem Bedeuten in die 
Kenntniß geſetzt, daß es nunmehr von der Ein ſendung der erwähn- 
ten periodiſchen Ausweiſe durch die betreffende Kloſtervorſteher 
an die Landesſtelle abzukommen habe. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die Aufnahme der 
Kandidaten jo wie früher, nur mit Bewilligung der Landesſtelle 
geſchehen könne. 

A. h. E. 27. Sept. 1836; G. 12. Nov. 1836, 3. 65660 (P. G. S. XVIII. 

700). 

Die Regularen ſind von der Verwendung in den Lehräm⸗ 
tern der höheren Wiſſenſchaften, der Theologie und Philoſophie 
auch an ſolchen öffentlichen Lehranſtalten nicht auszuſchließen, 
welche weder deren Orden übergeben ſind noch ſich mit dem 
Ordens hauſe in einem und demſelben Orte befinden. 


ie 


| 
il 
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Doch dürfen Regularen für ſolche Lehrämter nur dann in 
Concurrenz treten, wenn ſie die ſchriftliche und von dem Or— 
dinariate, zu welchem das Ordenshaus gehört, genehmigte Er- 
laubniß ihrer Ordensobern, nämlich des Stifts oder Provinz⸗ 
Vorſtehers hiezu beibringen. 

Den Vorſtehern der Stifte und Ordensprovinzen iſt das 
Zurückberufen ihrer Untergeordneten in ihre geiſtliche Communität, 
wenn ſie es für nöthig erachten, als eine auf dem Gelübde des 
Gehorſams beruhende Maßregel unverwehrt, doch hat dieſe Zu— 
rückberufung mit der anzuſuchenden Entlaſſung von Seiten jener 
Authorität zu geſchehen, von welcher die Verleihung des Lehr: 
amtes ausgegangen iſt. 


Ordenszeichen. 
C. 7. Februar 1817, 3. 5645. Ged. (Pill. S. Nr. IV. S. 8). 


1. Daß die öffentliche Ausſtellung aller in- und ausländi— 
ſchen Ordenskreuze und Dekorationen zum Verkaufe, von welcher 
Form fie immer fein mögen, eben fo, wie in Anſehung der Ci— 
vil⸗Ehrenkreuze durch Kreisſchreiben vom 3. Oktober 1815 anbe— 
fohlen worden iſt, ein für allemal ſtreng verboten ſei, und die 
Orts- und Polizei⸗Behörden darüber bei ihrer eigenen Verant— 
wortung zu wachen haben, daß dieſe Anordnung genau befolgt 
werde. 

Wenn ſich wer immer beigehen laſſen ſollte, dieſem ausdrück— 
lichen Verbote entgegen zu handeln, fo iſt er beim erſten Ueber— 
tretungsfalle mit der Confiscation, beim zweiten hingegen mit 
der Confiscation und der einfachen Werthsſtrafe, und beim drit— 
ten Uebertretungsfalle mit der Confiscation des Ordenszeichens 
und der doppelten Werthsſtrafe unnachſichtlich zu ahnden. 

2. Daß insbeſondere die Nachmachung aller öſterreichiſch— 
kaiſerlichen Ordens-Dekorationen ohne Unterſchied und zwar: des 
goldenen Vließes, des militäriſchen Maria-Thereſien⸗, des kö— 
niglich ungariſchen St. Stephan⸗, des öſterreichiſch-kaiſerlichen 
Leopold⸗, und des königl. lombardiſch - venetianifchen Ordens 
der eiſernen Krone, fo wie der militäriſch Eliſabeth Thereſiani— 
ſchen Stiftung in der ſtatutenmäßigen Größe, Geſtalt, Form, 
wie ſolche von den reſpectiven Ordenskanzleien an die Ritter ab— 
gegeben werden, unter Feſtſetzung der nämlichen, bereits im $. 1 
ausgeſprochenen Strafen, allen Goldarbeitern, Gewerbsleuten, 
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oder wem immer auf das fchärffte unterſagt ſei. Dagegen geftat: 
ten Se. Majeftät 

3. daß bei jenen Handelsleuten und Goldarbeitern, welche ge⸗ 
genwärtig öſterreichiſch kaiſerliche Ordenskreuze oder Dekorationen 
zum Verkaufe fertig haben, dieſelben, wenn ſie ihrem Gehalte 
und ihrer Form nach den Ordensſtatuten gemäß zur Verwendung 
geeignet befunden werden, von den betreffenden Ordenskanzleien 
eingelöſ't, und zum künftigen Gebrauche des Ordens aufbewahrt 
werden dürfen, wohingegen die Kreuze und Dekorationen, bei wel- 
chen erwähnte Bedingung nicht eintritt, ihrer eigenen Verwen⸗ 
dung unter genauer Beobachtung der im $. 1 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften überlaſſen bleiben. Jene Goldarbeiter und Handelsleute 
hingegen, welche zu vorgedachter Einlöſung geeignete Ordens— 
zeichen beſitzen, haben ſelbe binnen acht Tagen nach Publication 
dieſer Verordnung bei ihrer Behörde ſchriftlich anzugeben, dieſe 
aber beſagte ſchriftliche Angaben nach geſchehener genauer Verifi⸗ 
cation mit den bei den Gewerbs- und Handelsleuten verbleibenden 
Kreuzen im kürzeſten Wege an die betreffenden Ordenskanzleien 
gelangen zu laſſen. 

4. Verordnen Se. Majeftät, daß jene Ritter eines öſterrei⸗ 
chiſchen Ordens, welche ihre Ordens-Dekoration auf was immer 
für eine Art verloren haben, ſich eben ſo, wie ſolches in Anſe— 
hung der in Verluſt gerathenen Civil⸗Ehrenkreuze mit Circular⸗ 
Verordnung vom 3. Oktober 1815 feſtgeſetzt worden iſt, wegen 
Ueberkommung eines neuen Ordenszeichens an die betreffende 
Ordenskanzlei zu verwenden haben, welche keinen Anſtand neh— 
men wird, ihnen ſolches nach vorhergegangeer Legitimirung über 
ihre Anſprüche gegen Erſatz der Anſchaffungskoſten zu erfolgen. 
Endlich 

5. befehlen Se. Majeſtät, daß beim Ableben eines öfter: 
reichiſchen Ordensritters die betreffende Abhandlungsbehörde und 
beziehungsweiſe die Erben zu verpflichten ſeien, das dem Verſtor⸗ 
benen von Seite der Ordenskanzlei zugekommene Ordenszeichen, 
und nicht etwa eines von geringerem Gehalte gegen ſonſtigen 


Erſatz des dem Ordensſchatze allenfalls zugehenden Schadens 


und Nachtheils zurückzuſtellen. 
H. 18. Sept. 1818, 3. 18705; H. 9. Febr. 1819, 3. 50135 G. 19. März 
1819, 3. 10738 (P. G. S. I. 40). 
Alle Geſuche um Bewilligung und Annehmung fremder Or⸗ 
den ſolcher Individuen, die, ohne die Erlaubniß von Sr. Majeftät 


1 


he 


* 
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erhalten zu haben, ſelbe bei fremden Regierungen begehren, ſind 
zurückzuweiſen; auch muß, fo oft ſich Se. Majeftät bewogen fin: 
den ſollten, eine ſolche Erlaubniß zu ertheilen, dem betreffenden 
Individuum immer bedeutet werden, in keinem Falle einen Eid 
oder ein Verſprechen des Ordens wegen abzulegen. — Die a. h. 
Anordnung hat ſich auch auf die Ehrenkreuze des Maltheſer- oder 
Johanniter⸗Ordens zu erſtrecken. h 


G. 14. Auguſt 1832, 3. 42457 (P. G. S. XIV. 268). 

In jenen Fällen, wo Seine Majeftät einem Invividu— 
um die a. h. Bewilligung ertheilt haben, ſich um fremde Orden, 
ſomit auch um das Ehren-Ritterkreuz des Maltheſer- oder Jo— 
hanniter-Ordens zu bewerben, iſt danin ſchon ſtillſchweigend die 
allerhöchſte Genehmigung, dieſen Orden annehmen, und tragen 
zu dürfen, enthalten, und ſomit ein nachträgliches Einſchrei— 
ten in letzterer Beziehung nicht mehr nothwendig. 

A. h. E. 16. März 1835; H. 24. März 1835, 3. 6862; G. 25. April 1835, 

3. 21815 (P. G. S. XVII. 208). 

Auf das unbefugte Tragen von Ordenszeichen und Ehrendekora— 
tionen ohne Unterſchied, fie mögen inlandiſche oder ausländiſche 
ſein, ſind die nämlichen Strafbeſtimmungen anzuwenden, welche durch 
die a. h. Entſchließung vom 28. Nov. 1826, laut des Hofkanzlei 
dekretes vom 2. Nov. 1827, 3. 27344, auf Adels-Anmaßungen 
feſtgeſetzt, und hierlandes mittelſt Kreisſchreiben vom 24. Nov. 
1827, 3. 77865, bekannt gemacht worden find. 

A. h. E. 18. Juli 1835; H. 8. Dez. 1835, 3. 31619; G. 11. Febr. 1836, 

3.333 (P. G. S. XVIII. 52). 

Wenn ein Ordensritter eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizeiübertretung ſchuldig erkannt, oder dießfalls nur ab 
instantia abſolvirt wird, iſt hievon ohne die Kundmachung und 
Vollziehung des Urtheils zu verſchieben, jedoch unter Beile— 
gung desſelben und der Beweggründe der Ordenskanzlei die Er: 
öffnung zu machen, welche hierüber die a. h. Entſchließung einho= 
len wird. 

Vom Tage der Kundmachung des Urtheils bis zur Herab— 
langung der a. h. Entſchließung darf der Ordensritter von der ihm 
verliehenen Dekoration Gebrauch machen, daher ihm dieſelbe bei 
der Kundmachung des Urtheils abzunehmen iſt, wenn es nicht 
ſchon früher geſchehen wäre. 


— 
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Rückſichtlich der Mitglieder ausländiſcher Orden hat die ob— 
erwähnte Eröffnung an die k. k. geheime Hof- und Staatskanzlei 
zur geeigneten Mittheilung an die auswärtige Regierung zu ger 


ſchehen. 


Paſtor und Paſtorat. 


G. 5. Sept. 1800, 3. 26075. 

Da die Erfahrung gelehrt hat, daß Paſtoren, welche ihres 
ungeſitteten Lebenswandels wegen, oder aus ſonſtigen Gründen 
ihres Amtes entſetzt worden ſind, ſich wieder bei anderen Ge— 
meinden einſchleichen, und zu Uneinigkeit und Verwirrung An⸗ 
laß geben, fo wird dem Kreisamte aufgetragen, auf derlei abge— 
ſetzte Paſtoren ein wachſames Auge zu tragen, und auf keine 
Weiſe zu geſtatten, daß ſelbe bei den Gemeinden Minifterial- 
Handlungen verrichten. Wonach zugleich die im Kreiſe befindli— 
chen akatholiſchen Gemeinden anzuweiſen ſind. 

H. 28. März 18055 G. 10. Mai 1805, 3. 16028 (Gen. 564). 

$. 1. Jeder Todesfall oder Abgang eines Paſtors muß durch 
die Kirchenvorſteher dem galiziſchen Superintendenten Ausgb. 
Conf. angezeigt, und im erſteren Falle müſſen ihm auch die Um— 
ſtände der Witwe und der hinterlaſſenen Kinder, wenn welche 
vorhanden ſind, zur weiteren Verfügung gemeldet werden. 

FS. 2. Die in die Wahl zu nehmenden Candidaten müſſen 
dem galiziſchen Superintendenten Augsb. Conf. vorlaͤufig und zu 
dem Ende von den Kirchenvorſtehern angezeigt werden, damit 
er erklären könne, ob feiner Seits und in Folge höchſter Verord— 
nungen wider dieſes oder jenes Individuum in Rückſicht der Her⸗ 
kunft, Kenntniſſe und Moralität kein Anſtand obwalte. 

§. 3. Eine jede bei einer Gemeinde mit Vorwiſſen des Su— 
perintendenten vorfallende Wahl zu einem erledigten Paſtorate 
hat in gehöriger Ordnung entweder von der ganzen Gemeinde 
durch Mehrheit der Stimmen, oder durch hiezu delegirte Aus— 
ſchußmänner ebenfalls durch freie Stimmenmehrheit unter dem 
Vorſitze des älteſten Kirchenvorſtehers zu geſchehen; auf eine ein— 
ſeitige, nur von einigen Gliedern der Gemeinde bewirkte Wahl, 
die alsdann die Andern zu ſtimmen ſuchen, wodurch am Ende 
nur Unordnung und Behelligung der geiſtlichen und politiſchen 


782 Paſtor und Paſtorat. 


Behörden entſtehen muß, wird keine Rückſicht genommen, ſon⸗ 
dern dieſelbe allemal als ungiltig angeſehen werden. 

$. 4. Gleich nach getroffener Wahl iſt der Neugewählte dem 
Superintendenten unter der Haftung der Vorſteher für die durch 
freie Mehrheit der Stimmen ordnungsmäßig geſchehene Wahl 
anzuzeigen und förmlich zu präſentiren. Zugleich hat die Gemeinde 
ſofort die Vocation für den Neugewählten, falls er ein Inländer 
iſt, auszufertigen, und eine Abſchrift hievon dem Superintenden— 
ten zuzuſtellen, welcher ſodann mit Beiſchließung dieſer Vocation 
den Neugewählten zugleich der Landesſtelle anzuzeigen, und dem 
Conſiſtorium nicht aber der Neugewählte ſich ſelbſt zu präfentiren 
hat, worauf das Conſiſtorium denſelben, wenn es ein Candidat 
wäre, entweder ſelbſt zu examiniren und ordiniren, oder dem 
Superintendenten hiezu den Auftrag geben, ſodann Bericht an 
die Hofkanzlei zur Erwirkung der landesfürſtlichen Beſtätigung 
erftatten, und an den Superintendenten das den Umſtanden An: 
gemeſſene erlaſſen wird. 

§. 5. Fällt etwa die Wahl auf einen Ausländer, ſo hat die 
Gemeinde keineswegs die Vocation gerade an denſelben abzuſen⸗ 
den, ſondern in einem ſolchen Falle hat die Gemeinde die Voca⸗ 
tion dem Superintendenten zu übergeben, der fie im Namen der— 
ſelben dem Neuberufenen zuzuſenden und denſelben zu verfländigen 
hat, daß, dafern derſelbe ein Candidat wäre, er ſich nicht im 
Auslande, ſondern hierlandes durch das Conſiſtorium oder durch 
den galiziſchen Superintendenten examiniren und ordiniren laſſen 
müſſe; wäre er aber ſchon ein examinirter und ordinirter Predi⸗ 
ger, ſo hat ſich derſelbe dem Superintendenten pro colloquio 
darzuſtellen. Hierauf, nämlich nach abgehaltenem Examen oder 
colloquium hat der Superintendent feinen Bericht mit Beiſchlie⸗ 
ßung einer von der Gemeinde im Voraus zu beſorgenden Abſchrift 
der Vocation für ihren neu berufenen Prediger an das Guber⸗ 
nium und an das Conſiſtorium zu erſtatten, welches letztere nach 
befundener Fähigkeit und Würdigkeit des Berufenen ſeinen dieß⸗ 
fälligen Bericht an die Hofkanzlei vorlegen wird. 

§. 6. Da ferner der Gemeinde kein würdiger, und nach 
den höchſten Vorſchriften geeigneter Candidat bekannt waͤre, den 
ſie zu ihrem erledigten Paſtorat berufen kann, ſo hat ſie ſich an 
den ihr vorgeſetzten Superintendenten, und durch dieſen an das 
Conſiſtorium zu wenden, welches mehrere Kenntniß von Candida⸗ 
ten des evangeliſchen Lehramtes hat, und den Gemeinden auf ihr 
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Anſuchen, nach beſtem Wiſſen und nach befter Kenntniß von den 
zur Seelſorge tauglichen Kandidaten, an die Hand gehen wird. 

§. 7. Jede mit Hinwegſetzung über dieſe Vorſchriften ge⸗ 
troffene Wahl eines neuen Paſtors wird für nichtig und unftatt- 
haft anerkannt werden, und muß in einem ſolchen Falle zu einer 
andern Wahl mit Beobachtung der vorgeſchriebenen Formalitäten 
geſchritten werden, dergeſtalt, daß die unbefugten Gemeindeglieder 
die Koften bei der verworfenen Wahl allein zu tragen haben. 
Endlich 

§. 8. ſoll kein Paſtor zur Abhaltung des Gottesdienſtes und 
Ausſpendung der Sakramente bei der ihm anvertrauten Gemeinde 
zugelaffen werden, in fo lange ſelber ſich nicht mit der vom Su⸗ 
perintendenten zu erhaltenden Konfirmationsurkunde ausgewie— 
ſen hat. 

G. 19. Dez. 1806, 3. 58581 (Gen. 1450). 

Das Konſiſtorium Augsb. Konf. hat für den Erledigungsfall 
eines Paſtorats nachſtehende drei Grundregeln zur allgemeinen 
Beobachtung in Antrag gebracht: daß 

§. 1. ein erwählter und deſignirter Paſtor vor Erlangung 
des Konſiſtorial-Dekretes die Kanzel ſeiner Gemeinde, außer einer 
einzigen Probepredigt, weder betreten, noch irgend eine geiſtliche 
Funktion verrichten, folglich ſich auch in gedachte Gemeinde nicht 
überſiedeln dürfe; daß 

§. 2. nach erhaltenem Konſiſtorial-Dekrete der erwählte Pre⸗ 
diger die Stelle des abgegangenen Paſtors einſtweilen bis zur 
Herablangung der landesfüͤrſtlichen Beſtätigung verſehen, daß aber 

$. 3. die förmliche Inſtallirung desſelben durch den Superin— 
tendenten oder Senior, oder ſonſt einen consistorialem delegatum, 
erſt nach erfolgter landesfürſtlicher Beftätigung Statt haben konne. 

Die Beobachtung dieſer drei Grundregeln wurde bereits in 
Mähren vorgeſchrieben, und zugleich beſtimmt, daß zwar den Kon⸗ 
fiftorien die Subſtitution in dergleichen Fällen zu veranlaſſen, auch 
dem neu berufenen Paſtor, wenn er fi) mit dem Konſiſtorial-An⸗ 
ſtellungs⸗Dekrete vorher beim Kreisamte ausgewieſen hat, ſein Amt 
noch vor erlangter landesfürſtlicher Beſtätigung anzutreten, ſo wie 
der Gemeinde ihn für ſeine Perſon in den Ort ſeiner neuen Be— 
ſtimmung abzuholen unverwehrt, keineswegs aber erlaubt ſei, daß, 
beſonders wenn der Gewählte aus einem andern Lande iſt, vor 
erfolgter landesfürſtlicher Beſtätigung alle ſeine Effekten und Ein⸗ 
richtungen von der Gemeinde überführt werden. Dieſe Vorſchrift 
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kund gemacht. 


H. 12. Mai 1808; G. 17. Juni 1808, 3. 25524 (Gen. 883). 

Ueberall, wo es Paſtoratsfelder oder mit dem Paſtorate ver- 
bundene Realitäten gibt, ſollen bei eintretender Erledigung des 
Paſtorats die Gemeindeglieder von aller eigenmächtigen Ergreifung 
dieſer Grundſtücke abgehalten werden; daher ſoll von Seite des 
Wirthſchaftsamtes ein Kurator für dieſelben aufgeſtellt, und dieſem 
die Pflege und Benützung der Paſtoratsgründe zum Vortheile des 
nächſt eintretenden Paſtors anvertraut werden. 


G. 9. Juni 1845, 3. 21921 (Gen. 338). 

§. 1. Wenn eine Gemeinde durch ihre Schuld den erledigten 
Seelſorgerpoſten durch ein halbes Jahr, vom Tage des abgegange— 
nen vorigen Paſtors oder Diakons gerechnet, unbeſetzt läßt, fo ver— 
liert die Gemeinde in ſolchem Falle für dieſe Beſetzung das Wahl— 
recht, welches ſodann der Superintendent unverzüglich auszuüben, 
und längſtens binnen einem Monate den Beſetzungsvorſchlag den 
vorgeſetzten Behörden zu überreichen haben wird. 

$.2. Alle Beiträge, welche das Kameral-Aerar, die Herrſchaft, 
oder die Gemeindeglieder der akatholiſchen Glaubensgenoſſen zum 
Unterhalte eines akatholiſchen Seelſorgers leiſten, ſind von nun an 
an die herrſchaftlichen Renten abzuführen, und von dieſem dem 
Paſtor oder Diakon vierteljährig zu verabfolgen. 

$. 3. Dieſe Unterhaltungsbeiträge find ohne Rückſicht, ob der 
Seelſorgerpoſten beſetzt iſt oder nicht, einzuheben oder beizutreiben. 

§. 4. Im Falle einer Erledigung hat die Herrſchaft auch ſo— 
gleich die etwa zur Dotirung des Paſtorats vorhandenen Gründe 
in Aufſicht und Verwaltung zu nehmen, und unter eigener Verant— 
wortung dafür zu ſorgen, daß dieſelben während dieſer Zeit auf 
das zweckmäßigſte benützt werden. 

§. 5. Die hierdurch ſowohl, als auch durch die während die— 
fer Zeit einfließenden Beiträge der Gemeinde, ſich bildende Bar- 
ſchaft iſt zur Abfertigung der etwa vorhandenen Witwe, nach der 
beſtehenden Vorſchrift vom 5. Jänner 1787, G. 3. 1799, oder zu 
allenfälliger Beſtreitung der Reiſekoſten eines aus dem Auslande 
berufenen Seelſorgers zu verwenden. 

Uebrigens ſind die anderweiten Ueberſchüſſe zur Bildung eines 
Paſtoratsvermögens zu benützen. Das Kreisamt hat hiervon die be— 
treffenden Dominien und Gemeinden zu verſtändigen, und zur 
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Handhabung deſſen beſonders nach der fpäter erfolgenden Inftruf: 
tion beſtens mitzuwirken. 


G. 14. Nov. 1819, 3. 50282 (P. G. S. I. 438). 


Weiſung wegen Behandlung der von hierländigen akatholi— 
ſchen Gemeinden für die Teſchner Paſtorenbildungsanſtalt einge— 
henden Beträge. 


H. 18. Mai 1834, 3. 12727; G. 28. Juni 1834, 3. 35261 (P. G. S. XVI. 330). 


Se. k. k. Majeſtät haben, in Abſicht auf das künftige Verfah— 
ren bei der Wahl akatholiſcher Prediger, mit a. h. Entſchließung 
vom 11. d. M. anzuordnen geruhet, daß in ſolchen Fällen die Bor: 
ſteher der betreffenden Gemeinden dem Konſiſtorium jederzeit drei 
Individuen zur Wahl ihres künftigen Seelſorgers durch den Su— 
perintendenten oder den Senior vorzuſchlagen haben, worauf ſohin 
von dem Konſiſtorium, nach genauer Prüfung der Eigenſchaften 
und Fähigkeiten der drei Kandidaten, die Genehmigung zu erthei— 
len ſein wird, daß aus denſelben Einer von der Gemeinde zum 
Paſtor gewählt, und dem Konſiſtorium zur Anſtellung mit Vorbe— 
halt der l. f. Beſtätigung präſentirt werde. 

Se. k. k. Majeftät machen aber zugleich ſowohl die Konſiſtorien 
bei der Prüfung der für wahlfähig zu erklaͤrenden Paſtoraté-Kan— 
didaten, als auch die Laͤnderſtellen bei der Beſtätigung des ge— 
wählten Paſtors, ſtrenge dafür verantwortlich, daß, ſo lang es 
geeignete Inländer giebt, kein Ausländer, und in keinem Falle un— 
taugliche, oder in ihren Grundſaͤtzen nicht vollſtändig ſichere Indiz 
viduen zu Paſtoraten berufen werden. 


G. 7. Jaͤnner 1836, 3. 73938 (P. G. S. XVIII. 22). 

Bisher haben die akatholiſchen Konſiſtorien ſowohl die ein— 
getretenen Aenderungen in den Poſten der Paſtoren, als auch der 
Senioren, der hohen Hofkanzlei angezeigt. 

Gleich wie aber den Länderſtellen erſt zu Folge a. Entſchließung 
vom 11. Mai 1834 (H. 18. Mai 1834, 3. 12727. G. 28. Juni 1834, 
Z. 35261), die Beftätigung der Paſtoren überlaſſen wurde, fo fin— 
det die hohe Hofkanzlei von nun an, auch die Beſtaͤtigung der 
Senioren den Länderftellen zu überlaſſen. 

Die beiden akatholiſchen Konſiſtorien werden demnach von 
der hohen Hoſſtelle angewieſen, ſo wie in dem Poſten eines Paſtors 
oder Seniors eine Veränderung eintritt, ſolches nicht der vereinig— 
ten hohen Hofkanzlei, ſondern blos der betreffenden Landesſtelle 
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anzuzeigen, welche dann, wofern kein Anſtand obwaltet, ſowohl 
die Paſtoren, als Senioren, beſtellen darf. 

Nur in Fällen, wo die Landesſtelle gegen das Individuum 
Anſtände hat, und mit dem Konſiſtorium nicht einverſtanden iſt, 
wird an die vereinigte hohe Hofkanzlei Bericht zu erſtatten ſein. 
H. 29. Nov. 1839, 3. 37750; G. 14. Jänner 1840, 3. 86016. 

S. k. k. Majeftät haben aus Anlaß eines ſpeziellen Falles, 
wo es ſich um die Verſorgung eines in den Ruheſtand verſetzten 
Paſtors handelte, anzuordnen geruhet, daß den politiſchen Behör— 
den zur Pflicht gemacht werde, die Verhandlung zur Verſorgung 
der dienſtuntauglichen Paſtoren Augsburgiſcher oder Helvetiſcher 
Konfeſſion durch diejenigen, welchen die Pflicht dieſer Verſorgung 
obliegt, jedesmal gehörig zu pflegen, um dadurch unzeitigen An- 
ſprüchen an das Kameral-Aerar vorzubeugen. 

A. h. E. 11. Febr. 18413 H. 15. Febr. 1811, 3. 5246; G. 10. April 1841, 

3. 15901. 5 

Künftighin dürfen proteftantifche Filial-Bethhäuſer nur mit 
Bewilligung der Landesſtelle, mit Freilaſſung des Rekurſes an 
die Hofftelle, errichtet, und es darf die Bewilligung hiezu nur dann 
ertheilt werden, wenn ein bleibendes Bedürfniß einer größeren 
Zahl von, zu einem Paſtorate gehörigen, aber am Gottesdienſte 
im Paſtorats⸗Bethhauſe Theil zu nehmen nicht fähigen Proteftan: 
ten dieſe Maßregel erfordert, wenn die Koſten dieſer Anſtalt durch 
geſetzlich zuläſſige Quellen gedeckt find, und wenn und in wie ferne 
dadurch keine Rechte dritter Perſonen gekränkt werden. 


Patronatsrecht. 


H. 17. Juni 17863 C. 4. Juli 1786 (Pill. S. Nr. LV. S. 223). 

Wenn ein Kollator das Patronatsrecht binnen ſechs Wochen, 
oder, wenn er ſich außer Landes befindet, binnen drei Monaten 
von dem Tage, als ihm von dem Ordinariate die Kandidaten vor⸗ 
geſchlagen worden, auszuüben anſtehen würde, fo ſoll er des ſelben 
für dieſen Fall verluſtig, und dem Ordinariate eingeraͤumt ſein, 
aus den vorgeſchlagenen Kandidaten einen zur Pfarre zu benennen. 
H. 15. Sept. 1790; C. v. 28. Sept. 1790 (Pill. S. Nr. LX. S. 72). 

Se. k. k. Majeſtät haben zu entſchließen geruhet, daß der 
Zwang, wodurch bisher der Patron verbunden war, blos aus den 
vom Ordinarius ihm vorgeſchlagenen drei Kandidaten einen für 
das erledigte Seelſorgeramt zu wählen, künftig allgemein abge— 


er 
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ſtellt, und den Patronen die Befugniß eingeräumt werden ſoll, 
unter allen jenen Kompetenten, welche der Herr Ordinarius bei 
dem Konkurſe zur Seelforge tauglich erkannt hat, einen nach Wohl— 
gefallen, ohne an die Terna gebunden zu ſein, wählen zu dürfen. 


G. 9. Jän. 1807, Z. 254 (Gen. 51). 

Es iſt hervorgekommen, daß von manchen Kirchenpatronen 
die von ihrer Vergebung abhaͤngenden Kurat-Pfründen dem einen 
oder andern Kandidaten vor dem Konkurſe zugeſagt werden. 

Um nun würdigere Kandidaten vom Konkurſe nicht abzu— 
ſchrecken, weil ſie auf dieſe Art ihre Bemühung für fruchtlos an— 
ſehen würden, ſo hat das Kreisamt ſämmtlichen Pfarrpatronen, das 
Konſiſtorium dem unterſtehenden Klerus, das Geſetz vom 20. No— 
vemb. 1786, 3. 31283, abermal in Erinnerung zu bringen, ver: 
möge welchem Se. Majeftät ſämmtlichen Herrn Ordinarien bekannt 
zu machen anbefohlen haben, daß diejenigen, denen das Verſpre— 
chen von den Patronen voraus gegeben worden, eben deswegen 
unter die Terna, die die Herren Erzbiſchöfe an die Patrone zu 
machen haben, nicht geſetzt werden ſollen. 


H. 9. April 1807; G. 1. Mai 1807, 3. 17447 (Gen. 659). 

Ueber die bei höchſter Behörde gemachte Anfrage, wie ſich in 
Hinkunft in den Fällen zu benehmen ſei, wenn eine Pfarre zu be— 
ſetzen iſt, zu welcher das Patronatsrecht einer andern Pfarre zu: 
ſteht, die aber zu gleicher Zeit erledigt iſt, ift entſchieden worden, daß, 
nachdem das Patronat auf die untergeordnete Pfarre immer ein 
Ausfluß des Patronats der Hauptpfarre iſt, in ſolchen Fallen dem 
Patrone der Hauptpfarre das Präſentationsrecht auch auf die 
untergeordnete Pfarre zuſtehe, falls die gefegmäßige Beſetzungs— 
zeit der untergeordneten Pfarre früher ſich endiget, als jene der Haupt: 
pfarre; widrigen Falls die Hauptpfarre vom Patrone zuerſt zu be⸗ 
ſetzen wäre, und dann der neue Pfarrer derſelben das Präfen: 
tationsrecht auf die untergeordnete Pfarre auszuüben hätte. 


A. h. E. 30. Mai 1829; H. 9. Juni 1829, 3. 19237; G. 26. Juni 1829, 
3. 37377 (P. G. S. XI. 190). 
Folgende a. h. Willensmeinung wurde zur Beichninsghuffen 
ſchaft kund gemacht: Es hat ſich gezeigt, daß, obgleich es durch die Ver⸗ 
ordnung vom 31. Dez. 1802 von der Anſtellung von Weltprieftern 


auf Kloſterpfarren fein Abkommen hatte, dennoch an einigen Klo: 
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ſterpfarren in Wien fortwährend Präfentationen durch einen für 
genannten Patron und Inveſtitur Statt fanden. 

Nachdem aber bei ſolchen Kirchen eigentlich der Orden, das 
Kloſter, Pfarrer iſt, und nur ein für dieſes Amt tauglich und 
würdig befundener Konventual (Vicario nomine) die Pfarre 
verwaltet, daher auch von der Ausübung dieſes Amtes, auf wel— 
ches er nicht zu inveſtiren iſt, entfernt werden kann, ſo haben Se. 
Majeſtät mit a. h. Entſchließung vom 30. v. M. zu befehlen ge⸗ 
ruhet, die Behörden neuerdings auf den obigen Mißſtand mit dem 
Beiſatze aufmerkſam zu machen, daß, fo wie Kloſtergeiſtliche auf 
inkorporirte Pfarren nur von dem Ordens-Vorſtande präſentirt 
werden können, die Inveſtitur derſelben in Zukunft gänzlich weg- 
zubleiben hobe. Die Konſiſtorien haben ferner darüber zu wachen, 
daß derlei bereits vorgenommene Inveſtituren für die Kloſterdis— 
ziplin, ſo viel möglich, nicht nachtheilig ſeien, oder doch die nach— 
theiligen Folgen nach Thunlichkeit entfernt werden. 

Dieſe a. h. Willens meinung wird den Konſiſtorien im Nach— 
hange des obbezogenen, mit hierortiger Verordnung vom 28. Jän— 
ner 1803, 3. 2026, kundgemachten H. mit dem Bedeuten er⸗ 
öffnet, ſich dieſe a. h. Anordnung zur Richtſchnur zu nehmen. 


H. 21. Auguſt 1831, 3. 19250; G. 28. Okt. 1831, 3. 57147 (P. G. S. 
XIII. 414). 

Ueber die Frage, welchen Einfluß die Kameral-Gefällen-Ver⸗ 
waltung bei Verleihung von geiſtlichen Beneficien auf Kameral- 
und Fondsgütern zu nehmen habe, iſt Folgendes eröffnet worden: 

Bei Beſetzung von Pfründen, wozu das Patronats- oder 
Präſentationsrecht Kameralgütern zuſtehet, hat die Gefällen-Ver⸗ 
waltung das Präſentationsrecht auszuüben. 

Die Ordinariate haben ſohin ihre Beſetzungsvorſchläge un: 
mittelbar an die Gefällen- Verwaltung zu leiten, und von ihr die 
Erledigung derſelben zu erhalten. f 

Das Patronatsrecht bei Pfründen, welche unter dem Patro— 
nate der politiſchen Fonds- und Stiftungsgüter ſtehen, hat das 
k. k. Gubernium, nach Maaß ſeines dermaligen Wirkungskreiſes, 
ohne Intervenirung der Gefällen-Verwaltung auszuüben. 


H. 25. Sept. 1799, 3. 26965 G. 3. März 1832, 3. 12105 (P. G. S. 
XIV. 68). 
Se. k. k. Majeſtät haben zu entſchließen befunden, daß künf⸗ 
tig alle Beſetzungsvorſchläge zu den erledigten Benefitien auf allen 
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unter der Staatsgüter-Verwaltung ſtehenden Gütern ohne Unter: 
ſchied des Fonds, wo das Patronats-Recht unmittelbar dem Do— 
minium zuſteht, von der Finanzhofſtelle höchſten Orts vorgelegt 
werden ſollen, da hingegen die politiſche Hofſtelle von allen übrigen 
Beneficien, wo das Patronatsrecht von dem Staate nicht als Do— 
minium ausgeübt wird, die Vorſchläge zu erſtatten habe. 

Hiernach wurde das Landes-Gubernium angewieſen, künftig 
die Vorſchläge von erſterer Art an die Finanzhofſtelle, von der 
zweiten Art aber an die politiſche Hofſtelle zu erſtatten. 

Da jedoch Seine k. k. Majeſtät den Länderſtellen zugleich die 
Befugniß wieder einzuräumen geruhten, künftig alle Kuratien und 
Beneficien, deren Einkünfte 500 fl. nicht überſteigen, und wo die 
Behörden in ihren Vorſchlägen einig ſind, unmittelbar zu be— 
ſetzen; ſo wurde das Gubernium auch hievon mit dem Beiſatze in 
die Kenntniß geſetzt, daß ſelbes über die Beneficien, deren Einkünfte 
500 fl. nicht überſteigen, und die dasſelbe für ſich zu vergeben be= 
rechtigt iſt, vierteljährig einen ordentlichen Ausweis mit Anführung 
aller Eigenſchaften der hierzu beförderten Individuen, mit Rück- 
ſichtnehmung auf den oben feſtgeſetzten Unterſchied, an die Hofkanzlei 
oder an die Finanzhofſtelle einzuſenden habe. 

Wenn nun durch das Hofkanzleidekret vom 21. Auguſt v. J., 
3. 19250, rückſichtlich derjenigen Pfründen, deren Patronat auf 
Kameralgütern haftet, von der obigen Beſtimmung eine Ausnahme 
gemacht wurde, ſo hat es im Uebrigen bei der Regel zu verbleiben, 
und es find ſomit die Ausweiſe über die von dem Gubernium ver— 
liehenen geiſtlichen Pfründen, deren Patronate auf Fondsherr— 
ſchaften haften, vierteljährig an die allgemeine Hofkammer vor⸗ 
zulegen. 


G. 20. Okt. 1835, 3. 54200 (P. G. S. XVII. 814). 

Da es ſich durch mehrjährige Erfahrung bewährt hat, daß 
die, in den höchſten Vorſchriften gegründete, ſchleunige Beſetzung 
der erledigten Privatpfründen zum Nachtheil der Seelſorge und 
des Fundus instructus verzögert wird, weil die Ausſtellung der 
Präſentations-Urkunden für die vom Konſiſtorium zur Beſetzung 
der Privat- Beneficien vorgeſchlagenen Kompetenten von Seite 
der Privat⸗Kollatoren über die zur Präſentation feſtgeſetzte geſetz— 
liche Zeit hinausgeſchoben, und nicht der beſtehenden Vorſchrift 
gemäß mittelſt der Poſt dem Konſiſtorium eingeſendet, ſondern 
dem gewählten Pfarrer eingehändigt, und von dieſem oft durch 
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längere Zeit zurückbehalten wird; ſo findet man, zur Beſeitigung 
ſolcher Unzukömmlichkeiten, die erlaſſene Normal- Vorſchrift vom 
23. Oktober 1812, 3. 38031, den Dominien mittelſt der Kreis: 
ämter mit dem Beiſatze in Erinnerung zu bringen, daß die Kon⸗ 
ſiſtorien gleichzeitig angewieſen werden, bei vorkommenden Unter: 
laſſungsfällen von dem, denſelben durch die höchſte Normal- Bor: 
ſchrift vom 4. Juli 1786, 3. 16868, eingeraͤumten Befugniß, nach 
verfloſſenem Termine die erledigte Pfründe jure devolutivo zu 
vergeben, Gebrauch zu machen. 
Die Kreisämter haben hiernach das Weitere zu verfügen. 


Perſonal-Gewerbe. 


G. 30. Jän. 1827, 3. 5538 (P. G. S. IX. 26). 

Perſonolgewerbe erlöſchen nur mit dem Tode, wenn der damit 
Betheilte dem Befugniſſe nicht ausdrücklich entſagt, desſelben auch 
durch kein Vergehen verluſtig wird, und die Gewerbſteuer gehörig 
entrichtet. Jedoch bleiben in Anſehung jener taxirten Gewerbe, 
welche dazu beſtimmt ſind, das Publikum mit den erſten Lebens⸗ 
bedürfniſſen zu verſehen, als Fleiſcher und Bäcker, die hinſichtlich 
des Gewerbsverluſtes und der Aufkündigung beſtehenden Vor: 
ſchriften bei voller Kraft. 

Wovon die k. k. Kreisämter, zur gleichmäßigen Belehrung der 
Unterbehörden, mit dem Beiſatze in Kenntniß geſetzt werden, daß, 
da nach früheren Anordnungen auch bei dem länger als ein 
Jahr ausgeſetzten Betriebe eines Gewerbes, deſſen Verluſt feſt⸗ 
geſetzt war, dieſe Beſtimmung nunmehr ebenfalls als aufgehoben 
anzuſehen, und der fernere Beſitz eines Gewerbes, auch ohne deſſen 
Betrieb, auf die Entrichtung der Erwerb-Steuer bedingt ſei, in 
welcher Rückſicht den k. k. Kreisämtern die hierortige Verordnung 
vom 31. Mai 1816, 3. 22198, in Erinnerung gebracht wird. 

H. 12. Jän. 1827, 3. 37061 u. 4. Juni 1828, 3. 12868; G. 25. Juli 1828, 
3. 43630 (P. G. S. X. 25%). 

Perſonalgewerbe erlöſchen nur mit dem Tode, wenn der das 
mit Betheilte dem Befugniſſe nicht ausdrücklich entſagt, desſelben 
auch durch kein Vergehen verluſtig wird, und die Erwerbſteuer ge⸗ 
hörig entrichtet. 

Perſonalgewerbe ohne Unterſchied, ob Polizei- oder Kommer⸗ 
zial⸗Gewerbe, erlöſchen aber nicht, wenn der Befugte aus wirkli— 
cher Unvermögenheit, die Erwerbſteuer zu zahlen, das Gewerbe 
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nur zeitweilig aufzugeben bemüßigt iſt; nur muß dieſes bei der be— 
treffenden Obrigkeit gehörig gemeldet werden, da dieſe zu wachen 
hat, daß kein Gewerbe ohne Entrichtung der Erwerbſteuer betrie: 
ben werde. 

Kommt ein ſolcher Gewerbsmann in die Lage, ſein Gewerbe 
wieder ausüben, und die Erwerbſteuer entrichten zu konnen, fo iſt 
derſelbe, ohne etwa ein neues Befugniß löſen zu müſſen, blos ge— 
halten, bei der Ortsobrigkeit die Anzeige von dem Wiederbetriebe 
des Gewerbes zu machen, und den Erwerbſteuer-Schein, ohne 
welchen jeder Gewerbsbetrieb verboten iſt, zu löſen. 


Perſons-Beſchreibung. 
G. 20. Juni 1810, 3. 19488 (Gen. 548). 

Der Tag der Entweichung eines jeden Berbrechers, Polizei⸗ 
übertreterd und Sträflings iſt in der Zukunft um fo verläßlicher 
in den immer auf das Möglichſte zu beſchleunigenden Entwürfen 
der Perſonsbeſchreibung, ſo wie die Beſtimmung: ob die Entwei— 
chung aus dem Arreſte, vom Transporte oder Arbeit geſchehen 
ſei, anzuſetzen; als die genaue und richtige Bemerkung des Tages 
der Entweichung fehr oft zur leichteren und ſchleunigeren Entdeckung 
des Flüchtlings beiträgt. 

G. 17. Sept. 1827, 3. 30028 (P. G. S. IX. 378). 

Zur Gewinnung der Zeit wird den k. Kreisämtern aufgetragen: 

1) alle unterſtehenden Magiftrate und Dominien anzuweiſen, 
daß fie in wichtigen Fallen, die Beſchreibungen der Flüchtlinge, 
oder der entwendeten Sachen und ähnlicher, zur allgemeinen Kund— 
machung durch den Druck geeigneter Gegenſtände, von nun an 
unmittelbar der Lemberger k. k. Polizei⸗ Direktion auf das ſchleu⸗ 
nigſte einzuſenden, und von dem Geſchehenen dem Kreisamte die 
Anzeige zu machen haben, um dadurch ſolche Mittheilungen an 
die übrigen k. k. Polizei⸗Direktionen möglichſt zu beſchleunigen. 

2) Wenn derlei Perſons- oder Sachbefchreibungen vom Kreis— 
amte ſelbſt ausgehen, dann hat ſich dasſelbe damit ebenfalls un— 
mittelbar an die k. k. Polizei⸗Direktion zu Lemberg zu wenden. 

3) Sollte ſich der Fall ereignen, daß derlei Beſchreibungen 
auch in den angränzenden k. k. öſterreichiſchen Provinzen, z. B. 
Niederöſterreich, Böhmen, Mähren oder Schleſien verlautbart 
werden müßten, dann haben die k. k. Kreisämter dießfalls ſich an 
die k. k. Polizeiꝙ⸗Direktionen zu Wien, Prag, Brünn, oder an das 
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Troppauer Polizei-Kommiſſariat zu wenden; die Ortsobrigkeiten 
werden aber in ſolchen Fällen ſtets blos die Kreisämter anzugehen 
haben, welche ſich ſodann nach der obigen Weiſung zu benehmen 
haben. 


Pfarr⸗Concurs. 

P. v. 28. März 1783. Ged. (Pill. S. Nr. VIII. S. 10). 

Bei vakanten Pfarren und Kaplaneien der Privatherrſchaften 
ſoll auf gleiche Art, wie es bei den landesfürſtlichen vakanten 
Kurat-Beneficien beobachtet wird, der ordentliche Concurs aufge— 
ſtellt, und nach deſſen Beendigung von dem betreffenden Ordina— 
rium ein Verzeichniß aller derjenigen, welche bei der Prüfung zur 
Seelſorge vorzüglich tauglich befunden worden, dem Patron vor— 
gelegt, und von dieſem ſodann einer davon gewählt, und zur erle— 
digten Pfarre oder Kaplanei präfentirt werden. 8 
C. 19. Jänner 1786 (Pill. S. Nr. II. S. 4). 

§. 1. Es ſoll künftig in jeder Diöceſe nur zwei Mal 
des Jahres, nämlich zu Anfang Mai und Ende Auguſt ein allge— 
meiner Concurs abgehalten werden, wobei jedem, der eine Kurat- 
pfründe zu erhalten wünſcht, zu erſcheinen frei ſtehe. 

$. 2. Für jene, es mögen Pfarrer oder Kapläne fein, welche 
bei einem ſolchen Concurſe die Note der erſten Klaſſe aus allen 
Prüfungsgegenſtänden erhalten haben, ſoll ſich die Gültigkeit ihrer 
Prüfung in der Diöcefe, wo fie concurrirt haben, auf drei Jahre 
erſtrecken. 5 

$. 3. Wenn eine Kuratpfründe in Erledigung kommt, ſollen 
diejenigen, welche ſich bei einem Concurſe, ſeit deſſen Abhaltung 
noch nicht drei Jahre verſtrichen ſind, durch Erhaltung der erſten 
Klaſſe ausgezeichnet haben, ihre Bittſchriften binnen ſechs Wochen, 
von dem Tage der Erledigung an, die auf eben die Art, als bisher 
der Tag des bevorſtehenden Concurſes angedeutet wurde, durch 
eine Currende bekannt gemacht werden wird, dem biſchöflichen 
Ordinariate einreichen oder zuſenden. 

$. 4. In Anſehung derjenigen Pfarrer, die ſich in ihrem Seel: 
ſorgeramte beſonders auszeichnen, erlauben Se. Majeflät, dieſelben 
ohne Concurs⸗Unterziehung für andere Pfarren in Vorſchlag zu 
bringen. 
C. 22. März 1787 (Pill. S. Nr. XXXV. S. 59). 

Bei einer erledigten Pfarre oder Kuratpfründe ſei, laut 
höchſtem Dekrete vom 26. Jänner 1787, der Concurs-Termin von 
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der, in dem Cirkulare vom 19. März feſtgeſetzten, fechswöchentlichen 
Friſt auf zehn Wochen erweitert. 


C. 24. Okt. 1787 (Pill. S. Nr. CXXII. S. 206). 

Wenn ein Kandidat die Prüfung zu einer Pfarre oder Kurat- 
pfründe bereits bei feinem Ordinariate überſtanden, und dabei die 
erſte Klaſſe erhalten hätte, fo ſoll, laut höchſtem Dekrete vom 
10. Oktober 1787, dieſe Prüfung auch für alle übrigen Dioͤceſen 
der k. k. Erblande gelten. 

H. 17. Apr. 1829, 3. 8895; G. 4. Mai 1829, 3. 26110 (P. G. S. XI. 18%). 

1. Prieſter, welche ſich durch ihr Betragen zur Beförderung 
auf eine Pfarre als unwürdig bewieſen haben, ſind ohne Rückſicht 
auf ihre Dienſtverwendungszeit zu der, für ſie ohnehin unnützen 
Concurs-Prüfung gar nicht zuzulaſſen. . 

2) Der Regel nach ſollen Prieſter erſt nach einer dreijährigen 
Verwendung in der Seelſorge, oder einem ihr gleichkommenden 
Dienfte, zur gedachten Concurs-Prüfung zugelaſſen werden. 

Nur bei Individuen von ſeltenen Vorzügen des Geiſtes, Ge⸗ 
müthes, Betragens, Eifers und Wirkens, iſt es den betreffenden 
Ordinarien geſtattet, davon eine Ausnahme zu machen, und ſelbe, 
nach ihrer Beurtheilung, früher zur gedachten Prüfung zuzulaſſen. 

3. Was die Vermehrung der Seelſorger-Stationen betrifft, fo 
ift ſich fortan genau an die Normal-Vorſchrift vom 25. März 1802 
zu halten. n 

4. Darf künftig in der Regel nirgends ein vom Ortspfarrer 
unabhängiger Katechet mehr beſtehen, und da, wo ein ſolcher fer— 
ner zu verbleiben haben ſollte, iſt davon die Anzeige Sr. Majeftät 
zu machen. 


H. 6. Juni 1829, 3. 12893; G. 24. Juni 1829, 3.36743 (P. G. S. XI. 186). 

Seine Majeſtät haben mit a. h. E. vom 26. v. M. zu ver⸗ 
ordnen geruht, daß, wenn ein Regular auf die Dauer von ſechs 
Jahren den pfarrlichen Gefchäften für andere Aemter im Orden 
entzogen worden iſt, und als Pfarrvikar wieder angeſtellt werden 
will, derſelbe ſich einer neuerlichen pfarrlichen Concurs-Prüfung zu 
unterziehen habe. 

Einer neuerlichen Concurs-Prüfung find, dieſer a. h. E. gemäß, 
auch diejenigen Regularen zu unterziehen, welche durch Ueberſetzung 
auf eine andere Pfarrei, als auf welcher ſie ſich befinden, angeſtellt 
werden. Jedoch hat bei Pfarrvicarien an Stift- oder Kloſterpfar⸗ 
ren in dem Falle, als ihre Verſetzung auf eine andere Pfründe vor 
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dem Ablauf von ſechs Jahren von dem Ordensobern nothwendig 
erachtet werden ſollte, die Gültigkeit der Concurs-Prüfung nicht 
mit der Verſetzung, ſondern mit dem Zeitpunkte der ſeit der abge— 
legten letzten Concurs Prüfung abgelaufenen ſechs Jahre aufzuhören. 

Dispenſen von der Wiederholung einer Concurs-Prüfung kön⸗ 


nen den Regularen eben ſo unter gleichen Umſtänden, aus gleichen 


Motiven, wie bei Sekularen, ertheilt werden. Dispenſen, welche 
ſich auf ein Amt, z. B. ein Lehramt der Theologie beziehen, kom⸗ 
men, da ſie nur auf dem Amte beruhen, dem Regularklerus eben 
ſo, wie dem Sekularklerus, zu Guten. 

H. 8. März 1833, 3. 3115 u. 14. Juli 1833, 3. 150445 G. 21. Aug. 1838, 

3. 45691. 

Ueber die von der Landesſtelle, aus Anlaß eines vorgekomme⸗ 
nen beſondern Falles, geäußerte Anſicht, daß ein Pfarrer auf eine 
andere Pfarre, und zwar aus Strafe, von Amtswegen nicht über⸗ 
ſetzt werden könne, weil die Verleihung eines Pfarr-Beneficiums 
nur über vorläufige Concurs⸗Ausſchreibung und an ein Individuum 
erfolgen darf, welches ſich über die Gültigkeit der Pfarr⸗Concurs⸗ 
Prüfung aus zuweiſen vermag, und von dem Patron ordnungsmä⸗ 
ßig präſentirt wird, hat die h. Hofkanzlei bedeutet, daß die Ueber⸗ 
ſetzung, inſoferne ſelbe zweckmäßig erachtet wird, allerdings Statt 
finden könne. Ueber eine weitere Anfrage der Landesſtelle, in wel— 
cher Art die Ueberſetzung eines aus Strafe zur Amovirung geeignet 
erkannten Pfarrers auf ein anderes Kurat-Beneficium von Amts- 
wegen in Ausführung gebracht werden könne, hat die h. Hofkanz⸗ 
lei erwiedert, daß die erloſchene Concurs-Prüfungs⸗ Gültigkeit das 
Benehmen des Guberniums und des Konſiſtoriums i in einem ſol⸗ 
chen Falle nicht beirren ſolle. 


Wenn von der ganz richtigen Bemerkung ausgegangen werde, 


daß kein Privatpatron zur Annahme eines ſolchen Seelſorgers 
verpflichtet, und ihm ein ſolches Individuum nicht aufgedrungen 
werden könne, fo folgt daraus nur, daß ſich ſelten Fälle ergeben 
dürften, nicht aber, daß ſie gar nie vorkommen können, weil ein 
Patron immer in einzelnen Fällen geneigt fein kann, einem ſolchen 
Seelſorger, bei dem die Behörden nur eine Verſetzung erwünſchlich 
erachten, die Präſentation zu ertheilen. 

Es könne auch dadurch eine Schwierigkeit in der Ausführung 
eintreten, wenn derjenige ſeine Kuratſtation nicht zu verlaſſen ge— 
neigt iſt, der auf die zur Erledigung beantragte überſetzt werden 
fol, weil dieſes nur mit der vollen Zuſtimmung desſelben geſchehen 
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kann. Allein dieſe Art Schwierigkeiten dürfte ſelten eintreten, weil 
derjenige, der nach dem Erkennen der Behörden überſetzt werden 
ſoll, wohl nicht für eine beſſere Pfründe beantragt werden kann. 

Iſt hingegen eine unter dem landesfürſtlichen Patronate 
ſtehende Pfründe von minderen egorien vakant, ſo ſtelle ſich 
die erloſchene ae dem Geiſte des Normale in 
ſo einem Falle und bei einſtimmigen Anträgen nicht als Hinder⸗ 


niß dar. 
Pfarre. 


H. 23. Febr. 1787; C. 8. Marz 1787 (Pill. S. Nr. XXVI. 32). 

Bei einer erledigten Pfarre, wenn die Wahl “ann Pa⸗ 
trone ſo verſchieden ausfiele, daß keiner aus denen, von 75 
Ordinariate vorgeſchlagenen, drei Kandidaten die meiften Si 
men für ſich bekäme, alsdann hätte der Ordinariats-Vorſchlag 
zu gelten, und iſt die Kuratpfründe demjenigen zu verleihen, wel⸗ 
cher darin erſten Orts vorgeſchlagen worden. 

A. h. E. 29. April 1831; H. 18. Mai 1831, 3. 11618; G. 13. Sult 188 , 
3. 36038 (P. G. S. XII. 262). 

Se. Majeſtät haben anzuordnen geruhet, daß die Biſchöfe bei 
Viſitationen der Pfarren, welche Stiftern oder Klöſtern inkorporirt 
ſind, darauf zu dringen haben, daß das Pfarr- und Stiftungs⸗ 
vermögen dieſer Pfarren gehörig von dem des Stiftes oder 
Kloſters unterſchieden, und evident gehalten werde, zu welchem 
Ende die Einführung eigener Kirchenladen nach den beſtehenden 
Normen, und genauer Inventarien über das, was der einzelnen 
Pfarrkirche gehört, anzuordnen iſt. 

Doch fol es den Stift- und Kloſtervorſtehern immer unbe— 
nommen bleiben, fo viel vom Ertrage des pfarrlichen Vermögens 
und ſonſtigen pfarrlichen Einkommens, als ſie nothwendig und 
zweckmäßig finden, den ausgeſetzten Pfarrern zu überlaſſen. 


Pfarrer. 


C. 11. Mai 1786. (Pill. S. Nr. XXXV. S. 185). 

Als Pfarrer oder Lokalkapläne angeſtellte Mönche von jenen 
Orden, die nicht stabilitatem loci oder beſonders abgetheilte 
Stifte haben, als Dominikaner, Franciskaner ꝛc., ſollen Kraft 
höchſten Dekretes vom 21. April 1782 befugt ſein, künftig über 
ihr aus dem Einkommen einer ſolchen Pfründe erſpartes oder 
ſonſt erworbenes Vermögen ebenfalls eine letztwillige Verfügung 
zu errichten, und iſt, wenn ein ſolcher Pfarrer oder Lokalkaplan 
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ab intestato verſtirbt, ſein Nachlaß nach der Erbfolgeordnung 
der Weltprieſter in drei Theile, nämlich ſür die Armen, für die 
Anverwandten des Verſtorbenen, und für die Kirche ſeines zuletzt 
verſehenen Beneficiums zu vertheilen. 


C. 11. Juni 1788 (Löwenwolde II 0 
Pfarrer und Sealer baden Ritus ſollen von der Vor⸗ 
ſpannsleiſtung befreit ſein. 
G. 8. Juli 1788 (Löwenwolde II. 57). 

Bei eines Pfarrers Abſterben und Einbeförderung des auf— 
genommenen Inventur-Operats ſei ſogleich anzuzeigen, ob der 
Verſtorbene ein Teſtament hinterlaſſen habe. 

G. 30, Mai 1800, 3. 15246. 

4. it in Hinkunft in Fällen, wo ein abgelebter Pfarrer 
den Pachtſchilling eines Pfarrgutes im Voraus erhalten hat, 
der hernach aus ſeiner Verlaſſenſchaft nicht mehr eingebracht wer— 
den kann, ſich nicht ein für den Religionsfond uneinbringlicher 
Rü rgeben möge, wird dem Kreisamte hiemit die Wei 
ſung lt, bei Ableben eines Pfarrers dem Pächter eines 
Pfarrgutes den Pachtſchilling, den er dem Erſteren etwa im Vor: 
aus bezahlt haben ſollte, nur pro rata temporis bis zum Sterbe⸗ 
tage des Pfarrers zu Gutem zu ſchreiben, in Anſehung des 
Ueberreſtes aber ihn zur Abfuhr an den Religionsfond zu verhalten. 
G. 5. Dez. 1806, 3. 48620 (Gen. 1371). 

Es iſt hervorgekommen, daß hier Landes in manchen Ge— 
genden, ſowohl nach den Taufen, als Begräbniſſen, die Pfarrkin⸗ 
der in den Wohnungen der Pfarrer zuſammen kommen, weßwe— 
gen Brot und Branntwein dahin gebracht werden, und eine 
Gattung von Mahlzeit abgehalten wird. Um das Anſehen der 
Geiſtlichkeit aufrecht zu erhalten, und den Hang zur Trunken⸗ 
heit beim Volke durch Beſeitigung der hiezu verleitenden Gele: 
genheiten einzuſchränken, wird hiemit die Abhaltung dieſer Gat— 
tung von Mahlzeiten allgemein eingeſtellt, und den Pfarrern die 
Geſtattung derlei Zuſammenkünſte in ihren Wohnungen ernſtlich 
unterſagt. Das Kreisamt hat hierauf eine gehörige Aufſicht zu 
führen, und im Uebertretungfalle die gegen das Verbot handeln— 
den Pfarrer anher anzuzeigen. 

H. 241. Nov. 1807, G. 29. Jänner 1808, 3. 1899 (Gen. 115). 

Mit H. v. 24. Nov. 1807 iſt anher bedeutet worden, daß 
Se. Majeſtät nach wahrgenommener Sache, wienach ein galizi⸗ 
ſcher Pfarrer das Propinationsgefäll einer Stadt in Pachtung 
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übernahm, zu entſchließen geruhet haben: daß von nun an den 
galiziſchen Pfarrern die Unternehmungen der Propinationspach⸗ 
tung, als ein ihr geiſtliches Amt herabwürdigendes, und zur Ver⸗ 
nachläſſigung der Seelſorge Anlaß gebendes Geſchaft, auf keine 
Weiſe mehr geſtattet werden ſoll. 

G. 8. Mai 1812, 3. 16636 (Gen. 457). 

Man hat ſich die Ueberzeugung verſchafft, daß die Pfarrer, 
wenn auch die Sterblichkeit in ihrem Kirchenſprengel auf eine 
bedeutende Weiſe zunimmt, dennoch ſtillſchweigend darüber hin- 
ausgehen; obwohl es auch die Pflicht der Ortsobrigkeiten und 
Dominien iſt, häufige Erkrankungen und daraus erfolgte Todes⸗ 
fälle dem betreffenden Kreisamte anzuzeigen: ſo ſieht ſich dieſe 
Landesſtelle, da auch dieſe Anzeigen oft ſpät vorkommen, oft 
ganz vernachläſſigt werden, zur Sicherſtellung des Geſundheits⸗ 
ſtandes verpflichtet, ſämmtlichen Ortspfarrern durch die betref— 
fenden Ordinariate unter den in dieſem Falle für die Dominien 
beſtehenden Ahndungen aufzutragen, daß ſelbe, wenn die Sterblich— 
keit in einem Orte auf eine gegen gewöhnliche vorausgegangene 
Jahre, in einer ähnlichen Jahrszeit, beſonders in einer kurzen 
Zeit, auffallende Art ſich vergrößern ſollte, alſogleich die An: 
zeige an das Kreisamt zu erſtatten haben. 

Damit man aber ſich über die Befolgung dieſer Anordnung 
ſichere, hat das Kreisamt dem Kreis-Sanitätsperſonale und 
jedem bei Epidemien verwendeten Privatarzte oder Wundarzte 
aufzutragen, in jedem von ihm wegen Unterſuchung einer Epide⸗ 
mie beſuchten Orte, wo ein Pfarrer beſteht, die Sterberegiſter 
einzuſehen, und in dem Befunde in der Rubrik „Anmerkung“ 
anzuzeigen, wie viele Menſchen in den letzten Klaſſen geſtorben 
ſind, wie endlich das Verhältniß der gegenwärtigen Sterblich— 
keit gegen die frühere und die der entſprechenden Jahrszeit des 
verfloſſenen Jahres iſt. 

G. 8. April 1823, 3. 17397 (P. G. S. v. 39). 

Damit bei Todesfällen ſolcher Perſonen, welche der Juris— 
diktion der k. k. Landrechte unterſtehen, die Anlegung der Sperre 
und Vermöͤgensbeſchreibungen, fo wie fie das Geſetz verordnet, 
deſto ſchleuniger vor ſich gehen können, wird hiermit allgemein 
verordnet, daß die Ortspfarrer von jedem in ihrem Pfarrbezirke 
ſich ergebenden Todesfalle einer der Jurisdiktion eines k. k. Land« 
rechts unterſtehenden Perſon, jederzeit ohne den geringſten Verzug 
die Anzeige an den Gränzkämmerer der Abtheilung (Sek⸗ 
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tion) in die dieſelbe gehörte, und zugleich an das betref— 
fende Landrecht wachen ſollen, wofür ihnen an Boten⸗ 
lohn 15 kr., oder wenn die Entfernung eine Meile beträgt, für 
die Meile des Hinweges 15 kr., und eben ſo viel für die Meile 
des Rückweges bewilliget, und der Betrag von dem Gränzkäm⸗ 
merer bei Verfaſſung des Vermögens-Inventariums gleich verab- 
folgt werden wird. 

Damit übrigens die Ortspfarrer dieſer Anordnung genau 
nachkommen können, wird hiermit allgemein bekannt gemacht, 
daß der Jurisdiktion der k. k. Landrechte nachbenannte Perſo— 
nen unterſtehen, als: 

1. Alle Perſonen, die zum galiziſchen Herren- oder Ritters 
Stande gehören. 

2. Alle, die ſich über den erworbenen in- oder ausländifchen 
Adel aus zuweiſen vermögen; 

3. Alle Güterbeſitzer, wenn auch unadelichen Standes, in 
ſofern ihnen im Grunde dieſer Beſitzungen in ihrem Wohnorte 
die Gerichtsbarkeit ausſchließend zuſteht; 

4. Jeder ſich hierlandes aufhaltende Unterthan der ottoma— 
niſchen Pforte; 

5. Der geſammte ſowohl in Galizien, als in der Bukowina 
beſtellte, unadeliche katholiſche Klerus, ſowohl des lateiniſchen, 
als des griechiſchen Ritus; 

6. Der geſammte griechiſch nicht unirte Klerus in der 
Bukowina; 

7. Sämmtliche Glieder der augsburgiſchen und helveti— 
ſchen Konfeſſion, welche die Ordination zum Predigtamte er— 


halten haben; 


8. Die Verlaſſenſchaften der zur Zeit, wo fie für ihre Per- 
ſon der Militärgerichtsbarkeit unterſtehen, mit Tode abgehenden 
Landwehr⸗Offiziere und Gemeinen, welche vorher bei dem Miliz 
tär nicht gedienet haben, ſo fern ſelbe vom Adel ſind; 

9. Jeder zum Militär-Körper gehörige Landmann, der 
eine ſtändiſche Realität (worunter jedoch die auf landtäf- 
lichen Realitäten haftenden Kapitalien nicht zu zählen ſind) oder 
ein Fideikommiß beſitzt; 

10. Alle jene Individuen, welchen Seine Majeſtät einen 
Ritterorden verliehen haben, wenn ſie auch den Adelsſtand nicht 
nachgeſucht haben. 
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G. 9. Okt. 1828, 3. 50915 (P. G. S. V. 219); G. 29. März 1825, 
2. 17282; und 10 Mai 1825, 3. 28835 (P. G. G. VII. 82 und 107). 
Sterbefälle oder Verehelichungen der Penſioniſten, oder mit 
Gnadengaben betheilten Waiſen, ſollen ſogleich von den Pfarrern 
zur Kenntniß der Kreisämter gebracht werden. 


G. 8. Zuni 1826, 3. 27068 (P. G. S. VIII. 90). 

Klagen gegen Pfarrer wegen Verletzung des Beichtgeheim— 
niſſes ſind nicht zur politiſchen Unterſuchung geeignet, und ſind 
den betreffenden Ordinariaten zur unmittelbaren Verhandlung 
ganz abgeſondert zu überlaſſen. 

A. h. E. 9. Juni 1826; H. 18. Juni 1826, 3. 17149; G. 15. Juli 1826, 

3. 41416 (P ©. S. VIII. 112). 

Pfarrgenoſſen, die ſich weigern, in ſeelſorgerlichen Angele— 
genheiten bei ihrem Pfarrer zu erſcheinen, ſollen durch die Orts— 
obrigkeit hiezu verhalten werden. 


G. 28. Jänner 1838, 3. 1385. (Gen. 77 u. P. G. S. XX. 22). 

Dem Kreisamte wird aufgetragen, den neuernannten lat. 
Pfarrern nur im Falle der dringenden Nothwendigkeit, welche 
gehörig begründet werden muß, angemeſſene Vorſchüſſe gleich 
nach erfolgter Inſtallirung derſelben A conto des anzuhoffenden 
Proventenantheils anzuweiſen, jede nachträgliche Vorſchußanwei⸗ 
ſung aber thunlichſt, und in der Regel immer, abzulehnen. 

G. 9. März 1838, 3. 11530. Gen. 207. 

In Fällen, wo ein Pfarrer plötzlich von feiner Pfarre ent— 
fernt werden muß, hat das Kreisamt hiezu ſtets den Bezirksde— 
chant vorzuladen, damit für die Seelſorge und für die Kirche 
vom Dechante das dringendſt Nothwendige bis zur Einlangung 
der Konſiſtorialverfügung verfügt werde. 


H. 22. Jan. 1811; 3. 33906; G. 10. März 1841, 3. 14898. 

Der beſtehenden Vorſchrift gemaͤß ſind nach dem Tode eines 
jeden Pfarrers das Kirchen- und Armen-Inſtituts⸗Vermögen und 
dort, wo Waiſen- und Depoſiten-Aemter beſtehen, auch dieſe zu 
liquidiren, und die Liquidations-Ausweiſe ſodann der betreffen- 
den Behörde zur weitern Amtshandlung vorzulegen. Da zu 
derlei Kommiſſionen meiſtens Privatbeamte beſtellt werden, welche 
mit dem bei dem Staate eingeführten Rechnungsweſen nicht ges 
nug vertraut ſind — daher es nicht ſelten geſchieht — daß fehlerhafte 
Liquidations⸗Ausweiſe vorgelegt werden — fo iſt man mit dem 


— 
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k. k. General⸗Rechnungs⸗Direktorium übereingekommen, zum obi: 
gen Ende die anſchlüßigen Formularien allgemein vorzuſchreiben, 
welche ſomit allen Kreisämtern zur Darnachachtung in vorkom— 
menden Fällen, wo bei einer Pfarre ein abgeſondertes, nicht un- 
ter der ausſchließlichen Verwaltung des Pfarrers ſtehendes Kir— 
chen-Vermögen vorhanden iſt, wo zu der Pfründe eine eigene 
Jurisdiktion gehört, oder wo ſich Spitäler und Armen⸗Inſtitute 
befinden, mitgetheilt werden. 

G. 18. Juni 1841, J. 3800. 

Man findet, zur Vermeidung der Schreibereien und Abkür— 
zung des Geſchäſtsganges, ſämmtlichen k. Kreiskaſſen zu verord— 
nen, über die vom k. Kreisamte von dem erfolgten Tode oder 
der Ueberſetzung eines Pfarrers oder Lokalkaplans, Spiritualien— 
Adminiſtrators oder Kooperators, welcher eine Dotation aus 
irgend einem Aerarialfonde bezog, erhaltene Verſtändigung, deſſen 
Genüſſe an Niemanden mehr zu erfolgen, und ſeine Forderungen 
oder Erſätze, ohne erſt eine Anfrage hierüber abzuwarten, ſogleich 
zur hierortigen Kenntniß zu bringen. — Hievon wird das k. Kreis— 
amt mit der Weiſung in die Kenntniß geſetzt, ſich den Tag, an 
welchem ein Pfarrer, Adminiſtrator oder Kooperator mit dem 
Tode abging oder überſetzt wurde, von dem betreffenden Deka— 
nate ſogleich anzeigen zu laſſen, und denſelben der k. Kreiskaſſe 
ohne Verzug bekannt zu geben, gleichzeitig aber hierüber Bericht 
hieher zu erſtatten. 


Pfarrherrſchaft. 
H. 28. Nov. 1826, 3. 335545 G. 1. Jänner 1827, 3. 78119. 


Wenn gleich die Bedenken gegen die Ausübung der ſtreitigen, 
und vorzüglich der freiwilligen Gerichtsbarkeit von Seite der kleinen 
Pfarrherrſchaften nicht zu verkennen ſeien, fand dennoch der oberſte 
Gerichtshof eine Aenderung der bisherigen Verfaſſung blos hin— 
ſichtlich der geiſtlichen Dominien, ſo lange die Patrimonial-Ge— 
richtsbarkeit überhaupt beſteht, weder zureichend gegründet, noch 
auch wegen der eintretenden wichtigen Anſtände und Schwie— 
rigkeiten ausführbar, und hat ſich blos darauf beſchränkt, 
dem Appellationsgerichte einzufchärfen, über die genaue Hand— 
habung der Hofdekrete vom 20. Auguſt 1788 und 4. September 
1801, deren Ausführung ohnehin durch das Hofdekret vom 
17. Juni 1814 erleichtert iſt, dann der Anordnung des Patents 
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vom 9. April 1789, daß zur Führung des Grundbuches jederzeit 
ein dazu geeignetes Kredits-Individuum zu beſtellen ſei, gehörig 
zu wachen. ’ 

Wovon das k. Kreisamt, zu Folge des Eingangs bezogenen 
h. Hofkanzleidekretes, mit der Weiſung verſtaͤndiget wird, bei 
jeder ſich ergebenden ſchicklichen Gelegenheit, und vorzüglich nach 
dem Tode eines Pfarrers, welcher Unterthanen hatte, ſich die 
Ueberzeugung zu verſchaffen, ob das Grundbuch und das Waiſen— 
amt in Ordnung fei, damit ſogleich, bei einem ſich dießfalls er— 
gebenden Gebrechen, die Einleitung wegen Deckung der Unter 
thanen getroffen werden könne. 


Pfarrinventar. 


G. 15. Mai 1821, 3. 20726 (P. G. S. N.⸗B. 73). 

Gleichwie einerſeits den Beneficiaten durch die dermalige 
Erfolgung der Kongrua in Konventions-Münze eine beſſere Sub- 
ſiſtenz verſchafft wird, ſo iſt andererſeits auch nothwendig darauf 
zu ſehen, daß der Neligionsfond dieſe Auslagen nur nach Maaß 
einer richtigen Erhebung des pfarrlichen Einkommens, ſowohl 
im Grunderträgniſſe, als in den übrigen Zuflüſſen zu tragen habe. 

Es wurde demnach, unter Zuſammenſtellung der bei Aufnahme 
der Inventarien beſtehenden Vorſchriften, das im Anſchluſſe fol— 
gende Formulare verfaßt, welchem zugleich bei jedem Abſatze die 
nöthige Inſtruktion eingeſchaltet worden iſt. 

Nach dieſem Leitfaden haben die k. k. Kreisämter, von nun 
an, die Pfarr-Inventarien aufnehmen zu laſſen, und wird den— 
ſelben hinſichtlich einiger von den urſprünglichen Grundſätzen ab— 
weichender Verfügungen Nachſtehendes bedeutet: 

1. Nach der Inſtruktion vom Jahre 1784, wurden alle 
Stiftungen auf Meſſen, Anniverſarien ꝛc. ꝛc. ohne Unterſchied in 
das Erträgniß der Kirche aufgenommen; nunmehr ſind zu Folge 
H. vom 15. März 1818, 3. 20552, die für die geiſtlichen Funk⸗ 
tionen entfallenden Beträge, ſowohl bei den Kapitalien und 
Stiftungen, als auch bei den Stolgebühren auszuſcheiden, und 
in das Inventar der Pfarre zu übertragen, woſelbſt für dieſe 
Empfänge im IV. Abſchnitte des Formulars unter N und 0 eigene 
Rubriken eröffnet wurden. 

2. In jenen Fällen, wo Organiſten und Kirchendiener ihren 
Lohn unmittelbar aus dem Religionsfonde beziehen, wurde dieſe 
bisher nach der urſprünglichen Ausmaaß mit einer 10 pet. Aufgabe 
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in W. W. bezahlt; gegenwärtig iſt aber dieſer Lohn in die In— 
ventarien der lateiniſchen Kirche, denn bei den griech. kath. Kirchen 
wird ſolcher faſt durchgehends von den Gemeinden beſtritten, nach 
der urſprünglichen Ausmaaß einfach in Konventions-Münze auf: 
zunehmen. 

3. Wird verordnet, die Unterthansſchuldigkeiten mit mehr Ge— 
nauigkeit, als bisher, individuell aufzunehmen, und die Robot nicht 
nach den urſprünglichen geringfügigen Faſſionspreiſen, ſondern nach 
den für das Steuerproviſorium fatirten Preiſen, die übrigen Na— 
tural⸗Leiſtungen aber nach den joſephiniſchen Marktpreiſen zum 
Ertrag zu berechnen. 

4. In Beziehung auf den Grundertrag bleibt es zwar bei der 
urſprünglich mit der Inſtruktion vom Jahre 1784 vorgezeichneten, 
durch die hierortige Verfügung vom 5. Sept. 1806, 3. 34882, 
genauer beſtimmten Erhebung des Lokal-Befundes; damit jedoch 
den fo häufig wahrgenommenen Beirrungen der Inventirungs⸗ 
Kommiſſäre durch falſche Angaben vorgebeugt, und beurtheilt wer: 
den könne, in wie weit die Lokal-Erhebung dem wahrſcheinlichen 
Ertrag zuſagt, wird anbefohlen, über alle Pfarrgründe einen ge— 
nauen Auszug aus dem joſephiniſchen Vermeſſungsbuch in das 
Pfarrinventar aufzunehmen, und jedes Grundſtück mit der alten 
und neuen topographiſchen Zahl, Kulturart, Flächenmaaß und kon— 
trollirtem dreijährigem und einjährigem Erträgniß erſichtlich zu ma— 
chen, am Schluſſe dieſes Auszugs, alle ſeit der joſephiniſchen, Ver⸗ 
meſſung vorgefallenen Veränderungen, ſowohl im Beſitz, als auch 
in der Kultur genau aus zuweiſen, und hiernach die Hauptſumme 
des Flächeninhalts und des kontrollirten Erträgniſſes, welches im 
Allgemeinen wegen der ſeit jener Epoche in der Landwirthſchaft 
ſtatt gefundenen Vervollkommnung zugenommen haben ſollte, zu 
berichtigen. 

Sollten nun die Reſultate der Lokal-Erhebung von den joſe⸗ 
phiniſchen Erträgniſſen bedeutend abweichen, und die Urſache von 
der Inventirungs-Kommiſſion nicht vollkommen nachgewieſen wer⸗ 
den können, fo zwar, daß die Aechtheit der vorgewieſenen Wirth— 
ſchafts⸗Regiſter bezweifelt werden müßte, ſo iſt das günſtigere Re— 
ſultat des Joſephinums zur Baſis anzunehmen, und von dieſem 
auf Ausſaat und Kulturskoſten bei Aeckern 50%, bei Gärten und 
Wieſen aber nur 20% , und bei Hutweiden und Waldungen gar 
nichts abzuſchlagen, wie dieſes in den Principien der joſephiniſchen 
Erhebungen gegründet iſt. 
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5. Da, wo der Pfarrer das Holzungsrecht genießt, wird ver: 
ordnet, den wirklichen Ertrag desſelben nach niederöſterreichiſchen 
Klaftern genau zu erheben, und ſolches, wenn der Pfarrer Schla— 
gerlohn und Zufuhr ſelbſt beſtreitet, nach den Waldpreiſen, erhält 
er es geſchlagen, mit Zurechnung des Schlagerlohns, und wenn es 
ihm auch zugeführt wird, nach den Lokalpreiſen zum Ertrag zu 
berechnen. 

6. Bei dem Propinationsrechte iſt zu unterſcheiden, ob es 
der Pfarrer gemeinſchaftlich mit dem Dominio, oder wie bei eige— 
nen Dörfern, ausſchließend genießt. Im erſten Falle muß genau 
erhoben werden, wie viel nach dem Verhältniſſe der Seelen-Anzahl 
und der im Orte befindlichen Wirthshäuſer auf Rechnung des Pfar— 
rers wirklich ausgeſchänkt wird; von dem hiernach ausgemittelten 
Ausſchank iſt nach den für die Staatsgüter-Veräußerungs-Kom— 
miſſion aufgeſtellten Grundſaͤtzen, der Garnez Branntwein mit 
10 kr., das Faß Bier mit 36 kr. K. M. reinen Nutzen zu veran— 
ſchlagen, ohne daß hievon die Trankſteuer abgeſchlagen werden 
darf. Bei eigenen Gütern hingegen wird die Menge des Ausſchan— 
kes, unter Beobachtung der für die Trankſteuer vorgezeichneten 
Grundſätze, nach der Population berechnet, und wie vorgeſagt, 
veranſchlagt. 

7. Die Einkünfte von Gütern, welche eigene Dominien bils 
den, müſſen durch eigene, nach den hier vorgezeichneten Grundſätzen 
aufgenommene Inventarien erhoben, und mit dem Netto-Ertrag 
in das Pfarr-Inventar bloß ſummariſch aufgenommen werden, 
und wird, da Ausſaat und Kulturskoſten beim Grundertrag be— 
reits abgeſchlagen worden ſind, nebſt den Steuern auf Regiekoſten 
noch 5% und auf Erhaltung der Sarta tecta 3%, ſonſt aber keine 
weitere Auslage mehr, abzuſchlagen bewilligt. 

8. Alle Ertragsrubriken der Kirche und Pfarre, als: Inter 
eſſen von Kapitalien, Stiftungsbeiträge, Zinſe von Kirchenkühen, 
Unterthanszinſen, Zehend-Reluitionen, kurz Alles, was gegenwärtig 
noch in W. W. eingeht, iſt zwar mit dieſem Ertrage inner der Ko— 
lonne anzumerken, dieſer aber nach dem Kurſe zu 250 % auf Kon- 

ventions⸗Münze zu berechnen, und in dieſer letztern Währung als 
Ertrag anzunehmen. 

9. Bei den Temporalien-Auslagen iſt die Dominikal⸗ und 
Häuferfteuer nach den bereits bekannten Reſultaten des Steuer— 
proviſoriums, der Straßenfond- und Domeſtikalbeitrag und das 
Alumnatikum, welche noch in W. W. eingehen, mit 250% auf 


31 * 


804 Pfarrinventar. 


C. M. reducirt anzunehmen, der Kreisgebäudefonds-Beitrag aber, 
als eine zufällige, nicht in jedem Jahre eintretende Leiſtung, hin- 
weg zu laſſen. 

10. Da die Ausſaat und Kulturskoſten laut 4. Abſatzes des 
Formulars gleich bei der Berechnung des Grundertrags in Ab— 
ſchlag kommen, ſo werden hier nur noch 5% auf Regiekoſten zu 
nehmen geſtattet, von dieſer Aufrechnung aber das Erträgniß von 
Gütern, welches bereits nach Abſchlag aller Auslagen, nur mit 
dem Netto⸗Ertrag hier aufgenommen wird, ausgenommen. 


G. 19. April 1822, 3. 18999; H. 5. Juli 1822, 3. 38654 (P. G. S. IV. 164). 
Bei dem VII. Abſchnitte §. 5 der neuen Direktiven zur Ber 
richtigung der Pfarrinventarien iſt die Kongrua des Pfarrers bei 
den Ausgaben nicht aufzurechnen. Auch die ſyſtemiſirten Beſoldun— 
gen der Kooperatoren, wo nach der zur Pfarre gehörigen Seelen— 
anzahl deren mehrere oder einer beſtehen ſollen, ſind wegzulaſſen, 
jedoch der erforderliche Beſtand des Seelſorgers und der Hülfs— 
prieſter mit ihren Gebühren am Schluſſe aufzuführen. 
G. 1. Mai 1824, 3. 20876 (p. G. S. N. B. 163). 

In dem Dekrete vom 15. Mai 1821, 3. 20726, mittelſt wel⸗ 
chem die Weiſung über die Verfaſſung und Rektificirung der Pfarr⸗ 
Inventarien erlaſſen wurde, kommt $. 3 die Beſtimmung vor, daß 
die Frohnen nach den für das Grundſteuer-Proviſorium fatirten 
Preiſen anzuſchlagen ſind. 

Es iſt bemerkt worden, daß dieſe Beſtimmung von einigen 
k. k. Kreisämtern und der k. k. Provinzial-Staatsbuchhaltung 
dahin verſtanden wird, es ſeien die Preiſe anzunehmen, welche in 
den zu Folge Miniſterialſchreiben vom 14. April 1819, 3. 11021, 
am Beginnen der Grundſteuer-Rektifikation eingelegten Preisvor— 
bekenntniſſen enthalten ſind. 

Bei der Ausführung des Grundſteuer-Proviſoriums ſtellte 
ſich jedoch die Unhaltbarkeit jener willkührlich verfaßten Vorbe— 
kenntniſſe dar, daher von denſelben auch kein weiterer Gebrauch 
gemacht wurde. Vielmehr mußten die Preiſe der Urbarialbezüge, 
nach Benützung aller darüber erreichbaren Daten, von der Grund— 
ſteuer⸗Regulirungs-Provinzialkommiſſion beſtimmt, und mit den 
joſephiniſchen Preiſen der Bodenerzeugniſſe in das Ebenmaaß ge— 
ſetzt werden. 

Es iſt daher nicht zuläffig, die wichtige Maaßregel der Be— 
ſtimmung des den geiſtlichen Pfründen zufließenden Einkommens, 
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in einem weſentlichen Theile derſelben auf einer Grundlage beru— 
hen zu laſſen, die bereits als unbrauchbar erkannt wurde. 

Den k. k. Kreisämtern wird hiernach aufgetragen, bei Ber: 
faffung der Inventarien, fie mögen den Säkular- oder Regular: 
klerus, oder Bisthümer betreffen, die Frohnen nach den für das 
Steuerproviſorium beſtimmten Preiſen zu veranſchlagen. 


H. 3. Okt. 1821, 3. 29628; G. 5. Nov. 1824, Z. 61084 (P. G. S. N. B. 174). 

Auf eine Anfrage, wegen Bemeſſung der Gehalte für die aus 
den Einkünften der Pfründe ganz oder zum Theil beſoldeten 
Kooperatoren, iſt bedeutet worden, daß der Kooperator, welcher aus 
den Einkünften der Pfründe erhalten wird, nicht weniger bedürfe 
und verdiene, als jener, welchen der Religions fond allein bezahlt; 
daher auch den aus der Pfründe erhaltenen Kooperatoren der Ge— 
halt mit 200 fl. C. M. zu verabfolgen ſei. 

Dieſe hohe Schlußfaſſung wird den k. k. Kreisaͤmtern zur 
Wiſſenſchaft und Bedachtnahme bei Verfaſſung der Pfarr-Inven— 
tarien des lateiniſchen Ritus, in Betreff auf die Direktiven vom 
15. Mai 1821, 3. 20726, und die nachträgliche Erläuterung vom 
19. April 1822, 3. 18999, bekannt gegeben. 


G. 9. Okt. 1825, 3. 51291 (P. G. S. N. B. 215). 

Auf die vorgekommene Anfrage, wie ſich bei Verfaſſung der 
Pfarr⸗Inventarien in dem vorkommenden Falle, daß die pfarr— 
lichen Unterthansgründe öde und unbeſetzt zur Zeit der Inventur 
beftehen, zu benehmen, um den Ertrag dieſer Gründe in den In⸗ 
ventarien nicht unberückſichtigt zu laſſen, wird den k. k. Kreisaͤmtern 
im Nachhange zu den Direktiven vom 15. Mai 1821, 3. 20726, 
zum Nachverhalt bedeutet: 

Wenn bei der Aufnahme des Inventars derlei öde und unbe— 
ſetzt liegende Unterthansanſäßigkeiten vorkommen, ſo iſt vor Anderm 
ihre Benützungsart, und die von felben inventarmäßig gebührenden 
Schuldigkeiten, dann der Umſtand in dem ohnehin bei dem Inven- 
tar aufzunehmenden Protokolle zu erheben: ob dieſe Unterthans— 
anſäßigkeiten urſprüngliche Unterthansdotationen ſind, oder ob 
dieſe Unterthanen ohne Genehmigung der Landesſtelle auf einem 
Theil der pfarrlichen Erektionalgründe angeſiedelt ſind. 

Im erſten Falle ſind ſie nur in der zeitweiligen Benützung 
des Pfarrers als Grundherrn, bis zu ihrer ihm ohnehin obliegenden 
Wiederbeſetzung, der dafür auch die dieſen Anſäßigkeiten ankle⸗ 
benden Steuern und Grundlaſten zu tragen hat; der Bezug des 
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Grundertrags derſelben iſt nur eine vorübergehende Entſchaͤdigung 
für den Entgang der Urbarialſchuldigkeiten, und Letztere ſind der 
permanente Ertrag derſelben, daher auch dieſe in die Inventarien 
als Ertrag unter die Temporalien aufzunehmen ſind, weil die In⸗ 
ventarien, ſo viel möglich, permanente Urkunden über das Einkom— 
men der Pfründen ſind, und es ohnehin die Pflicht jedes Pfarrers, 
ſowohl als ſolcher, als auch als Grundherr iſt, für die Beſetzung derlei 
öder Unterthansanſäßigkeiten nach den allgemein beſtehenden Vor— 
ſchriften zu ſorgen; jedoch ſind in der Rubrik ſämmtliche Urbarial— 
ſchuldigkeiten Litt. A. der unbeſetzt befundenen Anſäßigkeiten in 
der Kolonne: gegenwärtiger Beſitzer, als öde anzuſetzen, 
und iſt der Inventur die Urbarialfaſſion der unterthänigen Schul- 
digkeiten beizuſchließen. 

Im zweiten Falle ſollen ohnedieß derlei unbefugt an Unter⸗ 
thanen vertheilte, pfarrliche Erektionalgründe nach dem Wortlaute 
der in dem Inventarsformulare beigerückten Belehrung, ſobald 
die von ſelben geleiſteten Schuldigkeiten den Urbarialgrundertrag 
nicht erreichen, nicht als Unterthans-, ſondern als pfarrliche Erek— 
tionalgründe mit dem Urbarialgrundertrage nach dem Joſephinum 
in der Rubrik B. des Grundertrags, und nicht mit den Urbarial— 
ſchuldigkeiten in die Rubrik A. angeſetzt werden, daher um ſo mehr 
derlei öde liegende, an Unterthanen vertheilte Erektionalgründe une 
ter die Pfarr⸗Grundſtücke in der Rubrik A. mit dem rektificirten 
Joſephiniſchen Grundertrage aufzunehmen ſind, zu welchem Be— 
hufe auch die, die betreffende topographiſche Nummer enthaltenden, 
individuellen Ertragsbögen, ſo wie jene der übrigen pfarrlichen 
Erektionalgründe, beizuſchließen ſind. 

Rückſichtlich der Zehenten find die Zehentfaſſionen zum Steuer: 
proviſorium anzuſchließen, und iſt die Differenz, die ſich gegen den 
zur Zeit der Inventarsaufnahme bei der nach den Direktiven zu 
pflegenden Ausmittlung der Zehentertraͤge wirklich ergebenden 
Beſtand zeigt, in dem aufzunehmenden, dem Inventar anzuſchlie⸗ 
ßenden Protokolle erſichtlich zu machen, weil im Falle, als die nach 
einem 9jährigen Durchſchnitte verfaßten Zehentfaſſionen einen grö- 
ßeren Natural-Zehentertrag in Körnern ausweiſen, als in dem In⸗ 
ventar nach den Direktiven im dreijährigen Durchſchnitte entfällt, 
der höhere Betrag zur Schonung des Religionsfondes eben ſo 

angenommen werden muß, als wegen des höheren joſephiniſchen 
Grundertrags gegen den minderen, nach den Wirthſchaftsregiſtern 
entfallenden, angeordnet iſt. Die Ausmittelung und Specificirung 
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der individuellen zehentpflichtigen Lahnen aus ihrer topographiſchen 
Nummer und des Flächenraumes hat jedoch immerfort nach den 
Direktiven zu geſchehen, weil ſie durch die beizurückende Beſtäti— 
gung des Grundherrn als Beweis gegen künftige Zehentverwei— 
gerung zu dienen beſtimmt iſt. 

Da nach den Direktiven die Stiftungen für die Kirchendie— 
nerſchaft an Grundſtücken oder Geld- und Naturalgiebigkeiten 
erſichtlich gemacht werden ſollen, ſo müſſen auch über die für ſelbe 
etwa geſtifteten Grundſtücke die individuellen Ertragsbögen gleich- 
falls angeſchloſſen werden. 

G. 22. Dez. 1834, 3. 72891 (P. G. S. XVI. 550). 
Aus Anlaß der vorgekommenen Fälle, daß die Kirchen und 
Temporalien-Einkünfte der gr. k. Filial- Pfarreien, wo erponirte 
Kooperatoren ſyſtemiſirt ſind, und in die Beſoldung derſelben ein— 
gerechnet werden ſollen, bei Inventars⸗Aufnahmen nicht abgeſon— 
dert, ſondern kumulativ mit den Einkünften der Mutterpfarre in 
ein Inventar aufgenommen und in die Kongrua des Pfarrers ein 
gerechnet werden, wird den Kreisämtern, zur Beſeitigung der Kla— 
geführungen von Seite der Pfarrer und der exponirten Koopera- 
toren, die dießfalls beſtehende Vorſchrift vom 24. Juni 1801, 
3. 21224, in Erinnerung gebracht, und deren genaue Befolgung 
aufgetragen. 
G. 20. Nov. 1837, 3. 72077 (P. G. S. XIX. 802). 

Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles der aufgenommenen Pfarr- 
inventur hat man entnommen, daß in Abſicht auf die Anerkennung 
der der Pfarre zuſtehenden Rechte, in dem dießfälligen Inventar 
die Unterſchriften der Kirchenproviſoren und des Gemeindevorſtan— 
des außer Acht gelaſſen wurden. Da jedoch von dieſer Anerkennung 
der Pfarrrechte in der Folge die Beweisführung derſelben abhaͤngt; 
ſo wird dem k. Kreisamte aufgetragen, bei den vorzunehmenden 
Inventirungen die beſtehenden Inventirungs-Vorſchriften genau zu 
beobachten, und nach einem jeden Abſchnitte des Pfarrinventars 
die Anerkennung der der Pfarre zuſtehenden Rechte durch die Un— 
terſchriften der Kirchenproviſoren, des Gemeindevorſtandes und der 
betreffenden Dominien ſich beſtätigen zu laſſen. 


Pfarrtemporalien. 


G. 9. Sept. 1820, 3. 42039 (P. G. S. II. 256). 
Inſtruktion über die Sicherſtellung und eee von 
Pfarrtemporalien. 


I 


Pfarrverweſer (Adminiſtrator). 
G. 26. Marz 1829, 3. 79788 (Gen. 417). 

Die mit dem H. vom 12. Febr. 1829, 3. 2651, genehmigte 
Vorſchrift vom 23. Mai 1828, 3. 24568, in Betreff der Aufnahme 
der Kircheninventarien und Erträgnißausweiſe, wurde auch auf die 
Verhandlungen wegen Sicherſtellung des Kirchenvermögens und 
des Fundi instructi ausgedehnt, und die Beſtimmungen der Ver— 
ordnungen vom 20. Mai 1823, 3. 22909, und 28. Juli 1824, 
Z. 43545 (P. G. S. VI. Bd. 136 S.) dahin geändert, daß zu 
ſolchen Erhebungen nur hinſichtlich ihrer Moralität, Rechtlichkeit 
und Geſchicklichkeit erprobte Magiſtrats- und obrigkeitliche Beamte, 
und zwar, zur Vermeidung aller Reiſe- und Zehrungskoſten, die 
Erſteren nur innerhalb der ſtädtiſchen Burgfrieden, und die Letzteren 
nur innerhalb der obrigkeitlichen Bezirke verwendet werden dürfen. 

Zur Delegirung eines ſolchen Beamten wurde jedoch nur der 
Kreishauptmann, und während feiner längeren Abweſenheit oder 
in deſſen Ermanglung der betreffende Amtsvorſteher, bei perſön— 
licher Verantwortung ermächtigt. 

In Fallen, wo dieſe Delegirungen verfügt werden, hat das 
Kreisamt die betreffenden Beamten genau über das, was ſie zu 
leiſten haben, zu belehren. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß dieſe Delegirung in jenen Fallen, wo das Dominium mit der 
Pfarre in was immer für einem Streite befangen war, oder wo 
ein Streit aus was immer für Gründen zu beſorgen iſt, nicht 
Statt finden darf. 

G. 13. Juni 1834, 3. 29652 (P. G. S. XVI. 312). 

Aus Anlaß der vorgekommenen Fälle, daß bei jenen Pfrün- 
den, deren Temporalien verpachtet werden, die für die Kurat— 
Geiſtlichkeit nöthige Unterkunft von der Verpachtung auszuſchließen 
außer Acht gelaſſen werde, findet man den Kreisämtern die dieß— 
falls beſtehende Vorſchrift vom 10. Juli 1812, 3. 24321, zur ge⸗ 
nauen Befolgung in Erinnerung zu bringen. 


Pfarrverweſer (Adminiſtrator). 


G. 7. Okt. 1824, 3. 58968, und 29. April 1825, 3. 21925. 


Inſtruktion über die Pferdebeſpannungs-Entſchaͤdigung für 
Adminiſtratoren. 


G. 3. Dez. 1824, 3. 71248, und G. 1. Nov. 1825, 3. 61771. 
Inſtruktion über Vorſchüſſe für Spiritualien-Adminiſtrato ren. 
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H. 23. Feb. 1826, 3.4548; G. 9. Sept. 1826, 3. 50141 (P. G. S. VIII. 143). 


Inſtruktion über die Verrechnung der Kircheneinkünfte durch 
Pfarrſpiritualien-Adminiſtratoren. j 
G. 28. Okt. 1831, 3. 56728 (P. G. S. XIII. 412). 

a In beinahe allen, zur buchhalteriſchen Cenſur gelangenden 

Spirit. Rechnungen der lat. Pfarr-Adminiſtratoren werden alle 
Jahre oft nicht unbedeutende Beträge auf geringere Haus repara— 
turen, als an Thüren, Schlöſſern, Fenſtern u. dgl. verrechnet. 
Dieſes führet auf die Vermuthung, daß die Adminiſtratoren von 
ihren Vorgängern oder der Maſſe der verſtorbenen Kuraten die 
Gebäude nicht in dem guten Stande erhalten, in welchem ſie ſich 
befinden ſollten. Dem k. Kreisamte wird daher aufgetragen, darauf 
zu ſehen, und mit den demſelben zu Gebote ſtehenden Mitteln da- 
hin zu wirken, damit die Pfarrgebäude, bei dem aus welch immer 
einem Anlaſſe ſich ergebenden Wechſel der Pfarr-Adminiſtratoren 
und Kuraten, jederzeit in gutem Zuſtande übergeben, und wenn 
dieſes nicht ſein kann, die an den Deſolationen Schuldtragenden 
jederzeit zum Erſatze, oder nach Maaßgabe die Konkurrenzparteien 
zur Herſtellung verhalten werden. 3 

Wodurch Paſſirungen von Repgratursauslagen, beſonders an 
Thüren, Fenſtern und Oefen, die man unter Einem mittelſt Erlaſſes 
an die k. Prov. Staatsbuchhaltung für die Zukunft einſtellt, ganz 
entbehrlich, damit wird in dieſer Beziehung der gleichzeitig mit Ver— 
ordnung vom 29. Oktober l. J., 3. 59716, dem k. Kreisamte 
bekannt gegebenen a. h. Willensmeinung, wegen Vermeidung jeder 
überflüſſigen Auslage bei den politiſchen Fonden entſprochen werden. 

Woraus ſich dann von ſelbſt ergibt, daß zu derlei Gebäude: 
Uebergaben und Uebernahmen an den Spiritualien-Adminiſtrator 
nicht Kreisbeamte, ſondern die betreffende Grundherrſchaft mit 
Zuziehung des die Spiritualien ohnehin übergebenden Dechanten 
zu verwenden ſei. 

G. 9. Febr. 1837, 3. 903 (P. G. S. XIX. 34). 

Ergänzung der Adminiſtrationsgebühr für die gr. kath. Ad⸗ 
miniſtratoren einer Pfarre und Lokalkaplanei aus dem Religions- 
ſonde. 

G. 23. Jän. 1840, 3. 83381 (Gen. 80). 

Aus Anlaß einer, gegen einen griechiſch-katholiſchen Pfarr: 
Verweſer eingeleiteten und verhandelten, gemeinſchaftlichen Disci— 
plinar-Unterſuchung, über deren Reſultat die gefällte Entſcheidung 
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auch höchſten Orts genehmigt worden iſt, hat die hohe Hofkanzlei 
bemerkt, daß die immerhin mit Aufſehen verbundenen, gemiſchten 
Unterſuchungen in der Regel nur im Nothfalle eingeleitet wer: 
den dürfen. — Dieſer Nothfall trete aber überhaupt dann ein, 
wenn es ſich um die Entſetzung von der Pfründe oder um Einſtel— 
lung der Einkünfte derſelben handelt. 

Da dieſer Fall bei den Pfarrverweſern, die ad nutum amo- 
vibiles find, nicht eintreten kann, fo ſtehe ſich das fragliche Ver: 
fahren nicht angemeſſen dar, und die Landesſtelle wurde ange— 
wieſen, die Stolexceſſe der Pfarr-Proviſoren nach dem Hofdekrete 
vom 17. März 1791 8. 3 n. 3 abzuthun, und hinſichtlich ihrer 
Behandlung bei Vergehen in ihrem äußern Betragen und in der 
Verwaltung ihres Proviſor-Amtes ſich an das zu halten, was für 
unſelbſtſtändige Seelſorger geſetzlich ift. 

Hievon wird das k. Kreisamt, zur Wiſſenſchaft und gleichen 
Beachtung, mit dem Beiſatze verſtändiget, daß, nach dem §. 3 n. 3 
des Hofdekretes vom 17. März 1791, die Klagen über die Ab: 
nahme der Stolgebühren von den weltlichen Gerichten im Ein— 
verſtändniß des Ordinariats abgethan werden ſollen. 


Pferde zucht. 
G. 8. Mai 1821, 3. 19539 (p. G. S. N. B. 71). 

Bei den zweckmäßigen Anſtalten, welche die Regierung zur 
Emporbringung der Pferdezucht getroffen hat, und fortan unter— 
hält, wäre zu erwarten und zu wünſchen, daß der Landmann ſeinen 
Vortheil beſſer als bisher erkenne, und durch gehörige Wartung 
und Pflege ſeiner Pferde auch ſeiner Seits zur Erreichung des 
dem Lande ſo wohlthätigen Zweckes mitwirke. 

Allein noch immer werden untaugliche Hengſte benützt, die 
Follen zu frühe eingefpannt, und die Pferde faſt lohne Wartung 
gelaſſen. 

Der am 21. Juli 1815, 3. 23111, durch den Druck bekannt 
gemachte Unterricht enthält die nützlichſte Belehrung, und eine 
Beachtung und Befolgung desſelben wird nach und nach die gute 
Wirkung gewiß nicht verfehlen. 

Daher man den k. k. Kreisämtern aufträgt, dieſen Unterricht 
jährlich den Unterthanen durch die Dominien bekannt machen zu 
laſſen, und die Kreiskommiſſäre zu verpflichten, damit ſie bei ihren 
Bereiſungen ſich die Ueberzeugung verſchaffen, ob die Anordnung 
des k. k. Kreisamtes gehörig befolgt werde! 
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G. 3. Horn. 1826, 3.4912 (P. G. S. VIII. 28). 

Zur Prämienvertheilung kommandirten Offizieren ſoll die An: 
weiſung der gebührenden Quartiere nicht verweigert werden. 
G. 27. Nov. 1826, 3. 71313. (P. G. S. VIII. 216). 

Abſtellung des Mißbrauchs, Pferde in ihrer erſten Jugend 
einzuſpannen, auf der Weide zu knebeln, und mit ausgemuſterten 
Aerarial-Beſchälern zu belegen. 


H. 18. Nov. 1828, 3. 25736; ©. 16. Dez. 1828, 3.84763 (P. G. S. X. 518). 


Um der inländiſchen Pferdezucht von Seiten der Staatsver— 
waltung die möglichſte Unterſtützung zu geben, und ſie auf eine 
immer höhere Stufe der Kultur zu bringen, wurden bereits in den 
meiſten Provinzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates auf Koften der 
Staatsverwaltung eigene, dem öffentlichen Gebrauche gewidmete 
Beſchälhengſte aufgeſtellt, ohne jedoch die Freiheit der Eigenthums— 
Benützung in dem Grade zu befchränfen, daß es nicht auch erlaubt 
wäre, Landesſtuten durch Hengſte, die ein Eigenthum von Privaten 
ſind, belegen zu laſſen. 

Aber Pflicht bleibt es für die öffentliche Aufſicht, dieſen Kul— 
turzweig gegen Unfüge zu ſchützen, die für ihn von den nachthei— 
ligſten Folgen ſind: dahin gehört der Mißbrauch jenes Gewerbes, 
den ſich ſo manche, unter den Namen von Beſchälreitern bekannte 
Individuen mit der ambulirenden Verwendung ihrer Hengſte er 
lauben. 

Dieſen Individuen wird zwar der Betrieb ihres dießfälligen 
Gewerbes, jedoch nur gegen eigene, auf ein Jahr giltige, von dem 
Kreisamte ausgefertigte Erlaubnißſcheine bewilliget. Dieſe unent— 
geltlich zu erfolgenden Erlaubnißſcheine beſtehen, der Form nach, in 
Zeugniſſen über die geſunde Beſchaffenheit des genau zu. befchrei- 
benden, zum Belegen beſtimmten Hengſtes; welches Zeugniß nur 
von einem Thierarzt, der den hyppiatriſchen Lehrkurs gehört hat, 
und als ſolcher approbirt iſt, ausgeſtellt werden darf, und ſodann, 
nachdem es von dem Kreisarzte vidirt worden, mit der Erlaubniß⸗ 
Klauſel des Kreisamtes zu verſehen iſt. 

Die mit einer anſteckenden Krankheit behafteten, und be‘rete- 
nen Hengſte ſolcher Befchälreiter find ohne weiters, jedoch nur nach 
voraus eingeholter kreisaͤmtlicher Einwilligung, zu kaſtriren, wel- 
cher Verfügung auch jene geſunden Hengſte zu unterziehen kommen, 
die von den Beſchälreitern ohne hierüber gelöſte Erlaubnißſcheine 
zur Belegung verwendet werden: übrigens verſteht es ſich von 


Pferdezucht. 
ſelbſt, daß bei allgemein anſteckenden Pferdekrankheiten, auch die 
ſtrengere Maaßregel der gänzlichen Vertilgung der kranken Pferde 
aus Sanitätspolizei-Nü a ſichten eintreten könne, und nach den bereits 
beſtehenden Vorſchriften unter Autorität der öffentlichen Behörden 
ſogar eintreten müſſe. 

A. h. E. 27. Mai 1836; H. 18. Juli 1838, 3. 15012; G. 14. Sept. 1838, 

3. 56529 (Gen. 843 u. P. G. S. XX. 418). 

Inſtruktion in Abſicht auf die Vertheilung der Pferde-Prämien. 

§. 1. Der allegirte Plan enthält die Orte, Zeit, Zahl und Preiſe 
der jährlich zu vertheilenden Pferde-Prämien, auch iſt in demſelben 
das Verhältniß feſtgeſetzt, wie viel in einer jeden Konkurs-Station 
Hengſt⸗, und wie viel Stuttfollen mit Prämien zu betheilen find. 

Die höchſte Klaſſe, oder die Mittelklaſſen der Prämien ſind 
nicht ausſchließend für die Hengſtfüllen beſtimmt, ſondern ohne 
Unterſchied des Geſchlechtes dem werthvollſten und preis— 
würdigſten Füllen unter den dabei zu beobachtenden Modalitäten 
zuzuerkennen. 

Wallachen find auf keinen Fall zu einer Betheilung mit Prä— 
mien zuzulaſſen. 

§. 2. Nur jene Landwirthe können um eine Prämie konkurri— 
ren, die ein dreijähriges Pferd, Hengſt oder Stute, von ſeiner 
erſten Lebensperiode an, bis zur Prämien- Vertheilung erzogen 
haben, und zwar, ohne Unterſchied, ob ſelbe die Mutter ſchon frü— 
her beſeſſen, oder belegt ins Eigenthum übernommen haben. 

Füllen, durch k. k. Beſchäler erzeugt, und von Landleuten, 
welche in die Klaſſe der Bauern, und der mehr vom Feldbau, als 
von einem Gewerbe, lebenden Bürger gehören, bis zum erreichten 
dritten Jahre erzogen, verdienen jedoch vor jenen durch approbirte 
Privathengſte erzeugten, bei gleicher Preiswürdigkeit, den Vorzug. 

Beſondern Vorzug und Berückſichtigung aber verdienen bei 
gleicher Preiswürdigkeit jene Füllen, die von ſchon mit Prämien 
betheilten Müttern erzeugt und vorgeführt werden. 

Die Pferde der Edelleute und aller Honoratioren, ſo wie der 
in Galizien befindlichen, ſogenannten Zinsedelleute, ſind von der 
Betheilung mit Prämien ganz ausgeſchloſſen. 

Jeder mit von ärariſchen Beſchälern abſtammenden Füllen 
zum Konkurs Erſcheinende hat einen gedruckten, von dem Unter— 
Offizier der Beſchal⸗ Station bei erfolgter Belegung der Stute 
ausgefertigten Belegzettel mitzubringen, und der Prämien: Ver: 
theilungs⸗Kommiſſion zu übergeben. 
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Eben ſo haben die Beſitzer der von Privathengſten erzeugten, 
und zum Konkurs vorgeführten, dreijährigen Füllen, die auf ihren 
Namen ausdrücklich lautenden, von dem Eigenthümer des (ver— 
ſteht ſich approbirten, und daher genau zu beſchreibenden) Privat— 
beſchälers ausgeſtellten, von dem Gemeinde-Vorſtande beftätigten, 
und zur Vermeidung eines jeden Unterſchleifes von der Bezirks. 
oder Grundobrigkeit koramiſirten Belegzettel mitzubringen, und 
der Vertheilungs-Kommiſſion zu überreichen. 

§. 3. Je nachdem in einem Lande oder Kreiſe die Pferdezucht 
mehr oder weniger Fortſchritte gemacht hat, muß auch die Preis— 
würdigkeit der konkurrirenden Pferde hiernach beurtheilt werden. 

Es darf dabei keineswegs von überſpannten Ideen ausge— 
gangen werden, ſondern es ſind vielmehr in ſolchen Gegenden, 
wo die Verbeſſerungen der Pferdezucht erſt begonnen haben, und 
dieſe gleichſam noch in ihrer Kindheit ſteht, auch Pferde minderer 
Gattung für preiswürdig zu erkennen. 

§. 4. Die Vertheilung der Prämlen hat unter obigen Be— 
dingniſſen alljährlich durch eine eigene Kowmiſſion zu geſchehen, 
wobei von Seite des Politikums der Herr Kreishauptmann oder 
deſſen Delegirter, ſammt dem Landes- oder Kreisthierarzt, wo ſich 
welche befinden, und in Ermanglung von Kreisthierärzten ein 
ſachverſtändiger, unparteiiſcher Gutsbeſitzer, gegenwärtig ſein 
werden. 

§. 5. Dieſe Kommiſſion wird ſich an dem beſtimmten Prä— 
mien⸗Vertheilungsorte zur gehörigen Zeit verſammeln, alle zum 
Konkurs erſchienenen Pferde unterſuchen. 

$. 6. Die Auswahl der preiswürdigen Pferde, fo wie auch 
die zuerkannten Klaſſen der Prämien, wird durch Stimmenmehr— 
heit, oder bei getheilten Meinungen durch das Los, zu entſcheiden 
fein. Eine Zerſtückelung oder Halbirung der Prämie iſt unzuläſſig. 

§. 7. Alle preiswürdigen Pferde, ohne Unterſchied der Pferde— 
züchtler, ſind in die nach beigehendem Formulare zu verfaſſende 
Konſignation aufzunehmen, dann durch die k. k. Kreisämter in 
den öffentlichen Blättern zur allgemeinen Kenntniß und Aufmun⸗ 
terung zu bringen. 

§. 8. Die zuerkannten Prämien in neuen vollwichtigen Du— 
katen haben die betreffenden Landleute durch den Herrn Kreis— 
hauptmann oder deſſen Stellvertreter, im Beiſein der übrigen im 
§. 6 bezeichneten Kommiſſionsglieder und in Gegenwart aller 
Konkurrirenden, auf ihre Hand zu erhalten. 


814 Pferdezucht. 
G. 11. Dez. 1899, 3. 86520 (Gen. 1028). 

Um der, in der letzten Zeit, unter den zur Belegung der Lan⸗ 
desſtuten verwendeten Aerarial-Hengſten um ſich greifenden Ner— 
venlähmungs-Krankheit nach Möglichkeit zu begegnen, hat man 
mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die belegten Landesſtuten ei— 
ner von ihnen ausgehenden diesfälligen Anſteckung der Aerarial— 
Landes beſchäler verdächtig bleiben, und daß dieſe hie und da auch 
dann gegenſeitig geſchehen könne, im Einvernehmen mit dem k. k. 
galiziſchen General-Kommando nachſtehende Vorſichten in die 
Wirkſamkeit zu ſetzen beſchloſſen: 

1 a) Soll die betreffende Seuche von nun an, wo fie immer 
A unter Hengſten oder Stuten entdeckt werden ſollte, gleich andern 
0 Viehſeuchen in eine förmliche öffentliche Sanitäts-Aufſicht genom— 
1 men werden. 1 

1 b) Stuten, die von der Seuche ergriffen wurden, ſollen 
durch das am Halſe und zwar unter der Mähne anzubringende 
Brandzeichen kenntlich gemacht werden. 

e) Die Privat- Beſitzer jener Hengſte, die von der Nerven— 
lähmungs-Krankheit ergriffen wurden, ſollen zur Kaſtration der 
ſo erkrankten Hengſte, als dem einzigen bisher bekannten Mittel 
einer vollkommenen Heilung und ſchnellen Unterbrechung der be— 
treffenden Seuche, verhalten werden, fo wie eine gleiche Maaßregel 
auch von der k. k. Landesbeſchälanſtalt beobachtet wird. 

d) Die in den einzelnen Beſchäl-Stationen zu exponirenden 
Aerarial-Hengſte werden, wie es ſeit zwei Jahren bereits einge— 
führt iſt, auch künftig in Rückſicht ihres Geſundheitsſtandes kurz 
vor dem Abgehen in die Beſchäl⸗Stationen von einer gemeinſchaft— 
lichen Kommiſſion genau unterſucht, und nur vollkommen ſeuchen— 
verdachtloſe Beſchäler in die betreffenden Stationen abgeſendet 
werden. 8 

o) Bleibt die ſeit dem Jahre 1838 eingeführte, in den Be— 
g ſchäl⸗Stationen unmittelbar vor dem Beſchäl-Akte vorzunehmende 
0 genaue Unterſuchung der zum Belegen angeführten Landesſtuten 
ö auch für die Zukunft in Wirkſamkeit, und es ſoll jede bei dieſer Ge— 
| legenheit ſchankerkrank oder auch nur dieſer Seuche verdächtig | 
1 befundene Stute von dem betreffenden Beſchäl-Stations-Kom— 
mando, zum Behuf der ferneren Einleitungen, dem k. Kreisamte fie:$ 
unmittelbar angezeigt werden. 

1) Hat die Unterſuchung jener Landesſtuten, die von den ge— 
genwärtig von der Schankerſeuche angegriffenen Aerarial-Hengſten 
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im Laufe des letzten Sommers belegt wurden, unaufgehalten von 
einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion zu geſchehen. 

g) Um ſich zu verſichern, daß in dem naͤchſten Frühjahr 
keine anderen, als nur vollkommen geſunde Landesſtuten zum Be— 
legen beſtimmt werden, ſoll dortkreiſes in mehreren Koncentrirungs— 
Stationen von einem, von Seite des Drohowyzer k. k. Remonti— 
rungs⸗Departements zu beſtimmenden, ſachkundigen Offiziere, unter 
Mitwirkung der betreffenden Dominien, kurz vor der Beſchälzeit - 
eine genaue Unterſuchung aller im nächſten Sommer zu belegenden 
Landesſtuten vorgenommen werden. 

Das k. Kreisamt hat in dieſer Beziehung mit dem gedachten 
Remontirungs-Departement ſchleunigſt das Einvernehmen zu 
pflegen. 

Indem übrigens dem k. Kreisamte demnächſt auch ein po⸗ 
pulärer Unterricht über die Kennzeichen und den Verlauf der Ner— 
venlähmungs-Krankheit zur allgemeinen Verlautbarung zugeſen— 
det werden wird, erhält dasſelbe den Auftrag, die ad a, b, e 
ausgeſprochenen Beſtimmungen in vorkommenden Fällen genau 
zu beobachten. N 

Die Anſchaffung bes bemerkten Brandeiſens in der Größe von 
4 Zoll Höhe und 2 Zoll Breite aufrecht ſtehend, iſt vom k. Kreis- 
amte unmittelbar zu veranlaſſen. 


C. 20. Jaͤn. 1840, 3. 753 (P. G. S. XXII.). 


Unterricht über die Nervenlähmunge-Krankbeit oder ſogenannte 
Schankerſeuche der Zuchtpferde, über die Entſtehung und Kenn⸗ 
zeichen derſelben, über ihre Heilung und Verhinderung ihrer 
Verbreitung. 


Pflicht-Exemplar. 
C. 15. Dez. 1815, Z. 49200. Ged. (Pill. S. Nr. LX. ©, 18%). 


1. Jeder inländiſche Verleger von literariſchen Werken, Ku— 
pferſtichen und Landkarten, alle ausländiſchen Schriftſteller, welche 
Werke im Inlande verlegen, Schriftſteller oder Künſtler, welche 
ihre Werke auf eigene Rechnung veräußern, ſind verpflichtet, von 
jedem Werke, Kupferſtiche oder Landkarte zwei Exemplare, wo- 
von eines der k. k. Hofbibliothek, das andere aber der Univerſi— 
täts⸗ oder Lyceal⸗Bibliothek der Provinz, in welcher die Auflage 
gemacht wurde, beſtimmt iſt, unentgeldlich abzugeben. 
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2. Dieſe Vorſchrift hat auch rückſichtlich des Steindruckes, 
fo wie überhaupt aller künftigen Druderfindungen zu gelten. 

3. Die abzugebenden Exemplare müſſen ſchön, mangellos, 
und bei Büchern auf beſſeres Papier gedruckt ſein. 

4. Können entweder unmittelbar an die Bibliotheken, oder 
an das nächſte Bücher-Reviſionsamt abgegeben werden. 

5. Nur nach wirklicher Erfüllung dieſer Verbindlichkeit wird 

der Verkauf eines Werkes, und die Sicherheit gegen Nachdruck 
oder Nachſtich geſtattet. 

6. Vor erfolgter Ablieferung der Pflicht-Exemplare wird 
das Bücher-Reviſionsamt die Druckbewilligung zu Ankündigun— 
gen neuer Werke, Kupferſtiche, Landkarten, Steindrücke ꝛc. 
nicht ertheilen. Derlei Ankündigungen dürfen auch nur dann in 
Zeitungsblatter aufgenommen werden, wenn von dem Bücher: 
Reviſionsamte die Druckbewilligung ausdrücklich ertheilt iſt. 

7. Unter dieſe Verbindlichkeit ſind auch alle im Königreiche 
Ungarn, ſowohl in deutſcher, lateiniſcher, als ungariſcher Sprache 
verfaßten Werke geſtellt. 


A. h. E. 7. Mai 1839; H. 30. Juni 1839, 3. 19887; G. 6. Auguſt 1839, 

3. 48577 (Gen. 705 und P. G. S. XXI.). 

Seine k. k. Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß Private 
und Korporationen in allen Fällen, wo ſie Medaillen, ſei es 
in Gold, Silber oder Bronce, ausprägen laſſen, ein Pflicht: 
Exemplar in Bronce an das k. k. Münz⸗Kabinet, und zwar 
unentgeltlich, zu verabfolgen haben. 

Dieſes Pflicht-Exemplar iſt mit der Angabe vorzulegen, in 
welchem Metalle die Medaille geprägt worden ſei, was des ge— 
ſchichtlichen Intereſſe wegen zu wiſſen nothwendig iſt. 

Zugleich bleibt es aber dem, die Medaille-Prägung Veran— 
laſſenden frei geſtellt, auch ein Exemplar in einem edleren Me— 
talle, wenn überhaupt in einem andern, als Bronce, geprägt 
worden iſt, an das k. k. Münz⸗Kabinet abzugeben. 


Pfründe. 
P. 28. April 1783 (Pill. S. Nr. XV. S. 20). 


Geiſtlicher Beneficien Reſignation, zu Gunſten eines Drit— 
ten, iſt in keinem Falle, — ſie möge nun mit oder ohne päpſt— 
licher Einwilligung geſchehen, erlaubt, oder als giltig anzuſehen. 
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E. 16. Mai 1788 (Löwenwolde J. 67). 

Den außer Landes abweſenden Pfarrern ſollen die Benefi— 
cien mit gründlicher Unterſuchung der facti cauoniei abgefpro- 
chen werden. 

p. 18. Nov. 1783 (Pill. S. Nr. LIV. S. 124). 

Interkalar⸗Einkünfte geiftlicher vakanter Beneficien, ſowohl 
von Bisthümern, als andern geiſtlichen Beneficien, ſie mögen 
genoſſen werden, von wem ſie wollen, ſollen künftig zum Reli— 
gionsfond einfließen. 

H. 3. Mai 1784 (Löwenwolde 1. 7%). 

Wenn ein Kandidat das angeſuchte Beneficium erhielte, 
müſſe er jenes, was er ſchon hätte, abtreten. 
p. 23. Dezember 1784 (Pill. S. Nr. CXVIII. S. 339). 

Beneficien- oder Pfründen Reſignirung, mit Vorbehalt eines 
Theiles der Einkünfte, iſt verbothen. 


C. 18. April 1785 (Pill. S. Nr. XI. S. 45). 

Wenn ſich ein Todesfall bei einem beneficium curatum 
ergebe, fo ſoll zur Sperre und Inventur ein geiſtlicher Kommilfär 
jederzeit, jedoch gegen dem beigezogen werden, daß der Abhand- 
lungs⸗Inſtanz ein genaues Verzeichniß jener, an den geiſtlichen 
Kommiſſär übergebenen, in das Seelſorgergeſchäft einſchlagenden 
Urkunden übergeben würde, und ein dergleichen Kommiſſär we— 
der Taxen, noch Diäten beziehe, oder den Erben in Betreff der 
Reiſekoſten beſchwerlich fiele. 


H. 21. April 1785 (Löwenwolde I. 82). 

Kein Geiſtlicher ſoll zwei Beneficien beſitzen. 
H. 24. Mai 1785 (Löwenwolde J. 85). 

Wenn Geiſtliche zwei Beneficien beſitzen, fo müffen fie ſich 
erklären, welches von beiden fie behalten wollen. 
G. 28. Juli 1824, 3. 43545 (P. G. S. VI. 136). 

Bei Todesfällen geiſtlicher Pfründner follen die pfarrlichen 
Gebäude ſogleich unterſucht, und die Anſprüche auf Entſchädigun⸗ 
gen, wo ſelbe eintreten, geltend gemacht werden. 

A. h. E. 31. Okt. 1836; H. 7. Nov 1836, 3. 29032; G. 20. Dez. 1836, 

3. 72964 (P. G. S. XVIII. 746). 

Se. Majeſtät haben beſtimmt, daß von nun an der Tag der 
kanoniſchen Inſtitution als derjenige anzuſehen und zu behandeln 
ſei, von welchem an, geiſtliche Beneſiciaten das Recht zum Bezuge 

52 


818 Polizei⸗Vergehen. 
der Beneficiat-Einkünfte erlangen, wobei es ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, daß ſie von eben dieſem Tage an, des Rechtes zum Bezuge 
der Einkünfte eines früher beſeſſenen Beneficiums verluſtig werden. 
G. 29. Juni 1839, 3. 34152. Gen. 601. 

Kein Beneficiat ſoll auf eine andere Pfründe inſtituirt wer⸗ 
den, bis er ſich uͤber die anſtandloſe Uebergabe des Vermögens 
der verlaſſenen Pfründe, mit der Beſtätigung des Kreisamtes oder 
des zur Uebernahme delegirten Dominiums, aus weiſet. 


Polizei-Direktion. 
C. 9. Jänner 1807, 3. 101 (Pill. S. Nr. III. S. 6). 

Es haben Se. Majeſtät zu Folge h. H. v. 30. Sept. 1806 
zu verordnen befunden, daß künftig in der Reſidenzſtadt Wien 
und ihren Vorſtädten, dann in allen Provinzial-Hauptſtädten, 
wo die Landesſtelle ihren Sitz hat, die in dem anliegenden Ver⸗ 
zeichniſſe enthaltenen ſchweren Polizei-Uebertretungen von der 
Gerichtsbarkeit der Magiſtrate ausgeſchieden, und dem Verfahren 
der Polizei-Direktion, mit Beobachtung der in dem Geſetzbuche 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe, überlaffen werden follen. 

Anmerkung. Dieſes Verzeichniß enthaͤlt folgende Para⸗ 
graphe des II. Thls. des St. G. B. SS. 38, 50, 67, 74, 77, 
78, 81, 82, 98, 133, 135, 141, 142, 145, 146, 163, 174, 
175, 176, 178, 179, 181, 182, 241, 269. 


Polizei:Vergeben. 
G. 31. Okt. 1806, 3. 45007. 

Bei Polizei⸗Vergehen iſt diejenige Strafe für die größte 
anzunehmen, welche die geringſte iſt, wenn dieſe Handlung in 
der Eigenſchaft einer ſchweren Polizei-Uebertretung zu beſtrafen 

ſein wird. 
H. 22. März 1827. 3. 3704; G. 20. April 1827, 3. 23888 (P. G. S. IX. 170). 

Die Rekursfriſten ſind — wie jene gegen die Urtheile in 
ſchweren Polizei-Uebertretungen. 

A. h. E. 12. April 1828; H. 24. April 1828, 3. 9063; G. 20. Mai 1828, 

3. 32545 (P. G. S. X. 170). 

Seine Majeſtät haben mit a. h. E. vom 12. April l. J. zu 
verordnen geruhet, daß der $. 30 des I, Theils des Strafgeſetz⸗ 
buches, in Hinkunft nach hierwegen erfolgter Kundmachung, auch 
auf die im Auslande von einem Inländer begangene und dort 
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nicht beftrafte, oder nicht nachgeſehene Polizei-Uebertretung bei 
ſeiner Betretung im Inlande auszudehnen ſei. 
A. h. E. 16. März 1893; H. 19. März 1838, 3. 64745 G. 14. April 1833, 

Z. 19942 (P. G. ©. XV. 116). 

Da es in der Natur der Sache liegt, daß für politifche 
und polizeiliche Vergehen keine längere Verjährungszeit, jedoch 
nur in Anſehung der Unterſuchung und Strafe in Anwendung 
komme, als die kürzeſte, welche für ſchwere Polizei-Uebertretun— 
gen geſetzlich beſtimmt, und auf drei Monate feſtgeſetzt iſt; ſo iſt 
dieſes feſtzuſetzen, und allgemein kund zu machen. 

A. h. E. 30. Jän. 1841; H. 17. Febr. 1841, 3. 41045 G. 10. März 1841, 

3. 16860. 

Zur Verjährung bei den politiſchen und polizeilichen Ueber— 
tretungen oder Vergehen, für welche durch die, mit dem Kreis— 
ſchreiben vom 14. April 1833, 3. 19942, bekannt gemachte, aller⸗ 
höchſte Entſchließung vom 16. März 1833 eine Verjährungsfriſt 
von drei Monaten beſtimmt worden, iſt die Erfüllung von keiner 
der, in dem $. 274 des Straf-Geſetzbuches II. Theiles feſtgeſetzten 
Bedingungen erforderlich. 


Poſthaus. 


H. 16. Marz 1841, 3. 4109; G. 29. April 1844, 3. 25920. 

Das neue Poſtgeſetz, welches die Pofthäufer frei von der 
Militär⸗Einquartirung erklärt, hat in der Einräumung einer Be⸗ 
günſtigung aus dem Titel des Poſtdienſtes nicht weiter gehen 
wollen, als dieſer Dienſt es erfordert. Darum will dieſes Geſetz 
die Poſtmeiſter von jenen Laſten nicht losgezählt wiſſen, die ihnen 
in ihrer Eigenſchaft als Gemeindeglieder, Gewerbinhaber, Grund— 
beſitzer u. ſ. w. geſetzlich obliegen. Der $. 31 des Poſtgeſetzes will 
demnach unter dem Ausdrucke „Poſthäuſer“ nur ſolche Gebäude 
verſtanden wiſſen, die nur jenen Raum umfaſſen, welcher zur 
Verſehung des Poſtdienſtes, zur Unterbringung der Familie des 
Poſtmeiſters, und ſeiner für den Poſtdienſt nothwendigen Diener 
und Pferde nothwendig iſt. 

So ferne daher ein Poſthaus ausgedehnte Räume beſitzt, die 
entweder an, dem Poſtdienſte fremde Parteien vermiethet werden, 
oder wo das Poſthaus zugleich Einkehrwirthshaus, oder wo es 
für andere gewerbliche Beſchäftigungen nebſtbei verwendet wird, 
in ſolchen Fallen darf der Ausdruck „Po ſthaus“ nicht buch ſt ä b⸗ 
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lich, ſondern mit Rückſicht auf den der Befreiung der 
Poſthäuſer zum Grunde liegenden Zweck genommen 
werden, und da dieſer weſentlich darin beſteht, die Verrichtungen 
des Poſtdienſtes vor jeder Störung, die Poſtanſtalt ſelbſt vor 
jeder Gefährdung zu bewahren, dieſer Zweck aber durch die Ver— 
wendung der Pofthäufer als Gaſt- und Einkehrwirthshäuſer in 
einem wohl noch höheren Grade beeinträchtigt werden kann, als 
durch eine vorübergehende Militär-Einquartirung, ſo iſt nicht ab- 
zuſehen, warum dann Pofthäufer, welche nicht ausſchließend für 
den Poſtdienſt beſtimmt find, von der Militär-Einquartirung ganz 
befreit ſein ſollten. 

So wenig der Eigenthümer eines Privatgebäudes, welches 
theilweiſe für den Zweck einer Poſtanſtalt gemiethet wird, die 
Befreiung von der Militär-Einquartirung für das ganze Gebäude 
anſprechen kann, weil ſein Haus das eigentliche Poſthaus iſt, eben 
fo wenig kann dieſe Befreiung auf jene Theile eines Poftgebäudes 
ausgedehnt werden, die zugleich als Gaſthauſer, oder für andere 
gewerbliche Beſchäftigungen dienen. 

Auf der Grundlage dieſer grundſätzlichen Prämiffen hat daher 
die h. Hofkanzlei, im Einvernehmen mit der h. allgemeinen Hof: 
kammer, Nachſtehendes feſtzuſetzen befunden: 

1. Soll jedes Poſthaus, ſo ferne ſelbes ausſchließend nur 
für den Poſtdienſt und für die Unterbringung des Poſtmeiſters und 
feiner Familie benützet wird, nach §. 31 des Poſtgeſetzes von der 
Militär⸗Einquartirung frei gelaſſen werden. 

2. Soll dieſe Begünſtigung ſich bloß auf die Amts-Lokalitäten 
und die Poſtmeiſterswohnung dann zu beſchränken haben, wenn 

a) in dem Poſthauſe ein anderes bürgerliches Gewerbe, z. B. 
das der Gaſtgerechtigkeit oder Einkehr ausgeübt wird; wenn 
b) auf dem Poſtgebäude zwar kein Gewerbe haftet, oder aus: 
geübt wird, wenn aber Theile desſelben für andere indu⸗ 
ſtrielle Zwecke verwendet, oder an Privatparteien vermiethet 
werden; wenn, 
e) zu dem Poftgebäude ſolche Nebengebäude oder Wirthſchafts⸗ 
höfe gehören, oder vereiniget wurden, die nicht zur Aus: 
übung des Poſtdienſtes, und des damit in enger Verbindung 
ſtehenden Wirthſchaftsbetriebes unerläßig ſind, die ſomit 
nicht ſchon des Poſidienſtes wegen von der Militär-Einquar- 
tirungspflicht frei gehalten zu werden brauchen. Wenn endlich 
d) den Pofthäufern mit Ruſtikalgründen beftiftete Bauernhaͤuſer 
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zugeſchrieben werden, auf denen früher ſchon die Bequarti- 

rungslaſt gehaftet hat. 

In den Fällen ad a, b, e, d haben die für den Poſtdienſt 
nicht benützt werdenden Übikationen die Befreiung von der Mili— 
tär-Bequartirungspflicht nicht zu genießen. 

Die Frage über die Befreiung der Poſtmeiſter, ihrer Diener 
und Poſtpferde, von ſolchen Frohn- und anderen Dienſtleiſtungen 
durch die ſie dem Poſtdienſte entzogen werden, iſt zu klar im Ge— 
ſetze ausgeſprochen, um noch einer weiteren Erörterung zu benöthigen. 


Poſt-Journal. 
G. 11. Mai 1888, 3. 1371 (p. G. S. XVII. 232). 

Zu Folge der beſtehenden Vorſchriften, welche in der In— 
ſtruktion vom 18. Okt. 1822 über die Behandlung der portofreien 
Dienſt⸗Korreſpondenzen erneuert wurden, ſoll die Auf- und Abgabe 
ſolcher Korreſpondenzſtücke in den Poſt Journalen, ſowohl von 
der betreffenden Behörde oder Partei, als auch von den Poſtbe— 
amten, gegenſeitig beftätigt werden. 

Aus Anlaß ſpecifiſcher Fälle hat man jedoch die Wahrnehmung 
gemacht, daß ſich mehrere Behörden bloß darauf beſchränken, die 
Dienſt⸗Korreſpondenzen von der Poſt zwar mittelſt Journals zu 
übernehmen, ohne jedoch mit dem Journal zu vergleichen, und 
ohne die richtige Uebernahme in den Poſt⸗Journalen zu beftätigen. 

Da durch dieſes Manipulations-Verfahren Unterſchleife mög- 
licher gemacht worden ſind, und die nothwendige Kontrolle mit— 
telſt der Poſt-Journale vereitelt wird, fo wurden ſämmtliche 
Poftämter von der Oberpoſtverwaltung angewieſen, die denenfel- 
ben zur Weiterbeförderung übergeben werdenden Dienft:Padete 
mit dem Poſt⸗Journal der Behörden ſtets gehörig zu vergleichen, 
und deren Uebernahme zu beſtätigen, wie auch darauf zu ſehen, 
daß die Beſtellung oder die richtige Abgabe der Dienft:Padete an 
das betreffende Amt, von dem betreffenden mit der Führung des 
Poſt⸗Journals beauftragten Amts Individuum im Poſt⸗Journale 
beſtätiget werde. 

Wovon die Kreisaͤmter mit dem Bedeuten verſtaͤndigt wer- 
den, daß zur Führung der Poſt⸗Journale bei den Behörden ver— 
läßliche Beamten zu beſtimmen, und auf die vorfchriftsmäßige 
Führung derfelben gehörig zu fehen fei. 

G. 8. Juli 1886, 3. 30331 (P. G. S. XVIII. 452). 
Aus Anlaß eines fpeciellen Falles, wo wegen des, von einem 
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Dominium vorgegebenen Verluſtes des Poſt-Journals nicht nach: 
gewieſen werden konnte, ob und wann demſelben ein kreisaͤmt— 
licher Erlaß zugeſtellt worden ſei, hat die hohe Hofkanzlei mit 
Dekret vom 20. November 1835, Z. 30526, verordnet, die er— 
forderlichen Abhilfsmittel zu ergreifen, um dem Uebelſtande vorzus 
beugen, der daraus entſteht, wenn durch den, von einem Do— 
minium oder Magiſtrate, welchem das Poſt-Journal in Händen 
bleibt, vorgegebenen Verluſte desſelben, das Poſtamt außer Stand 
geſetzt wird, irgend eine Zuſtellung nachzuweiſen. 

Dieſem zu Folge wird den k. Kreisämtern aufgetragen, den 
im unterſtehenden Kreiſe befindlichen Dominien und Magiſtraten 
die hierortigen Erläffe vom 10. Sept. 1805, 3. 38640, und vom 
23. Febr. 1834, 3. 7364, wornach dieſelben gehalten find, vr: 
dentlihe Poſt-Journale zu führen, und ſolche durch 10 Jahre 
aufzubewahren, mit dem Beiſatze in Erinnerung zu bringen, daß 
jeder Verluſt eines Poſt-Journals als ein Beweis ihrer Sorglo— 
ſigkeit ſtrenge werde geahndet, und in Faͤllen, wo es ſich um den 
Beweis über die Zuſtellung eines Dienſtſchreibens, oder über die 
Zeit, wann die Zuſtellung erfolgte, handelt, und das Dominium 
oder der Magiſtrat den Verluſt des Poſt-Journals vorſchützt, der 
einfachen Aeußerung des Poſtamtes in dieſer Beziehung werde un⸗ 
bedingt Glauben beigemeſſen, und auf die Einwendungen desſelben 
keine Rückſicht genommen werden. 

Zu dieſem Ende erhalten die Kreisämter anruhend ein For⸗ 
mulare des Poſt⸗Journals mit dem weiteren Auftrage, den Do— 
minien und Magiftraten zu bedeuten, daß die Aufgabe und Ab— 
nahme der Dienſtſchreiben bei den Poſtämtern nur mittelſt des 
Poſt⸗Journals in dieſer Form zu geſchehen habe, und daß die Poſt⸗ 
ämter angewieſen werden, jedes Dominium oder Magiſtrat, von 
welchem das Poſt-Journal zum obigen Behufe nach dem erwaͤhnten 
Formulare nicht beigebracht wird, und diejenigen, welche etwa un: 
terlaſſen würden, die Uebernahme der Expeditionen in den Journa⸗ 
len fogleich zu beftätigen, damit das Poſtamt ſolche bei der naͤchſten 
Bothenſendung in dem Journale ſchon erſehen könne, dem be— 
treffenden Kreisamte zur gehörigen Ahndung anzuzeigen. 


Poſt⸗Station. 
G. 12. April 1833, 3. 20794 (Gen. 567). 
Schon mit der Cirkularweiſung vom 30. Jänner 1786, 
3. 2206, wurde ſammtlichen Kreisaͤmtern im Grunde h. Hofde⸗ 
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krets vom 9. Jänner 1786, 3. 112, verordnet: alljährlich wenig⸗ 
ſtens Ein Mal die Poft-Stationen im Kreiſe gelegenheitlich zu 
viſitiren, und ſich ſowohl von der ämtlichen Manipulation, als 
dem Stande der Pferde, und des Poſtweſens überhaupt, genaue 
Ueberzeugung zu verſchaffen, und die etwa bemerkten Unordnun⸗ 
gen jedes Mal auf der Stelle zu erheben, und den Befund anher 
vorzulegen. 

Dieſe Vorſchrift wurde mit der ſpäteren Cirkular-Verordnung 
vom 16. März 1786, 3. 7142, erneuert, und zugleich ſämmt⸗ 
lichen Kreisämtern im Grunde h. Hofdekrets vom 20. Hornung 
1786, Z. 704, eine umſtändliche Inſtruktion, wie nämlich dieſe 
Viſitation der Poftämter vorzunehmen ſei, ertheilt. 

Beide Normative hat man, unter Mittheilung von Abſchriften, 
neuerlich mit Gubernial⸗Verordnung vom 10. März 1829, 3.8873, 
dem k. k. Kreisamte in Erinnerung gebracht. 

Seitdem iſt in Gemäßheit des h. Hofkammer-⸗Präſidialerlaſſes 
vom 12. Marz 1831, 3. 2604, die periodiſche Skontrirung der 
Poſtkaſſen den k. Gefällsbehörden zugewieſen worden, und man 
hat dem zu Folge ſämmtliche Kreisämter nur ihrer Obliegenheit 
in Abſicht auf die gedachten Skontrirungen unterm 8. April 1831, 
3. 18890, enthoben. 

Da ſomit die eigentliche Viſitirung der Poft-Stationen, wo— 
bei es hauptſächlich auf eine genaue Unterſuchung des Poſtſtalles 
ankommt, noch immer zu den kreisämtlichen Obliegenheiten ge— 
hört, und die wohlmeinende Anordnung der k. k. vereinten Ka⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltung vom 21. April 1831, 3. 12154, wo⸗ 
mit die k. Gefallen Inſpektorate angewieſen wurden: bei Gelegen— 
heit der Skontrirung der Poftämter auch die Poſtſtälle zu viſitiren, 
nunmehr allgemein nicht realiſirt werden kann, nachdem über An— 
ſinnen der k. k. oberſten Hofpoſtverwaltung die gemeinen und 
paſſiven, ſomit die meiſten Poſt Stationen im Lande nicht mehr 
periodiſch ſkontrirt werden ſollen, ſo findet man ſich veranlaßt, 
dem k. Kreisamte die bezogenen Normal-Borfchriften abermal in 
Erinnerung zu bringen, und demſelben zur angelegentlichſten 
Pflicht zu machen: ſämmtliche Poſt⸗Stationen im Kreiſe durch 
die Bezirks⸗Kommiſſäre, bei Gelegenheit anderweiter, im Kreiſe 
des Poſtamtes oder in der Umgegend ſich ergebender Kommiſſionen, 
nach Anleitung der oberwähnten Inſtruktion, wenigſtens zwei 
Mal im Jahre viſitiren, und hiebei insbeſondere die Poſtſtälle 
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in Abſicht auf Poſtknechte, Pferde, Wägen, Einrichtungsſtücke 
und Requiſiten auf das Genaueſte unterſuchen zu laſſen. 

Die wahrgenommenen Gebrechen und Unordnungen ſind, im 
Sinne der eingangsbezogenen Vorſchriften, jedesmal ohne minde⸗ 
ſten Aufſchub zu erheben, und falls niht augenblickliche Abhilfe 
verſchafft werden kann, zur weiteren Veranlaſſung, ebenfalls mit 
möglichſter Beſchleunigung, anher anzuzeigen. 

Die genaueſte Befolgung dieſer Anordnung wird dem Herrn 


Kreisvorſteher ganz vorzüglich empfohlen, indem das Poſtweſen 


bei den hier und da eingeriſſenen Unordnungen, und den hieraus 
für den Dienſt und das Publikum hervorgehenden Nachtheilen, 
unausgeſetzt überwacht werden muß. 

G. 12. Juli 1837, 3. 35334 (P. G. S. XIX. 316). 

Bei den periodifchen Poſtſtall-Reviſionen fol eine individuelle 
Beſchreibung aller in dem Poſtſtalle befindlichen Pferde, ihrer 
weſentlichen Merkmale und allenfälligen Gebrechen, nöthigenfalls 
unter Beiziehung von Kunftverftändigen (verſteht ſich, ohne je: 
mals dem Poſtärar Auslagen zu verurſachen), aufgenommen wer— 
den, damit die Oberpoſt-Verwaltung in Stand geſetzt werde, 
beurtheilen zu können, ob diejenigen Pferde, welche ſich auf 
der Poſt befinden, auch wirklich vollkommen dienſttauglich feien. 


Pottaſche-Siederei. 
H. 9. Jänner 1800, 3. 565 G. 31. Jänner 1800, 3. 3141. 


Mittelſt H. vom 9. dieſes iſt anher bedeutet worden, wienach 
ſehr unliebſam zu entnehmen gekommen ſei, daß die Pottafche: 
Brennereien in der Bukowina, der Waldordnung zuwider, ſich in 
dem Maaße vermehrt haben, daß fie ſogar die Kreisſtadt und 
die übrigen landesfürſtlichen Städte mit Holzmangel bedrohen. 

Da dieſem Unfug derzeit ernſtlich Einhalt gethan werden 
müſſe, ſo iſt zugleich der gemeſſene Auftrag anher erlaſſen, nicht 
nur die nahe an Städten und den Gränzen eines fremden Ge— 
bieths wirklich beſtehenden Pottaſche-Siedereien aus Polizei-Rück— 
ſichten ſogleich eingehen, ſondern auch in dem dortigen Kreis 
allgemein kund zu machen, daß ohne vorläufige Bewilligung des 
Kreisamtes und Genehmigung dieſer Landesſtelle keine Pottaſche— 
Siederei unter 100 fl. Strafe, wovon ein Drittheil dem Anzeiger 
zu erfolgen iſt, zwei Drittheile aber zum Kreispolizeifond einzu⸗ 
fließen haben — anzulegen ſei. 
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Obleich die Pottafche-Siedereien in der Bukowina dort, wo 
die Wälder auf eine andere Art benützet werden können, nicht zu 
dulden ſind, ſo kann doch, nach dem fernern Inhalt des oberwähn— 
ten höchſten Hofdekrets, dort, wo die Wälder auf keine andere 
Weiſe zu benützen ſeien, den Grundobrigkeiten nicht verwehrt 
werd en, Pottaſch⸗Siedereien als einen Induſtrialzweig anzulegen 
und ihre Wälder auf dieſe Weiſe zu nützen, maßen es wirklich 
ſolche Wälder in der Bukowina gibt, die ſeit Jahrhunderten von 
keinem menſchlichen Fuße betreten worden ſind, und die wegen 
ihrer Unzugänglichkeit auf keine andere Weiſe, als durch Pottaſche— 
Siedereien, benutzt werden können. 

Dieſe höchſte Entſchließung wird dem k. Kreisamt in der 
Abſicht mitgetheilt, damit die nahe an den Städten und den 
Gränzen eines fremden Gebieths wirklich beſtehenden Pottaſche⸗ 
Siedereien aus Polizei-Rückſichten eingeſtellet und keine Pottaſch⸗ 
Siederei ohne hierortige Genehmigung errichtet werde, auf 
welche das Kreisamt nur damal anrathen fol, wenn die Forſt— 
verſtändigen, nach einem vorläufig eingenommenen Augenſchein, die 
Anlegung derſelben für ganz unſchädlich erklären. 

H. 28. Februar 1811, 3. 2984; G. 19. April 1811, 3. 13741 (Gen. 

441). 

In dem unterm 21. April 1809, 3. 16414, bekannt gemach⸗ 
ten h. H. v. 6. April desſelben Jahres wurde die Ertheilung 
neuer Bewilligungen zur Errichtung einer Pottaſche-Siederei bis 
auf weitere Anordnung unterſagt. Nachdem es aber von dieſer 
Verfügung abzukommen hat, und Bewilligungen zu Pottaſche— 
Siedereien wieder, mit Beobachtung der hierüber beſtehenden frü⸗ 
hern Vorſchriften, in jenen Gegenden ertheilt werden können, wo 
der Holzſtand zu einer andern Verwendung nicht gebracht wer- 
den kann, fo wird dem Kreisamte dieſe h. Weiſung zur Darnach⸗ 
achtung und Kundmachung bekannt gemacht. 


Privat Brückenmauth. 
p. 26. Juli 1777 (Pill. S. Nr. v. S. 32). 

1. Nur jene Güterbeſitzer ſind einen Mauth- oder Brücken⸗ 
zoll abzunehmen befugt, welche dazu mit authentiſchen Privi- 
legien von der vorigen Regierung verſehen ſind. Außer welchen 
ſich kein Güterbeſitzer die Anmaßung eines ſolchen Brückenzolles 
unterfangen ſoll. 

2. Soll unter den Eigenthümern dergleichen Brückenzolle, 
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die mit Abnahmsbefugniſſen verſehen ſind, der Unterſchied Platz 
greifen, daß die Privilegien, welche lediglich auf Dämme oder 
Wehren ertheilt werden, von nun aufzuhören haben, weil dieſe 
Dämme und Wehren nicht ſo viel zum allgemeinen als zum 
Privatnutzen, nämlich zur Erhaltung der Teiche und Mühlen 
angelegt ſeien, und der dießfällige Aufwand ſelbſt durch die Ver— 
zehrung des Getränkes in Schankhäuſern wieder hereinkäme. 
Die Zollabnahme erſtrecket ſich demnach 

3. bloß auf jene Brücken, deren Erhaltung einen mehreren 
Aufwand erfordert, und muß jede Brücke, wo ein Zoll abgenom- 
men werden darf, wenigſtens 15 poln. Ellen in der Länge, und 
5 Ellen in der Breite haben; alle übrigen aber, welche dieſes 
Maß nicht haben, folglich alle kleineren Brücken und Stege, ſind 
von dieſer Befugniß ausgeſchloſſen. 

4. Wird zur Hauptregel vorgeſchrieben, daß der Brücken⸗ 
zoll nicht bei jeder das erfterwähnte Maß enthaltenden Brücke, 
ſondern in einem jedweden Gut oder Schlüſſel nur an einem Orte 
abgenommen wird, weßwegen dann die Brücken von erſtberühr— 
ter Länge und Breite in eine Summe zuſammen zu rechnen, und 
nach der ausfallenden Ellenanzahl die Klaſſen des Zolles nach 
folgender Geſtalt zu beſtimmen ſind: wenn nämlich die in einem 
Gute oder Schlüſſel nach erörtertem Ausmaß à 15 poln. Ellen 
befindlichen zollmäßigen Brücken zuſammen 150 poln. Ellen errei— 
chen, ſollen ſie zuſammen an einem Orte den Zoll nach der erſten 
Klaſſe, ſo ferne ſie bis 300 Ellen meſſen, nach der zweiten Klaſſe, 
und wenn ſie 300 überſteigen, nach der dritten Klaſſe abzunehmen 
haben. Jedoch ſei 

5. geſtattet, daß wenn irgend in einem Gute mehrere kleine 
Brücken wären, deren zwar keine 15 Ellen hat, alle zuſammen— 
genommen aber 150 oder darüber ausmachen, und nicht etwa zur 
Kommunikation der aus Partikular⸗Nutzungs-Rückſicht durch⸗ 
geſchnittenen Teichdämme und anderer derlei Privatwerke, ſon— 
dern lediglich zum Unterhalt des Straßenzuges dienen, eine 
Zollgebühr nach der erſten Klaſſe abgenommen werde. Deß— 
gleichen, 

6. ſo ferne in einem Gute mehrere ſo große Brücken vorhan— 
den ſind, daß jede in die zweite oder dritte Klaſſe gehört, und 
der Eigenthümer auch für jede ein beſonderes Privilegium hat, 
ſo ſoll in dieſem Falle auch die Abnahme der Gebühr für jede 
derlei große Brücke insbeſondere nach der betreffenden höhern 
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Klaſſe bewilligt fein. Die Zollgebühe für die beſtimmten drei Klaf- 
ſen wird aber 

7. für die erſte Klaſſe mit 1, für die zweite mit 2, und für 
die dritte mit 3 poln. Groſchen dergeſtalt feſtgeſetzt, daß dieſe 
Ausmaß nach Unterſchied der Klaſſen von jeglichem angeſpannten 
Stück Vieh damalen abgenommen werden kann, wenn ſolches 
an einem beladenen Wagen zieht, von dem Wagen insbeſondere 
aber darf keine Gebühr abgenommen werden. 

8. Wenn ein Wagen leer paſſiret, ſei weder von demſelben, 
noch von dem daran angeſpannten Vieh, unter was immer für 
einem Vorwande das Geringſte zu fordern. 

9. In Anbetracht desjenigen Viehes, welches nicht ange— 
ſpannt iſt, ſondern heerdegmweife durchgetrieben wird, ſei, nach 
dem $.4 gemachten Unte er Länge der Brücke, für die erſte 
Klaſſe für ein Stück P Rindvieh 1 poln. Groſchen; für 
5 Schweine oder 10 er Schöpſen 1 poln. Schilling; 
für die zweite Klaſſe einem Stück Pferd oder Rindvieh 
2 poln. Groſchen; für 5 Schweine oder 10 Schafe 2 Schilling; 
für die dritte Klaſſe endlich von einem Stück Pferd oder Rind— 
vieh 3 pol. Groſchen; von 5 Schweinen oder 10 Schafen I poln. 
Groſchen abzunehmen erlaubt. 

10. Die Abnahme des Weidegeldes ſei nur in jenem Falle 
geſtattet, wenn dieſes Triebvieh die Weide wirklich genießt, und 
zwar von 1 Stück Pferd oder Rindvieh 1 poln. Groſchen für den 
Tag, und 3 poln. Groſchen für die Nacht; wenn ſelbes aber nur 
bloß über die Brücke getrieben wird, und ohne Aufenthalt an der 
Weide paſſirt, fo ſei außer dem Brückenzolle nichts weiter abzu⸗ 
nehmen. Von dieſem Brückenzolle ſind jedoch 

11, alle Viktualien, wie fie immer Namen haben, welche 
auf die Wochenmärkte geführet werden, die Soldaten⸗Vorſpann, 
alle unmittelbaren Aerarial-Transporte und alle Salzfuhren 
ausgenommen. 

12. Soll zur Richtſchnur aller Brücken -Inhaber, deren 
Beamten und Pachter, ein gedruckter, mit der Fertigung der Lan- 
desſtelle verſehener Tarif zugefertigt werden, welchen der Eigen- 
thümer der Brückenmauth, nebſt dem Patente, bei der Abnahms⸗ 
ſtation auf einer hölzernen, mit einem Dachel verſehenen Tafel 
ordentlich zu affigiren haben wird, damit ſich jedermann darin 
erſehen möge, unter ſonſtiger ernſtlicher Beſtrafung und Schaden⸗ 
vergütung des Klägers. 
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Privat-Brückenmauth. 
C. 16. Febr. 1792. Ged. (Pill. S. Nr. XVII. S. 23). 

§. 1. Die Kreisämter werden hiermit angewieſen, über die 
Uebertretungsfälle der vorgeſchriebenen Brücken- und Ueberfuhrs— 
gebühren zu erkennen, und die ſchuldig Befundenen zu einer Po- 
lizeiſtrafe, das erſte Mal von 3 Dukaten, das zweite Mal von 
6 Dukaten, und ſo jedes Mal um 3 Dukaten ſteigend, anzuhalten. 

$. 2. Die Juden find von der Einhebung und Pachtung der 


Privat-Brückenmauth- und Ueberfuhrsgebühren, unter den in dem 
Patente vom 7. Mai 1789 feſtgeſetzten Strafen, ferner ganz aus— 


geſchloſſen, und 
§. 3. die Grundobrigkeiten für die Uebertretungen ihrer 
Beamten und Pachter nach dem Geſetze vom 5. Jänner 1784 auch 
in dieſem Falle verantwortlich. 
G. 24. Juli 1801, 3. 21824 (Gen. 98 
§. 1. Daß nur dort ein Brü 
nommen werden könne, wo das o 


(von Dominien) abge: 
erhaltene Privilegium 
er Brüde aufgehangen 
iſt (G. 5. Mai 1806, 3. 17148). 

§. 2. Daß jede angezeigte ſonſtige oder auch jede höhere, als 
tarifmäßige Abnahme mit 3 Dukaten in die Polizei: Kaffe geſtraft 
werden wird. 

$. 3. Daß das Weidegeld nur dann, wenn das Vieh wirklich 
weidet, von dem bloß vorübergehenden aber niemals und bei Strafe 
von 3 Dukaten nicht mehr, als im §. 10 des Privat-Brückenmauth⸗ 
Patents vom 26. Juli 1777, namlich à 1 poln. Gr. für den Tag, 
und 3 poln. Gr. für die Nacht pr. Stück abgenommen werden ſoll. 

§. 4. Daß dieſe Abnahme ohne alle Plackerei und Bedrückung 
geſchehe, und daß 

$. 5. wo ein Jude gegen die Vorſchriften ein oder das an: 
dere dieſer Gefälle einhebt, ihm gar nichts gezahlt werden ſoll. 
H. 24. Sept. 1801, 3. 2479; G. 16. Okt. 1801, 3. 29997 (Gen. 1419). 
Daß in Hinkunft, ohne eine ſchon früher vorhanden geweſene 
Bewilligung der Landesſtelle, an kein Dominium ein Brü cken⸗ 
mauth- Tarif auszufolgen fei. 


G. 1. Juni 1804, 3. 3348 (Gen. 615 ©.) 

Dem Kreisamte wird das P. v. 26. Juli 1777, wonach die 
Beſitzer der Privat-Brückenmauthen die von der Landesſtelle erhal: 
tenen Tarife dergeſtalt öffentlich anheften ſollen, daß ſie leicht gele⸗ 
fen werden konnen, mit dem Beiſatze im Erinnerung gebracht, daß 
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derjenige Mauthinhaber, welcher dieſe Vorſchrift verfäumt, und bei 
dem der Tarif entweder gar nicht oder in unleſerlichem Stande 
gefunden wird, ohne weiters mit einer empfindlichen Geldſtrafe zum 
Kreispolizei⸗Fonde belegt; derjenige hingegen, der ohne von dieſer 
Landesſtelle die Genehmigung ſeines Privat-Brückenmauthrechtes 
und den damit verbundenen Tarif erhalten zu haben, ſich die Ein— 
hebung einer Mauthgebühr beigehen ließe, nach dem Verbrechen 
des Truges zu Folge des beſtehenden Strafgeſetzes behandelt wer— 
den ſoll. 

G. 15. Juni 1821, 3. 31269 (P. G. S. III. 94). 

In Folge Hofkammer : Präfidialdefrets vom 17. v. M. find 
jene Weg⸗, Brücken und Ueberfuhrsmauthgebühren, welche von 
Ständen, Gemeinden, Körperſchaften, Dominien und Privaten 
rechtmäßig bezogen werden, fortan in ihrem dermaligen Betrage 
im Papiergelde, oder in 50 Percente reducirten Betrage 
in Conv. Münze einzuheben. 

Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachachtung mit 
dem Beiſatze bekannt gemacht wird, daß dieſe Beſtimmung auch 
auf die Lemberger ſtaͤdelſchen Linienmauthen Bezug habe. 

H. 18. Dez. 1826 R G. 9. Jän. 1829, 3.90745 (P. G. S. XI. 18). 

In Folge U. vom 13. Dezember 1828 iſt die, den Wä⸗ 
gen mit breiten Radfelgen zugeſtandene, mit dem gedruckten Kreis; 
ſchreiben vom 19. Hornung 1819, 3. 7544, kundgemachte Mauth · 
begünſtigung auf Privat-Brückenmauthen nicht auszudehnen. 


Privat⸗Erziehungsanſtalten. 
Studien⸗Hofkommiſſtons⸗Dekret v. 17. Juli 1808, 3. 213; G. 21. Okt. 1808, 
3. 35888 (Gen. 1445). 

Ueber die Aeußerung wegen der zu treffenden Anſtalten für 
die weibliche Erziehung iſt mit h. D. der Studien-Hofkommiſſion 
v. 17. Juli 1808, 3. 213, erinnert worden: daß die Errichtung 
und Geſtattung weltlicher Privat-Erziehungsanſtalten oder Penſio⸗ 
nate keinem Anſtande unterliege, und um ſo zweckmäßiger ſei, als 
derlei Unternehmungen am leichteſten gedeihen, und ſie die Kontrolle 
der Staatsverwaltung nur leiten darf. Die Aufmerkſamkeit des 
Staats habe ſich jedoch weder mit dem Detail zu befaſſen, noch 
den Anſchein eines direkten Zwanges zu gewinnen, um nicht laͤ⸗ 
ſtig und gehäffig zu werden. Die öffentliche Verwaltung fol ihre 
Aufſicht nur auf den m. religiöfen Theil des Unterrichts 
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und der Erziehung einfchränfen; Koſt, Kleidung, Tagesordnung 
weiblicher Arbeiten, engerer oder ausgedehnterer Unterricht in 
ſchönen Künſten und Wiſſenſchaften ſei bloß dem Privat-Einver— 
ſtändniſſe zu überlaſſen. Endlich ſeien die Witwen von Civil: und 
Militär⸗Beamten, welche ſich zur Unternehmung folder Lehr · In 
ſtitute herbeilaſſen wollen, mit Beibelaſſung ihrer Penſion und mit 
der Zuſicherung dazu aufzumuntern, daß dieſelben im Falle eines 
hohen Alters oder einer Gebrechlichkeit, nach Maß, als ſie mehrere 
Zeit dabei verwendet und gute Lehrerinnen gebildet haben, ſich 
einer beſondern höchſten Rückſicht zu erfreuen habey werden. 


G. 6. März 1829, 3. 13056 (p G. S. XI. 100). r 

Zu den unterm 8. Juni v. J., 3. 31715, bekannt gemachten 
Beſtimmungen des St. H. K. vom 15. März v. J., 3. 2332, in 
Betreff der Beaufſichtigung der Privatkonvikte, iſt von derſelben 
hohen Hofbehörde unterm 15. v. M., 3. 803, die Erläuterung 
herabgelangt, daß auch bloß weibliche, Arbeitsſchulen, wenn auch 
kein einziger Schulgegenſtand damit verbunden iſt, dem Konfifto: 
rium zu unterſtehen haben, zwar nicht in dem Sinne, als ob da 
Prüfungen abzuhalten ſeien, ſondern da daz Konſiſtorium darum 
wiſſe, über die Ertheilung derlei Befugniſſe dap zem Gubernium 
einvernommen werde, darüber wache, daß d Aut ähigen Mäd—⸗ 
chen, welche derlei Induſtrial- oder weibliche Arbeitsſchulen beſu— 
chen, auch nebſibei einen ordentlichen Schulunterricht genießen, 
was übrigens auch von Muſike, Zeichen: und Sprachſchulen gelte. 

Ferner haben auch ſolche Koſtörter von Knaben dem Kon— 
ſiſtorium zu unterſtehen, in welchen die Schüler privatim von geprüf— 
ten Lehrern unterrichtet, und zu den öffentlichen Prüfungen geführt 
werden, weil derlei Koſtörter als Erziehung⸗Inſtitute betrachtet 
werden müſſen. Nur jene Koſtörter ſind der Konſiſtorialaufſicht 
nicht zu unterziehen, wo die Koſtknaben ohne alle Ausnahme or⸗ 
dentlich und öffentlich die Schule beſuchen. 


G. 26. Mai 1884, 3. 31088 (P. G. S. XVI. 290). 

1. Die Bewilligung zur Errichtung von Privat⸗Erziehungs⸗ 
anftalten überhaupt zu ertheilen, bleibt zwar fortan den Länder⸗ 
ſtellen überlaſſen, allein Geſuche um die Exlaubniß, in denſelben 
auch Gymnaſial⸗Unterricht.zuertheilen, find der Ent⸗ 
ſcheidung der hohen Studien-Hofkommiſſion vorbehalten. 

Derlei Inſtitute dürfen übrigens nur in der Hauptſtadt und 
nicht auf dem Lande geſtattet werden. 
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2. Die Unternehmer ſolcher Inſtitute haben ſich auszuweiſen, 
daß ſie die philoſophiſchen Studien zurückgelegt, und mit den 
Gymnaſial⸗Studien, ihren Vorſchriften und ihrer Behandlungs⸗ 
art wohl bekannt ſind. 

3. Jeder derlei Unternehmer hat den Plan ſeines Inſtituts 
mit der Tagesordnung vorzulegen, die Pfarre und die Kirche an— 
zuzeigen, wo und zu welcher Stunde feine Zöglinge dem Gottes- 
dienſte beiwohnen, und ſich darüber ſowohl, als daß dieſelben die 
heiligen Sakramente zu der beſtimmten Zeit empfangen haben, 
bei jeder Semeftral: Prüfung bei dem Praͤfekte des Gymnaſiums 
auszuweiſen. 

4. Hat derſelbe zu den monatlichen und Semeſtral-Prüfun⸗ 
gen die ſchriftlichen Aufſätze mitzubringen und dem Präfekte ein⸗ 
zuhändigen, welche ſeine Zöglinge während des Monats verfertigt 
haben, um daraus zu erſehen, ob dieſelben, wie oft, und ob zweck— 
mäßig mit ſchriftlichen Aufſätzen beſchäftiget worden ſeien. 

5. Bei dem Wechſel eines Lehrers iſt der neu aufzunehmende 
dem Präfekte vorläufig anzuzeigen, und deſſen Lehrfaͤhigkeits⸗ 
Zeugniß vorzulegen, damit er erſehe, ob der neue Lehrer bloß für 
die Grammatikal- oder auch für die Humanitätsklaſſen approbirt, 
und ob deſſen Lehrfähigkeits-Certifikat noch gültig ſei. 

6. Die in einem Privat⸗Inſtitute neu aufzunehmenden Lehrer 
find, und zwar jene für die Religionslehre der Beſtaͤtigung des 
Konſiſtoriums, und jene für die übrigen Gymnaſial⸗Lehrgegen⸗ 
ſtaͤnde der Beſtätigung des Gymnaſial-Direktors zu unterziehen, 
welche dieſe nur dann zu ertheilen haben, wenn die Lehrer auch in 
Kube cht ihrer Religiofität und Moralität dazu geeignet ſind. 

7. Die Zulaſſung von Knaben zu dieſem Unterrichte in einem 
Privat ⸗ Inſtitute, in welchem ſie nicht wohnen, bleibt allgemein 
und unbedingt verbothen. 
G. 12. Mai 1838, 3. 29066 (Gen. 468 u. P. G. S. XX. 190). 

In den bieherigen jahrlichen Nachweiſungen über die beſte⸗ 
henden öffentlichen und Privat-Konvikte erſcheinen einerſeits An— 
ſtalten, die keineswegs unter die Kathegorie der Konvikte gehören, 
andererſeits wurde der Begriff über die Kathegorie der öffentlichen 
und Privat⸗Konvikte nicht überall gleich aufgefaßt. 

Reine Unterrichts- Inſtitute, die ſich bloß mit dem Unterrichte 
befchäftigen, und die ſonach keine Zöglinge in Koſt und Verpflegung 
haben, können nicht in die Kathegorie der Konvikte eingereiht 
werden, wie z. B. die Muſik⸗, Orgel⸗, Geſang⸗Schulen ic. 1, 
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Als öffentliche Konvikte find jene Erziehungs-Inſtitute anzu: 
ſehen und zu klaſſificiren, welche: 

a) entweder ganz, oder die auch nur theilweiſe aus dem 
Staatsſchatze, oder aus einem öffentlichen Fonde unterhalten, oder 
unterſtützt werden; ferner 

b) ſolche, welche zwar aus dem Staatsſchatze, oder aus einem 
öffentlichen Fonde, keine Unterſtützung erhalten, deren Leitung und 
Unterricht aber ſolchen geiſtlichen Korporationen anvertraut iſt, 
die aus dem Staatsſchatze, oder aus einem öffentlichen Fonde un: 
terſtützt werden; endlich 

e) auch ſolche Erziehungs-Inſtitute, wo dieſe beiden aufge: 
führten Fälle ad a) und b) nicht eintreten, die Staats-Verwaltung 
aber auf die Beſtimmung des Leitungs- und Unterrichts-Perſonals, 
oder auf die Verleihung von Stiftsplätzen, einen entſcheidenden 
Einfluß nimmt. 

Alle übrigen Erziehungs = „Se welchen die Staats⸗ 
Verwaltung keinen andern Einfluß, als bloß jenen der öffentlichen 
Ueberwachung ausübt, find als Privat-Konvikte aufzuführen. 


Privatſtudium. 
G. 22. Auguſt 1825, 3. 45546 (P. G. S. N. B. 211). 

Se. Maj. befehlen, daß die beſtehenden Vorſchriften, vermöge 
welchen das öffentliche und Privatſtudium Prakticirenden und An— 
geſtellten allgemein und unbedingt verbothen iſt, genau und ſtrenge 
beobachtet und gehandhabt werden ſollen. 

St. H. C. 13 Jän. 1827, 3.230; G. 2. Febr. 1827, 3.6522 (P G. S. IX. 32). 

Es hat die beſtehende Vorſchrift, nach der Niemand zum 
Privat⸗Studium zugelaſſen werden darf, welcher bereits prak— 
ticirt, oder eine Anſtellung hat, bei Militär- wie bei Civil-Indi⸗ 
viduen ihre Anwendung zu finden. 

G. 8. Juli 1835, 3. 39930 (p. G. S. XVII. 500). 

Studien⸗Adjunkten find zur Ertheilung von Privat-Unterricht 

nicht zu ermächtigen. 


Privat⸗Wegmauthbezug. 
C. 1. Nov. 1816, 3. 48726. Ged. (Pill. S. Nr. LVI. S. 196). 
Zu Folge H. v. 30. Sept. 1816, 3. 19455, haben Se. Ma⸗ 
jeſtät mittelſt allerhöchſter Entſchließung vom 25. Sept. 1816 den 
Willen auszuſprechen geruhet, daß Private oder Privatgeſellſchaf⸗ 


Privilegien. 833 


ten, welche den Bau einer chauffeemäßigen Straße, da, wo eine 
ſolche noch nicht beſteht, unternehmen, und dieſe dann im guten 
Stande erhalten wollen, ſich die Wegmauth bedingen können, 
welche ihnen ſodann, vom Tage der vollendeten Straße, auf 50 
Jahre bewilligt werden würde. 


Privat-Urkunden. 


H. 30. April 1833, 3. 9064; G. 18. Juni 1833, 3. 30331. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. E. vom 13. April d. J. 
auszuſprechen geruhet: daß Allerhöchſtdieſelben ein neues Geſetz 
über die Aufnahme von Privat-Urkunden bei den Obrigkeiten, und 
über die dafür zu bezahlenden Gebühren derzeit nicht zu erlaſſen 
finden, jedoch ſei den Kreisämtern zur Pflicht zu machen, darauf 
bedacht zu ſein, einzel ahrgenommenen Bedrückungen und 
gegründeten Beſchwerd n Fall zu Fall abzuhelfen. 


Privilegien. 

H. 25. Mai 1792; C. 13. Juni 1792. Ged. (Pill. S. Nr. XXXVI. S. 42). 

Se. Majeftät verordnen: daß nach a. h. dero nunmehr er- 
folgtem Regierungsantritte alle Privilegien, Konceſſionen, Gnaden 
und Freiheiten, welche von höchftdero Vorfahren als regierenden 
Herren und Landesfürſten den Stiftern und Gotteshäufern, 
Städten, Märkten, Kommunitäten oder auch andern Partikular— 
Perſonen verliehen worden, und die nicht als Legitimationen, 
Adoptionen, Nobilitationen und Standeserhebungen, auch Na— 
men, Prädikate und Wappen, den Stand ſelbſt betreffen, oder als 
Beſtätigungen der Kontrakte, Majorate und dergleichen landes— 
fürſtliche Konſenſe ihrer Eigenſchaft nach unveränderlich, und ſol— 
chemnach von der Nothwendigkeit einer anzuſuchenden Erneuerung 
ausgenommen ſind, zur a. h. Konfirmation und Beſtätigung, 
binnen einer Jahresfriſt vorgelegt, widrigenfalls aber für erlo⸗ 
ſchen und aufgehoben geachtet werden ſollen. 


G. 28. Februar 1836, 3. 8470 (P. G. G. XVIII. 204). 

Ueber die, aus Anlaß des Abſterbens Weiland Sr. Majeſtaͤt 

des höchſtſeligen Kaiſers Franz I., allerhöchſten Ortes geſtellte An— 

frage: wie ſich in Bezug auf die bisher bei jeder Regierungs-Ver⸗ 

änderung üblichen Verhandlungen wegen Beſtätigung der Privi— 
53 
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legien und Konceſſionen zu benehmen ſei, haben Seine Majeftät 
der jetzt regierende Kaiſer Ferdinand I. mit allerhöchſter Entſchlie— 
fung vom}9. Jänner 1836 zu beſtimmen geruhet, daß dermalen 
keine neue Beſtätigung dieſer Privilegien nothwendig ſei, und daß 
bis auf weitere Weiſung alle jene Privilegien fortzudauern haben, 
welche von Weiland Sr. Majeftät Kaiſer Franz J. glorreichen An— 
denkens verliehen oder beſtätiget worden ſind, inſoferne ſie nicht 
mit beſtimmten Geſetzen und Einrichtungen im Widerſpruche ſte— 
hen, mit dem weiteren Vorbehalte, daß, wenn gegen ſolche Privi— 
legien in der Zeitfolge, entweder von Privaten oder von Behörden, 
Anſtände erhoben werden, dieſelben in jedem einzelnen Falle der 
höchſten Behörde zur Entſcheidung vorzulegen ſeien, ob das Pri- 
vilegium fortdauern koͤnne oder nicht. Hiernach haben ſich die Be— 
hörden bei vorkommenden Anfragen zu benehmen. 


Proskurne 


G. 27. Mai 1796, 3. 14780. 

Da die im gr. kath. Ritus übliche Proskurne-Giebigkeit durch 
die auf ein Hofdekret ſich gründende dießortige Verordnung vom 
31. Mai 1794, 3. 13304, als rechtmäßig erkannt worden iſt (wenn 
der Pfarrer in usu et possessione ſich befindet), hie und da in 
Getreide, anderwärts in Gelde entrichtet wird, daorten aber, wo 
ſie in Gelde geleiſtet wird, den Verdacht und den verhaßten, ernie— 
drigenden Namen des Beichtgroſchens deßwegen erweckt hat, weil 
ſolche bei der öſterlichen Beichte, worin man eine Kontrole zu fin— 

den glaubte, und zwar vom Pfarrer durch die Kirchendiener gegen 
Löſung eines Beichtzettels eingefordert wurde, jo hat man beſchloſ— 
fen, daß künftig dieſe Geldgiebigkeit auf Proskurnen oder Hoſtien 
und auf Kirchenwein, da, wo ſolche eingeführt und der Pfarrer 
im Beſitze iſt, in dem jeden Orts üblichen Quantum von den 
Pfarrkindern durch den Dorfrichter oder Geſchwornen auf Weih— 
nachten eingehoben, und an ihn gegen Quittung abgegeben wer— 
den ſolle. 


Punzirung. 


G. 1. April 18245 Präſ. 3. 59 (P. G. S. VI. 57). 


Um die von Seiner Majeſtät feſtgeſetzten Anordnungen über 
die Prüfung des Feingehaltes der Gold- und Silbergeraͤthe voll— 
ftändig in Ausführung zu bringen, werden in Folge Hofkammer⸗ 


Punzirung. 835 
dekrets vom 30. Jänner l. J. folgende Beſtimmungen bekannt 
gemacht: 

§. 1. Die durch das Cirkulare vom 30. Auguſt 1806 und das 
Patent vom 19. Dez. 1809, ſo wie durch nachgefolgte einzelne 
Kundmachungen, erlaſſenen Vorſchriften über die Repunzirung und 
kurrente Punzirung der Gold- und Silbergeräthe, dann über die 
Ablieferung und Freiſtämplung der Silbergeräthe werden, vom 
11. April 1823 an, in ihrem ganzen Umfange aufgehoben. 

$. 2. Die Anſprüche auf die in Wiener Währung Papiergeld 
zu leiſtende Rückvergütung der ganzen oder halben Repunzirungs— 
oder kurrenten Punzirungstaxe, in fo fern fie nach den bisherigen 
geſetzlichen Beſtimmungen bis 31. März l. J. bereits erworben 
wurden, müſſen bis 30. Sept. 1824 unter Beibringung der vor: 
geichriebenen Beweisdokumente geltend gemacht werden, widri— 
gens ſie ohne alle Ausnahme als erloſchen betrachtet werden. 

§. 3. Vom 1. April 1824 an, wird die bereits durch das Paz 
tent vom 23. Hornung 1788 eingeführte Fein-Gehalts- oder 
Probe-Punzirung für alle neu verfertigten Gold- und Silbergeräthe 
auf eine den gegenwärtigen Verhältniſſen angemeſſene Art in 
fämmtlichen Provinzen, mit Ausnahme Ungarns, Siebenbürgens, 
des lombardiſch-venetianiſchen Königreiches und einſtweilen noch 
Dalmatiens, einzig und allein zu beſtehen haben. 

§. 4. Alle Goldwaaren dürfen, ſobald fie wenigſtens vier 
Dukaten Gewicht haben, in Rückſicht der Feine des Goldes nur 
nach drei Abſtufungen gearbeitet ſein; ſo zwar, daß das Gewicht 
eines Dukatens entweder einen Werth von Einem Gulden Dreißig 
Kreutzern, oder Zwei Gulden Dreißig Kreutzern, oder Drei Gul— 
den Dreißig Kreutzern an feinem Golde, oder was dasſelbe iſt, daß 
die rohe Mark Wiener: Gewichts bei der erſten Gattung 7 Ka— 
rath 10 Gran, bei der zweiten 13 Karath 1 Gran, und bei der 
dritten 18 Karath 5 Gran fein Gold in ſich enthalten muß. 

Alle Stücke und Verzierungen von Goldwaaren müſſen von 
gleichem Feinhalte ſein; die Legirung bleibt der Wahl des Arbei— 
ters überlaſſen. 

Bei Goldwaaten findet in Hinſicht des Feinhaltes keine Nach⸗ 
ſicht oder kein ſogenanntes Remedium Statt. 

§. 5. Das Silber darf nur nach Abſtufungen der Feine, naͤm⸗ 
lich die rohe Mark Wiener-Gewichts dreizehn- oder fünfzehnlöthig 
verarbeitet werden. Alle Stücke und Verzierungen einer Silber⸗ 
waare müſſen ebenfalls durchaus von dem nämlichen Feingehalte 
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fein, zur Legirung des Silbers darf jedoch Kupfer genommen 
werden. 

§. 6. Der Feingehalts- oder Probe-Punzirung unterliegen alle 
neu verfertigten Goldgeräthe von vier Dukaten und darüber, ſo 
wie auch alle weißen oder vergoldeten Silber-Arbeiten, welche ohne 


Verunſtaltung mit der Punze bezeichnet werden können. 


§. 7. Ausgenommen von der Punzirung ſind: 
a) feine Filigran-Arbeiten und Schmuckfaſſungen, 
b) chirurgiſche oder mathematifche Inſtrumente, 
c) Ordensdekorationen und alle geprägten Medaillen. 
§. 8. Die Gold- und Silbergeräthe, welche vom 1. April 1824 
an, in die unter dieſem Geſetze begriffenen Provinzen eingeführt 
werden, unterliegen keiner Punzirung, ſondern ſind blos nach den 
allgemeinen Zollvorſchriften zu behandeln. 
§. 9. Jedes der Punzirung unterliegende Gold- oder Silber— 
geräthe muß mit folgenden Punzen verſehen werden: 
a) Mit der Namens-Punze des in Gold und Silber zu arbei- 
ten befugten Gewerbsmannes. 
b) Mit der ämtlichen Feinhalts- oder) Probebeftätigungs- 
Punze, dann 
e) bei Goldwaaren auch mit der Jahres zahl-Punze. 
$. 10. Die Namens⸗Punze enthält die Anfangsbuchſtaben des 
Tauf⸗ und Zunamens des Gewerbs mannes; die Größe derſelben 
muß verhältnißmäßig, die Form aber bei allenfälliger Uebereinſtim⸗ 
mung der Namensbuchſtaben zweier oder mehrerer Arbeiter, ver— 
ſchieden ſein; worüber die Punzirungs-Behörde zu entſcheiden hat. 
§. 11. Die Goldgehalts- oder Probe-Punzen werden die geſetz— 
mäßigen Abſtufungen der Feine des Goldes bezeichnen, und zwar 
die mindeſte mit der Zahl J, die mittlere mit der Zahl 2, die höchſte 
mit der Zahl 3; die Silber-Punze aber den 18- und 15 löthigen 
Silber⸗Feinhalt mit den Zahlen 13 oder 15. Die bisherige Form 
der verſchiedenen Punzen wird beibehalten. 
Die Gold- und Silber-Punzen enthalten einen lateiniſchen 


Buchſtaben, welcher das Punzirungs-Amt, und eine arabiſche Ziffer, 


welche die Punzirungs-Subflitution andeutet. 
Die laufende Jahreszahl iſt in der Silber-Probepunze ſelbſt, 


für das Gold aber in einer beſonderen Punze ausgedrückt, doch 


kann die Jahrszahl-Punze bei kleinen, oder ſolchen Goldwaaren, 
welche das Aufdrücken derſelben nicht vertragen, ganz unter: 
bleiben. 
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$. 12. Die der Punzirung unterliegenden Gold- und Silber- 

geräthe müſſen noch vor ihrer Vollendung mit den amtlichen Pun⸗ 
zen verſehen werden. 

$. 13. Die Punzirung mit den damit verbundenen Geſchäf⸗ 
ten wird von dem Punzirungs-Amte und den untergeordneten Sub- 
ſtitutionen verrichtet. Der Standpunkt des Punzirungs-Amtes und 
der Subſtitutionen wird beſonders bekannt gemacht werden. 

§. 14. Vom 1. April 1824 an, wird die Punzirungs- oder 
Probegebühr ohne Unterſchied des Feinhaltes nach dem rohen Ge- 
wichte von der Dukatenſchwere Goldes mit zehn Kreutzern Konv. 
Münze, und von dem Lothe Silber mit ſechs Kreutzern Konv. 
Münze, jedesmal gleich bei der Bezeichnung mit der Feinhalt- 
punze zu entrichten ſein. 

§. 15. Eine Rückvergütung der ganzen, oder eines Theiles 
dieſer Gebühr findet weder bei der Einlieferung der Gold- und 
Silbergeräthe zum Umſchmelzen, noch bei Verſendung in das Aus— 
land, oder in die von dieſem Geſetze ausgenommenen Provinzen, 
Statt. Bei der Ausfuhr des verarbeiteten Goldes und Silbers 
ſind lediglich die allgemeinen Zollvorſchriften zu beobachten, ſo 
daß hierzu ein beſonderer Ausfuhrspaß nicht nothwendig iſt. 

$. 16. Wenn ein zur Probe-Punzirung gebrachtes Gold- oder 
Silbergeräthe den geſetzmäßigen Feinhalt nicht hat, ſo wird das 
Geräthe, in fo fern der Gewerbsmann einwilliget, zerſchlagen, 
von der Punzirungs-Behörde zurückgehalten, und die Vergütung des 
innern Werthes nach den beſtehenden Vorſchriften geleiſtet. 

Willigt der Gewerbsmann nicht in die Zerſchlagung des Ge— 
räthes, ſo kann er bei der Landesſtelle die Veranlaſſung einer wie— 
derholten Prüfung des Feinhaltes anſuchen. Der Punzirungs-Be⸗ 
hörde liegt dann ob, die beanſtändeten Gold- und Silbergeräthe 
an die Landesſtelle zu ſenden, welche eine neuerliche Prüfung des 
Feinhaltes einzuleiten hat. 

Wird hierbei gefunden, daß das Gold- oder Silbergeräthe 
von der vorgeſchriebenen Feine iſt, ſo wird dasſelbe gegen Entrich— 
tung der Gebühr mit der Probe-Punze verſehen. In dieſem Falle 
wird das Gefäll die Einſendungskoſten zu beſtreiten haben. Be— 
währt ſich jedoch bei dieſer wiederholten Unterſuchung, daß dem 
Geräthe die vorgeſchriebene Feine mangelt; ſo wird dann die Waare 
zerſchlagen, und die Vergütung des inneren Werthes nach vorläu— 
figem Abzuge ſämmtlicher Koſten geleiſtet. 

Dieſelben Beſtimmungen ſind zu beobachten, wenn bei der 
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Punzirungs⸗Behörde der Verdacht entſteht, daß in einem zur Pun- 
zirung gebrachten Gold- und Silbergeräthe ein fremdartiger Kör— 
per eingeſchloſſen iſt. Wird der Verdacht gegründet befunden, ſo 
tritt die in dem §. 19 feſtgeſetzte Behandlung ein. 

§. 17. Der Gewerbsmann, welcher es unterläßt, ein der 
Punzirung unterliegendes Gold- oder Silbergeräthe derſelben 
noch vor dem Sieden und Polieren zu unterziehen, verlieret die 
ſolchergeſtalt betretene Waare. 

$. 18. Der Arbeiter, welcher ein nicht punzirtes Gold- oder 
Silbergeräthe veräußert oder verfendet, hat den Betrag des inne 
ren Werthes der Waare und die Punzirungs-Gebühr zu erlegen; 
fehlt aber einer ſolchen Waare überdieß noch der geſetzmaͤßige Fein— 
gehalt, ſo verfällt der Arbeiter in die doppelte Werthſtrafe. 

§. 19. Ein Gold⸗ oder Silbergeräthe, worin Eiſen, Kupfer, 
Blei oder irgend ein anderer fremdartiger Körper eingeſchloſſen 
iſt, unterliegt der Konfiskation. In wie ferne hierbei der Gewerbs— 
verluſt und die weitere Beſtrafung des Gewerbsmannes einzutre— 
ten hat, beſtimmen die politiſchen Anordnungen und das Geſetz— 
buch über Verbrechen und ſchwere Polizei-Uebertretungen. 

§. 20. Wer immer in der Verfälfhung oder Nachahmung 
einer vorgeſchriebenen Punze, oder auch in der Einlöthung einer 
ächten Punze, als Selbſtthäter oder Mitſchuldiger betreten oder 
deſſen überwieſen wird, macht ſich nach dem §. 178. Litt. d. des 
1. Theiles des Strafgeſetzbuches eines Verbrechens ſchuldig, ver— 
liert die Waare, und muß das Aerarium für den Entgang der Pun— 
zirungsgebühr entſchädigen. 

Dem Angeber wird mit Geheimhaltung des Namens eine 
Belohnung von einhundert Stück Dukaten zugeſichert, zu deren 
Zahlung der Schuldige verhalten wird. b 

$. 21. Jedem redlichen Beſitzer wird die zuvor erwähnte 
Gold: oder Silberwaare, wenn fie den gefeßmäßigen Feingehalt 
hat, gegen Vernichtung der nachgemachten verfälſchten oder einge— 
lötheten Punze, mit der gehörigen ämtlichen Punze unentgeltlich 
bezeichnet. Sollte aber einer ſolchen Gold- oder Silberwaare auch 
der geſetzliche Feinhalt fehlen; ſo iſt ſie zurückzubehalten, und 
dem redlichen Beſitzer der innere Werth nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften zu vergüten. 

Ueber alle Uebertretungsfälle der in Abſicht auf den Feinge— 
halt und die Punzirung beſtehenden Vorſchriften hat die Punzi- 
rungs- Behörde der Landesſtelle zumBBehufe der weitern Verhandlung 
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mit Vorlegung des beanftändeten Gold- und Silbergeräthes die 
Anzeige zu erſtatten. 

Die Entſcheidung und das Straferkenntniß ſteht der Landes— 
ſtelle zu. Gegen die geſchöpften Erkenntniſſe iſt den Parteien der 
weitere Zug im Wege der Gnade vorbehalten, wobei die beſtehen— 
den Vorſchriften zu beobachten ſind. 


Quittung. 


G. 20. Auguſt 1838, 3. 49956 (P. G. S. XV. 226). 

Die in dem §. 185 der allgemeinen Gerichtsordnung, dann 
in dem $. 886 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches enthaltene, 
und zum Behufe der Auszahlung der Vergütungen für die Stra— 
ßenbau⸗Erforderniſſe, fo wie der Löſungen für börfenmäßig veräu— 
ßerte Gemeinde-Obligationen mit den Gubernial-Erläſſen vom 
13. Sept. und 5. Nov. 1825, Zahl 45866 und 63821, in Erinne— 
rung gebrachte Beſtimmung, daß in allen Fällen, wo eine Quittung 
von einer des Schreibens unkundigen Partei ausgeſtellt werden 
ſoll, das Dokument von zwei Zeugen mitgefertiget werden müſſe, 
von welchen Einer den Vor- und Zunamen des Quittungs-Aus— 
ſtellers zu ſchreiben und der Letztere ſodann die Unterſchrift mit der 
Beiſetzung ſeines Handzeichens zu beſtätigen habe, iſt künftig, wo 
es nicht ohnehin ſchon geſchieht, bei allen Zahlungen der Kreis— 
kaſſen an ſchreibensunkundige Parteien zu beobachten. 

Die k. Kreiskaſſen erhalten dießfalls unter Einem die nöthige 
Weiſung und haben die k. Kreisämter auch an die unterſtehenden 
Stadt: und Marktkommunkaſſen wegen Befolgung dieſer Anord— 
nung das Erforderliche zu erlaſſen. 


G. 24. Nov. 1835, 3. 62044 (P. G. S. XVII. 88). 


Da die bei öffentlichen Kaſſen aus dem Staatsſchatze oder 
aus politiſchen Fonden gegen Erſatz verabfolgten Vorſchüſſe, und 
insbeſondere alle Beſoldungs-Vorſchüſſe in vielen Fallen, wenn 
das Verhältniß, wofür der Vorſchuß gegeben wird, aufhört, bevor 
noch der Vorſchuß berichtiget wird eine große Analogie mit Dar- 
lehen haben; ſo iſt es zweckmaß kd, Laß die hierüber von den Vor— 
ſchußempfängern auszuftelefden Quittungen mit den durch die 
galiziſche Gerichtsordnung $. 482 für Schuldſcheine vergeſchrie— 
benen äußeren Förmlichkeiten verſehen ſeien. 9 
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Die k. k. Kreiskaſſen und das Kameral⸗Zahlamt werden da— 
her angewieſen, derlei Vorſchüſſe bei vorkommenden Fällen blos 
gegen, vom Ausſteller ganz (d. i. auch im Kontexte) eigenhändig 
geſchriebene, oder ſonſt von zwei Zeugen mitgefertigte Empfangs ⸗ 
beſtätigungen zu erfolgen. 

Die k. Kreisämter haben dieſe Verfügung kund zu machen, 
und insbeſondere auch den Stadtmagiſtraten und Stadtkaſſen vor: 
zuzeichnen. 


Räuber. 


G. 24. Febr. 1820, 3.1901 (P. G. S. II. 46). 

In Folge h. H. vom 23. Dez. v. J. wird den Kreisämtern 
Folgendes bedeutet: 

Die Maaßregeln zur Erreichung einer mehreren Landes-Si— 
cherheit und Abhaltung der, beſonders in den Gebirgsgegenden 
nun zu gewöhnlichen und jährlichen wiederkehrenden Räubereien, 
theilen ſich in vorbereitende und unmittelbar wirkende: 

Zu den erſteren gehören: 

1. Die Zuſammenziehung der iſolirt gelegenen Häuſer in den 
Gebirgen und Wäldern. 

Es iſt die Vorſchrift ſchon vorlängſt erlaſſen worden, daß 
der Bau der Häuſer nicht nach der Willkür der Bewohner, ſon— 
dern nur mit obrigkeitlicher Bewilligung Statt finden, und die 

Erbauung abſeits ſtehender Häufer nicht geſtattet werden fol. 

Die allſeitig angetragene Zuſammenziehung der einzelnen, in 
neuern Zeiten in den Gebirgen geſetzwidrig erbauten Häufer findet 
daher, wo es immer die Lokal-Umſtände zulaſſen, ihre volle Ans 
wendung, und wegen deren Zuſammenziehung iſt daher mit Rück— 
ſicht auf alle eintretenden Umſtände das Amt zu handeln. 

In Hinſicht der ſchon längere Zeit beſtehenden derlei Häufer 
wird es dem Ermeſſen der Kreisämter überlaſſen, die Bewohner 
ſehr ausgedehnter Gebirgsortſchaften im gütlichen Wege zu ver— 
mögen: daß ſie eine ſolche Ortſchaft in mehrere, deren Häuſer 
nicht zu weit entfernt wären, abtheilen, wodurch der doppelte Vor— 
theil erreicht würde, daß nicht nur den Bewohnern ſolcher Dorfs— 
abtheilungen mehr Sichecheit gegen die. Anfälle von Räubern, die 
immer nur zur, Sommerzeit geſchkhen, verſchafft; ſondern auch 
die Aufſicht über die Bewohner ſelbſt, ſo wie der etwa eingeführte 
Religions- und Schul. Unterricht er kich ker werden würde. Es iſt 
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überdieß zu hoffen: daß, wenn anfänglich auch nur ein Theil einer 
ſo ausgedehnten Gemeinde zur Vereinigung in mehrere Häuſer 
oder in ein Dorf ſich entſchließt, die übrigen Gemeindeglieder die 
Vortheile einer ſolchen Vereinigung nicht verkennen, und ſodann 
deſto leichter zu deren Nachahmung zu bringen fein werden, be⸗ 
ſonders, wenn die Obrigkeiten ſich zu den, größtentheils zugefichere 
ten Unterſtützungen herbeilaſſen werden. 

2. Die Verbreitung einer wahren Religioſität und Moralität. 
Dieſes Mittel liegt in der unmittelbaren Berufspflicht der Seel- 
ſorger und deren Gehilfen, und dieſe werden daher hiernach unter 
einem mittelſt der betreffenden Konſiſtorien angewieſen. 

Allein die Kreisämter haben ihrer Seits auf die genaue Er— 
füllung dieſer Anordnung von Seite der Seelſorger zu ſehen, und 
denſelben zu bedeuten; daß man für jene, welche ſich ausweiſen 
werden, an Orten, wo keine ordentlichen Schulen ſind, einen ge— 
hörigen Unterricht mit gutem Erfolg gegeben zu haben; wozu ſie 
die Fähigkeitszeugniſſe beſitzen müſſen, am Ende des Jahres um 
eine entſprechende Remuneration höhern Orts einſchreiten werde. 
Uebrigens muß auch das Benehmen der Seelſorger ſelbſt von 
den Kreisaͤmtern im Allgemeinen im Auge gehalten werden, und 
ſind etwaige wichtige Gebrechen derſelben unverweilt anzuzeigen. 

3. Die Einführung und Verbreitung nützlicher Beſchäfti⸗ 
gungen. 

Dieſe werden den Bewohnern iſolirter Gegenden theils einen 
beſſern Erwerb verſchaffen, theils ſelbe von dem Müßiggange, ſo— 

it vom Laſter abhalten. Da jedoch die Beſchaͤftigungsarten größ⸗ 

itheils von den Ortsverhältniſſen und deren Verbindungen ab— 
„engen, fo find bloß die Ortsobrigkeiten aufzufordern, den hier 
beabſichtigten Zweck durch wohl berechnete Einleitungen mit Eifer 
und Thätigkeit herbeizuführen. Die Kreitämter aber haben ſich 
über die in dieſer Beziehung ausführbaren Anträge eheſtens gut— 
ächtlich zu äußern, wobei insbeſondere der wirkliche Zuſtand der 
Beſchaftigungen, der Erwerbs- und Nahrungsart dieſer Gebirgs— 
bewohner, welche nach den gepflogenen Verhandlungen von den 
Obrigkeiten bei weitem noch nicht genug gekannt ſind, genau zu 
erörtern, und die bemerkten Anträge darauf zu gründen, wobei die 
Kreisämter auf die weſtlichen Kreiſe aufmerkſam gemacht werden, 
wo bei einer ungleich größeren Bevölkerung dennoch Räubereien 
faſt ganz unbekannt, dagegen Arbeitſamkeit und Produktion von 
Spinn⸗, Weber -, dann Holzarbeiten gewöhnlich find. 


regeln unter Einem das Einvernehmen mit dem k. k. General: 
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Zu den unmittelbar wirkenden Mitteln gehören: 

4. Eine ſtrenge und genaue Handhabung der Orts-Polizei, 
im ganzen Umfange des Wortes: ſomit, die Aufſicht auf Fremde, 
Reiſende, Vagabunden; Einleitung der nothwendigen Nachtwa— 
chen; Beobachtung der verdächtigen oder notirten Ortsbewohner, 
Abſtellung des unbefugten Herumſtreifens der Unterthanen außer 
dem Dominikal-Bezirke, oder gar außer dem Kreiſe, der Pro— 
vinz, oder dem Auslande; Aufſicht auf die entfernten, zerſtreut 
oder abſeitig liegenden Häufer und Schlupſwinkel, periodiſche 
Streifungen; insbeſondere aber die genaue Kenntniß des eigenen 
Territoriums und der Unterthanen, welche nach den gepflogenen 
Verhandlungen mehreren dortigen Privat: und ſelbſt den Ka— 
meral⸗Dominien gänzlich mangelt. 

Es verſteht ſich übrigens hiebei, daß alle zu dieſen Einlei— 
tungen erforderlichen Auslagen den Ortsobrigkeiten unmittelbar 
obliegen, und der Staat nicht ſchuldig ſei, ſelbe hiebei zu vertreten. 

5. Die nothwendigen Maaßregeln bei ſich wirklich ereignen— 
der Störung der öffentlichen Sicherheit ſind den Kreisämtern be— 
reits wiederholt angedeutet worden; ſie erheiſchen die ſchleunigſte 
Erforſchung, Verfolgung und Anhaltung der ſich zeigenden Räu— 
ber, ihres Zuges und Mitgenoſſen, und die thätigſte Mitwir— 
kung der betreffenden Dominien und Gemeinden, insbeſondere 
aber, daß den erſten vorkommenden Anzeigen mit aller Energie 
und Nachdruck begegnet, und den Räubern nirgends ein ruhiger 
Aufenthalt geſtattet werde. Das Wichtigſte hiebei iſt unſtreitig, 
die Vereinigung einzelner Raubluſtigen in größere und kleinere 
Banden zu hindern, und den Zuſammenhang zwiſchen einheimi— 
ſchen und fremden Räubern, wenn nicht ganz zu hindern, doch 
ſo viel möglich zu erſchweren. 

Hiezu iſt die wohlkombinirte Mitwirkung der Civil- und 
Militär⸗Behörden unerläßlich; ſo wie nun die Letztern ohnehin 
zum ſteten Einvernehmen in allen Sicherheits-Anſtalten mit den 
Kreisämtern angewieſen find; fo werden denſelben die nach den 
obigen allgemeinen Andeutungen erforderlichen, oder ſonſt nach 
den Orts- und Zeitverhältniſſen nothwendigen Einleitungen mit 
kluger Erwägung aller eintretenden Umſtände mit dem Beiſatze 
überlaſſen: daß man hinſichtlich der gegen das Einſchleichen frem— 
der Räuber aus Siebenbürgen und Ungarn zu ergreifenden Maaß— 


Räuber. 843 
Militär⸗Kommando pflege, und den Kreisämtern feiner Zeit das 
Reſultat mittheilen werde. 

Nachdem aber alle dieſe Einleitungen ohne die' thätigſte 
Mitwirkung der Dominien fruchtlos bleiben werden, ſo wird 
den Kreisämtern 

6. geſtattet, in Fällen wo ſich Erſtere entweder in Handha— 
bung der allgemeinen Sicherheits-Maaßregeln, oder dieſe und die 
Gemeinden den beſonderen ihnen angeordneten, gegen Rauban— 
fälle nothwendig erkannten, Verfügungen nachlaſſig oder gar 
renitent zeigen, und in einem ſolchen Orte oder Gegend ſich in 
kurzer Zeit wiederholte Räubereien ergeben ſollten, die betreffen» 
den Dominien und Gemeinden dießfalls verantwortlich zu erklären, 
zugleich aber mit Darſtellung aller Umſtände hierüber Bericht zu 
erſtatten. 

7. Wegen Aufſtellung eines eigenen Gebirgsſchützen-Korps 
und Bewilligung einer höhern Taglia für eingebrachte Räuber 
wird die höchſte Entſchließung nachfolgen. 

A. h E. 27. ug: 1820; H. 29. Febr. 1820; G. 28. März 1820, 3. 11933 

(p. G. S. II. 95). 

Die Taglia für die Einbringung eines Räubers itz 25 fl. C. M. 


G. 18. Juli 1820, 3. 34634 (P. G. S. II. 175). 

Obgleich in den, den Kreisämtern mit den hierortigen Ver— 
ordnungen vom 24. Hornung und 30. April l. J., 3. 1901 und 
20 100, ertheilten Weiſungen zur Erhaltung der öffentlichen Si— 
cherheit und Beſeitigung der ſeit einigen Jahren hierlandes ver— 
übten Räubereien, beſonders für den Fall, als Letztere in einem 
oder dem andern Punkte ſich wieder ergeben ſollten, auch mehrere 
augenblickliche Polizei-Maaßregeln eingeleitet worden find; fo fin— 
det man denenſelben demnach aus Anlaß der neuerlichen Ereigniſſe 
im Stanislawower und Bukowinaer Kreife zu erinnern, im 
Falle eine Gegend oder Ortſchaft von Räuberbanden bedroht wers 
den ſollte, oder ſich Räuber wirklich gezeigt hätten: 

1. Die Nachtwachen in den Ortſchaften verdoppeln zu laſſen. 

2. Menſchen beſonders aufzuſtellen, welche Sturm zu läuten, 
und bei etwaigen Ueberfällen Lärm zu machen hätten. * 

3. Bei beſonderer Gefahr auch berittene Wächter, beſonders 
an den Haupt- und Seiten-Verbindungsſtraßen: 

4. mit Pechkränzen verſehene Allarmſtangen an geeigneten 
Plätzen aufzuſtellen, die leicht angebunden werden können, um 
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den nächſt gelegenen Gemeinden zum Signale zu dienen, wovon 
die Umgegend ſtets zu verſtändigen iſt. 

5. Die Einleitung einer ſpeciellen Aufſicht auf verdächtige 
oder abfeitig wohnende Unterthanen, allenf bei beſonderer 
Bedenklichkeit die Anweiſung beſtimmter Wohnörter für ſelbe in 
den größeren Dörfern und Ortſchaften, jedoch mit ſteter Rückſicht 
auf den Nahrungs-Erwerb und Lebens⸗Unterhalt, und die Auf: 
ſtellung von ſo genannten Zehendmännern, oder nach Umſtänden 
der Weitläufigkeit der Ortſchaften und Anſäßigkeiten auch für 
eine mindere Anzahl Häuſer, welche dieſe und deren Einwohner, 
deren Aufenthalt, Abweſenheiten und Verrichtungen ſtets unter 
beſonderer Aufſicht zu halten, und alle etwa bemerkenswerthen 
Veränderungen, oder verdächtigen Vorfälle, den Dominien an— 
zuzeigen hätten, wobei ſich von ſelbſt verſteht, daß zu allen Wacht— 
und Aufſichtspoſten nur vollkommen verläßliche Gemeindeglieder 
zu wählen ſeien. 8 

Endlich haben die Kreisämter die denſelben bereits mit der 
hierortigen Verordnung vom 24. Hornung, 3. 1901, ad 6, an⸗ 
gedeutete Verantwortlichkeit der Gemeinden für die in ihren Be— 
zirken ſich ergebenden Räubereien hiemit ohneweiters allgemein 
zu erklären, und ſelbe zur ſtrengſten Aufſicht und Ergreifung der 
thätigſten Maaßregeln und des Widerſtandes gegen ſich zeigende 
Räuber, zu verpflichten. 


H. 21. Auguſt 1820, 3. 253 75. 

Die unbedingte Erklarung der Verantwortlichkeit aller Do— 
minien und Gemeinden, in deren Bezirk Raäubereien vorfallen, 
wird zwar nicht genehmigt, jedoch verordnet, jedesmal zu unter— 
ſuchen: ob nicht die herrſchaftlichen Beamten und einige Ge— 
meindeglieder durch Vernachläßigung oder Vereitelung der erfor— 
derlichen Maaßregeln ftraffällig wurden, in welchen Fällen nach 
der Strenge der Geſetze zu verfahren iſt. 

G. 90. Dez. 1822. 3. 70916 (P. G. S. IV. 509). 

Die Taglia für die Einbringung einer Räuberrotte wird auf 
50 Dukaten in Golde beſtimmt. 1 
G. 12. Juni 1823, 3. 32127 (P. G. S. N.⸗B. 150). 

Die Hofkammer hat mit Dekret vom 30. v. M., 3. 15143, 
auf eine hierortige Anfrage entſchieden, daß die mit dem gedruck— 
ten Kreisſchreiben vom 30. Dez. 1822, 3. 70916, für die Ein- 
bringung einer Räuberbande mit 50 Dukaten bewilligte Taglia 
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auf die Militär⸗Sicherheits⸗Kommanden, Gebirgsſchützen, und 
auf die bei gemiſchten Streifungen verwendeten Unterthanen nicht 
ausgedehnt werden könne, doch in einzelnen, beſonderen Fällen, 
wo Militär⸗Kommanden oder Gebirgsſchützen einer Belohnung 
würdig erachtet werden, auf einzelne mit der Thathandlung im 
Verhältniß ſtehende Belohnungen angetragen werden könne. 

Uebrigens verſtehe es ſich von ſelbſt, daß, um einen Anſpruch 
auf die Taglia zu begründen, die eingebrachten Raͤuber zu glei— 
cher Zeit, und vereint an einem Orte, oder wenigſtens im Laufe 
einer und derſelben, nicht unterbrochenen Streifung, zu Stande 
gebracht werden müſſen. 

Auch könne von der Regel, die hinſichtlich der Taglia für die 
Einbringung eines einzelnen Räubers beſteht, daß fie nämlich nur 
für einen überwieſenen und abgeurtheilten Rauber an- 
gewieſen werden dürfe, bei der Taglia für die Einbringung von 
mehreren zu einer Rotte gehörigen Räubern nicht abgegangen 
werden. | 
Hffmed. 27. Okt. 1837, 3. 45206; G. 21. Dez. 1837, 3. 79445 (P. G. 

S. XIX. 858). 

Die h. Hofkammer hat die Verabreichung einer Taglia an 
die Militär-Mannſchaft für die Ergreifung von Näubern, in dem 
bei der Ergreifung der Deſerteure vorgezeichneten Maaßſtabe, 
nämlich mit dem Drittheile der dem Civil-Apprehendenten zu— 
geſicherten Taglia für einzelne Räuber und Räuberbanden bewil— 
liget, und bedeutet, daß bei der Zuerkennung der Taglia, die in 
dem h. Hofkanzlei-Erlaſſe vom 30. Mai 1823 (G. 12. Juni 1823, 
Z. 23127) vorgeſchriebenen Modalitäten, hinſichtlich der Ueber: 
weiſung und Aburtheilung der als Räuber eingebrachten Indivi⸗ 
duen auch bei Militär-Apprehendenten zu beobachten ſind. 


Raſiren. 
G. 7. März 1823, 3. 8925 (P. G. S. N. B. 141). SEE 
Mit Hofkanzlei⸗Dekrete vom 30. Jänner l. J. 31, 
iſt bedeutet worden; daß nach dem Inhalte der a. h. E. vom 


22. Juni 1817, in Anſehung des Raſirens, die bisherige Ord⸗ 
nung zu beobachten ſei, 4 es folglich, nachdem in Galizien 
von dieſer allerhöchſten Entſchließung das Raſiren den Wundärzten 
nicht als ausſchließendes Gewerbsbefugniß eingeräumt wurde, 
übrigens daſelbſt ein fühlbarer Mangel an chirurgiſchen Gewerbe 
iſt, keinem Anſtande unterliege, an jenen Orten, wo keine chirur— 
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giſchen Offizinen beſtehen, das Raſiren anderen Perſonen zu 
geſtatten. 


Raubthiere. 
C. 10. Juli 1788. Ged. (Pill. S. Nr. LXXI. ©. 117). 


1. Jedweder, der einen alten oder jungen Bär oder Wolf 
lebendig oder todt zum Kreisamte bringt, erhält eine Belohnung 
von einem Dukaten, und kann dabei nebſt dem Thier auch die 
Haut für ſich behalten. 

2. Damit jedoch dabei die doppelte Vorzeigung vermieden 
werde, ſo muß einem ſolchen Thiere bei der Vorzeigung beim 
Kreisamte die Schnautze weggeſchnitten werden. 

3. Die Jäger und Förſter der Kameralherrſchaften haben 
aus den Kameral-Renten das bisher beftandene Schußgeld für 

dieſe Thiere ohne weiters zu erhalten. 

4. Auch jeder Unterthan, der einen ſolchen lebendigen oder tod— 
ten, jungen oder alten Bär oder Wolf vorzeigen wird, kann an 
der für die Erlegung und Vorzeigung eines ſolchen Raubthiers 
unterm §. 1 ausgeſetzten Belohnung Theil nehmen. 

5. Jedes Kameral- und auch Privat-Dominium kann auf 
abgeſonderten Wegen unter Anleitung der Förſter Wolfsgruben 
errichten und Fangeiſen ſtellen; dieſe müſſen aber immer zur Ab⸗ 
wendung aller für die vorübergehenden Menſchen möglichen Ge— 
fahr mit kennbaren Warnungszeichen verſehen, dabei wechſels— 
weiſe die Nachſehung derſelben eingeleitet, und der Köder, wie 
auch das allenfalls hierzu nöthige Holz von den Dominien unent— 
geltlich hergegeben werden. 

G. 14. Jän. 1831, 3. 10970 (P. G. S. XIII. 24.) 

a) Jeder, der auf die Belohnung für ein erlegtes Raubthier 
Anſpruch macht, iſt verpflichtet, ſelbes ganz, d. i. den Körper 
mit der Haut unabgezogen, vorzuzeigen. Wo dieß wegen Entfer— 
nung über vier Meilen oder der Jahreszeit unmöglich werden 
ſollte, iſt ein ſolches erlegtes Thier dem Dominium vorzuzeigen, 
und in dieſem Fall genügt die Vorzeigung der ganzen Haut mit 
der Schnauze beim Kreisamte. 

b) Jedes Dominium iſt verpflichtet, einem ſolchen Prämien⸗ 
werber das Zeugniß zu geben, daß der Vorzeiger wirklich ein 
Unterthan desſelben ſei, und das Thier in deſſen Territorium er— 
legt habe. 
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c) Derlei Zeugniſſe müſſen von den Ortspfarrern beftätigt 
werden. 


d) Junge und unausgewachſene Raubthiere müſſen entweder 8 
lebendig oder todt zum Kreisamte ſelbſt gebracht werden u. ſ. w. 


H. 7. Okt. 1837, 3. 24953; G. 9. Nov. 1837, 3. 69588. 


Das Kreisamt hat dahin zu 7 daß nicht etwa in ge⸗ 
wiſſen Gegenden der Forſtbeſtand der Raubthiere, als im Intereſſe 
der Prämienwerber gelegen, begünſtiget, und jedenfalls, durch 


ſtrenge Handhabung der Vorſchriften, etwaigen Unterſchleifen 


bei der Prämien⸗Erhebung vorgebeugt werde. 


Rauch fangkehrer. 


* 


H. 7. Juni 1822, 3. 14678; G. 28. Juni 1822, 3. 83048 (P. G. S. 


IV. 211). 

Die hohe Hofkanzlei hat wahrgenemmen, daß in Galizien 
die Feuerſicherheit auf dem Lande nicht ganz zweckmäßig überwacht 
werde, denn 

1. werden größtentheils niedrige, kaum über das Dach her— 
vorragende, unſchliefbare Kamine aus Flechtwerk hergeſtellt, und 

2. wird deren Reinigung den ſogenannten Kreis-Rauchfang⸗ 
kehrermeiſtern übertragen. 

Das Kreisamt wird daher angewieſen: 

zu 1. den Ortsobrigkeiten in Städten und Markten zur 
ſtrengſten Pflicht zu machen, darauf zu ſehen, daß die Schornſteine 
allgemein nach §. 5 der Feuerlöſchordnung vom 28. Juli 1786, 
oder wenn auch aus Flechtwerk, doch ſchliefbar hergeſtellt, und 
durch befugte Rauchfangkehrer in den beſtimmten Perioden gefegt 
werden, in welch erſterer Rückſicht beſonders bei einer Herſtellung 
oder größeren Reparaturen ganzer Häuſer die erforderliche Vor: 
kehrung zu treffen iſt. 

zu 2. Die Benennung der Kreis-Rauchfangkehrer — welche 
einigermaßen zur ausſchließenden Betreibung dieſes Gewerbes 
führt, in den übrigen Provinzen gar nicht üblich, und in Gali— 
zien, wo der Mangel an Rauchfangkehrern zu fühlbar iſt — von 
nachtheiligen Folgen ſein kann, weil hiedurch die einzelnen Rauch— 
fangkehrer von der Niederlaſſung in einem oder dem andern 
Orte abgeſchreckt werden — durchgehends abzuſchaffen, und viel- 
mehr die Ausbreitung dieſer Kanten nach Thunlichkeit zu 
befördern. 


Rauchfangkehrer. 


Es verſteht fich von ſelbſt, daß es nach dieſer Aufhebung der 
Kreis⸗Rauchfangkehrer auch von deren Verbande mit der Rauch— 
fangkehrerzunft in der Stadt Lemberg, und ſomit von der hier⸗ 
ortigen Verordnung vom 16. Februar 1792, 3. 4937, in Gemäßheit 
deren alle im Lande befindlichen Rauchfangkehrer dieſer Zunft 
einverleibt werden mußten, von nun an abzukommen habe, und 
daß es die Sache jeder Ortsobrigkeit fein werde, wegen Auf: 
ſtellung eines befugten Rauchfangkehrers, und demnach wegen 
Verleihung des Rauchfangkehrer-Befugniſſes nach den allgemeinen 
Vorſchriften in Gewerbsſachen, ſomit nur an ordentlich ausge— 
lernte und freigeſprochene Geſellen, oder Entlehnung eines 
ſolchen fähigen Individuums aus dem nächſten Orte, das Amt 
zu handeln. 

Sollten übrigens entweder bereits drei Rauchfangkehrermei— 
ſter im Kreiſe beſtehen, oder ſich nächſtens zuſammenfinden, ſo 
unterliegt es keinem Anſtande, dieſe in einer eigenen Zunft, bei 
welcher Lehrlinge aufgedungen, freigeſprochen, ſodann Geſellen 
zum Meiſterrecht befähigt werden können, zu vereinigen. 

Für die genaue Befolgung dieſer Anordnung find die Orts⸗ 
obrigkeiten und die Kreis-Bezirks-Kommiſſäre verantwortlich 
zu machen. 

G. 24. Okt. 1884, 3. 59287 (P. G. S. XVI. 486). 

Es iſt die Anzeige vorgekommen, daß die Ortsobrigkeiten 
die Vorſchrift, nach welcher Rauchfangkehrer-Befugniſſe nach 
den allgemeinen Beſtimmungen in Gewerbsſachen, ſomit nur an 
ordentlich ausgelernte und freigeſprochene Geſellen zu verleihen 
ſind, häufig ganz außer Acht laſſen, und zum offenbaren Nach— 
theile der befugten Meiſter unwiſſenden und liederlichen Burſchen 
die Reinigung der Schornſteine anvertrauen, wodurch die Feuers— 
gefahr, flatt ſelbe zu befeitigen, noch vermehrt werde. 

Da die im heurigen Jahre ungewöhnlich häufigen Feuers⸗ 
brünſte vermuthen laſſen, daß dieſe Anzeige nicht ungegründet 
ſei, ſo wird den Kreisämtern mit Bezug auf die hierortige Ver— 
ordnung vom 28. Juni 1822, 3. 33048, aufgetragen, die Ma- 
giſtrate und Dominien an die genaue Befolgung derſelben und 
zu gehöriger Ueberwachung der aufgenommenen Rauchfangkehrer 
um fo mehr anzuweiſen, als die ordentliche Reinigung der Schorn— 
ſteine ein weſentliches Mittel zur Abwendung der Feuersgefahr, 
und daher die Ueberwachung derſelben eine im eigenen Intereſſe 
jeder Obrigkeit liegende Verpflichtung derſelben iſt, und nach 
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der ausdrücklichen Beſtimmung der Gubernial-Circular-Verord⸗ 
nung vom 22. Juni 1822, 3. 33048, die Fegung aller Arten 
Schornſteine nur durch befugte Rauchfangkehrer, das iſt folche, 
welche das Handwerk ordentlich gelernt haben, und freigeſpro— 
chen worden ſind, geſchehen ſoll. 


Raupen. 


G. 28. Juni 1833, 3. 35195 (P. G. S. XV. 184). 


Seine Majeſtät haben mit a. Entſchließung vom 13. Mai 
über einen Vortrag rückſichtlich der Mittel zur Hintanhaltung 
der Beſchädigungen an den Obſtbäͤumen und Gartenfrüchten 
durch die Raupen, Folgendes zu verordnen geruhet: 

Poſitive, mit beſtimmter Strafſanktion verbundene Anord— 
nungen, wodurch das Abraupen zur Vermeidung der Beſchädi— 
gungen an Obſtbäumen und Gartenfrüchten zur allgemeinen Ver— 
bindlichkeit gemacht wird, ſeien nicht zu erlaſſen. Es ſei jedoch 
darauf einzuwirken, daß fi die Ueberzeugung von der Noth— 
wendigkeit dieſer Maaßregel verbreite, angemeſſene Belehrungen 
über die zweckmäßigſte Art, ſie regelmäßig durchzuführen, den 
Landwirthen zukommen und dieſelben angeeifert werden, nach 
ſolchen vorzugehen. 

Auch feien die Kreisämter anzuweiſen, die Beachtung dieſer 
Schutzmaaßregeln, jedoch ohne Einſchreiten mit Zwangsverfügun— 
gen, zu unterſtützen, und insbeſondere den Obrigkeiten anzu⸗ 
empfehlen, mit gutem Beiſpiele voranzugehen. 

Um dieſer allerhöchſten Willensmeinung auf das Genaueſte 
nachzukommen, wird den Kreisämtern Folgendes bedeutet: 

Da die Abraupung bisher ſich als ein ſicheres, auf die Bes 
förderung und Erhaltung der guten Zucht der Obftbäume ſehr 
wohlthatig einwirkendes und die Gartenfrüchte vor ihrem Ver: 
derben ſchützendes Mittel bewaͤhrt hat, die Art und Weiſe, wie, 
dann die Zeit, wann die Abraupung zu geſchehen habe, aber ſchon 
mit dem Kreisſchreiben vom 18. März 1787 allgemein bekannt 
gegeben worden iſt; fo wird den Kreisaͤmtern zur ſtrengen Pflicht 
gemacht, die in dem ebenbezogenen Kreisſchreiben enthaltenen 
Belehrungen, mittelſt der Dominien, Magiſtrate und der Ortd- 
pfarrer öfters, beſonders aber bei Annäherung der Zeit zur Abrau— 
pung kundmachen und die Vollzugſetzung dieſer Schutzmaaßregel 
überwachen zu laſſen, insbeſondere aber iſt den Dominien und 
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Pfarrern anzuempfehlen, daß ſie mit gutem Beiſpiele vorangehen, 
um hiedurch das Landvolk zur Nachachtung anzueifern. 


Recurs. 


A. h. E. H. 10. Febr. 1802. 3. 232; G. 19. Febr. 1802. 3. 4985. 

Es iſt die Frage entſtanden, ob und wie weit die Recurſe im 
politiſchen Wege eine einhaltende Wirkung haben können. Ueber 
den Sr. Majeftät dießfalls erſtatteten a. u. Vortrag iſt die a. h. E. 
erfolgt, daß der Recurs im politiſchen Wege dann eine einhaltende 
Wirkung haben ſoll, wenn ſonſt durch den Vollzug des geſchöpf— 
ten Erkenntniſſes der günſtige Erſolg des Recurſes für den Re— 
currenten ohne Frucht und Wirkung ſein würde. 

Hingegen kann die einhaltende Wirkung nicht Platz finden, 
wo durch den Verzug der Partei, gegen welche, oder der Sache, 
in Anſehung welcher der Recurs genommen wird, ein keinen 
Erſatz zugebender Nachtheil zuwachſen würde, oder wo es um 
eine auf das Oeffentliche ſich beziehende Vorkehrung, und vorzüg⸗ 


lich um eine ſolche zu thun iſt, bei welcher entweder ein Provi- 


forium nothwendig iſt, oder die Amtspflicht von ſelbſt einzufchreie 
ten hat. 2 
C. 29. Juli 1803. Ged. (Pill. S. Nr. XXXIV. S. 152). ” 

Se. Majeftät haben verordnet, daß den Parteien von nun 
an geftattet fein fol, ihre Recurſe nicht nur bei der Unterbehörde, 
ſondern auch bei Oberbehörde, an welche der Ordnung nach 
recurrirt wird, einzureichen. 


G. 26. Aug. 1808, 3. 22715 (Gen. 589). 

$. 1. Iſt zufolge der unterm 20. Mai 1803, 3. 129 72, be⸗ 
kannt gegebenen a. h. Entſchl. auf die in den Patenten feſtge⸗ 
ſetzten Recursfriſten genau Acht zu geben, und ſind die Parteien, 
welche dieſe Friſten unbenützt verſtreichen laſſen, abzuweiſen; wie 
auch ſolche Parteien, welche längſt entſchiedene Klagegegenſtände 


wieder aufwärmen, mit Arreſt oder, nach Beſchaffenheit der Um⸗ 


ſtände, mit angemeſſenen Geldſtrafen zu belegen, und hat ſohin 
das Kreisamt auf die pünktliche Vollſtreckung der erfolgten und 
in Rechtskräfte erwachſenen Erkenntniſſe unverbrüchlich zu halten. 
Hieraus folgt, daß jedesmal, da über einen ſchon entſchiedenen 
Gegenſtand eine neue Unterſuchung oder Entſcheidung angeſucht 
wird, hierauf keine Rückſicht zu nehmen, ſondern eine derlei 

Partei auf die bereits geſchöpfte Entſcheidung, von welcher das 
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Kreisamt eigenmächtig ohnehin nicht abgehen darf, platterdings 
zurückzuweiſen, und in obiger Gemäßheit zu beſtrafen fei, daß 
die kreisaͤmtlichen und Gubernial- Erfenntniffe den Parteien gegen 
eigene, in den Akten aufzubewahrende Empfangsſcheine zuzu— 
ſtellen, und dieſe Erkenntniſſe nach fruchtlos verſtrichenen Re— 
cursfriſten, oder nach erfolgter h. Beſtätigung, unaufhaltſam zum 
Vollzug zu bringen ſeien, und daß den Parteien Friſterſtreckungen 
zur Einlegung ihrer Recurſe nur in den ſeltenen Fallen, wenn fie 
wichtige Gründe anzuführen vermögen, nicht aber dann, wenn 
bloß die Abſicht des Zögerns hervorleuchtet, zu bewilligen ſeien. 

§. 2. Da die Parteien öfters, theils um der Verſäumung 
des Recurstermins vorzubeugen, theils um den Vollzug der 
Erkenntniſſe in die Länge zu ziehen, theils endlich um die bereits 
verſäumte Recursfriſt wieder zu gewinnen, gegen die kreisämt— 
lichen Entſcheidungen neuerliche, nicht ſelten wiederholte Vor— 
ſtellungen einreichen, um einen Beſcheid darüber zu erhalten, 
und von dem Datum dieſes Beſcheids den Recurstermin rechnen 
zu können, fo wird die hierortige Anordung v. 17. Juli 1801, 
3. 20757, erneuert: daß das Kreisamt, um dieſem Unfug für 
die Folge vorzubeugen, gegen eine kreis amtliche Entſcheidung 
keine an das Kreisamt gerichtete Vorſtellung annehmen, ſondern 
ſolche mit dem Beſcheid zurückſtellen ſoll, daß die Partei lediglich 
den Recurs an die Landesſtelle zu überreichen habe, wenn ſie den 
vierzehntägigen Termin, welcher allemal vom Tage der Zuſtellung 
der eigentlichen kreis amtlichen Entſcheidung oder der aus erheb- 
lichen Urſachen bewilligten Friſterſtreckung zu rechnen iſt, nicht 
verſaͤumt hat. Auf die nämliche Art iſt ſich auch jenenfalls zu be— 
nehmen, wenn die Parteien gegen Gubernial: Erfenntniffe inter⸗ 
mediäre Vorſtellungen einreichen ſollten. 

§. 3. Endlich iſt ſich in Abſicht der einhaltenden Wirkung 
der Recurſe im politiſchen Wege genau nach der dem Kreisamte 
unterm 19. Februar 1802, 3. 4985, bekannt gemachten a. h. 
Entſchl. zu achten. 

G. 16. Jänner 1807, 3. 772 (Gen. 98). 

Mit H. v. 18. Dez. 1806, 3. 23011, iſt anher bedeutet 
worden, daß der Ausſpruch: ob der Recurstermin verfäumt wor: 
den, folglich die fpäter eingeſchickte Recurs⸗Beſchwerde von weis 
terer Verhandlung auszuſchließen ſei, keineswegs auf den An: 
ſchein, ſondern lediglich auf den gehörig hergeſtellten Beweis des 
Termins⸗Verſäumniſſes gegründet werden müſſe, welcher Beweis 
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aber am verlaͤßlichſten durch Einführung und ſorgfaͤltige Verwah⸗ 
rung der Empfangsſcheine über die Zuſtellungen der Entſcheidun⸗ 
gen erzielt werden könne. 

Dieſe höchſte Weiſung wird daher dem Kreisamte zur pünkt⸗ 
lichſten Darnachachtung mit dem Auftrage bekannt gegeben, füro— 
hin, unter ſonſt zu gewärtigender Ahndung, über jede den Parteien 
zugeſtellte Entſcheidung einen Empfangsſchein abzuverlangen, und 
dieſen in dem Entſcheidungsentwurſe forgfältigft aufzubewahren, 
weil man von nun an ſich mit der üblichen Einſendung der Aus⸗ 
züge aus dem Expeditions⸗Protokolle, als einem angeblichen Be⸗ 
weis der richtigen Zuſtellung einer amtlichen Entſcheidung, nicht 
begnügen, ſondern die mit einem Empfangsſcheine nicht belegten 
Recurs⸗Einbegleitungsberichte, die ſich auf Entſcheidungen, die 
nach Empfang dieſer Verordnung ergehen werden, beziehen, auf 
Koſten des Kreisvorſtehers zur Ergänzung zurückzuſenden bemü- 
ßigt ſein wird. 


C. 8. April 1808, 3. 15022. Ged. (Pill. S. Nr. XIX. S. 90). 

Se. k. k. Majeſtät haben laut H. v. 10. Marz 1808 zu ent⸗ 
ſchließen befunden, daß die durch das Patent über das Verfah⸗ 
ren in Unterthansſachen beſtimmte Friſt von zwei Monaten, binnen 
welcher die Hof-Recurſe gegen Gubernial-Erkenntniſſe an Se. 
Majeſtät eingebracht werden müſſen, auch auf die in andern 
politiſchen Angelegenheiten ergehenden Erkenntniſſe der Landesſtelle 
mit alleiniger Ausnahme derjenigen, welche über ſchwere Polizei⸗ 
Uebertretungen geſchöpft werden, in Anſehung welcher es bei der 
Vorſchrift des dießfälligen Strafgeſetzes fein Verbleiben behält, 
ausgedehnt werden ſoll. 


A. h. E. 23. April 1832; H. 11. Mai 1832, 3. 9558; G. 31. Juli 1832, 
3. 38571 (P. G. S. XIV. 220). 

1. Bei Gewerbsverleihungen, wenn durch den Spruch der 
Landesſtelle die Entſcheidung der erſten Inſtanz beftätiget wird, 
findet kein weiterer Recurszug mehr Statt. Wird aber bei Abwei⸗ 
ſungen, nach einiger Zeit und veränderten Umftänden, die Gewerbs⸗ 
verleihung neuerdings von demſelben, oder anderen Bewerbern 
angeſucht; ſo iſt das Geſuch ſtets wieder bei der erſten Inſtanz an⸗ 
zubringen, und wie ein ganz neues Anſuchen zu verhandeln. 

2. Auch gegen Erkenntniſſe der Landesſtelle bei Uebertretun⸗ 
gen der Marktordnung, der beſtehenden Gewerbs⸗ und Satzungs⸗ 
Polizei⸗Vorſchriften, dann bei einfachen Polizeivergehen, findet ein 
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weiterer Recurs nicht Statt, wenn durch ein ſolches Erkenntniß die 
Entſcheidung der Unterbehörde beflätigt wird. 

3. Es iſt ſtrenge darauf zu ſehen, damit ſelbſt in jenen Fällen, 
wo der Recurszug zuläſſig iſt, die geſetzlichen Friſten genau einge: 
halten werden. 


Reiſe-Partikular. 
Hfkmrd. 21. Mai 1812 (Pol. Hof. G. S. XXXVIII. B. 225. S. — J. G. S. 

17. S. Nr. 992). 

Sammlung der Vorſchriften über die Vergütung. der Fuhr⸗ 
und Zehrkoſten der in Kommiſſion reiſenden Beamten. 

G. 4. Mai 1822, 3. 22011 (P. G. S. IV. 188). 

Bei Reiſe⸗Partikularien, wo das Militaͤr-Aerar die Koſten 
trägt, muß jedesmal das Regiment oder die Branche, in deren 
Angelegenheit gereiſet worden iſt, angeführt werden. 

G. 23. Dez. 1825, Z. 74079 (P. G. S. VII. 256). 

Parteien ſind über Kommiſſions⸗Koſtenerſätze genau zu be— 
lehren, und da, wo mehrere Parteien zuſammen erſatzpflichtig find, 
iſt für jede Partei der auf ſelbe entfallende Betrag erſichtlich zu 
machen. 

H. 4. Jän. 1827; G. 16. Jänner 1827, 3. 2011 (Gen. 59). 

S. 1. Daß von nun an jedes Reiſe⸗Partikular ohne Unter⸗ 
ſchied, ob hierauf ein Vorſchuß behoben wurde oder nicht, Längftens 
14 Tage von Beendigung des Kommiſſions-Geſchaͤfts an zu rech— 
nen, der betreffenden Behörde vorgelegt werden ſoll. 

$. 2. Der Reſt des erhaltenen Vorſchuſſes iſt gleich abzu— 
führen. 

§. 3. Bei Termins⸗Ueberſchreitungen kann die Landesſtelle in 
Fällen, wo rückſichtswürdige Gründe eintreten, die nachträgliche 
Paſſirung ſelbſt ertheilen. 

G. 2. Nov. 1827, 3. 73459 (Gen. 1466). 

Es ſolle in Zukunft jedes Reiſe-Partikular, dasſelbe möge zu— 
gleich mit dem Kommiſſions⸗Protokoll, oder ohne dieſes vorgelegt 
werden, von dem Amtsvorſteher wie jedes andere Exhibit oder 
Kommiſſions⸗Protokoll gehörig präſentirt, und in der Beftätigungs- 
Klauſel des Reiſe-Partikulars der Tag der Beendigung des Kom: 
miſſionsgeſchäfts gehörig angemerkt werden. 

G. 19. Horn. 1828, 3. 2772 (Gen. 250). 

Den Sanitäts⸗Individuen werden von dem Tage angefangen, 

an welchem dieſelben das letztemal in dem Orte waren, in Anſehung 
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deſſen das Reiſe Partikular gelegt wird — 5 Tage bewilligt, mithin 
der geſetzliche 14tägige Termin erſt vom 6. Tage zu rechnen fein; 
nimmt das Kreisamt wahr, daß die Legung des Partikulars ver— 
ſpätet wurde, ſo hat es vom Sanitäts-Individuum vorläufig die 
Rechnung hierüber abzufordern, und ſodann erſt Beide gutächtlich 
dem Gubernium vorzulegen. 

G. 7. Marz 1828, 3. 14472; G. 19. April 1828, 3. 26622 u. G. 12. Okt. 1828, 

Präf. 3. 8370 (Gen. 354 ©. u. 560 S. u. 1436 S.). 

Von nun an ſollen keine Reiſevorſchüſſe an Kreiskommiſſäre, 
Kreisingenieure, dann an Kreis- und Kameral-Sanitaͤts-Individuen, 
ſondern erſt nach Beendigung der Unterſuchung, bei Vorlegung des 
Reiſe⸗Partikulars, der anſtandlos befundene Geldbetrag bei der Kreis: 
kaſſe angewieſen werden ). 

G. 23. Aug. 1828, 3. 6089 1 u. G. 6. Dez. 1828, 3. 80818 (Gen. 1133 S. 
u. 1478 S.). 

Auf alle 15 fl. nicht überſteigenden Forderungen der Kreis— 
kommiſſäre, der Kreisingenieure und der Kreisärzte aus den von 
ihnen gelegten Reiſe-Partikularien darf (bis zur erfolgten Liquidi— 
rung) auch nach beendigtem Kommiſſions Gefchäfte keine Bezah— 
lung angewieſen werden. Eben jo auf alle 10 fl. nicht überſteigen⸗ 
den Forderungen der Kreisbeamten vom Sekretär abwärts. 

G. 3. Okt. 1828, Präſ. Z. 7900 (Gen. 1349). 

Den Reiſe-Partikularien iſt bei ihrer Vorlegung an die Lan— 
desſtelle das Kommiſſions-Operat anzuſchließen. In Hinkunft hat 
das Kreisamt auch bei denjenigen Reife: Partikularien, wo das 
Kommiſſions⸗Operat zum Behufe der Freisämtlichen Amtshandlung 
zurückbehalten wird, nebſt dem Tage der Beendigung des Kommiſ— 
ſions-Geſchäfts den Umſtand ausdrücklich zu beſtätigen: daß die 
berechnete Zahl der Tage mit dem Kommiſſions-Operate überein⸗ 
ſtimme, und daß es wirklich nothwendig war, ſo viele Tage zur 
Unterſuchung und Reiſe zu verwenden. Bei Vorlegung eines ver— 
ſpäteten Reiſe-Partikulars iſt immer, ſogleich nach eingeholter Aeu— 
ßerung des Partikularlegers, der Grund der Verſpaͤtung anzuführen, 
und das Gutachten beizufügen. 

G. 19. Mai 1829, 3. 23497 (Gen. 625). 

Die Obrigkeiten haben den Reiſe-Partikularien der Traus⸗ 

portsführer jedesmal auch das Anſuchen des betreffenden Strafge— 


1) Dieſe Vorſchrift wurde auch auf die ſtädtiſchen Beamten ausgedehnt 
(G. 25. Nov. 1831, 3. 681775 P. G. S. XIII. 126). 
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richts, auf welches die Abſtellung des Verbrechers geſchieht, beizu— 
legen. Die dießfälligen Reiſe-Partikularien find dem betreffenden 
Strafgerichte zu überſenden. 

G. 1. Sept. 1829, 3. 50679 (Gen. 1339). 

Bei allen Nachweiſungen der Journale und Ausgabsartikel, 
der Konti, Rechnungen und Reiſe-Partikularien muß auch das 
Datum und die Zahl der kreisaͤmtlichen Anweiſung angegeben 
werden. 

G. 13. Zän. 1830, 3. 75322 (P. G. S. XII. 6). 

Vorſchrift zur Hintanhaltung überſpannter Reiſekoſten-Auf— 
rechnungen des Sanitäts-Perſonals. 

Hfkmrd. 19. Horn. 1830, 3. 5092; G. 6. April 1880, Z. 17459. 

Bei Reiſe-Partikularien müſſen Verzögerungen, die nicht durch 
Umſtände, oder durch beigebrachte legale Beweiſe, als nothwendig 
dargethan ſind, und gerechtfertigt werden, der betreffenden admi— 
niſtrirenden Behörde von der Buchhaltung zur Entſcheidung vor— 
gelegt werden; Koſten von Verzögerungen, die nicht ſo gerechtfer— 
tigt werden koͤnnen, find ohne weiters aus der Reiſerechnung aus— 
zuſcheiden, nicht zu paſſiren, und keine ungebührliche Zögerung zu 
geſtatten. 

G. 13. Mai 1834, 3. 22188 (P. G. S. XVI. 268). 

Nach den mit Hfkmd. v. 21. Mai 1812 aufgeſtellten Direkti⸗ 
ven wegen Vergütung der Fuhr- und Zehrungskoſten haben die in 
Kommiſſion reiſenden Beamten, wie jeder andere Reiſende, alle Weg— 
und Brückenmauthen zu zahlen, ſie ſind aber berechtigt, die dieß— 
falls gehörig zu erweiſenden Auslagen in Aufrechnung zu bringen. 
Hieraus folgt, daß der Beamte nur Anſpruch auf die Vergütung 
der wirklich bezahlten Mauthgebühren habe, und daß er dieſen An— 
ſpruch durch Beilegung der betreffenden Mauthbolleten bei Ver: 
rechnung der Reife: und Zehrungskoſten begründen müſſe. 

Wornach die unterſtehenden Beamten mit dem Bedeuten an— 
zuweiſen ſind, daß für die Zukunft jede auf dieſe Art nicht doku— 
mentirte Verrechnung von Mauth- und Ueberfuhrs- Gebühren bei 
Rektificirung der Reiſe-Partikularien als nicht liquid beanftändet 
werden wird. 

G. 9. Juli 1884, Z. 34165, 

Mit dem hierortigen Erlaſſe vom 16. Nov. 1832, 3. 63241, 
wurde dem k. Kreisamte angedeutet, wie mit jenen liquidirten 
Reiſe-Partikularien oder anderen Rechnungen, aus denen die Rei⸗ 


856 Reiſe-Partikular. 


ſekoſten den Renten der Staats- und Fondsgüter ganz oder zum 
Theil zur Laſt fallen, zu verfahren ſei. Da jedoch jene Reiſe-Parti⸗ 
kularien, aus denen Zahlungen auf das Kameral-Aerar entfallen, 
nicht den betroffenen Kameral-Wirthſchaftsämtern hinausgegeben 
werden können, ſondern jederzeit den k. Kreiskaſſen zu ihrem Rech— 
nungsbelage zugeſtellt werden müſſen, ſo verordnet man unter Ei⸗ 
nem der dortigen Kreiskaſſe, damit dieſelbe in Fällen, wo ihr derlei 
liquidirte Reiſe-Partikularien oder Rechnungen zukommen, bei de— 
nen auch Fonds- und Staatsgüter mit einem Erſatze betheiligt 
ſind, die Einſicht und Abſchrift dieſer Rechnungen den betreffenden 
Kameral⸗-Wirthſchaftsamtern auf ihr Verlangen ohne Anſtand 
bewillige, welches dem k. Kreisamte zur Darnachachtung in vor— 
kommenden Fällen bekannt gegeben wird. 
G. 12. Juli 1834, 3. 33827 (P. G. S. XVI. 360). 

Aus Anlaß eines vorgekommenen ſpeciellen Falles, wird dem 

k. Kreisamte zur genaueſten Darnachachtung bedeutet, in allen 
Konſkriptions⸗ und Rekrutirungs-Angelegenheiten, dann bei Kon: 
certationen oder Unterſuchungen von Konſkriptions⸗Gebrechen, zu 
welchen nebſt dem Offizier auch noch ein anderes Individuum, ent⸗ 
weder vom Militärftande oder vom Politikum, zugleich verwendet 
wird, alle Reifen nach den bereits beſtehenden Vorſchriften gemein- 
ſchaftlich, und zwar zu zwei in einem Wagen, vornehmen zu laſſen. 

G. 19. Auguſt 1835, 3. 43810 (p. G. S. XVII. 578). 


Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles hat die Hofkanzlei mit De: 
kret vom 2. Juli l. J., 3. 16414, zu verordnen befunden, in Zu: 
kunft in allen jenen Reiſe-Partikularien, in welchen Handlangee, 
Fuhrleute und Arbeiter aufgerechnet werden, alle dieſe Individuen 
immer namentlich und mit Angabe der verwendeten Tage anzu: 
ſetzen, und daß ſie die aufgerechneten Gebühren wirklich erhalten 
haben, iſt von ihnen ſelbſt, wenn fie aber des Schreibens nicht kun— 
dig ſind, von einem unparteiſchen Namensfertiger beſtätigen zu 
laſſen. 

Hfkmrd. 13. Okt. 1839, 3. 42953; G. 16. Dez. 1839, 3. 76068. 

Die von den der Extrapoſt ſich bedienenden Staatsbeamten 
aufgerechneten Wegmauth⸗-Gebühren ſind nur in fo ferne liquid zu hal: 
ten, als ſie ſich über deren wirkliche Entrichtung, entweder durch 
Beibringung der Wegmauth-⸗Bolleten, oder durch eine, die Entrich⸗ 
tung der Wegmauth⸗ Gebühr darthuende Beſcheinigung der Poſtſta— 

tion ausweiſen. 
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Wovon das k. Kreisamt mit Bezug auf das Kreisſchreiben 
vom 11. Mai 1839, 3. 31275, in die Kenntniß geſetzt wird. 


Reiſe⸗ Paß. 
G. 15. Aug. 1788 (Löwenwolde II. 58). 

Ohne einen Paß von der Landesſtelle oder dem Kreisamte ſoll 
Niemand über die Gränze reiſen. 

G. 15. Juli 1791, 3. 18189. 

Es wird zum allgemeinen Beſten für nöthig gefunden, bei 
Ertheilung der Päſſe ſehr behutſam zu Werke zu gehen, und ſich 
folgende Maaßregeln unabweichlich angelegen zu halten: ? 

1. In jedem Paſſe die Zeit nicht wie bisher mit arabifchen 
Ziffern, ſondern ausdrücklich mit Buchſtaben: auf wie lange der— 
ſelbe gültig ſei, zu bezeichnen; dieſe Zeit ſelbſt aber muß nie auf 
lange beſtimmt werden, weil mancher einen Paß zu einer Zeit er— 
hebt, wo er ihn nicht nöthig hat, und dann erſt zur Ausführung 
eines lange zuvor angelegten Planes gebraucht. 

2. Alle mitgehenden Perſonen, Bediente u. f. w. muͤſſen na⸗ 
mentlich darin angeführt werden, und wenn 

3. Bediente, oder ſonſt Leute von der niedern Klaſſe, Paͤſſe 
erhalten, ſo muß in ſelben eine Art Perſonsbeſchreibung gemacht 
werden, damit man ihnen alle Gelegenheit benimmt, denſelben an 
Andere abzutreten. 

Endlich, wenn Parteien ohne Piffe ankommen, und ſich mit 
nichts ausweiſen können, daß fie unverdächtig find, fo ſollen die— 
ſelben um Erhaltung eines Paſſes an jene Orte, wo ſie hergekom— 
men ſind, angehalten werden; bis wohin ihnen kein weiterer Paß 
zu ertheilen iſt. 

H. 26. Dez. 1807; G. 22. Jänner 1808, 3. 2128 (Gen. 101). 


Es wird aufgetragen, in den Paͤſſen nebſt dem Lande, dem 
Kreiſe und dem Geburtsorte des Paßwerbers auch die konſkribi— 
rende Obrigkeit ausdrücklich anzumerken. 

Landes⸗Praͤſidial⸗Erlaß v. 7. Sept. 1808, 3. 6165. 

Es wird dem Kreisamte erinnert, von nun an bei jedem Paß⸗ 
geſuche darauf zu dringen, daß für die ſichere Rückkehr der mitrei⸗ 
ſenden Dienſtleute die vorſchriftmäßige Bürgſchaft beigebracht 
werde, indem von nun jedes Paßgeſuch, wo dieſes unterlaſſen iſt, 
auf Koften des Kreisvorſtehers zurückgeſendet werden wird. 
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P. 1. März 1809, 3. 2500. Ged. (Pill. S. Nr. XV. S. 32). 

§. 1. Niemand, weſſen Standes er immer ſein möge, kann 
ohne einen gehörigen Paß die k. k. Erbſtaaten betreten. Jeder 
Fremde hat ſich demnach (wenn er nicht aus ganz beſondern Rück⸗ 
fichten von der k. k. Hof- und Staatskanzlei in Wien einen Paß 
erhalten hätte) deßwegen vorläufig an den nächſten im Auslande 
befindlichen k. k. Miniſter-Reſidenten oder Konſul zu wenden, und 
ſich in dieſer Hinſicht, mit Ausnahme allgemein bekannter, und durch 
ihren Rang ausgezeichneter Perſonen, durch glaubwürdige Zeug— 
niſſe der Lokalbehörden über feine perſönlichen Umftände und die 
Abſicht ſeiner Reiſe auszuweiſen. 

$. 2. Um den Paßwerbern alle Erleichterung zu verſchaffen, 
können die Behörden der angränzenden Staaten an den nächſten 
k. k. Landes⸗Gouverneur ſich wenden, und zu dieſem Ende die nö— 
thigen Zeugniſſe einſenden; Handelsleute, welche die Jahrmärkte 
beſuchen, haben bloß einen Paß bei dem Kreisamte des Bezirkes, 
worin der Jahrmarkt gehalten wird, oder bei dem Ortsmagiſtrate 
anzuſuchen. Profeſſioniſten und Handwerksgeſellen aber müffen 
mit ordentlichen, nicht zu alten, von der Ortsobrigkeit, wo fie zu: 
letzt in Arbeit ſtanden, unterſchriebenen Kundſchaften, oder mit den 
Päſſen ihrer Ortsobrigkeit verſehen ſein. Fuhrleute haben ſich ent— 
weder mit Päffen ihrer Ortsobrigkeit, oder wenigſtens mit ordent— 
lichen Frachtbriefen, in Anſehung ihrer Knechte hingegen mit Paͤſſen 
ihrer Ortsobrigkeit auszuweiſen. 

$. 3. Zur Vorbeugung alles Mißbrauches wird künftig in eis 
nen jeden Paß, mit vorerwähnter Ausnahme, die genaue Perſons— 
beſchreibung des Paßwerbers aufgenommen, auch iſt der Paß von 
dem Empfänger eigenhändig zu unterfchreiben, in allen jenen Fällen 
aber, wo der Paßwerber bei der paßertheilenden Behörde nicht per— 
ſönlich erſcheinen kann, müſſen die in dem Paſſe bei der Ertheilung leer 
gebliebenen, auf die Perſonsbeſchreibung Bezug habenden Rubriken 
bei der Gränzſtation ausgefüllt werden, wo auch die Unterſchrift 
des Reiſenden beizuſetzen iſt. Die Begleiter des Reiſenden, worun- 
ter jedoch nur Frau, Kinder und Domeſtiken begriffen ſein dürfen, 
müſſen gleichfalls in dem Paſſe namentlich angeführt werden, für 
welche er auch in jedem Falle zu haften hat. 

$. 4. Jeder Fremde hat bei der Einbruchsſtation feinen Paß 
oder ſeine Kundſchaft vorzuzeigen. Wenn der daſelbſt aufgeſtellte 
k. k. Beamte dieſe Urkunden echt und vorſchriftsmäßig findet, ſo 
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hat er ſolche zu vidiren, und darauf die Route bis zu dem darin 
ausgedrückten Beſtimmungsorte vorzuzeichnen. 

Der Fremde, welcher es wagen ſollte, ohne einen vidirten Paß, 
oder ohne eine vidirte Kundſchaft, in die k. k. Erbſtaaten ſich einzu— 
ſchleichen, oder von der ihm vorgezeichneten Marſchroute abzuwei— 
chen, hat ſich die daraus erfolgenden Unannehmlichkeiten ſelbſt bei— 
zumeſſen. 

§. 5. Wo immer auf der vorgezeichneten Marſchroute eine 
Polizei⸗Direktion oder ein Kreisamt ſich befindet, da muß der Paß 
gleichfalls vidirt werden. Iſt der Reiſende eine Militärperfon, fo 
muß er ſich nebſt dem auch bei den k. k. Militärbehörden, folglich 
den General-, Ober- und Platzkommandos, die er auf feiner Route 
antrifft, melden, und feine Päffe vidiren laſſen. 

$. 6. Bei der Ankunft des Fremden an dem Orte, wo er zu 
bleiben gedenkt, hat derſelbe und zwar in der Haupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien gleich an den Linien, in den Provinzial: Hauptftädten, 
wo eine Polizei-Direktion aufgeſtellt iſt, bei dieſer, in den übrigen 
Städten beim Ortsmagiſtrate, ſeinen Paß gegen einen Schein ab— 
zugeben, wo derſelbe bis zur Abreiſe des Fremden aufbewahret bleibt. 

§. 7. Will ein Fremder ſich in einiger Entfernung von dem 
Aufenthaltsorte auf das Land, oder auf Seitenorte begeben, ſo hat 
er bei der Behörde, welche den Paß aufbewahrt, ſich zu melden, 
dieſe wird ihn dann mit einer Geleits-Urkunde, die ebenfalls die 
Perſonsbeſchreibung und die eigenhändige Fertigung des Empfän— 
gers enthalten muß, verſehen, damit er ſich auf dem Hin- und 
Herwege ſowohl, als an dem Orte ſeiner einſtweiligen Beſtimmung, 
damit auszuweiſen vermöge, weil ohne einen ſolchen Ausweis kein 
Fremder eine Haupt: oder Nebenſtraße betreten, noch in irgend 
einem Orte ſich aufhalten darf. 

§. 8. Wenn der Fremde ſeine Rückreiſe in das Ausland wieder 
antreten will, ſo hat er den erhaltenen Schein, oder die einſtweilige 
Geleits-Urkunde, wieder zurück zu geben. Er erhält ſodann den für 
die Rückreiſe vidirten Paß zurück, worauf abermals die Reiſeroute 
angemerkt ſein wird. 

§. 9. Handwerksgeſellen und Profeſſioniſten haben ſich gleich 
bei ihrer Ankunft in die für die Innung beſtehende Herberge zu 
begeben, woſelbſt gegen Abnahme der Kundſchaft ihr Name in das 
Handwerks - Protokoll eingetragen, und darauf geſehen wird, daß 
fie nach den Handwerksvorſchriften binnen vierzehn Tagen in Ar: 
beit ſtehen; wer ſich dieſen Vorſchriften nicht fügt, wird als ein 
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Vagabund oder zweideutiger Menſch angeſehen, und als ein ſolcher 
behandelt werden. 

§. 10. Zwar gewähren die von den §. 1 erwähnten Behörden 
erhaltenen Päſſe dem Fremden die Erlaubniß der Reiſe in die k. k. 
Erbſtaaten bis zum beſtimmten Aufenthaltsorte, indeſſen hat ſich 
doch jeder Fremde gleich nach ſeiner Ankunft in Wien bei der Poli— 
zei⸗Oberdirektion, in den Provinzial-Hauptſtädten bei der Polizei⸗ 
Direktion, in andern Orten aber bei dem Magiſtrate über den 
Zweck ſeiner Reiſe, und über ſeine perſönlichen Umſtände näher 
auszuweiſen. Erſt nach dieſem Ausweiſe wird dann auch der län— 
gere oder kürzere Aufenthalt von der Behörde beſtimmt werden. 

$. 11. Wiewohl jeder Fremde während ſeines Aufenthalts in 
den k. k. Staaten auf gerechten Schutz und den Genuß einer wohl- 
geordneten bürgerlichen Freiheit rechnen darf, ſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß er hierauf nur dann mit Billigkeit Anſpruch machen 
könne, wenn er ſich den allgemeinen Landes- und Polizei-Verord⸗ 
nungen unterzieht, ſich mit Anſtand und Beſcheidenheit, und mit 
der bei allen geſitteten Nationen üblichen Achtung für öffentliche 
Ruhe und Landesverfaſſung beträgt. 

Wer durch ein ordnungswidriges Benehmen ſich des Schutzes 
der Regierung unwürdig macht, der muß die daraus entſtehenden 
Folgen nur ſich ſelbſt zuſchreiben. 

G. 16. April 1809, Präf. 3. 2500. 

Se. Majeſtät haben die Republikation des Paßnormales vom 
Jahre 1801 angeordnet, und in dieſer Hinſicht einige zweckmäßige 
Abänderungen aus dem Grunde anbefohlen, weil Se. Majeftät 
die ſeit einiger Zeit beſtehenden Anordnungen, nach welchen aus— 
ländiſche Militärperſonen ohne vorſchriftsmäßige, bloß von ihrer 
Militärbehörde ausgefertigte Päſſe eingelaſſen, und die Päffe der— 
ſelben auch bloß von k. k. Militärbehörden vidirt wurden, ein für 
allemal aufgehoben wiſſen wollen. Dieſes Paßnormale iſt nunmehr 
in ſeiner vollen Kraft, bloß mit einigen im Einverſtändniſſe mit 


dem k. k. Hofkriegsrathe getroffenen Abänderungen, hergeſtellt und 


in Druck gelegt worden, wovon dem Kreisamte mehrere Exemplare 
zugeſtellt werden. Nach dieſem unterliegen alle Fremde, fie mö— 
gen Civil: oder Militärperfonen fein, dieſem Normale, und Se. 
Majeſtät befehlen wörtlich: daß bloß den politiſchen Beamten zur 
Erhaltung der Evidenz, und um die ſo unentbehrliche Gentrals 
Ueberſicht aller Fremden und Reiſenden, weß Standes ſie ſein mö— 
gen, die Inſtradirung und Vidirung der Päſſe obliege; was jedoch 


m 
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nicht hindern ſoll, daß reiſende Militärperfonen ſich bei den Mili— 
tärbehörden, die ſie auf der Route antreffen, wie gewöhnlich, melden. 
Den Kreisämtern wird nun aufgetragen, dieſes Paßnormale 
alſogleich, nebſt einer polniſchen Ueberſetzung, im Kreiſe zu Jeder— 
manns Wiſſenſchaft kund zu machen, zugleich aber den Kreisin— 
ſaſſen anzudeuten, daß ſich auch in Rückſicht der von einem Kreis 
I in den andern reifenden galizifchen Unterthanen ſtrenge nach den 
beſtehenden Vorſchriften werde gehalten werden; daß daher jeder 

von einem Orte zu dem andern des nämlichen Kreiſes ſich bege— 
bende Unterthan mit einem Gertififate feiner Ortsobrigkeit, hin— 
gegen jeder von einem Kreis in den andern Reiſende, ohne Rück— 

ſicht auf Rang und Charakter mit einem Paß des Kreisamts, in 


| 
dem er domicilirt, verfehen fein müſſe. 

; Jeder Reiſende, der ſich auf dieſe Art nicht auszuweiſen ver: 
mag, iſt anzuhalten und an das Kreisamt, gegen Erſatz der Un— 
koſten zu transportiren, welches mit ihm fein Amt zu handeln wiſ— 
ſen wird. Für die genaue Vollziehung dieſer Vorſchrift wird das 
Kreisamt ſtrenge verantwortlich gemacht. 

| 


G. 23. Febr. 1811, 3. 5792 (Gen. 91— 93. 149—151). 


Se. Majeſtät haben zu beſtimmen geruht: 
§. 1. Keinem Beamten überhaupt dürfe ein Paß in das Aus— 
land von was immer für einer Behörde ertheilt werden, wenn er 
nicht den von der Stelle oder dem Amte, welche nach der beftehen- 
den Vorſchrift zur Ertheilung des Urlaubs berechtigt ſind, hiezu 
erhaltenen ſchriftlichen Urlaub ausweiſet. 
§. 2. Ein ſolcher Urlaub kann weder einem in Verrechnung 
ſtehenden, noch einem andern Individuum, dem öffentliche Gelder 
anvertraut ſind, ertheilt werden, ehe nicht durch das Zeugniß ſeines 
Oberbeamten, oder wo dieſes Individuum allein an ſeinem Platze 
ſteht, durch vorläufige Liquidatur die Richtigkeit feiner Rechnun⸗ 
gen und die vollftändige Uebergabe der beſorgten Gelder erwieſen iſt. 
$. 3. In dringenden Fällen, wo eine Rechnungs-Liquidakur 
zu lange Zeit erfordern würde, kann eine vollkommen zureichende 
Kaution dafür geleiſtet werden. 
1 8. 4. Der ſchriftliche Urlaub, gegen deſſen Vorweiſung von 
den Behörden die Päffe ertheilt werden können, muß auch vor: 
läufig von der Polizei⸗Direktion vidirt fein. 
§. 5. Da ohnehin in der Regel die Päffe zur Reife ins Aus: 
land von dem Landes-Chef oder von der Landesſtelle ausgefertigt 
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werden, ſo werde dieſes Recht in Abſicht auf die Beamten insbeſon 
dere den Länder-Chefs und Länderſtellen ausſchließend eingeräumt. 

§. 6. Wenn einem Individuum, welches kein Beamter iſt, 
die Beſorgung öffentlicher Gelder, oder eine Verrechnung, von was 
immer für einer Behörde anvertraut wird, ſo muß dieſes immer der 
Landesſtelle bekannt gemacht werden, damit ſich dieſe, wenn ein 
ſolches Individuum einen Paß zur Reiſe in das Ausland verlangt, 
nach §. 1 zu benehmen wiſſe. 
H. 27. Febr. 18175 G. 22. März 1817, Z. 13735 (Gen. 361). 

Dem Kreisamte wird aufgetragen, die auf das h. H. vom 
23. Aug. 1814 ſich gründende hierortige Vdg. v. 23. Sept. 1814, 
3. 33789 1), wonach kein ungarifcher Unterthan ohne einen Paß 
ſeiner Jurisdiktion in irgend einen Privatdienſt, oder zur Arbeit bei 
irgend einem Handwerker aufgenommen werden ſoll, zu repu— 
bliciren. 


H. 2. April 1818, 3. 38087; G. 4. Mai 1818, 3. 21897 (Gen. 345). 

Daß jeder ungariſche Unterthan, der nicht mit einem ordentli— 
chen Paſſe ſeiner Jurisdiktion verſehen iſt, ohne weiters in ſeinen 
Geburtsort zurückgeſchafft werden muß: 


Präſ. Vog. v. 31. Okt. 1820, 3. 6404. 

Die Päſſe der aus Ungarn ankommenden Individuen müſſen 
vom Vice⸗Geſpan ausgefertigt werden. 

G. 14. Sept. 1824, 3. 51069 (P. G. S. VI. 166). 

Bekanntmachung: welche Eröffnungen an die ruſſiſch-kaiſer— 
lichen Behörden wegen Auslegung der Nachtrags-Konvention v. 
29. Sept. 1822, hinſichtlich der ohne Paß an der Gränze erfchei- 
nenden Unterthanen, ergangen ſind. 

G. 6. März 1825, Z. 10179 (P. G. S. VII. 62). 

In das Ausland zurückreiſenden Fremden und Handwerksbur— 

ſchen ſollen die für die Rückreiſe vidirten Päffe, Kundſchaſten u. dgl. 
zurückgeſtellt werden. 
G. 31. Marz 1826, 3. 16494; G. 14. Juni 1826, 3.81618, u. G. 10. Mai 1827, 

3. 27259 (P. G. S. VIII. 54 u. IX. 224). 8 

Fuhr⸗ und Handelsleute, dann Reiſende nach Ungarn, ſollen 
ſich mit den vorgeſchriebenen Päſſen verſehen. 


1) In dieſer bezogenen Verordnung, Gen. 507. S., iſt nichts Mehreres 
enthalten. 
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G. 2. Okt. 1827, 3. 60986 (P. G. S. IX. 408). 

Unterthanen und Bewohner der Landſtädte ſollen von ihren 
Dominien und Magiſtraten mit Päſſen zur Reiſe nach Lemberg 
verſehen werden. 

G. 20. Aug. 1829, Z. 53902. Gen. 1329. ©. 

Die Länderchefs dürfen Päſſe in's Ausland ſelbſt auf 3 Jahre 

für Gewerbsleute und Handwerksgeſellen ertheilen. 


G. 4. Sept. 1830, Präf. 3. 4172 (P. G. S. XII. 376). 

$. 1. Jeder Unterthan, welcher ſich auf einem mit hierlän— 
digen Produkten außer Landes zu gehen beſtimmten Schiffe als 
Schiffsknecht verdingen will, ſoll mit einem beſondern gedruckten, 
lediglich auf feine Perſon lautenden Paſſe verſehen ſein.— 

§. 2. Der Paß hat, außer dem Vor- und Zunamen des Paß— 
inhabers, eine genaue Beſchreibung ſeiner Perſon, ſeinen gewöhn— 
lichen Aufenthaltsort, den Zweck TOR Reife und die Paßdauer 
zu enthalten. 

§. 3. Da bei Defluidationen oft günfige Umſtände augen— 
blicklich benützt werden müſſen, ſo wird geſtattet, daß derlei Päſſe 
in das Ausland für die Defluidations-Knechte von den Ortsobrig— 
keiten ertheilt werden. 

§. 4. Jeder Schiffsknecht hat ſich daher mit ſeinem Geſuche 
um einen Paß an ſeine Ortsobrigkeit zu wenden, die ihm ſolchen, 
Falls ſonſt kein Anſtand obwaltet, zu erfolgen hat. 

$. 5. Die Ortsobrigkeiten haben ſich zu dieſem Behufe mit 
gedruckten Paßblanketten im voraus zu verſehen u. ſ. w. 
G. 13. Jän. 1835, Z. 75993 (P. G. S. XVII. 20). 

Es hat ſich der Fall ergeben, daß das Weib eines nach der 
2. Klaſſe verheiratheten und bei den erſten zwei Feld- Bataillons 
eines, außer der Provinz ſtehenden, galiziſchen Infanterie Regimen⸗ 
tes eingetheilten Gemeinen ſich mittelſt eines über Einſchreiten des 
Kreisamtes erlangten Gubernial-Reiſepaſſes zu ihrem Manne ver: 
fügt, und nach ihrer Ankunft beim Regiments-Kommando um die 
Bewilligung zum ferneren Aufenthalte bei ihrem Manne angeſucht 
hat, was aber nicht zugeſtanden werden konnte, weil nach der beſte— 
henden Vorſchrift das nach der 2. Klaſſe verheirathete, unter der 
Civil⸗Jurisdiktion ſtehende Weib ſich nie beim Regimente aufhal⸗ 
ten darf. Die Kreisämter erhalten ſonach, über Anfinnen des 
General⸗Militär⸗Kommando vom 27. Nov. v. J., Z. 3823 C., die 
Weiſung, für ſolche Weiber um keine Reife-Päffe einzuſchreiten, weil 


864 Reiſe⸗ Paß. 
felbe nach dem Eintreffen bei ihren Männern, bei dem Verbothe 
daſelbſt ihren Aufenthalt zu nehmen, zurückgewieſen, und ohne den 
nöthigen Unterhalt nur dem größten Mangel ausgeſetzt ſein würden. 
H. 14. März 1835, 3. 50175 G. 11. April 1835, 3. 18940 (P. G. S. XVII. 192). 

Die niederöſterreichiſche Regierung hat der k. k. allgemeinen 
Hofkammer die Anzeige erſtattet, daß bei der Ausfertigung von 
Reiſe-Päſſen an türkiſche Unterthanen, welche das öſterreichiſche Ge— 


biet betreten, ein ungleichförmiges Verfahren, insbeſondere rückſicht⸗ 


lich der Zeibeſtimmung ihrer Giltigkeit ſtatt finde, und unter 
Darſtellung der Unzukömmlichkeiten, welche aus dieſem Verfahren 
entſpringen, die Bitte geſtellt, damit den betreffenden k. k. öſterrei⸗ 
chiſchen Behörden die Handhabung der in der dießfalls von der k. k. 
allgemeinen Hofkammer, im Einvernehmen mit der k. k. geheimen 
Hof: und Staatskanzlei erlaſſenen, den k. Kreisaͤmtern mit Guber- 
nial⸗Verordnung vom 10. Okt. 1806, 3. 41915, bekannt gegebenen 
Normalvorſchrift enthaltenen Beſtimmungen in Erinnerung gebracht 
werde, wornach jeder türkiſche Unterthan (der bei ſeinem Eintritte 
in die öſterreichiſchen Staaten mit einem, von der betreffenden tür- 
kiſchen Obrigkeit ausgeſtellten Erlaubnißſcheine verſehen ſein muß), 
von der betreffenden öſterreichiſchen Graͤnzbehörde einen Paß zu er⸗ 
halten hat, der niemals auf eine längere Zeit, als aufs Monate, be⸗ 
ſtimmt auf jene Provinz, wo derſelbe feinen Handel zu treiben ge: 
denkt, auögeftellt werden darf. 


G. 10. Nov. 1837, 3. 69196 (P. G. S. XIX. 780). 


Im Einverftändniffe mit dem k. k. General-Militär-Kom⸗ 
mando wird dem k. k. Kreisamte bedeutet, daß die hierortige Wei⸗ 
fung vom 27. April d. J., 3. 23186, in Abſicht auf die von den 
Werbbezirks⸗Kommanden im kurzen Wege einzuholende Begutach— 
tung über Paß-Gefuche der in's Ausland reiſenden Inländer, nur 
auf Paß⸗Geſuche jener Paßwerber eine Anwendung zu finden habe, 
die nach ihren körperlichen Verhältniſſen oder ſonſtigen Eigenfchaf- 
ten auf die Militärbefreiung keinen Anſpruch haben, oder ſich ſchon 
im Militärdienſte befinden und beurlaubt ſind; endlich daß in be⸗ 
ſonders dringenden Fällen, worüber ſich die Ueberzeugung zu ver: 
ſchaffen iſt, ſelbſt Paß⸗Geſuche der vorgedachten Individuen der 
Begutachtung der Werbbezirks-Kommanden nicht unterzogen zu 
werden brauchen, jedoch in ſolchen Fällen die Werbbezirks-Kom⸗ 
manden von der ertheilten Paßbewilligung in die Kenntniß zu 
fegen find. n 
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